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1. Kapitel 
____________________________________________ 

Wirtschaftsverfassungsbegriff 

I. Zum Begriff der Wirtschaftsverfassung 

Der Begriff der Wirtschaftsverfassung wurde in der ersten Hälfte des 20. Jh. von Franz Böhm 

und Walter Eucken als Vertreter der Freiburger Schule geprägt.1 Gegenstand des Konzepts2 der 

Wirtschaftsverfassung ist die (rechtliche) Ordnung der Volkswirtschaft. Entsprechend ist der 

Begriff der Wirtschaftsverfassung schwerpunktmäßig3 der Rechtswissenschaft, aber auch der 

Wirtschaftswissenschaft, scil. der Volkswirtschaftslehre, zuzuordnen.4 Trotz der mittlerweile 

reichhaltigen wissenschaftlichen Aufarbeitung dieses Konzepts sind zahlreiche 

terminologische Unklarheiten5 und differierende Ansichten zu Teilaspekten bis in die 

Gegenwart erhalten geblieben. 

Aus heutiger Sicht lässt sich ferner erkennen, dass sich die Interpretation des Konzepts der 

Wirtschaftsverfassung im Laufe der Zeit gewandelt hat. Während die Freiburger Schule noch 

von einem normativen Prinzip ausging, das auf einer vorrechtlichen Wertung und 

ökonomischen Ansicht beruhte, nämlich der Überlegenheit einer wettbewerbsverfassten 

Marktwirtschaft als Wirtschaftssystem, wird bei aktuellen, insbesondere 

rechtswissenschaftlichen Arbeiten versucht, die Inhalte der Wirtschaftsverfassung dem 

geltenden Europa- bzw. nationalstaatlichen Recht zu entnehmen. 6 

Vor dem Hintergrund der schwer zu überblickenden Meinungsvielfalt7 zum Thema erscheint 

es methodisch zweckmäßig, den Ursprung und das materielle Regelungsanliegen des Konzepts 

der Wirtschaftsverfassung in dessen historischem Kontext herauszuarbeiten, um hieraus 

                                                 
1 Böhm, Die Ordnung der Wirtschaft, 1937; ders. Wirtschaftsordnung und Staatsverfassung (1950); Eucken, 
Grundlagen der Nationalökonomie, 8. Aufl. (1965); vgl. Hatje, in: v. Bogdandy/Bast, Europäisches 
Verfassungsrecht, 2. Aufl. (2009), S. 803; vgl. Ehmke, Wirtschaft und Verfassung, 1961, S. 7; vgl. Zacher, in: 
FS Böhm (1965), 63 (67, Fn. 18) wonach der Begriff der „Wirtschaftsverfassung“ (wohl beiläufig) 1919 nicht 
völlig neu vorgestellt, aber erstmals „namhaft“ geworden sei. 
2 Vgl. Mussler, Wirtschaftsverfassung der EG, 1998, S. 16, 22 (Fn. 29). 
3 Dies hervorhebend Badura, Verwaltungsmonopol, 1963, S. 316. Die Einschätzung deckt sich mit dem Befund, 
dass überwiegend rechtswissenschaftliche Publikationen sich dem Konzept der Wirtschaftsverfassung widmen. 
4 Mussler, Wirtschaftsverfassung der EG, 1998, S. 13, 16 (Begriff ist beiden Wissenschaften zuzuordnen); 
Cassel, in: Cassel/Ramb/Thieme, 1988, Ordnungspolitik, S. 316; auf „Sozialwissenschaften“ abstellend Ehmke, 
Wirtschaft und Verfassung, S. 7; anders wohl Ballerstedt, in: Bettermann/Nipperdey/Scheuner, Die 
Grundrechte, 1958, S. 12 f., der vom „Rechtsbegriff der WV [Wirtschaftsverfassung]“ spricht. 
5 Vgl. Mussler, Wirtschaftsverfassung der EG, 1998 S. 17. 
6 Scherer, Wirtschaftsverfassung der EWG, 1970, S. 46 f. (krit. zu Böhms „dezisionistischem“ Ansatz); vgl. 
auch Basedow, Von der deutschen zur europäischen Wirtschaftsverfassung, 1992, S. 9 („überpositives 
Modelldenken“ bei Böhm und Eucken) 
7 Vgl. Zacher, in: FS Böhm (1965), 63 (73): „entmutigend verwirrende[r] Komplex“. 
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Schlussfolgerungen für eine begriffliche Annäherung an den Begriff der Wirtschaftsverfassung 

abzuleiten.   

1. Historische Einbettung der Begriffsbildung 

Es ist kein Zufall, dass der Begriff der Wirtschaftsverfassung in der ersten Hälfte des 20. Jh. 

Gegenstand vertiefter wissenschaftlicher Auseinandersetzung war.8 Als treibende Kraft zur 

Entwicklung eines Konzepts, die Wirtschaft mit den Mitteln des Rechts zu ordnen, kann das 

Aufkommen der sozialen Frage infolge der Industrialisierung des 19. Jh. ausgemacht werden. 

Zudem bot die staatsrechtliche Neuordnung des Deutschen Reiches in Form der Weimarer 

Republik den realpolitischen Anlass, entsprechende Erwägungen anzustellen.9 Das der 

Weimarer Republik vorangegangene 19. Jh. wies in mehrfacher Hinsicht erhebliche politische 

und wirtschaftliche Umwälzungen auf.  

Erstens wandelte sich die Form des Wirtschaftens fundamental: Das Ende des historischen10 

Merkantilismus‘11 unter absolutistischer Herrschaft (16. – 18. Jh.)12, die Abschaffung des 

Zunftzwangs durch die Einführung der Gewerbefreiheit13 (1810-1869) und die sich schnell 

entwickelnde Industrialisierung stellten die Wirtschaftsteilnehmer vor neue Fragen.14 Wurde 

vormals unfrei15 und im Rahmen von Privilegien16 gewirtschaftet, so eröffnete sich im Zuge 

der bürgerlichen Freiheitsbewegung17 nunmehr ein Spielraum für die individuellen 

wirtschaftlichen Kräfte. Die Neuordnung verfestigte sich in einem neuen Klassenverständnis 

von „Arbeit“ und „Kapital“.18 Im anfänglichen wirtschaftspolitischen „laissez faire, laissez 

                                                 
8 Vgl. Leisner, FS R. Schmidt (2006), 363 (367). 
9 Vgl. Zacher, Entstehung des Wirtschaftsrechts, 2002, S. 87, wonach die Zeit nach dem Ersten Weltkrieg und der 
Weimarer Republik besonders reich an Ansätzen zu einer Wirtschaftsverfassung war; ferner Thiele, Einführung in 
das Wirtschaftsverfassungsrecht, 1970, S. 55 (Begriffsbildung im Zusammenhang mit der WRV). 
10 Eine gewisse Wiederkehr merkantilistischen Außenhandels ist in neuerer Zeit in Ländern mit exorbitanten 
Leistungsbilanzüberschüssen zu erkennen, vgl. (zum deutschen Überschuss) Deutsche Bundesbank, 
Monatsbericht 04/2019, S. 75*. 
11 Instruktiv zum Begriff Schluep, in: FS Hug (1968), 25 (33).  
12 Vgl. Luczak, Europäische Wirtschaftsverfassung, 2009, S. 25 f.; Strauß, Wirtschaftsverfassung, 1952, S. 7 ff. 
13 In Preußen (1810), Sachsen (1861), Bayern (1868), Norddeutscher Bund (1869) sowie seit 1871 für ganz 
Deutschland, Strauß, Wirtschaftsverfassung, 1952, S. 9; vgl. auch Reuß/Chorvat, Wirtschaftsverfassung, 1964, 
S. 22 f.; Gröschner, Das Überwachungsrechtsverhältnis, 1992, S. 5 f., 15 f.; Ziekow, Freiheit und Bindung des 
Gewerbes, 1992, S. 323 ff.; zum Zunftzwang Jarass/Locher/Tünnesen-Harmes, Wirtschaftsverwaltungsrecht, 
3. Aufl. (1997), § 1 Rn. 5, 8. 
14 Böhm, Die Ordnung der Wirtschaft, 1937, S. 3 f. (Umwälzungen der „Staats- und Sozialverfassungen“); vgl. 
Eucken, Grundlagen der Nationalökonomie, 8. Aufl. (1965), S. 61. 
15 Zünfte bestimmten über Verkaufspreise, Produktionsbedingungen, - mengen sowie Produktqualität, vgl. 
Gabler, Wirtschaftslexikon, 2009, Stichwort Zunft; ferner Thiele, Einführung in das Wirtschaftsverfassungsrecht, 
1970, S. 1-6; Ziekow, Freiheit und Bindung des Gewerbes, 1992 S. 58 f., 61, 64; vgl. auch Schluep, in: FS Hug 
(1968), 25 (31 f.). 
16 Gröschner, Das Überwachungsrechtsverhältnis, 1992, S. 15 f. 
17 Mussler, Wirtschaftsverfassung der EG, 1998, S. 43.  
18 Vgl. Badura, Verwaltungsmonopol, 1963, S. 294 („klassenspaltendes […] Privateigentum“) 
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aller“ zeigte sich die wirtschaftliche Dominanz von Großgrund- und Fabrikeigentümern im 

Kontrast zu bettelarmen Arbeiterverhältnissen.19 An die Stelle früherer (absolutistischer) 

Herrscher trat die wirtschaftliche Vorherrschaft20 vermögender Bürger und Großindustrieller, 

Monopolisten und Kartelle, welche einseitig Arbeitsbedingungen vorgeben konnten, wodurch 

es zu sozialen Spannungen kam.21 Der kaum regulierte Markt führte nicht von sich aus22 zu 

hinreichendem Wettbewerb, sondern häufig zu Monopolbildung und Kartellabsprachen,23 

welche von Gesetzgebung und Rechtsprechung24 nur wenig eingeschränkt wurden.25 Schon zu 

Beginn des 20. Jh. bestand eine gewisse Einigkeit26 darüber, dass der reine Liberalismus27 keine 

politisch zufriedenstellenden Lösungen hervorbrachte,28 auch wenn einzuräumen war, dass es 

dennoch zu einer Steigerung der allgemeinen Wohlfahrt im Vergleich zu vorangehenden 

Jahrhunderten29 kam. 

Zweitens wurde die staatliche Machtkonzentration im nunmehr bürgerlich geprägten 

Wirtschaftsleben30 als problematisch empfunden. Die historisch vorgefundene Verflechtung 

                                                 
19 Vgl. Eucken, Grundlagen der Nationalökonomie, 8. Aufl. (1965), S. 240 („menschenwürdige Ordnung der 
Wirtschaft“ nötig). 
20 Böhm, Die Ordnung der Wirtschaft, 1937, S. 7 (kein ausreichendes „Gegenwicht“ für bürgerliche 
Freiheitserweiterung). 
21 Vgl. Eucken, ORDO 2 (1949), 1 (4). 
22 Diese Prämisse wird den ökonomischen Klassikern häufig zugeschrieben; zu dieser Einschätzung krit. 
Gröschner, Das Überwachungsrechtsverhältnis, 1992, S. 10 f. („ein wohl unausrottbares Motto aus zweiter 
Hand“). A. Smith, Wohlstand der Nationen, 1776, S. 51 (Güterpreise streben ständig zum „natürliche[n] Preis“) 
ging davon aus, dass Störungen von dieser Tendenz sich nur kurz halten könnten (ebda.), an anderer Stelle 
hingegen beschreibt er das Monopolpreisproblem (S. 54, „überhöhte Marktpreise können […] lange Zeit über 
dem natürlichen liegen“) und die Neigung der Kaufleute zu Wettbewerbsbeschränkungen (S. 213); krit. dazu 
Eucken, Grundlagen der Nationalökonomie, 8. Aufl. (1965), S. 53, 241; ebenso Böhm, Die Ordnung der 
Wirtschaft, 1937, S. 74 (Annahme eines „Naturprozeß[es]“ als „groß[er] Irrtum“); Müller-Armack, 
Wirtschaftslenkung, 1947, S. 84. 
23 Vgl. Böhm, Wirtschaftsordnung und Staatsverfassung, 1950, S. 17 ff. (Machtmissbrauch durch Monopole und 
den Staat); Böhm, Wettbewerb und Monopolkampf, 1933, S. 192 (Zitat von Klausing); Mussler, 
Wirtschaftsverfassung der EG, 1998, S. 23 f. m. w. N.; Jarass, Wirtschaftsverwaltungsrecht, 3. Aufl. (1997), § 1 
Rn. 9; vgl. E. R. Huber, Wirtschaftsverwaltungsrecht, 2. Aufl. (1953), § 4 II. 2. (S. 32) (Selbstaufhebung der 
Marktwirtschaft); Strauß, Wirtschaftsverfassung, 1952, S. 10. 
24 RGZ 38, 155 (sächsisches Holzstoffkartell); Besprechung bei Böhm, ORDO 1 (1948), 197 ff. 
25 Zacher, Entstehung des Wirtschaftsrechts, 2002, S. 242 sowie mit dem Hinweis darauf, dass das öffentliche 
Recht zur Zeit der Weimarer Republik keine Handhabe zur Begrenzung privater wirtschaftlicher Macht gehabt 
habe; vgl. zur Duldung von Kartellen während der Weimarer Zeit Nörr, in: Acham/Nörr/Schefold, 
Erkenntnisgewinne, Erkenntnisverluste, 1998, S. 356 (360); Strauß, Wirtschaftsverfassung, 1952, S. 10. 
26 Vgl. Böhm, Wirtschaftsordnung und Staatsverfassung, 1950, S. 6; ders., Die Ordnung der Wirtschaft, 1937, 
S. 69 f.; v. Hayek, ORDO 6 (1954), 3. 
27 Instruktiv zum Wesen einen reinen Liberalismus Badura, Verwaltungsmonopol, 1963, S. 296 ff. 
28 Vgl. Böhm, Wirtschaftsordnung und Staatsverfassung, 1950, S. 24 („chaotische anarchische Beschaffenheit“ 
mit „willkürlicher“ [Hervorhebung im Original] Preisbildung); ders., Die Ordnung der Wirtschaft, 1937, S. 56 
(für ein „stilles Wachsen“ der Wirtschaft in eine Ordnung „ist hier kein Raum“ mehr); Eucken, Grundlagen der 
Nationalökonomie, 8. Aufl. (1965), S. 241 (brauchbare Wirtschaftsordnungen entstünden nicht „von selbst“); 
vgl. auch Badura, Verwaltungsmonopol, 1963, S. 286 (gesellschaftliche Selbststeuerung als Utopie erkannt). 
29 Vgl. Müller-Armack, Wirtschaftslenkung, 1947, S. 80 mit Hinweis auf gestiegene Reallöhne auch im 19. Jh. 
30 Vgl. Luczak, Europäische Wirtschaftsverfassung, 2009, S. 28 f. („dreifache[s] Problem“ [Hervorhebung im 
Original]: Machtkonzentration bei Privaten, Nationalstaaten und bei der EU denkbar). 
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von Staat und Wirtschaft als Übel begreifend, versuchte man, eine Trennung der Bereiche 

voranzutreiben.31 

Zur Lösung der skizzierten Problemkreise entbrannte ein „Religionskrieg“32 über das 

sachgerechtere Wirtschaftssystem33 im Sinne der Pole Markt- oder 

Zentralverwaltungswirtschaft (letzteres auch: Planwirtschaft34). Wesentlicher Unterschied der 

Systeme ist die Zuordnung der Kompetenz für die Aufstellung der Wirtschaftspläne35: In der 

Zentralverwaltungswirtschaft ist diese Kompetenz einer hoheitlichen Stelle zugeordnet, welche 

mittels hierarchisch durchgesetzten (Verwaltungs-)Zwangs seine Vorstellungen in die Realität 

umzusetzen sucht. Hingegen wird in einer Marktwirtschaft dezentral gewirtschaftet, d. h. jeder 

Wirtschaftsteilnehmer ist (formal)36 frei, der einen oder anderen Tätigkeit nachzugehen. Böhm 

und Eucken plädierten dabei als Vertreter des Ordoliberalismus‘ für eine Machtbegrenzung 

durch das Prinzip des Wettbewerbs unter den Wirtschaftsteilnehmern.37 Durch das 

Vorhandensein von Konkurrenz könnte am besten sichergestellt werden, dass einzelne 

Wirtschaftsteilnehmer ihre Marktmacht nicht übermäßig auf Kosten anderer ausspielten. Damit 

sollte zugleich sichergestellt werden, dass sich das beste Produkt bzw. der tüchtigste 

Dienstleister durchsetzt.  

Zentrale Funktion einer „brauchbaren“38 Wirtschaftsverfassung war es somit, wirtschaftliche 

Macht zu begrenzen.39  

Zu Recht wurde in der staatsrechtlichen Literatur darauf hingewiesen, dass die 

Staatsverfassung40 ein ähnliches, aber primär politisches Machtbegrenzungsproblem im Staat-

                                                 
31 Vgl. Luczak, Europäische Wirtschaftsverfassung, 2009, S. 26, aber auch die völlig andere Perspektive bei 
Eucken, referiert von Zacher, Entstehung des Wirtschaftsrechts, 2002, S. 237, welcher auf das wirtschaftliche 
Eigenleben feudaler Wirtschaftsstrukturen hinweist. Die dort angesprochene absolute Trennung von Staat und 
Wirtschaft meint nicht die Zurückhaltung obrigkeitlicher Einflüsse auf das Marktgeschehen, sondern das 
staatsunmittelbare Wirtschaften des Feudalherren, welches dessen Willkür unterlag und kaum Bezug zum 
sonstigen Wirtschaften der Untertanen aufwies. Dies ist nach hiesiger Ansicht hingegen nicht Kennzeichen von 
Trennung von Staat und Wirtschaft, sondern deren ultimativer Verschmelzung in Form von staatsunmittelbarer 
Wirtschaft als Variante der Zentralverwaltungswirtschaft. 
32 Böhm, Wirtschaftsordnung und Staatsverfassung, 1950, S. 5. 
33 Vgl. Definition unten I. 2. a) (S. 5 ff.). 
34 Krit. zum Begriff Sauerland, in: Gabler, Wirtschaftslexikon, 2009, Stichwort Planwirtschaft. 
35 Vgl. Böhm, Wirtschaftsordnung und Staatsverfassung, 1950, S. 9. 
36 Dies befreit allerdings nicht notwendigerweise vor materiellen Zwängen: Nachfragesituation, 
Kundenpräferenzen, Konkurrenzdruck, wirtschaftsfremde Einflüsse (informelle Regeln und Gebräuche, Sitten). 
37 Eucken, ORDO 2 (1949), 1 (19 ff.); Böhm, Ordnung der Wirtschaft, 1937, S. 100 („Ausleseverfahren“). 
38 Eucken, Grundlagen der Nationalökonomie, 8. Aufl. (1965), S. 241. 
39 Böhm, Die Ordnung der Wirtschaft, 1937, S. 6 f.; Eucken, Grundlagen der Nationalökonomie, 8. Aufl. (1965), 
S. 240; Basedow, Von der deutschen zur europäischen Wirtschaftsverfassung, 1992, S. 10; Hatje, in: 
v. Bogdandy/Bast, Europäisches Verfassungsrecht, 2. Aufl. (2009), S. 804; Mussler, Wirtschaftsverfassung der 
EG, 1998, S. 22; Basedow, Von der deutschen zur europäischen Wirtschaftsverfassung, 1992, S. 10. 
40 Im Folgenden ist damit stets die deutsche Bundesverfassung gemeint (GG). 
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Bürger-Verhältnis durch das Gewaltenteilungsprinzip und die Gewährleistung von 

Grundrechten löst.41  

Es ist nur eine Frage der Zeit, bis sich die Frage nach der Begrenzung der (politischen) Macht 

von EU-Institutionen in ähnlicher Schärfe stellen wird.42 In Bezug auf die Befugnisse und den 

Einfluss der EZB ist Kritik aus Anlass einer als mangelhaft durchgesetzt empfundenen 

Mandatsbegrenzung bereits laut geworden.43 

2. Wirtschaftssystem, Wirtschaftsordnung und Wirtschaftsverfassung 

Zur Einbettung des Begriffs der Wirtschaftsverfassung erscheint es sinnvoll, eine Definition 

nicht bloß abstrakt und alleinstehend44, sondern auch in Relation zu verwandten Begriffen zu 

setzen. In diesem Sinne soll neben dem Begriff der Wirtschaftsverfassung auch geklärt werden, 

was unter einer „Wirtschaftsordnung“ und einem „Wirtschaftssystem“ zu verstehen ist.45 

a) Wirtschaftssystem 

Unter Wirtschaftssystemen (teils auch: Wirtschaftsform)46 werden überwiegend Idealtypen 

verschiedener Arten des Wirtschaftens verstanden. Im Kern geht es um die Kompetenz für die 

Aufstellung von Wirtschaftsplänen, wobei zwischen zwei Wirtschaftssystemen unterschieden 

wird: Marktwirtschaft (auch: Verkehrswirtschaft)47 und Zentralverwaltungswirtschaft48, 

                                                 
41 Basedow, Von der deutschen zur europäischen Wirtschaftsverfassung, 1992, S. 10; Badura, 
Wirtschaftsverfassung und Wirtschaftsverwaltung, 4. Aufl. (2011), Rn. 11; Hatje, in: v. Bogdandy/Bast, 
Europäisches Verfassungsrecht, 2. Aufl. (2009), S. 804; Luczak, Europäische Wirtschaftsverfassung, 2009, 
S. 29. 
42 Basedow, Von der deutschen zur europäischen Wirtschaftsverfassung, 1992, S. 10 („dreierlei Macht“: Private, 
Mitgliedstaaten und EU-Organe). 
43 Murswiek, ifo Schnelldienst 6/2014, S. 8 ff. („Kompetenzanmaßung“); a. A. Heun, JZ 2014, 331 (336); 
Herrmann, EuZW 2012, 805 (811), Thiele, EuZW 2014, 694 (698);. vgl. ferner die Begründung der Bf. in 
BVerfG, Urt. v. 21.06.2016 – 2 BvR 2728/13 (OMT) (Rn. 10-42). Ebenfalls kritisch wertete das BVerfG 
(Beschl. v. 18.07.2017 – 2 BvR 859/15 [Rn. 64 ff.]) Staatsanleihekäufe im Rahmen des PSPP.  
44 Vgl. dazu Zacher, in: FS Böhm (1965), 63 (75), welcher eine präzise Definition für sekundär, aber eine 
Einbindung in die entscheidenden „Zusammenhänge“ für zielführender hält.  
45 Diese Methode bereits bei Mussler, Wirtschaftsverfassung der EG, 1998, S. 17, Jungbluth, Entwicklung des 
Wirtschaftsverfassungsrechts, 2017, S. 8 ff. und Jesch, Wirtschaftsverfassung Hongkong, 2001, S. 138 an; 
ebenso Fenner, Ein neuer wettbewerbsorientierter Ansatz, 2017, S. 54; im Ansatz auch Reißmüller, Grundgesetz 
und Wirtschaftsverfassung, 1960, S. 3. Die vorliegende Arbeit ergänzt diese Herangehensweise durch die 
anschließende Diskussion der Grundsatzstreitfragen, vgl. unten I. 2. c) (3) i. bis x. (S. 16 ff.). Vgl. beispielhaft 
zur bunten Definitionenvielfalt Basedow, in: FS R. Schmidt (2006), 3, welcher dem Begriff 
Wirtschaftsverfassung drei Deutungsweisen zuspricht, die hier in die Begriffe Wirtschaftssystem, 
Wirtschaftsordnung und Wirtschaftsverfassung aufgeteilt werden. 
46 Badura, Wirtschaftsverfassung und Wirtschaftsverwaltung, 4. Aufl. (2011), Rn. 2. 
47 Krit. zum Begriff der Verkehrswirtschaft, Šik, Wirtschaftssysteme, 1987, S. 55. 
48 Böhm, Wirtschaftsordnung und Staatsverfassung, 1950, S. 8 ff.; vgl. auch Eucken, Grundlagen der 
Nationalökonomie, 8. Aufl. (1965), S. 235 (idealtypische Formen des Wirtschaftens); Badura, 
Wirtschaftsverfassung und Wirtschaftsverwaltung, 4. Aufl (2011), Rn. 3; Luczak, Europäische 
Wirtschaftsverfassung, 2009, S. 32; Griller, in: FS Rill (2010), 9 f.; Mussler, Wirtschaftsverfassung der EG, 
1998, S. 17; Raiser, in: FS von Gierke (1950), 181, 191; Mestmäcker, Recht und ökonomisches Gesetz, 1978, 
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welche in ihrer idealtypischen Gestalt auch „reine Wirtschaftssysteme oder -ordnungen“49 in 

Abgrenzung zu den „[h]istorischen Wirtschaftssystemen“50 genannt werden. Auf die Frage, ob 

sich bestimmte Wirtschaftssysteme mit historischer Notwendigkeit sukzessiv ablösen 

(historischer Materialismus, Wirtschaftsstufenlehre) oder ihre Ursache in politischen 

Willensentscheidungen haben, soll hier nur am Rande hingewiesen werden.51 

Zu einem Wirtschaftsplan52 gehört die Entscheidung darüber, was von wem, wann, zu welchen 

Bedingungen, in welcher Menge und für welche Abnehmer zu welchen Preisen produziert wird. 

Innerhalb eines marktwirtschaftlichen Systems wird davon ausgegangen, dass der Marktpreis 

Informationsfunktion aufweist und die Verteilung der Güter und Dienstleistungen regelt.53 Der 

Preismechanismus erfordert für eine effiziente Allokation der Produktionsfaktoren einen 

wirksamen Wettbewerb.54 Im Einzelnen werden für das Funktionieren einer Marktwirtschaft 

bestimmte Rechtsinstitute für erforderlich angesehen: Vertragsfreiheit, 

Eigentumsgewährleistung, Berufs- und Gewerbefreiheit, (vollständige) Konkurrenz und 

(vollständige) Information der Wirtschaftsteilnehmer, staatliche Zurückhaltung bei dessen 

wirtschaftlicher Betätigung usf. 

Statt des Begriffs des Wirtschaftsplans wird bisweilen auch der Begriff der 

„Unternehmensplanung“55 benutzt, um die betriebliche Planung besser von der 

volkswirtschaftlichen Planung (Zentralverwaltungswirtschaft) abzuheben. Gemeint ist im 

Folgenden stets die betriebliche bzw. unternehmensbezogene Planung. 

                                                 
S. 55; Raiser, in: FS von Gierke (1950), 181 (191); Leschke/Thieme, in: Haucap/Thieme, Wirtschaftspolitik, 
2018, S. 20 (beiläufig, im vorangegangenen Text teils abweichend); Rinck/Schwark, Wirtschaftsrecht, 6. Aufl. 
(1986), § 3 Rn. 54;  weniger klar Scherer, Wirtschaftsverfassung der EWG, 1970, S. 36, dessen Bezugnahme 
auf „soziale Marktwirtschaft“ und „Planification“ als „Wirtschaftssysteme“ eine Bezugnahme auf 
Wirtschaftsordnungen im Sinne von Realtypen (s. unten bei „b) Wirtschaftsordnung“) beinhalten könnte, 
entsprechend fällt auch sein Vorschlag für eine Definition abweichend aus, vgl. S. 41; abweichend Ballerstedt, 
in: Bettermann/Nipperdey/Scheuner, Die Grundrechte, 1958, S. 10 (beiläufig Marktwirtschaft, gelenkte 
Wirtschaft usf. als „Haupttypen“ der Wirtschaftsverfassungen); Reißmüller, Grundgesetz und 
Wirtschaftsverfassung, 1960, S. 10; Jesch, Wirtschaftsverfassung Hong Kong, 2001, S. 138; Müller-Armack, 
Wirtschaftslenkung, 1947, S. 71 (beiläufig, Marktwirtschaft als Wirtschaftsordnung); Nguyen, Wettbewerbsrecht 
Vietnam, 2007, S. 61 (Wirtschaftsverfassung als Oberbegriff zu Wirtschaftssystem und Wirtschaftsordnung im 
hier verstandenen Sinne); anders Badura früher (Verwaltungsmonopol, 1963, S. 289 ff. [„Wirtschaftsformen“]); 
aus dem älteren Schrifttum Tschiersky, Wirtschaftsverfassung, 1924, S. 16 f. („Struktur einer […] 
Wirtschaftsstufe“); krit. Šik, Wirtschaftssysteme, 1987, S. 54. 
49 Tuchtfeldt, in: HdWW, Bd. 9, 1982, S. 329 (Wirtschaftssysteme). 
50 Tuchtfeldt, in: HdWW, Bd. 9, 1982, S. 329 (Wirtschaftssysteme). 
51 Vgl. Sauerland, in: Gabler, Wirtschaftslexikon, 2009, Stichwörter Wirtschaftsordnung, Wirtschaftssystem. 
52 Vgl. Eucken, Grundsätze der Wirtschaftspolitik, 1952, S. 377; vgl. Šik, Wirtschaftssysteme, 1987, S. 39 f.; ferner 
Müller-Stewens, in: Gabler, Wirtschaftslexikon, Stand 02/2018, Stichwort Wirtschaftsplan. 
53 Böhm, Wirtschaftsordnung und Staatsverfassung, 1950, S. 14 („Preissystem als steuernde Kraft“). 
54 Böhm, Wirtschaftsordnung und Staatsverfassung, 1950, S. 27 ff. 
55 Šik, Wirtschaftssysteme, 1987, S. 59. 
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Ein Mittelweg zwischen beiden Idealtypen in Form einer staatlich gelenkten Marktwirtschaft 

wird unter dem Begriff Interventionismus subsumiert.56 In einem solchen System wird der freie 

Markt nicht aufgehoben, jedoch (in der Regel aus politischen Gründen) punktuell bzw. sektoral 

gelenkt, korrigiert oder verstaatlicht. Der Versuch einer Definition von Interventionismus findet 

sich bei Christen57: 

„Interventionismus im Rechtsinne […] [ist] die über das mit der staatlichen Rahmenordnung 
gegebene Mass [sic] hinausgehende wiederholte Ergänzung und Ersetzung der autonomen 
Koordinationsprinzipien Wettbewerb und Gruppenvertrag durch das heteronome 
Koordinationsprinzip des Plans zur Beachtung aller verfassungskräftigen Wertentscheidungen.“ 

Andere unterteilen die Spielarten des Interventionismus‘ hinsichtlich ihrer 

„gesamtwirtschaftlichen Orientierung“ in „punktuellen“ und „konstruktivistischen“ 

Interventionismus oder nach dem Intensitätsgrad in „marktwirtschaftlichen“, 

„verbandswirtschaftlichen“ sowie „lenkungswirtschaftlichen“ Interventionismus.58  

Auch zentralverwaltungswirtschaftliche59 Systeme können dem Grade nach in verschiedene 

Varianten unterteilt werden.60 Sind Unternehmen durch politisch kontrollierte Zwangsverbände 

gesteuert, handelt es sich um eine „korporative Lenkungswirtschaft“61. Befinden sich die 

Produktionsmittel in Staatseigentum, liegt eine staatsunmittelbare (Plan-)Wirtschaft vor.62  

Zweifelhaft ist, ob die Versuche zu Zeiten der Weimarer Republik, eine 

„Wirtschaftsdemokratie“63 zu errichten, der Kategorie der (sozialistischen)64 

Zentralverwaltungswirtschaft zuzuordnen sind. Mangels zentraler Planung durch die Politik 

wurde dies von Böhm verneint.65 Andererseits besteht staatlicher Einfluss auf die 

                                                 
56 E. R. Huber, Wirtschaftsverwaltungsrecht, 2. Aufl. (1953), § 4 II 3. (S. 34); Scherer, Wirtschaftsverfassung der 
EWG, 1970, S. 55 f.; Badura, Verwaltungsmonopol, 1963, S. 291; Christen, Wirtschaftsverfassung des 
Interventionismus, 1970, S. 54 ff.; Scheuner, VVDStRL 11 (1954), 1 (12) (nicht mehr nur vorübergehende 
Notfallmaßnahmen, sondern „eigen[e] Form staatlicher Wirtschaftspolitik“). 
57 Wirtschaftsverfassung des Interventionismus, 1970, S. 239. 
58 Dazu näher Tuchtfeldt, in: HdWW, Bd. 9, 1982, S. 345 (Wirtschaftssysteme). 
59 Als Sammelbegriff für Systeme, in denen die Wirtschaftsplankompetenz nicht beim Bürger, sondern einer 
hoheitlichen Stelle (Verband, Gemeinde, Land, Bund) überantwortet ist oder von ihr kontrolliert wird. Vgl. Böhm, 
in: Scheuner, Staatliche Einwirkung, 1971, 85 (95), welcher annimmt, Planwirtschaft sei nur ein ungenauerer 
Begriff für Zentralverwaltungswirtschaft und ihn damit nicht als Oberbegriff für Systeme ansieht, in denen 
Wirtschaftspläne hoheitlichen Stellen überantwortet werden. Weiterführend zu den Varianten zentraler Planung 
Tuchtfeldt, in: HdWW, Bd. 9, 1982, S. 601 ff. (Zentralgeleitete Wirtschaft). 
60 Vgl. dazu Sauerland, in: Gabler, Wirtschaftslexikon, Stand 02/2018, Stichwort Zentralverwaltungswirtschaft. 
61 E. R. Huber, Wirtschaftsverwaltungsrecht, 2. Aufl. (1953), § 4 II. 2. (S. 39 f.). 
62 E. R. Huber, Wirtschaftsverwaltungsrecht, 2. Aufl. (1953), § 4 III. (S. 43 f.). 
63 Naphtali, Wirtschaftsdemokratie, ihr Wesen, Weg und Ziel, 1928; vgl. auch E. R. Huber, 
Wirtschaftsverwaltungsrecht, 2. Aufl. (1953), § 4 II 3. (S. 40) sowie Badura, Verwaltungsmonopol, 1963, S. 299 
f.; Böhm, in: Scheuner, Staatliche Einwirkung, 1971, 85 (91). 
64 So jedenfalls die Begründer dieser Idee, vgl. Naphtali, Wirtschaftsdemokratie, 1928, S. 10. 
65 Böhm, in: Scheuner, Staatliche Einwirkung, 1971, 85 (92). 
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unternehmerische Entscheidung durch Vorgabe demokratischer Verfahrensregeln. Die 

Eigentümlichkeit dieser wirtschaftssystemischen Konstruktion legt nahe, dass es sich um eine 

dritte Art von System handelt, wobei nähere Auseinandersetzung hier jedoch unterbleiben soll.  

Nach Christen (1970) besteht in der Koordination mittels Vereinbarung (Gruppenverträge) eine 

weitere wirtschaftssystemische Kategorie neben Markt- und Zentralverwaltungswirtschaft.66 

Als Beispiel wird der arbeitsrechtliche Tarifvertrag genannt.67 

Teils wird die Abstraktion von Wirtschaftssystemen auf Basis zweier Pole mit dem Argument 

kritisiert, bestimmte historische Wirtschaftsordnungen (Inkas, Jesuiten, Altägypten) ließen sich 

schwerlich unter eines der beiden Wirtschaftssysteme subsumieren.68 Dem ist 

entgegenzuhalten, dass hierbei die Trennung der Termini Wirtschaftssystem und 

Wirtschaftsordnung ohne Not aufgegeben wird, ohne dass ein Erkenntnismehrwert zu 

verzeichnen ist. Selbstverständlich sind Wirtschaftsordnungen historisch betrachtet einmalig 

und vielfältig. Ein Verzicht auf den abstrakten Pol der Wirtschaftsplankompetenz ist aber nicht 

erforderlich, um die Einzigartigkeit anzuerkennen. 

Nur am Rande soll auf den von Schachtschneider (2010) geprägten Begriff der 

„Sozialwirtschaft“69 sowie auf die weiteren Vorschläge für wirtschaftssystemische Idealtypen70 

hingewiesen werden. 

Zur Vertiefung des Wirtschaftssystembegriffs kann auf Tuchtfeldt71 (1982) verwiesen werden, 

der diese anhand bestimmter Kategorien (Grundprinzip, Planträger, Informationsgewinnung, 

Koordinationsprinzip usf.) noch differenzierter dargestellt hat. 

b) Wirtschaftsordnung 

Der Begriff der Wirtschaftsordnung umfasst nach Eucken (1965) „die Gesamtheit der jeweils 

realisierten Formen, in denen der Wirtschaftsprozeß alltäglich abläuft“.72 Ähnlich formuliert 

Scherer (1970), sie sei das „tatsächliche Ordnungsgefüge“ 73 der Wirtschaft, unabhängig von 

                                                 
66 Christen, Wirtschaftsverfassung des Interventionismus, 1970, S. 42 ff. 
67 Christen, Wirtschaftsverfassung des Interventionismus, 1970, S. 44. 
68 Šik, Wirtschaftssysteme, 1987, S. 54. 
69 Schachtschneider, Verfassungsrecht der EU (Teil 2), 2010, S. 36 f., 276. 
70 Als „Grundtypen“: Sauerland, in: Gabler, Wirtschaftslexikon, Stand 02/2018, Stichwort Wirtschaftsordnung. 
71 Weiterführend Tuchtfeldt, in: HdWW, Bd. 9, 1982, S. 329 ff. (Wirtschaftssysteme). 
72 Eucken, Grundlagen der Nationalökonomie, 8. Aufl. (1965), S. 51; ähnlich Badura, Verwaltungsmonopol, 
1963, S. 289 (Fn. 25); Zuck, Wirtschaftsverfassung, 1975, S. 13; Reißmüller, Grundgesetz und 
Wirtschaftsverfassung, 1960, S. 4. 
73 Scherer, Wirtschaftsverfassung der EWG, 1970, S. 41 f. (Hervorhebung im Original); im Anschluss hieran 
auch Luczak, Die europäische Wirtschaftsverfassung, 2009, S. 33 (Hervorhebung abweichend). 
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ihren wirtschaftspolitischen Zielen und Idealen.74 Einen weiteren Aspekt betont Ballerstedt 

(1958), wenn er Wirtschaftsordnung als „Inbegriff geschichtlicher ‚Daten‘ für den 

Wirtschaftsplan und das Wirtschaftsverhalten der Individuen“75 charakterisiert. 

Der Begriff der Wirtschaftsordnung ist von dem der Rechtsordnung zu unterscheiden, denn er 

geht wegen des Einschlusses informeller Regeln, Sitten, Gebräuche sowie von 

Wirtschaftsakteuren selbst geschaffenen Regeln („soziale Normen“76, konkrete/Branchen-

AGB, berufsständische Regeln) über ihn hinaus.77 Aus juristischer Sicht kann ferner auf 

Rechtsdurchsetzungsdefizite und sonstige wirtschaftliche Hemmnisse (z. B. 

Rechtsverfolgungskosten, Normauslegungszweifel, Beweisunsicherheit usf.) hingewiesen 

werden, welche die Strahlkraft von Gesetzen einschränkt. Dies schlägt sich dann ggf. bei der 

Preisbildung und in Marktbedingungen nieder. 

Selbst wenn sich Volkswirtschaften wirtschaftspolitisch an einem Idealtyp eines 

Wirtschaftssystems orientieren, wobei sich die Durchsetzung in der Regel durch oder auf Grund 

von Gesetzen vollzieht, entstehen stets Mischordnungen78, weil das reale Ergebnis hinter den 

modellhaften Idealen zurückbleibt. Wirtschaftsordnungen werden daher als Realtypen 

kategorisiert und als „ ‚gewachsene‘ “79 Ordnungen beschrieben, welche sich selbst bei 

Ausrichtung auf ein idealtypisches Leitbild im Laufe der Zeit von einem solchen entfernen.80 

Sie setzen sich aus formellen Regeln des Wirtschaftens (Gesetze) sowie informellen Regeln 

zusammen. Die Wirtschaftsordnung umfasst alle real vorkommenden Arten und Formen des 

Wirtschaftens in einer (territorial begrenzten) Volkswirtschaft innerhalb einer historischen 

Epoche. 

                                                 
74 Auf die vielen Autoren, welche keine eigene Begriffsklärung vorausschicken, kann hier nur am Rande 
hingewiesen werden. Ob dem eine abweichende Ansicht oder begriffliche Ungenauigkeit zugrunde liegt, lässt sich 
dabei kaum unterscheiden. Die beiläufige Erwähnung des Begriffs der Wirtschaftsordnung in abweichender 
Bedeutung findet sich u. a. bei Raiser, in: FS von Gierke (1950), 182 (Fn. 1a, normatives Verständnis), dann aber 
realtypisch (S. 190); anders wohl auch Mestmäcker, Recht und ökonomisches Gesetz, 1978, S. 38 (Rechtsqualität 
der Wirtschaftsordnung). 
75 Ballerstedt, in: Bettermann/Nipperdey/Scheuner, Die Grundrechte, 1958, S. 11. 
76 Mussler, Wirtschaftsverfassung der EG, 1998, S. 18; abweichend aus ökonomischer Sicht Leschke/Thieme, in: 
Haucap/Thieme, Wirtschaftspolitik, 2018, S. 5 (beiläufig im Schema), anders dann aber bei S. 15 f.; vgl. 
Sauerland, in: Gabler, Wirtschaftslexikon, Stand 02/2018, Stichwort Wirtschaftsordnung. 
77 Vgl. Rinck/Schwark, Wirtschaftsrecht, 6. Aufl. (1986), § 3 Rn. 50. 
78 Böhm, Wirtschaftsordnung und Staatsverfassung, 1950, S. 8 (anders aber noch 1937: ders., Die Ordnung der 
Wirtschaft, 1937, S. 56); Griller, in: FS Rill (2010), 10; Ehmke, Wirtschaft und Verfassung, 1961, S. 12 (Fn. 28); 
Raiser, in: FS von Gierke (1950), 181 (190). 
79 Eucken, Grundlagen der Nationalökonomie, 8. Aufl. (1965), S. 52. 
80 Eucken, Grundlagen der Nationalökonomie, 8. Aufl. (1965), S. 52 f. Dasselbe Phänomen scheint sich für die 
EU zu bewahrheiten, wenn im Zuge der Vertragsänderungen seit Maastricht zunehmend politisch lenkender 
Einfluss neuer Politikbereiche Einzug erhält, vgl. dazu die Integrationshistorie im Prolog zum 2. Kapitel unten 
(S. 73 ff.). 
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Es gibt mindestens zwei wirtschaftssystemische Dimensionen, in denen graduelle 

Unterscheidungen verschiedener Wirtschaftsordnungen festgestellt werden können: Erstens 

kann ein gesellschaftlicher Bereich generell staatlicher Leitung unterliegen (oder nicht) und 

zweitens kann – bei grundsätzlicher wirtschaftlicher Freiheit eines Bereiches – ein mehr oder 

weniger starker Einfluss durch Regulierung oder Subventionierung das Marktergebnis 

verändern. In Abgrenzung zum Begriff des Wirtschaftssystems kann festgehalten werden, dass 

Wirtschaftssysteme als Idee entworfen, Wirtschaftsordnungen hingegen als historisches Daten 

analysiert werden.81 Sie sind in ihrem historischen Kontext so individuell wie ein Mensch und 

entziehen sich einer schematischen Einordnung („Hauswirtschaft“, „Stadtwirtschaft“, 

„Landwirtschaft“).82 

Wegen der unzähligen Graustufen83 liefert der Umstand der Erledigung bestimmter Aufgaben 

durch den Staat allein noch keine eindeutige Aussage darüber, ob eine Wirtschaftsordnung 

(schwerpunktmäßig) markt- oder zentralverwaltungswirtschaftlich organisiert ist. Die formale 

Gewährleistung von Privateigentum beispielsweise erscheint vor diesem Hintergrund nicht 

hinreichend aussagekräftig.84 Daraus folgt noch lange nicht, dass eine Wirtschaftsordnung 

marktwirtschaftlich oder planwirtschaftlich organisiert ist, weil es auch auf den rechtlichen 

Inhalt des Eigentumsrechts85 und die reale Verwaltungs- und Geschäftspraxis ankommt.86 

Entscheidend ist vielmehr, ob ein hinreichend großer Spielraum87 innerhalb der Leitplanken der 

formellen und informellen Regeln für die Wirtschaft besteht, in dem der Einzelne seine 

Wirtschaftspläne umsetzen kann. Je kleiner dieser ausfällt, desto näher befindet man sich am 

zentralverwaltungswirtschaftlichen Pol und umgekehrt am marktwirtschaftlichen. Andere 

Autoren unterscheiden danach, ob der überwiegende Teil der „Produktionsmittel in den Händen 

der Gemeinschaft“88 sei. Diese Unterscheidung wird jedoch in Anbetracht der Digitalisierung 

                                                 
81 Vgl. Eucken, Grundlagen der Nationalökonomie, 8. Aufl. (1965), S. 48. 
82 Eucken, Grundlagen der Nationalökonomie, 8. Aufl. (1965), S. 47 f., 58 ff. 
83 Vgl. Rinck, Wirtschaftsrecht, 5. Aufl. (1977), Rn. 67. 
84 Vgl. Eucken, Grundlagen der Nationalökonomie, 8. Aufl. (1965), S. 54. 
85 Beim Eigentumsrecht (Art. 14 Abs. 1 GG) handelt es sich um ein normatives Grundrecht, welches nicht in der 
Verfassung selbst materiell beschrieben ist. Die Ausgestaltung wird dem Gesetzgeber überlassen, weshalb 
Eigentumsreichweite, -fähigkeit von Gegenständen sowie Inhalts- und Schrankenbestimmungen je nach 
Rechtsordnung unterschiedlich ausfallen und im Laufe der Zeit dem Wandel unterliegen.  
86 Beispiel bei Eucken, Grundlagen der Nationalökonomie, 8. Aufl. (1965), S. 54 f.; es hat an Aktualität nicht 
verloren, da Inhalts- und Schrankenbestimmungen (Art. 14 Abs. 1 Satz 2 GG) gravierende Einschränkungen bei 
bestimmten Eigentumsgegenständen bewirken können, welche durch einfaches (verhältnismäßiges) Gesetz 
gerechtfertigt werden; vgl. etwa die Einschränkung der Baufreiheit durch das öffentliche Baurecht 
(Baulandknappheit). Vgl. dazu auch Scheuner, in: ders., Staatliche Einwirkung, 1971, 145 (146): 
„Freiheitsrechte […] erheblich eingeschränkt“. 
87 Vgl. auch Badura, Wirtschaftsverfassung und Wirtschaftsverwaltung, 4. Aufl. (2011), Rn. 2 (die 
„wesentlichen Entscheidungen“ in der Zentralverwaltungswirtschaft dem Staat überlassen). 
88 Vgl. Mestmäcker, in: FS von der Groeben (1987), 9 (45) m. w. N.  
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an Relevanz verlieren, da die Zahl der global bedeutenden Unternehmen, deren Wert sich 

vornehmlich über Marktstellung, Technologie und geistiges Eigentum definiert (amazon, 

Google, Apple, Microsoft usf.), stetig wächst. 

c) Wirtschaftsverfassung 

(1) Allgemeines 

Eine Erwähnung des Begriffs der Wirtschaftsverfassung in der zweiten Hälfte des 19. Jh. wird 

Carl Friedrich Hermann Roesler (1834-1894) zugeschrieben.89 Zur Zeit der Weimarer 

Republik existierte eine Vielfalt an Deutungsansätzen90, wobei der Ansatz der Freiburger 

Schule der wohl am weitesten entwickelte war. Nach dem Zweiten Weltkrieg wurde der Begriff 

der Wirtschaftsverfassung überwiegend in der Rechtswissenschaft thematisiert und in seiner 

Bedeutung dabei so stark verändert, dass von einem grundsätzlich anderen Deutungsansatz 

gesprochen werden muss91, wobei Definitionsfragen92 weiterhin uneinheitlich gehandhabt 

wurden. Während es der Freiburger Schule noch auf die Begrenzung wirtschaftlicher Macht 

privater Akteure mit Hilfe von Rechtsregeln ankam (im Folgenden: „normativer Ansatz“)93, 

beschränkt sich der neuere, heute wohl herrschende Ansatz auf eine Deskription 

wirtschaftsrelevanter Vorschriften, teils eingeschränkt auf solche mit Verfassungsrang bzw. 

solche des EU-Primärrechts (im Folgenden: „deskriptiver Ansatz“).94 Diese Ansätze standen 

sich nicht antagonistisch gegenüber, sondern entwickelten sich historisch nacheinander.95 Es 

kann festgehalten werden, dass sich das ursprüngliche Konzept der Freiburger Schule aufgrund 

mangelnder Reife und politischer Umsetzungskraft nicht (umfassend)96 durchgesetzt hat und 

                                                 
89 Schluep, in: FS Hug (1968), 25 (39); Zacher, Entstehung des Wirtschaftsrechts, 2002, S. 216. 
90 Zacher, Entstehung des Wirtschaftsrechts, 2002, S. 217, 220 sowie S. 223 mit dem Hinweis, dass sich zur Zeit 
der Weimarer Republik kein einheitliches Verständnis zum Begriff der Wirtschaftsverfassung durchsetzte; vgl. 
auch Nörr, in: Acham/Nörr/Schefold, Erkenntnisgewinne, Erkenntnisverluste, 1998, 356 (357) zum Ansatz Franz 
Neumanns, welcher sich auf Art. 151 WRV und die Räteverfassung stützte; umfassend zu den Weimarer 
Strömungen Möschel, in: Goldschmidt/Wohlgemuth, Zukunft der Sozialen Marktwirtschaft, 2004, S. 175 ff. 
91 Vgl. Ballerstedt, in: Bettermann/Nipperdey/Scheuner, Die Grundrechte, 1958, S. 3 („Bedeutungswandel“). 
92 So etwa Depenheuer, Wirtschaftsverfassung, 1964, S. 2 f. („politisch-soziologische Wirtschaftsverfassung“ statt 
– wie hier – Wirtschaftsordnung; eine Wirtschaftsverfassung, wie sie hier verstanden wird, nennt er eine solche 
im „rechtswissenschaftlichen“ Sinne). 
93 Zur Einordnung der Vertreter der Freiburger Schule Mestmäcker, Recht und ökonomisches Gesetz, 1978, S. 52. 
94 Vgl. auch die Einschätzung bei Zacher, Entstehung des Wirtschaftsrechts, 2002, S. 224; aus österreichischer 
Sicht Weber, Österreichs Wirtschaftsverfassung, 1957, S. 19 („rechtlicher Rahmen von Wirtschaftsordnung […] 
zu einer bestimmten Zeit“). 
95 Damit soll nicht ausgeschlossen werden, dass Vertreter des einen Ansatzes solche Thesen des anderen Ansatzes 
nicht kritisierten. Weil sie aber von völlig anderen Voraussetzungen ausgingen – nämlich von unterschiedlichen 
Zwecken und Sinngebungen für das Konzept der Wirtschaftsverfassung – musste Kritik notwendigerweise zu 
großen Teilen am jeweils anderen Ansatz vorbeigehen. 
96 Die Normierung von (ordo-)liberalen Grundfreiheiten und Wettbewerbsregeln im EU-Primärrecht (Art. 3 Abs. 
3 S. 2 EUV, 119 Abs. 1 AEUV) kann als Teilerfolg angesehen werden. 
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die Rechtswissenschaft den Begriff nach 1945 für die verfassungs- bzw. primärrechtliche 

Auslegung fruchtbar gemacht hat, gleichwohl unter Aufgabe bedeutender Strukturmerkmale97. 

Die Bedeutung des Begriffs „Verfassung“ in „Wirtschaftsverfassung“ war schon zu Weimarer 

Zeiten umstritten98 und kann auch heute noch als ungeklärt angesehen werden. Dies gründet 

sich nach hier vertretener Auffassung auch darauf, dass der Bedeutungsgehalt von 

„Verfassung“ von Zweck, Wesen und Mittel zur Durchsetzung 

wirtschaftsverfassungsrechtlicher Leitbilder vom gewählten Ansatz abhängt. Einigkeit besteht 

zwischen den Ansätzen zunächst darin, dass die Staatsverfassung und die 

Wirtschaftsverfassung begrifflich zu trennen sind.99 Das gilt auch bei Autoren, die davon 

ausgehen, dass die Wirtschaftsverfassung ein Teil der Staatsverfassung sei.100 „Verfassung“ in 

„Wirtschaftsverfassung“ wird daher regelmäßig untechnisch verstanden und dies hat 

methodische Einwände hervorgerufen.101 Darüber hinaus entzündete sich auch generelle Kritik 

am ungeklärten Verhältnis von Staatsverfassung und Wirtschaftsverfassung.102 

Die Dichotomie der genannten Ansätze findet sich bereits bei E. R. Huber (1953), welcher einen 

„politisch-soziologischen“ und „juristischen“ Begriff von (Wirtschafts-)Verfassung 

unterscheidet.103 Thematisch ähnlich differenziert Basedow (1992), indem er positiv-faktisches 

und normatives Verständnis von Wirtschaftsverfassung trennt.104 Ersteres rekurriert auf die 

Gesamtheit der die Wirtschaftsordnung regelnden Vorschriften, letzteres meint den Teil des 

Wirtschaftsrechts, welcher regelt, „wer zu welchen Bedingungen über knappe Güter und 

Leistungen verfügen darf.“105 Damit zeigt er die Ansätze eines grundsätzlichen Streitpunkts, 

nämlich ob die Wirtschaftsverfassung der Rechtsordnung im Wege der Auslegung zu 

entnehmen sei („positiv-faktisches“ Verständnis, deskriptiver Ansatz) oder aber ein normatives 

Ordnungsprinzip darstellt, welches bei Böhm durch politische Entscheidung festgelegt wird106, 

                                                 
97 Begrenzung wirtschaftlicher Macht durch Rechtsregeln, wobei wirtschaftssystemische Grundsätze in die 
Rechtsordnung transformiert werden sollen. Umfang, Mittel und Tiefe dieses Einflusses wirtschaftstheoretischer 
Annahmen blieben schon bei Böhm und Eucken im Ungefähren, was letztlich die nachfolgenden 
Begriffsverwirrungen und die fehlende politische Umsetzbarkeit bedingte. 
98 Zacher, Entstehung des Wirtschaftsrechts, S. 220 f. 
99 Wimmer/Müller, Wirtschaftsrecht, 2007, S. 8. 
100 Strauß, Wirtschaftsverfassung, 1952, S. 7. 
101 Ballerstedt, in: Bettermann/Nipperdey/Scheuner, Die Grundrechte, 1958, S. 5. 
102 Ehmke, Wirtschaft und Verfassung, 1961, S. 15, 38; vgl. auch Mestmäcker, Recht und ökonomisches Gesetz, 
1978, S. 63 f. 
103 E. R. Huber, Wirtschaftsverwaltungsrecht, 2. Aufl. (1953), § 3 I. (S. 20 f.). 
104 Basedow, Von der deutschen zur europäischen Wirtschaftsverfassung, 1992, S. 6 f. 
105 Basedow, Von der deutschen zur europäischen Wirtschaftsverfassung, 1992, S. 6. 
106 Böhm, Die Ordnung der Wirtschaft, 1937, S. 54 (aber ohne Zuweisung der Entscheidungskompetenz). 
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das den Gestaltungsspielraum des Gesetzgebers einschränkt und die Verwirklichung 

wirtschaftssystemischer Prinzipien durch entsprechende Gesetze gebietet.  

Da die Ansätze unterschiedlichen Zwecken dienen, fallen ihre Definitionen entsprechend 

unterschiedlich aus. Eine rein definitorische Annäherung an den Begriff der 

Wirtschaftsverfassung erscheint daher notwendig unvollkommen und bildet nur den ersten Teil 

der Analyse. Die Definitionsansätze sind nach hier vertretener Auffassung Kinder des jeweils 

dahinterstehenden Ansatzes und spiegeln diesen wider. Es handelt sich beim Konzept der 

Wirtschaftsverfassung um keine phänomenologische Kategorie der Wirklichkeit, sondern um 

eine Kopfgeburt der Wissenschaft. Für das Verständnis dieser Konstruktion ist die Kenntnis 

sowohl des Entstehungskontexts als auch der Strukturmerkmale und des materiellen Gehalts 

unerlässlich. 

Die Differenzierung der beiden Ansätze findet sich ferner – allerdings mit anderer Terminologie 

– bei Ehmke in der Unterscheidung von Wirtschaftsverfassung im „ökonomischen“ und im 

„staatsverfassungsrechtlichen“ Sinne107 sowie (ggf. mit abweichender Attribution) auch bei 

Mussler (1998)108, Zacher (2002)109, Drexl (2003)110, Thiele (1970)111, Behlke (1961)112, Rinck 

(1977)113, Rupp (1982)114, Müller-Graff (2015)115, Herrmann (2012)116 und Ballerstedt 

(1958)117. Erstere Deutung wird als die Einwirkung ökonomischen Modelldenkens auf die 

Rechtsordnung durch überpositive Dezision charakterisiert, letztere als die Regelung der 

Wirtschaft durch die Rechtsordnung, insbesondere das Verfassungs- und EU-Primärrecht.  

Wenn im Anschluss von „normativem“ und „deskriptivem“ Ansatz die Rede ist, so werden 

Eckpunkte der jeweiligen Denkrichtungen wiedergegeben. Die Nennung eines Autors unter der 

jeweiligen Überschrift bedeutet dabei nicht notwendigerweise, dass dieser ein Vertreter dieser 

Deutungsweise ist. Bei manchen Autoren lässt sich nicht sicher feststellen, welchem Ansatz sie 

folgen, teils werden von manchen Autoren auch Elemente aus beiden Ansätzen vorgebracht. 

                                                 
107 Ehmke, Wirtschaft und Verfassung, 1961, S. 28 im Zusammenhang mit der Interpretation von E. R. Hubers 
Begriff von Wirtschaftsverfassung. 
108 Mussler, Wirtschaftsverfassung der EG, 1998, S. 20 („deskriptiv und funktional“). 
109 Zacher, Entstehung des Wirtschaftsrechts, 2002, S. 216. 
110 Drexl, in: v. Bogdandy, Europäisches Verfassungsrecht, 1. Aufl. (2003), S. 753. 
111 Thiele, Einführung in das Wirtschaftsverfassungsrecht, 1970, S. 7. 
112 Behlke, Neoliberalismus und die Gestaltung der Wirtschaftsverfassung, 1961, S. 96 f. 
113 Rinck, Wirtschaftsrecht, 5. Aufl. (1977), Rn. 58. 
114 Rupp, in: HdWW, Bd. 9, 1982, S. 141 (Wirtschaftsordnung I). 
115 Müller-Graff, in: ders./Hatje, EnzEuR, Bd. 4, 2015, § 1 Rn. 3 („Präskription“ und „Deskription“). 
116 Herrmann, in: Giegerich/Heinz, Herausforderungen und Perspektiven der EU, 2012, 51 (52). 
117 Ballerstedt, in: Bettermann/Nipperdey/Scheuner, Die Grundrechte, 1958, 4 (einerseits „bloße Beschreibung“, 
andererseits auch Verständnis als „gesollte Ordnung“). 
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Betrachtet man den Begriff der Wirtschaftsverfassung in Relation zu dem der 

Wirtschaftsordnung, so wird überwiegend angenommen, die Wirtschaftsordnung sei geteilt in 

rechtliche und sonstige Regeln und Gebräuche. Als Wirtschaftsverfassung könnte man daher 

den rechtlichen Teil einer Wirtschaftsordnung bezeichnen.118 Diese Deutung verkürzt jedoch 

stark die hinter dem Begriff stehenden Probleme und Interpretationsschwierigkeiten und kann 

nur eine erste Orientierung sein. 

Konsens besteht darüber, dass das Konzept der Wirtschaftsverfassung mittels justitiabler 

Rechtsregeln durchgesetzt werden müsse. Auch wenn die abschließende rechtsdogmatische 

Einordnung beim normativen Ansatz unterentwickelt ist und beim deskriptiven Ansatz im 

Wesentlichen in Auslegungsgrundsätzen besteht, ist stets klar, dass eine zumindest auch 

juristische Wirkungsweise intendiert ist. 

Wenn man Wirtschaftsverfassung als die „rechtliche Ordnung des Verhältnisses von Staat und 

Wirtschaft“119 definiert, so ergibt sich hieraus im Anschluss, dass der (unmittelbare) Adressat 

wirtschaftsverfassungsrechtlicher Gebote bzw. Prinzipien nur der Staat sein kann.120 Er dürfe 

sein wirtschaftliches Tätigwerden nicht nur auf Fälle gesamtwirtschaftlicher 

Gleichgewichtsstörungen und die Gewährleistung bestimmter öffentlicher Güter beschränken, 

sondern müsse auch wettbewerbshinderndem Verhalten Privater entgegenwirken.121 Auch 

wenn das Konzept einer Wirtschaftsverfassung sich gegen private Machtkonzentration richtet, 

ist dieses Fernziel rechtsförmig durch die Hände des Staates, der ein effektives 

Wettbewerbsrecht und eine das Recht durchsetzende Verwaltung, Rechtsprechung122 und 

Rechtspflege gewährleisten muss, zu verwirklichen. Eine unmittelbare 

„wirtschaftsverfassungsrechtliche Bindung“ Privater erscheint daher fernliegend, auch wenn 

gewisse Effekte durch ungeschriebene Beschränkungen subjektiver Rechte durch kollidierende 

Rechte oder bei der Auslegung von Generalklauseln (§§ 134, 138, 242 BGB) rechtsdogmatisch 

noch konstruierbar wären.123  

                                                 
118 Vgl. Rupp, Grundgesetz und Wirtschaftsverfassung, 1974, S. 14. 
119 Behrens, in: Brüggemeier, Verfassungen für ein ziviles Europa, 1994, S. 74 f.; Luczak, Die Europäische 
Wirtschaftsverfassung, 2009, S. 30 („Verhältnis von Staat und Wirtschaft als Rechtsverhältnis gestalten“); 
ähnlich: Zacher, in: FS Böhm (1965), 63 (87); Zuck, Wirtschaftsverfassung, 1975, S. 18; Götz, 
Wirtschaftssubventionen, 1966, S. 254. 
120 So auch Meyer, Wirtschafts- und Sozialgestaltung, 2005, S. 21, aber auch mit einem Ausnahmevorbehalt. 
121 Behrens, in: Brüggemeier, Verfassungen für ein ziviles Europa, 1994, S. 77 f. 
122 Vgl. Eucken, Grundsätze der Wirtschaftspolitik, 1952, S. 306 f. zur Verantwortung der Rechtsprechung. 
123 Beispielsweise die Beschränkung der Vertragsfreiheit (welche bei Art. 2 Abs. 1 GG verortet wird) durch das 
europarechtliche Bekenntnis zur wettbewerbsverfassten Marktwirtschaft, Art. 119 Abs. 1 AEUV sowie Prot. 
Nr. 27 über den Binnenmarkt und den Wettbewerb (ABl. v. 09.05.2008, Nr. C 115, S. 309). 
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Es existieren auch Auffassungen zur Wirtschaftsverfassung, welche sich den hier genannten 

beiden Ansätzen nicht eindeutig zuordnen lassen124, sich einer präzisen Definition enthalten125 

oder die obigen Begriffe (Wirtschaftsordnung, Wirtschaftssystem) anders besetzen126 oder 

nicht scharf trennen. Zu letzterem kann die Deutung Krügers (1966)127 gezählt werden, wonach 

die Wirtschaftsverfassung die 

„innerhalb der Politischen [sic] Verfassung, die hier lediglich Grenze ist, pragmatisch zu 
findende, teils vom Staat durch Gesetzgebung zu statuierende, teils von den 
Wirtschaftssubjekten selbst frei zu verwirklichende, gemäß den jeweiligen Forderungen nicht 
zuletzt der politischen Lage durchaus veränderliche Ordnung des gemeinsamen Wirtschaftens“ 
darstellt.  

Vereinzelt wurde das Konzept des Wirtschaftsverfassungsrechts auch auf Länderverfassungen 

angewendet.128  

(2) Methodik 

Ausgehend von der Zweiteilung in normativen und deskriptiven Ansatz sollen die wesentlichen 

Unterschiede anhand folgender Unterpunkte verdeutlicht werden: 

i. Definitionsansätze; 
ii. Zweck, Funktion; 

iii. Form; 
iv. Art der Gewinnung des Inhalts; 
v. wirtschaftssystemischer Inhalt; 

vi. Verfassungsrang129; 
vii. Verhältnis zur Staatsverfassung; 

viii. Regelungsbereich und Bestandteile; 
ix. Normativer Gehalt; 
x. Mittel der Durchsetzung. 

                                                 
124 Vgl. die Definition von Ballerstedt, in: Bettermann/Nipperdey/Scheuner, Die Grundrechte, 1958, S. 9 f., 44; 
vgl. dazu Ehmke, Wirtschaft und Verfassung, 1961, S. 39, wonach Ballerstedt ein Vertreter des normativen 
Ansatzes sei. 
125 Vgl. Vanberg, in: Meessen/Bungenberg/Puttler, Economic Law, 2009, S. 61 („rules of the economic game“); 
Gygi, Schweizerische Wirtschaftsverfassung, 2. Aufl. (1978), S. 102. 
126 Leschke/Thieme, in: Haucap/Thieme, Wirtschaftspolitik, 2018, S. 7 (im Sinne der hier verstandenen 
Wirtschaftsordnung). 
127 Von der Reinen Marktwirtschaft, 1966, S. 15. 
128 Reuß/Chorvat, Wirtschaftsverfassung, 1964, S. 11, 18; vgl. auch unten III. 1., S. 57 ff. 
129 Oder vergleichbares höherrangiges Recht, z. B. EU-Primärrecht. 
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(3) Normativer Ansatz130 

i. Definitionsansätze 

Der ursprüngliche, normative Ansatz geht auf die Freiburger Schule, insbesondere Franz Böhm 

und Walter Eucken, zurück. Hiernach ist unter Wirtschaftsverfassung eine normative Ordnung 

der Wirtschaft durch das Recht zu verstehen. Bestimmte ordoliberale wirtschaftssystemische 

Grundideen (Preismechanismus, Währungsstabilität, Kontinuität der Wirtschaftspolitik, 

Konkurrenzwirtschaft, Privateigentum, Vertragsfreiheit, Haftungsprinzip)131 sollen mithilfe der 

Rechtsordnung durchgesetzt werden, wobei Umfang und Mittel nicht genau bezeichnet wurden. 

Stets stand dabei aber die Gestaltung der Wirtschaftsordnung durch das Recht im 

Vordergrund.132 

Zeitlich noch vor der Freiburger Schule ist folgende Definition von Wirtschaftsverfassung zu 

finden: 

„die Gesamtheit der Normen und Organe, welche zur Durchführung der Grundsätze eines 
Wirtschaftssystems[133] Rechte und Pflichten der Einzelwirtschafter wie ihrer von ihnen selbst 
oder von der öffentlichen Gewalt geschaffenen Gemeinschaften gegeneinander und gegenüber 
den der öffentlichen Gewalt oder von ihr geschaffenen Wirtschaftseinrichtungen regeln und 
überwachen sollen […].“ (Tschierschky)134 

In der Formulierung ist eine Motivation erkennbar („sollen“), wobei aber nicht klar wird, zu 

wem diese gehört. Stellte man auf den Gesetzgeber ab, so wäre die Wirtschaftsverfassung der 

Tagespolitik ausgeliefert und das Machtbegrenzungsziel gefährdet. Ferner ergibt sich die 

ungelöste Frage, ob nur solche Normen zur Wirtschaftsverfassung zu zählen sind, deren Erlass 

sich bewusst oder ausdrücklich auf die wirtschaftliche Grundordnung bezieht.135 

Das Aufgreifen des Wirtschaftsverfassungsbegriffs durch die Freiburger Schule kann mit 

folgendem Zitat illustriert werden: 

 „Von einer Wirtschaftsverfassung können wir vielmehr erst dann sprechen, wenn innerhalb 
einer Gemeinschaft eine bestimmte Methode und Form des Wirtschaftens kraft politischer 

                                                 
130 Die Terminologie („normativ“) findet sich bereits bei Böhm, Ordnung der Wirtschaft, 1937, S. 54; aus neuerer 
Zeit Jungbluth, 2017, Entwicklung des Wirtschaftsverfassungsrechts, S. 10 (als Attribut von 
Wirtschaftsordnungen). 
131 Behlke, Neoliberalismus und die Gestaltung der Wirtschaftsverfassung, 1961, S. 54 f. 
132 Vgl. Mestmäcker, Recht und ökonomisches Gesetz, 1978, S. 16 und Ballerstedt, in: 
Bettermann/Nipperdey/Scheuner, Die Grundrechte, 1958, S. 7, wonach Böhm (und Eucken) die Gestaltbarkeit der 
Wirtschaftsordnung herausgearbeitet hätten.  
133 Tschierschky, Wirtschaftsverfassung, 1924, S. 16 definiert dies als „Struktur einer […] Wirtschaftsstufe“. 
134 Tschierschky, Wirtschaftsverfassung, 1924, S. 24. 
135 Vgl. unten I. 2. c) (4) viii. (S. 49 ff.). 
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Willensentscheidung zum Gebot erhoben wird. […] Eine Wirtschaftsverfassung ist also kein 
Inbegriff von Wirtschaftstatsachen, sondern ein Inbegriff von Normen.“ (Böhm)136 

Nach Böhm (1937) ist die Wirtschaftsverfassung streng von der realtypischen 

Wirtschaftsordnung zu unterscheiden.137 Als idealtypisches Prinzip ist es normativ geprägt und 

dient dazu, eine wirtschaftssystemische Idee in die Rechtsordnung mit einem hinreichenden 

Grad an Konsequenz zu transformieren.138 Es stellt die juristische Entsprechung des 

ökonomischen Leitbildes dar, welche als Erfüllungsgehilfe der wirtschaftssystemischen 

Grundidee dient, um dieses als „Ideal aufzurichten“139. Ökonomische Ideen werden nicht an 

die Rechtsordnung heran-, sondern in sie „hineingetragen“140, wodurch der rechtspolitische 

Charakter141 des normativen Ansatzes hervortritt. Weil sich Wettbewerb in der Marktwirtschaft 

nach Böhm nicht notwendigerweise von selbst ergibt, wird die Wirtschaftsverfassung durch das 

Erfordernis eines Gebots, einer normativen Direktion angereichert, ohne die sie ihre Aufgabe 

(Begrenzung wirtschaftlicher Macht) nicht erfüllen könnte.142  

Wie sich die Wirtschaftsverfassung nach Böhm in die Rechtsordnung einfügen würde, ist 

entgegen Mestmäcker (1978)143 nicht sicher. Um dem Böhmschen Ansatz nach einem 

(justitiablen) Gebot zum Erlass und zur Durchsetzung bestimmter ordoliberaler Regeln gerecht 

zu werden, hätte es schließlich einer hinreichend klaren Verfassungsvorschrift bedurft, welche 

es schon in der WRV nicht gegeben hat.144 Die Unklarheit über das Mittel der Durchsetzung 

wirtschaftsverfassungsrechtlicher Inhalte greift Raiser auf und stellt fest, dass eine 

wirtschaftsverfassungsrechtliche Gesamtkonzeption im Böhmschen Sinne einen Normerlass 

erforderlich macht.145 

                                                 
136 Die Ordnung der Wirtschaft, 1937, S. 54 (Hervorhebungen im Original); die Formulierung „Inbegriff von 
Normen“ findet sich bereits bei Tschiersky, Wirtschaftsverfassung, 1924, S. 21. 
137 Böhm, Die Ordnung der Wirtschaft, 1937, S. 64 f. 
138 Vgl. auch Nörr, in: Acham/Nörr/Schefold, Erkenntnisgewinne, Erkenntnisverluste, 1998, 356 (357). 
139 Böhm, Die Ordnung der Wirtschaft, 1937, S. 65; vgl. aber Ehmke, Wirtschaft und Verfassung, 1961, S. 11 der 
es als unklar ansah, ob Böhm die Wirtschaftsverfassung als etwas „Gegebenes“ (ebda.) oder „Seinsollendes“ 
ansieht. Ähnliche Zweifel finden sich bei Ballerstedt, in: Bettermann/Nipperdey/Scheuner, Die Grundrechte, 
1958, S. 7. Nach hier vertretener Deutung geht Böhm von einem normativen Ansatz, nämlich der Gestaltung der 
Wirtschaftsordnung durch das Recht, aus, deren Regeln teilweise noch geschaffen werden müssen. 
140 Zacher, in: FS Böhm (1965), 63 (78). 
141 Zacher, in: FS Böhm (1965), 63 (72); kritisch dazu Zuck, Wirtschaftsverfassung, 1975, S. 16; Rinck/Schwark, 
Wirtschaftsrecht, 6. Aufl. (1986), § 3 Rn. 59. 
142 Böhm, Die Ordnung der Wirtschaft, 1937, S. 74. 
143 Mestmäcker, Recht und ökonomisches Gesetz, 1978, S. 59 (Teil der Gesamtverfassung) mit der wenig 
überzeugenden These, sowohl WRV als auch GG enthielten eine solche wirtschaftsverfassungsrechtliche Regel. 
144 Vgl. dazu Jungbluth, Entwicklung des Wirtschaftsverfassungsrechts, 2017, S. 31, der eine Etablierung des 
Konzepts einer Wirtschaftsverfassung in Bezug auf die WRV für „nicht eindeutig“ hält; ferner S. 50 zu den 
praktischen Problemen von Gestaltungsaufträgen an den Gesetzgeber. 
145 Raiser, in: FS von Gierke (1950), 181 (192), der allerdings auch davon ausgeht, dass die Wirtschaftsverfassung 
als „politische Entscheidung“ keine Rechtssatzqualität habe. Begrifflich unterscheidet Raiser nicht hinreichend 
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Die verfassungsrechtliche Ableitung eines solchen Auftrags aus ungeschriebenem 

Verfassungsrecht erscheint rechtswissenschaftlich abenteuerlich und mit Blick auf den dem 

(Verfassungs-)Gericht zur Verfügung stehenden Auslegungsspielraum, sich einer solchen 

Deutung zu entziehen146, zu unsicher, um die Funktion der Machtbegrenzung zuverlässig zu 

gewährleisten. 

Wenn man von der Funktion der Machtbegrenzung147 ausgeht, so war für Böhm stets eindeutig, 

dass diese mit den Mitteln des wirtschaftlichen Wettbewerbs hergestellt werden müsse. Dies ist 

nicht selbstverständlich, denn zwischen dieser Funktion und dem Mittel kann unterschieden 

werden. Wirtschaftsverfassung in diesem Sinne (als Form und nicht Inhalt) kann theoretisch 

ebenso gut einen anderen wirtschaftssystemischen Inhalt aufweisen.148 Weil es sich dabei um 

Staatsfragen ersten Ranges149 handelt, können diese in einer Demokratie nicht durch bloße 

wissenschaftliche „Dezision“ entschieden werden. In der Tat enthält aber auch der normative 

Ansatz Böhms die Möglichkeit einer politischen Entscheidung. Unklar blieb dabei aber, wie 

diese zustande kommen sollte. Man kann dies als dynamischen Verweis auf das jeweils 

herrschende politische System verstehen und die Befugnis jeweils dem (totalitären) Herrscher, 

der Regierung, dem Parlament oder etwa der verfassungsgebenden Versammlung zuordnen. 

Nörr (1998) deutet Böhms Ansatz dahingehend, dass eine solche „Entscheidung“ durch die 

Einführung der Gewerbeordnung 1869 gefallen sei.150 Die Details der „politischen 

Willensentscheidung“151 blieben letztlich dennoch unklar und dies provozierte Kritik152 im 

nachfolgenden Schrifttum. 

Die mangelnde Klarstellung des notwendigen politischen Prozesses entzündete sich an der 

„Dezision“ der Freiburger Schule für ein bestimmtes Wirtschaftssystem, ohne dieses dem 

politischen Prozess zu unterwerfen. Die genauere Betrachtung zeigt, dass der Ansatz von Böhm 

                                                 
klar zwischen Verfahren zur Bestimmung wirtschaftsverfassungsrechtliche Inhalte (durch politische 
Entscheidung) und dem Mittel zur Durchsetzung der Inhalte (Rechtssätze). Daher erscheint die These, 
Wirtschaftsverfassung sei kein Rechtssatz, zumindest ungenau. 
146 So geschah es dann aus: Das BVerfG erteilte dem ursprünglichen Konzept der Wirtschaftsverfassung eine 
Absage und beschränkte die Kontrolle wirtschaftsrelevanter Gesetze auf die Vorschriften des GG, insbesondere 
die Grundrechte, BVerfGE 4, 7 (Investitionshilfe); 50, 290 (Mitbestimmung). 
147 Vgl. auch Ballerstedt, in: Bettermann/Nipperdey/Scheuner, Die Grundrechte, 1958, S. 28. 
148 So auch Thiele, Einführung in das Wirtschaftsverfassungsrecht, 1970, S. 13. 
149 Vgl. Böhm, in: Scheuner, Staatliche Einwirkung, 1971, 85 (90). 
150 Nörr, in: Acham/Nörr/Schefold, Erkenntnisgewinne, Erkenntnisverluste, 1998, 356 (364). 
151 Böhm, Ordnung der Wirtschaft, 1937, S. 54. 
152 Zacher, in: FS Böhm (1965), 63 (78). 
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durchaus offen war für eine politische Legitimation153, auch wenn er selbst einen bestimmten 

wirtschaftssystemischen Inhalt klar favorisierte. 

Die Begrenzung wirtschaftlicher Macht durch Rechtsregeln hat neben der volkswirtschaftlichen 

Bedeutung auch eine demokratietheoretische Implikation. Schon zur Zeit der Weimarer 

Republik wurde das Problem der Einflussnahme mächtiger Wirtschaftsakteure auf die Politik 

erkannt.154 Es bestand Zweifel darüber, ob ein stark fraktioniertes Parlament die 

Entscheidungskraft besäße, sich gegen Interessen der Wirtschaft durchzusetzen. Die 

Wirtschaftsverfassung sollte vor diesem Hintergrund justitiable155 Regeln schaffen, um 

derartige Einflussnahme zu Gunsten von Partikularinteressen in der Wirtschaft zu minimieren. 

Der Gedanke lebt in der heutigen Literatur weiter und steckt hinter der Sympathie für 

„ordnungsökonomische Fesseln“156, welche die einseitige Durchsetzung wirtschaftlicher 

Sonderinteressen zu Lasten der Allgemeinheit verhindern sollen.  

Als weiterer Gründervater des normativen Ansatzes ist der Ökonom Walter Eucken zu nennen. 

 „Unter ‚Wirtschaftsverfassung‘ haben wir die Gesamtentscheidung über die Ordnung des 
Wirtschaftslebens eines Gemeinwesens zu verstehen. Natürlich gibt es auch Teilverfassungen, 
z. B. für das Geldwesen, für die Landwirtschaft oder für die Arbeitsverhältnisse.“157 

Eucken (1952, 1965) betont die Idee einer Gesamtentscheidung, welche in der Literatur später 

häufig aufgegriffen wurde.158 Unklar blieb zunächst, worin diese Gesamtentscheidung 

bestünde, wer sie trifft, auf welche Art und Weise sie wirkt und welchen Umfang sie aufweist. 

Kritisch äußerte sich hierzu Rinck (1977), dass mit diesem Begriff noch „nicht viel 

gewonnen“159 sei. 

Eine Interpretation des Erfordernisses einer „Gesamtentscheidung“ findet sich bei E. R Huber 

(1953). Er versteht unter Gesamtentscheidung die Kompromisslosigkeit und Konsequenz bei 

der Wahl eines bestimmten Wirtschaftssystems (Markt- bzw. Planwirtschaft)160 und geht davon 

aus, dass Böhm und Eucken eine Art wirtschaftssystemischen Dualismus ablehnten. Bereits 

                                                 
153 Dies weiterdenkend Drexl, in: v. Bogdandy, Europäisches Wirtschaftsverfassungsrecht, 1. Aufl. (2003), S. 749. 
154 Hinweis auf Friedrich Glum (1923) bei Zacher, Entstehung des Wirtschaftsrechts, 2002, S. 221; vgl. auch 
Böhm, in: Scheuner, Staatliche Einwirkung, 1971, S. 85 („Ohne gerechte Wirtschaftsordnung keine Demokratie.“). 
155 Besonders deutlich dargestellt bei Mussler, Wirtschaftsverfassung der EG, 1998, S. 46. 
156 Oppermann/Classen/Nettesheim, Europarecht, 8. Aufl. (2018), § 18 Rn. 5. 
157 Grundlagen der Nationalökonomie, 8. Aufl. (1965), S. 52. 
158 Scherer, Wirtschaftsverfassung der EWG, 1970, S. 50 f. („systematisierende Gesamtschau“ erforderlich 
[Hervorhebungen im Original]); Hatje, in: v. Bogdandy/Bast, Europäisches Verfassungsrecht, 2. Aufl. (2009), 
S. 803; Öhlinger, in: Griller, Die europäische Wirtschaftsverfassung, 2007, S. 269; Reißmüller, Grundgesetz und 
Wirtschaftsverfassung, 1960, S. 8. 
159 Rinck, Wirtschaftsrecht, 5. Aufl. (1977), Rn. 63. 
160 E. R. Huber, Wirtschaftsverwaltungsrecht, 2. Aufl. (1953), § 3 II 2. (S. 25). 
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früher kritisierte Müller-Armack (1947) eine Wirtschaftspolitik, die nur aus einer Summe von 

Einzelmaßnahmen besteht, die auf tagespolitische Forderungen zurückzuführen ist und keinen 

Gesamtplan erkennen lässt.161 Das Postulat der „Gesamtentscheidung“ kann so als 

wirtschaftspolitisches Konsequenzgebot verstanden werden. Demgegenüber gehen 

Depenheuer (1964)162 und Ruffert (2009)163 davon aus, dass die Gesamtentscheidung sich nicht 

unbedingt auf ein reines Bekenntnis zu einem wirtschaftssystemischen Ideal beziehen müsse, 

sondern auch Kompromisse beinhalten könne.  

Rekurriert man auf den Begründer Eucken (1952), so liegt es nahe, dass die 

Gesamtentscheidung im Zusammenhang mit dem als Übel erkannten wirtschaftspolitischen 

Punktualismus verstanden werden muss.164 Gesamtentscheidung bedeutet insofern, dass die 

Wirtschaftspolitik sich weder tagespolitischen Grabenkämpfen hingeben noch, dass einzelne 

Wirtschaftszweige einer gesonderten Ordnung unterworfen werden dürfen. Dies untermauert 

Eucken mit der Begründung, dass die Wirtschaftszweige der Volkswirtschaft wirtschaftlich 

über das Preissystem und politisch über die Interdependenz von Staats- und Wirtschaftsordnung 

untrennbar miteinander verbunden sind.165 Die wirtschaftssystemische Konsequenz einer 

Wirtschaftsverfassung formuliert Eucken wie folgt: 

„Vor jeder einzelnen wirtschaftspolitischen Maßnahme muß Klarheit darüber bestehen, welche 
Wirtschaftsverfassung im ganzen realisiert werden soll. Alle wirtschaftspolitischen Akte haben 
in Ansehung der wirtschaftlichen Gesamtordnung zu geschehen.“166 

„Die moderne Wirtschaft ist ein großes zusammenhängendes System. Alle 
wirtschaftspolitischen Akte beeinflussen deshalb den Gesamtprozeß. Sie sollten deshalb alle 
aufeinander abgestimmt sein.“167 

Der normative Charakter des Konzepts zeigt sich bei Eucken in aller Deutlichkeit, wenn er vom 

Erfordernis der Schaffung einer „brauchbaren ‚Wirtschaftsverfassung‘ “168 spricht. Die dem 

folgende Literatur bekräftigte das Erfordernis der Einschränkung des wirtschaftspolitischen 

                                                 
161 Müller-Armack, Wirtschaftslenkung, 1947, S. 97. 
162 Depenheuer, Wirtschaftsverfassung, 1964, S. 4. 
163 Ruffert, AöR 134 (2009), 197 (237). 
164 Eucken, Grundsätze der Wirtschaftspolitik, 1952, S. 251, 344 f., 378 („Alles punktuelle Eingreifen ist 
verderblich.“). 
165 Eucken, Grundsätze der Wirtschaftspolitik, 1952, S. 332 ff., 378. 
166 Eucken, Grundsätze der Wirtschaftspolitik, 1952, S. 379. 
167 Eucken, ORDO 2 (1949), 1 (33). 
168 Eucken, Grundlagen der Nationalökonomie, 8. Aufl. (1965), S. 240. 
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gesetzgeberischen Entscheidungsspielraums.169 In geistiger Anlehnung hieran formuliert 

Reißmüller (1960)170: 

„Von einer V e r f a s s u n g  d e r  W i r t s c h a f t  kann nur dort gesprochen werden, wo nicht 
nur beziehungslose Teilregelungen, sondern eine Gesamtordnung des Wirtschaftsprozesses 
getroffen wurde, wo […] also die charakteristischen Elemente des Wirtschaftslebens […] in 
einem bestimmten, eindeutigen Sinne verfassungsmäßig festgelegt sind.“ 

Schluep (1968) differenziert zwischen dem untechnischen soziologischen Begriff der 

Wirtschaftsverfassung (Abbildung einer Teilrechtsordnung) und dem eigentlichen, rechtlichen 

Wirtschaftsverfassungsbegriff als 

„Inbegriff der Rechtsnormen, die ein wirtschaftliches Koordinationssystem konstituieren, also 
bewusst ins Recht heben.“171 

Der letzte Nebensatz lässt eine geistige Nähe zum normativen Ansatz erkennen in Form des 

Willens, auf die Wirtschaftsordnung einzuwirken. Weniger klar ist allerdings der Begriff des 

wirtschaftlichen Koordinationssystems, der vermutlich die Wirtschaftssysteme meint. So 

verwies Schluep172 etwa auf Art. 4 der Verfassung der UdSSR von 1936, welche ein 

Systembekenntnis zum sozialistischen Wirtschaftssystem (социалистическая система 

хозяйства) enthielt. Den Unterschied zum hier verstandenen deskriptiven Ansatz beschreibt 

Schluep dahingehend, dass ein Koordinationssystem auch „blosser Reflex einer 

Rechtsordnung“173 sein könne, der unabhängig von einer Systemidee ergangen ist. Die 

Abgrenzung soll danach erfolgen, ob ein Rechtsinstitut eine gesteigerte Relevanz für die 

Koordinationsordnung aufweist.174 Das Problem der Durchsetzung einer formalen 

Wirtschaftsverfassung (Systembekenntnis) wird etwas verkürzt als die Aufgabe des 

Wirtschaftsrechts eingeordnet, welche die Grundordnung auszuführen habe.175 Die immensen 

wirtschaftspolitischen Probleme der Realität – Inkonsequenz, Nichtdurchsetzung von 

Systembekenntnissen, Widersprüchlichkeit und Interessengesetzgebung in der 

Wirtschaftspolitik – werden nicht näher beleuchtet. Fehlt es an einem Systembekenntnis oder 

                                                 
169 Reißmüller, Grundgesetz und Wirtschaftsverfassung, 1960, S. 8 (nicht „dem Belieben des Gesetzgebers 
überlassen“). 
170 Reißmüller, Grundgesetz und Wirtschaftsverfassung, 1960, S. 8. 
171 Schluep, in: FS Hug (1968), 25 (78). 
172 Schluep, in: FS Hug (1968), 25 (78). 
173 Schluep, in: FS Hug (1968), 25 (78). 
174 Schluep, in: FS Hug (1968), 25 (79). 
175 Schluep, in: FS Hug (1968), 25 (80). 
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existiert nur eine „Reflexverfassung“, wie man es wohl in Bezug auf das GG vertreten könnte, 

liege eine „gemischte »Wirtschaftsverfassung«“ vor.176  

ii. Zweck, Funktion 

Der von der Freiburger Schule vertretene Ordoliberalismus geht davon aus, dass es eine zentrale 

Aufgabe des Staates sei, durch Gesetze den wirtschaftlichen Wettbewerb zu gewährleisten 

(„Schützer des Marktes“).177 Er müsse die „autoregulative Funktion des Marktes“178 in Gang 

halten, welche im gesetzlosen Zustand durch Machtkonzentration allmählich schwinden würde. 

Die Begrenzung wirtschaftlicher Macht des Staates179 bringt es mit sich, dass dessen 

Entscheidungsspielraum durch justitiable Rechtsregeln begrenzt werden müsse. Die Kontrolle 

wirtschaftspolitischer Entscheidungen war ein zentrales Thema.180 In diesem Sinne hebt auch 

Hänsch (2002) die gewollte Abhängigkeit des einfachen Rechts gegenüber dem 

Wirtschaftsverfassungsrecht hervor: 

Wirtschaftsverfassung ist „eine verfassungsmäßig[e] Normvorgabe für das Wertschöpfungs- und 
Verteilungsgeschehen im Staat“, der „die (einfache) Gesetzgebung zu entsprechen hat“ und 
welche „selbst durch die verfassungsändernde Gesetzgebung nur in manchen Teilen des 
Verfassungsgesetzes geändert“ werden kann.181 

Das Bedürfnis nach einer rechtlichen Ordnung der Wirtschaftspolitik wird nachvollziehbar, 

wenn man sich den (geringen) Grad verfassungsgerichtlicher Kontrolle wirtschaftsrelevanter 

Gesetze vor Augen führt: Inhaltliche Schranken ergeben sich im Wesentlichen nur bei berührten 

Grundrechten und die meisten davon sehen einen einfachen Gesetzesvorbehalt vor (Art. 2 Abs. 

1, 5 Abs. 1, 8 Abs. 2, 12 Abs. 1 S. 2 GG). Die effektive Kontrolle reduziert sich damit auf eine 

Verhältnismäßigkeitsprüfung, welche aus Gründen richterlicher Zurückhaltung und der 

Gewaltenteilung zwischen judikativer und legislativer Gewalt nur in eindeutigeren Fällen zur 

Kassation führt.182 Das BVerfG betonte seit jeher in seiner Rechtsprechung, dass dem 

Gesetzgeber aufgrund seiner demokratischen Legitimation ein umfassender Einschätzungs- 

und Gestaltungsspielraum zukommt.183 Das Verhältnis von Staat und Wirtschaft ist damit zu 

                                                 
176 Beide Zitate bei Schluep, in: FS Hug (1968), 25 (80), allerdings mit der unglücklichen Formulierung, dass eine 
„gemischte Wirtschaftsverfassung“ dann vorliege, wenn eine „Wirtschaftsverfassung“ (gemeint aber: 
Systembekenntnis) fehlt und daher „Plan, Wettbewerb und Vereinbarung gleichermassen zulässig“ seien (S. 80).   
177 Zacher, Entstehung des Wirtschaftsrechts, 2002, S. 239; Bruhn, Wirtschaftsverfassung der EU, 2008, S. 35. 
178 Vgl. Zacher, Entstehung des Wirtschaftsrechts, 2002, S. 246. 
179 Vgl. dazu Möschel, in: Goldschmidt/Wohlgemuth, Zukunft der Sozialen Marktwirtschaft, 2004, S. 180. 
180 Vgl. Mestmäcker, Recht und ökonomisches Gesetz, 1978, S. 17. 
181 Hänsch, Gesamtwirtschaftliche Stabilität, 2002, S. 96.  
182 Aus neuerer Zeit: BVerfG, Beschl. v. 21.03.2018 - 1 BvF 1/13 (Verbraucherinformation) 
183 BVerfG, Beschl. v. 26.03.2007 – 1 BvR 2228/02 (Rn. 39); vgl. auch Herrmann, in: Giegericht/Heinz, 
Herausforderungen und Perspektiven der EU, 2012, 51 (54). 



- 23 - 

großen Teilen politischen Kräften überlassen.184 Diese Einschätzung ändert sich nicht 

grundlegend durch die Berücksichtigung der primärrechtlich garantierten Grundfreiheiten und 

der europäischen Wettbewerbsregeln, weil auch diese zahlreiche Ausnahmen bzw. 

Rechtsfertigungsgründe (vgl. Art. 42, 107 Abs. 2, Abs. 3 AEUV) und Querschnittsklauseln 

(Art. 8-13, 167 Abs. 4, 168 Abs. 1, 173 Abs. 3 AEUV) enthalten.185 

Thematisch anknüpfend an den Topos der Machtbegrenzung hebt Mussler (1998) die Aufgabe 

einer Wirtschaftsverfassung hervor, „wirtschaftspolitische Lösungen zu entwickeln“, welche 

im Konfliktfall justitiabel sind.186 Diese Aufgabenkonkretisierung verdeutlich das Dilemma bei 

der Feststellung des Inhalts einer Wirtschaftsverfassung: Wo die materiellen Grenzen im 

Verhältnis von Staat und Bürger zu ziehen sind, ergibt sich aus dem Wortlaut des aktuellen 

Verfassungsgesetzes bzw. der EU-Verträge (AEUV, EUV) nicht. Vielmehr wird es mühsam in 

jedem gerichtlichen Verfahren neu eruiert und wandelt sich im Laufe der Zeit. Die bloße 

rechtliche Überprüfbarkeit einer Norm bewirkt noch keine effektive Beschränkung der 

gesetzgeberischen Prärogative. Will man eine Einschränkung durch 

wirtschaftsverfassungsrechtliche Grundsätze hervorbringen, muss man sich der (ungelösten) 

Grundsatzfrage stellen, wie denn der Inhalt wirtschaftsverfassungsrechtlicher Prinzipien 

gewonnen und durchgesetzt wird. 

Luczak (2009) betont das Prinzip der funktionalen Differenzierung187 im Verhältnis von Staat 

und Wirtschaft, welches durch das Konzept der Wirtschaftsverfassung justitiable Form 

annehmen solle. Das Ziel soll eine materielle Gewaltenteilung zwischen den Bereichen Staat 

und Wirtschaft sein. Die Dominanz rechtlich nicht überprüfbarer Gestaltungsspielräume der 

Politik wird als Übel angesehen.188 Bereits früher wurde in der Literatur von Mestmäcker (1978) 

konstatiert, es handele sich um eine materielle Gewaltenteilung und diese gewinne „gleiches 

Gewicht wie die organisatorische Trennung von Legislative, Exekutive und Justiz“189. 

                                                 
184 Zu Unrecht geht daher Mussler, Wirtschaftsverfassung der EG, 1998, S. 47 davon aus, dass der Bürger staatliche 
Eingriffe in seine wirtschaftliche Freiheit durch Berufung auf die Grundrechte „sanktionieren“ könne: Er kann 
sich im Rahmen des zulässigen Rechtsschutzes (Verfassungsbeschwerde) nur eine beschränkte gerichtliche 
Kontrolle erzwingen, wobei die materiellen Grenzen der gesetzgeberischen Prärogative recht unbestimmt sind und 
durch das BVerfG erst nach und nach durch Einzelfallentscheidungen konturiert werden, vgl. Vincze, 
Verrechtlichung der Wirtschaftspolitik, 2009, S. 61 ff. 
185 Vgl. Herrmann, in: Giegerich/Heinz, Herausforderungen und Perspektiven der EU, 2012, 51 (54) („erhebliche 
Relativierungen“) 
186 Mussler, Wirtschaftsverfassung der EG, 1998, S. 46 m. w. N. 
187 Luczak, Die Europäische Wirtschaftsverfassung, 2009, S. 29 f. 
188 Luczak, Die Europäische Wirtschaftsverfassung, 2009, S. 31 f. (intransparente Ermessensentscheidungen); 
früher bereits Scheuner, VVDStRL 11 (1954), 1 (4). 
189 Mestmäcker, Recht und ökonomisches Gesetz, 1978, S. 19. 
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iii. Form 

Die nicht voll durchdachte Entwicklung des normativen Ansatzes zeigt sich besonders scharf 

bei der nicht hinreichend geklärten Formenwahl. Welche Elemente zur so verstandenen 

Wirtschaftsverfassung zu zählen sind, wird nicht deutlich. Zwar werden vereinzelt 

wirtschaftsverfassungsrechtliche Akte benannt, wie etwa die Gewerbefreiheit, 

Kartellgesetzgebung (Böhm)190 oder die Peelsche Bankakte von 1844 (Eucken)191. Es fehlt 

jedoch eine Form für das übergeordnete Prinzip, die Meta-Regel, welche die Rechtsordnung 

bzw. Wirtschaftspolitik wirtschaftssystemisch ausrichtet und dem gesetzgeberischen Auftrag, 

etwa zur Herstellung möglichst vollständiger Konkurrenz, justitiable oder zumindest eine 

textliche Form verleiht. 

Bei Eucken (1952) finden sich zwei abstrahierte und grobmaschige wirtschaftspolitische 

Grundsätze, welche aber schwerlich als Rechtsregeln eingeordnet und angewendet werden 

könnten.192 Als wirtschaftsverfassungsrechtliche Kernregel identifiziert Eucken (1949) die 

„Herstellung eines funktionsfähigen Preissystems vollständiger Konkurrenz.“193 An anderer 

Stelle spricht er sich für einen „automatisch arbeitende[n] geldpolitische[n] Stabilisator“ aus, 

der Inflation und Deflation (ohne politische Ermessensspielräume) verhindern würde.194 Das 

damalige195 Geldsystem, das aus Zentralbankgeldschöpfung (Reserven) sowie aus 

Buchgeldschöpfung der Geschäftsbanken bestand, sollte auf zweifache Art und Weise 

stabilisiert werden: Erstens hatte Eucken Sympathie mit dem Chicago-Plan, wonach die 

Mindestreserve für täglich fällige Verbindlichkeiten (Buchgeld, auch: Giralgeld) auf 100 % 

angehoben und die Geldschöpfung vom Kreditgeschäft abgekoppelt wird.196 Das verbleibende 

Ermessenspotenzial der Zentralbank, die Währung möglicherweise durch (preisschädlichen) 

Ankauf bestimmter Vermögenswerte der politischen Willkür zu entziehen, sollte durch die 

Umsetzung einer strikten Regel, wie etwa des Graham-Plans (einer „Waren-Reserve-

Währung“), geschehen. Danach wird das Preisniveau durch An- und Verkauf von 

Lagerhauszertifikaten bestimmter Waren stabilisiert. Das entscheidende an dem Mechanismus 

ist dabei der Automatismus, wonach die Zertifikate des „Warenkorbs“ zwangsläufig bei Über- 

                                                 
190 Ordnung der Wirtschaft, 1937, S. 95. 
191 Eucken, Grundlagen der Nationalökonomie, 8. Aufl. (1965), S. 53. 
192 Eucken, Grundsätze der Wirtschaftspolitik, 1952, S. 252, 334, 336. 
193 Eucken, ORDO 2 (1949), 1 (33). 
194 Eucken, Grundsätze der Wirtschaftspolitik, 1952, S. 311. 
195 Wesentliche Strukturmerkmale der Geldordnung sind erhalten geblieben, sodass die Vorschläge noch als 
aktuell bezeichnet werden können. 
196 Eucken, ORDO 2 (1949), 1 (79). 
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oder Unterschreiten von Preisgrenzen erweitert oder abgebaut werden.197 Von einer 

rechtsförmigen Umsetzung waren diese Ideen allerdings noch weit entfernt, es fehlte bereits ein 

politisch diskutabler Gesetzesentwurf. 

Bei der Analyse der Eckpfeiler einer wettbewerbsverfassten Marktwirtschaft arbeitet Eucken 

hinsichtlich der Vertragsfreiheit einerseits die Erkenntnis heraus, dass diese unentbehrlich für 

eine Wettbewerbsordnung ist, andererseits aber auch dazu gebraucht werden kann, um 

Vertragsfreiheit seinerseits einzuschränken.198 Zur Lösung des Dilemmas schlägt er einen 

wirtschaftsverfassungsrechtlichen Grundsatz vor, der durchaus schon in die Nähe eines 

justitiablen Rechtssatzes rückt. Er lautet: 

„Vertragsfreiheit darf nicht zu dem Zwecke gewährt werden, um Verträge zu schließen, welche 
die Vertragsfreiheit beschränken oder beseitigen.“199 

Jedoch müssten diese Grundsätze in verschiedenen Fallgruppen noch näher konkretisiert 

werden. Als Beispiel kann auf Mindestvertragslaufzeiten verwiesen werden, welche 

grundsätzlich geeignet sind, die Wahl des Vertragspartners in Zukunft stark zu beschränken. 

Zu bedenken ist ferner, dass die Einschränkung der Vertragsfreiheit durch Vertragsabschluss 

immanent ist. Die Bindung an einen schuldrechtlichen Vertrag ist das Kernmerkmal eines jeden 

Vertrages und zugleich der Grund, weshalb die Grenzziehung zum nicht mehr zulässigen (weil 

wettbewerbsbeschränkenden) Vertrag stets schwierig bleiben wird. Wie lang Bindungen 

zulässig sind und ab wann von einer wettbewerbsschädlichen, überlangen Bindung auszugehen 

ist, sind wichtige Detailfragen, die für die volle Durchsetzung des Konzepts unerlässlich sind. 

Hier kann noch erheblicher Forschungsbedarf konstatiert werden, der in der Konkretisierung 

der Grundprinzipien besteht und dessen Bewältigung noch viele fähige Köpfe erfordern wird. 

Diese Kritik soll den Entwicklungsbedarf hin zur voll operablen Wettbewerbsordnung 

aufzeigen. Zwischen den wirtschaftstheoretischen Ideen und deren Umsetzung besteht eine 

erhebliche Kluft. Die Unklarheit der wirtschaftsverfassungsrechtlichen Formen lässt sich in 

Beziehung zur fehlenden Konkretheit verfassungsmäßiger Eckpfeiler setzen: 

„Wenn man den Ordo-Liberalen etwas anlasten kann, so ist es ihr Versäumnis, näher darauf 
einzugehen, wie sie sich die Verfassungsordnung des von ihnen geforderten ‚starken Staates‘ 
vorstellen […]“ (Vanberg)200 

                                                 
197 Eucken, ORDO 2 (1949), 1 (80 f.). 
198 Eucken, ORDO 2 (1949), 1 (52 ff.). 
199 Eucken, ORDO 2 (1949), 1 (56). 
200 ORDO 65 (2014), 345, 354. 
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Im sonstigen wirtschaftsverfassungsrechtlichen Schrifttum wird das Gesetz gegen 

Wettbewerbsbeschränkungen als wichtiges „Wirtschaftsverfassungsgesetz“201 angesehen, 

ferner das Stabilitätsgesetz vom 8. Juni 1967202. Diese können als Beispiele für den sonst so 

formlos gebrauchten Begriff der Wirtschaftsverfassung dienen. Gleichwohl wird 

Wirtschaftsverfassung andernorts als ungeschriebenes (teils als Verfassungs-)Prinzip 

verstanden, das bestimmte legislatorische Akte verbieten soll, vgl. hierzu den (mittlerweile 

erledigten) Streit um die Wirtschaftsverfassung des GG.203 

Insgesamt kann die Konturierung der wirtschaftsverfassungsrechtlichen Formen beim 

normativen Ansatz als unterentwickelt bezeichnet werden. 

iv. Art der Gewinnung des Inhalts 

Die Begründer des normativen Ansatzes schöpften ihre Überzeugungen zum vorzugswürdigen 

Wirtschaftssystem aus wirtschaftshistorischer Forschung zu früheren oder parallel 

existierenden Wirtschaftsordnungen (Eucken)204 oder der Analyse der bestehenden 

Wettbewerbsordnung, des Wettbewerbsrechts und der zugehörigen höchstrichterlichen 

Rechtsprechung (Böhm)205. Die wirtschaftssystemische Ausrichtung wurde somit 

außerrechtlich und nicht durch Auslegung bestehenden Rechts gewonnen. Dies hat zum 

Einwand des Dezisionismus‘ geführt und an dieser Stelle unterscheidet sich der normative 

Ansatz fundamental vom deskriptiven, welcher seine Ergebnisse stets aus dem geltenden Recht 

abzuleiten sucht, der dadurch aber gleichzeitig in seiner gestalterischen Freiheit beschränkt ist. 

Es bleibt anzumerken, dass sich auch bei Böhm (1937) Passagen finden, die die 

wirtschaftsverfassungsrechtliche Gesamtentscheidung von einem politischen Willensakt 

abhängig machen.206 Ob damit eine demokratische Legitimation der Wirtschaftsverfassung 

ernstlich gewollt war und welches politische Verfahren hierzu dienen sollte, wurde aber 

offengelassen. Auch diese Verbindungslinie von Staatsverfassung und Wirtschaftsverfassung 

ist damit unvollkommen geblieben, zumal sie nicht mit den oben dargestellten außerrechtlichen 

Erkenntnissen kompatibel sein muss. Hier wäre mehr Klarheit darüber wünschenswert 

gewesen, ob es sich beim normativen Konzept um einen reformpolitischen Vorstoß handelt. 

                                                 
201 Thiele, Einführung in das Wirtschaftsverfassungsrecht, 1970, S. 32. 
202 BGBl. I, S. 582. 
203 BVerfGE 4, 7 (Investitionshilfe); 50, 290 (Mitbestimmung); der Vorschlag aus der Literatur geht zurück auf 
Nipperdey, Soziale Marktwirtschaft und Grundgesetz, 1965. 
204 Eucken, Grundsätze der Wirtschaftspolitik, 1952, S. 19 ff. (Wirtschaftssystemdenken), 26 ff. (laissez faire), 58 
ff. (Zentralverwaltungswirtschaft), 70 ff. (Verkehrswirtschaft) usf. 
205 Böhm, Wettbewerb und Monopolkampf, 1933; ders., ORDO 1 (1948), 197 ff.  
206 Böhm, Ordnung der Wirtschaft, 1937, S. 54. 
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Die nicht immer klare Trennung von „Sein und Sollen“, „Wunsch und Wirklichkeit“ wurde in 

der Folge zu Recht kritisiert207, wobei die eingehende Lektüre stark in Richtung „Sollen“ 

tendiert.208 

v. Wirtschaftssystemischer Inhalt 

Die Vertreter der Freiburger Schule vertraten in wirtschaftssystemischer Hinsicht ordoliberale 

Grundsätze.209 Zwar wurden auch andere Formen erwogen, so etwa die 

Zentralverwaltungswirtschaft210 wie auch eine laissez-faire Wirtschaftsverfassung211 oder eine 

Mischform212 aus beiden. Diese wurden aber als wirtschaftspolitische Konzepte abgelehnt.  

Die Favorisierung gerade dieses Inhalts lässt sich aus dem Zweck der normativ verstandenen 

Wirtschaftsverfassung zwanglos ableiten: Zur Vermeidung übermäßig konzentrierter 

staatlicher Macht wird die Markt- und nicht die Zentralverwaltungswirtschaft gewählt. Das 

weitere Problem der privaten wirtschaftlichen Macht soll dann durch das streng verstandene 

Wettbewerbsprinzip („Entmachtungsinstrument“)213 aufgelöst werden, welches vor allem im 

Rahmen einer Marktwirtschaft eine solche Funktion erfüllt,214 auch wenn Wettbewerb 

bisweilen auch in zentralverwaltungswirtschaftlichen Strukturen215 – allerdings mit anderer 

Zielrichtung (Produktivitätssteigerung) – praktiziert wurde. 

vi. Verfassungsrang 

Nicht abschließend geklärt ist bis heute, ob Regeln mit wirtschaftsverfassungsrechtlichem 

Gehalt nur solche der Verfassung (im juristischen Sinne) seien.216 

                                                 
207 Rupp, in: HdWW, 9. Bd., 1982, S. 141 (Wirtschaftsordnung I). 
208 Vgl. oben Fn. 38, 139. 
209 Vgl. oben I. 2. c) (3) i. (S. 16). 
210 Böhm, Ordnung der Wirtschaft, 1937, S. 8; Eucken, ORDO 2 (1949), 1 (8 ff.). 
211 Böhm, Ordnung der Wirtschaft, 1937, S. 69; Eucken, ORDO 2 (1949), 1 (3 ff.). 
212 Eucken, ORDO 2 (1949), 1 (14 ff.). 
213 Vgl. dazu Fenner, Ein neuer wettbewerbsorientierter Ansatz, 2017, S. 48. 
214 Vgl. auch den anderen Blickwinkel zum „zweifachen“ Machtproblem bei Mussler, Wirtschaftsverfassung der 
EG, 1998, S. 22, der zwei Wirkungskanäle privater (übermäßiger) Macht unterscheidet: (1) gegenüber anderen 
Privaten als Oligo-/Monopolproblem, (2) gegenüber dem Staat (Streben nach Privilegien). 
215 Vgl. Eucken, ORDO 2 (1949), 1 (27) (Mittel der Leistungssteigerung, nicht Machtauflösung) 
216 Zum Streitstand vgl. Scherer, Wirtschaftsverfassung der EWG, 1970, S. 43 sowie Basedow, Von der deutschen 
zur europäischen Wirtschaftsverfassung, 1992, S. 6-8 m. w. N. 
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Während sich eine Auffassung217 dafür ausspricht, auch einfachgesetzliche Vorschriften mit 

Relevanz für die Wirtschaft einzubeziehen, berücksichtigt eine starke Gegenauffassung218 nur 

solche Normen mit gewisser Änderungsfestigkeit, die nur bei Verfassungsnormen sowie dem 

europäischen Primärrecht219 angenommen wird. Mit Blick auf das Machtbegrenzungsmotiv 

auch in Richtung des Staates (bzw. auf EU-Ebene: Staatenverbundes) wurde eine Einbeziehung 

von Sekundärrecht überzeugend abgelehnt.220  

Rekurrierend auf den Gedanken, dass es sich bei der Wirtschaftsverfassung um ein von 

Menschen erdachtes, rechtliches Konstrukt handelt, lässt sich die Frage nach dem Erfordernis 

des Verfassungsrangs mangels natürlicher Notwendigkeit nur durch Berücksichtigung des 

intendierten Zwecks beantworten.  

Geht man mit dem normativen Ansatz davon aus, dass der Gesetzgeber an ein übergeordnetes 

wirtschaftssystemisches Ideal gebunden werden soll, deren Untergang er zu verhindern und zu 

dessen Durchsetzung er verpflichtet werden soll, kann nicht zweifelhaft sein, dass mindestens 

Verfassungsrang erforderlich ist. Weil auch Verfassungsänderungen nicht generell besonders 

hohe Hürden aufweisen – das GG wurde von 1949 bis 2017 62 Male geändert –, könnte man 

eine Verknüpfung mit einer Ewigkeitsklausel (vgl. Art. 79 Abs. 3 GG) erwägen. Der Mehrwert 

läge darin, dass durch die Neufassung der Verfassung im Ganzen die höchste derzeit denkbare 

juristische (Verfahrens-)Hürde aufgestellt wird. Vor dem Hintergrund zahlreicher, partikularer 

Verfassungsänderungen in letzter Zeit, wäre ein solcher „Schutz“ vor tagespolitischen 

Grabenkämpfen erwägenswert und entspräche dem Sinngehalt einer „Gesamtentscheidung“ im 

Euckenschen Sinne. Die h. M.221 in der verfassungsrechtlichen Literatur verneint allerdings die 

Möglichkeit, durch Verfassungsänderung weitere Inhalte dem besonderen Schutz von Art. 79 

Abs. 3 GG zu unterstellen. Der Schutzwirkung der in Art. 79 Abs. 3 GG genannten Institutionen 

                                                 
217 Badura, Verwaltungsmonopol, 1963, S. 317 ff.; Scherer, Wirtschaftsverfassung der EWG, 1970, S. 45 
(allgemein), 82 ff. (Primärrecht); Mussler, Wirtschaftsverfassung der EG, 1998, S. 19 f.; Ballerstedt, in: 
Bettermann/Nipperdey/Scheuner, Die Grundrechte, 1958, S. 43 ff. (mit Beispielen aus dem Arbeitsrecht); Böhm, 
Ordnung der Wirtschaft, 1937, S. 92, 95 ff.; wohl auch Wimmer/Müller, 2007, Wirtschaftsrecht, S. 12; 
Depenheuer, Wirtschaftsverfassung, 1964, S. 7 (vgl. GewO, GWB); Weber, Österreichs Wirtschaftsverfassung, 
1957, S. 19; Strauß, Wirtschaftsverfassung, 1952, S. 6. 
218 Luczak, Europäische Wirtschaftsverfassung, 2009, S. 34-36; wohl auch Scherer, Wirtschaftsverfassung der 
EWG, 1970, S. 45; Hänsch, Gesamtwirtschaftliche Stabilität, 2002, S. 96 (sogar mit änderungsfestem, 
verfassungsrechtlichen Kern); ohne Stellungnahme Tsiliotis, Verfassungsrechtlicher Schutz der 
Wettbewerbsfreiheit, 2000, S. 33; Rinck/Schwark, Wirtschaftsrecht, 6. Aufl. (1986), § 3 Rn. 60. 
219 Vgl. dazu Wimmer/Müller, Wirtschaftsrecht, 2007, S. 85 und Luczak, Europäische Wirtschaftsverfassung, 
2009, S. 36, 39 ff., 69; Griller, in: Griller, Wirtschaftsverfassung und Binnenmarkt, 2010, S. 3, hingegen nicht 
ganz klar bzgl. des Sekundärrechts (S. 8); explizit gegen die Einbeziehung des Sekundärrechts Basedow, Von der 
deutschen zur europäischen Wirtschaftsverfassung, 1992, S. 11; ders., in: FS R. Schmidt (2006), 3 (4). 
220 Basedow, Von der deutschen zur europäischen Wirtschaftsverfassung, 1992, S. 11. 
221 Sachs, in: ders., GG, 8. Aufl. (2018), Art. 79 Rn. 40. 
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wird ohne nähere Begründung zugleich auf den Konterpart, die Kompetenz des 

verfassungsändernden Gesetzgebers, ausgedehnt, welche in der Folge nicht enger gefasst 

werden dürfe. Sieht man Art. 79 Abs. 3 GG mit seinem konkreten Inhalt als Kompromiss aus 

Beständigkeit und Flexibilität im Verfassungsstaat, erscheint dieses Ergebnis überzeugend. 

Es finden sich Vertreter des normativen Ansatzes222, welche auch einfachrechtliche 

Normierungen genügen lassen und dies, ohne sich den Zweck einer Wirtschaftsverfassung – 

wirtschaftliche Machtbegrenzung – zu vergegenwärtigen. Eine mögliche Erklärung hierfür 

könnte sein, dass nur die Machtbegrenzung Privater berücksichtigt wurde, wofür einfaches 

Recht ausreichend ist. Dabei wird aber die Begrenzung der Macht des Staates und das an diesen 

gerichtete Gebot zur Herstellung wirtschaftsverfassungsrechtlich gemäßer Zustände (etwa 

Wettbewerb in marktwirtschaftlichen Systemen) vernachlässigt. 

Überraschend ist vor diesem Hintergrund, dass Böhm (1937) zunächst jegliche Norm 

unabhängig von der wirtschaftsregelnden Absicht einbezieht.223 Um die hieraus folgende 

Darstellung eines „Kolossalgemäldes“224 einer Wirtschaftsverfassung zu vermeiden, verengt er 

die Analyse in einem zweiten Schritt auf die „wirtschaftsverfassungsrechtlichen Grundgesetze“ 

225, d. h. solche Normen, in denen „die Entscheidung des Staates zugunsten des positiv 

gewählten technisch-wirtschaftspolitischen Systems […] zum Ausdruck kommt.“226  

Zuletzt ist darauf hinzuweisen, dass die Formenunklarheit des normativen Ansatzes sich an 

dieser Stelle erneut auswirkt. Sind die wirtschaftsverfassungsrechtlichen Formen nicht 

abschließend geklärt (Verfassungsnorm, Verfassungsprinzip, einfaches Gesetz, 

wirtschaftspolitischer Grundsatz usf.), kann die Frage nach dem normhierarchischen Rang 

ebenfalls nicht abschließend geklärt werden. 

vii. Verhältnis zur Staatsverfassung 

Obwohl der normative Ansatz reformatorische Intentionen erkennen lässt, war selbst für deren 

Vertreter (u. a. Böhm) stets eindeutig, dass sich die Wirtschaftsverfassung im Rahmen der 

Staatsverfassung bewegen müsse.227 Wie das Zusammenspiel von gesetzgeberischer 

Verantwortung zur Durchsetzung wirtschaftsverfassungsrechtlicher Ideale vonstattengehen 

                                                 
222 Böhm, Ordnung der Wirtschaft, 1937, S. 54 f., S. 95 (Beispiele). 
223 Böhm, Ordnung der Wirtschaft, 1937, S. 93. 
224 Böhm, Ordnung der Wirtschaft, 1937, S. 95. 
225 Böhm, Ordnung der Wirtschaft, 1937, S. 95. 
226 Böhm, Ordnung der Wirtschaft, 1937, S. 95 (Hervorhebungen des Originals entfernt). 
227 Böhm, Ordnung der Wirtschaft, 1937, S. 12, 58, 59 f., 60, ohne dass dabei klar wird, wie die 
Machtbegrenzungsfunktion hierin eingebettet werden soll. 
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soll, bleibt im Ungefähren. Es finden sich hierzu bei Böhm (1937)228 die wenig konturierten 

Passagen, wonach die 

„Teilverfassung, wie es die Wirtschaftsverfassung ist, in den Zusammenhang der politischen 
Verfassung einzufügen und die Brücke von der Wirtschaftspolitik zur nationalen Gesamtpolitik 
zu schlagen [ist].“ (Hervorhebungen entfernt) 

„An ihr [Rechtswissenschaft] liegt es, die geistigen Brücken zu schlagen zwischen Wirtschaft 
und Politik, […] zwischen Wirtschaftsverfassung und Gesamtverfassung […].“229 

Eucken (1952) formulierte hierzu den rechtspolitischen Wunsch, die Wettbewerbsordnung in 

die Verfassung zu integrieren230, damit die „tragenden Kräfte“231 der Verwirklichung – 

Gesetzgebung, Rechtsprechung, Verwaltung, Wissenschaft232 – zu einer möglichst 

umfassenden Durchsetzung beitragen. 

Die Formenunklarheit einer normativ verstandenen Wirtschaftsverfassung wirkt sich demnach 

auch in dieser Hinsicht aus und offenbart Entwicklungspotenzial.  

viii. Regelungsbereich und Bestandteile 

Die Grenzen sowohl des Regelungsbereichs sowie der notwendigen Bestandteile einer 

Wirtschaftsverfassung sind wenig geklärt. Während die Bestandteile einer 

Wirtschaftsverfassung von vielen Autoren – in aller Regel selektiv und ohne den Anspruch 

umfassender Behandlung – thematisiert werden, bleibt der Regelungsbereich, mithin die 

Beschreibung derjenigen Sozialbereiche233, in denen die Wirtschaftsverfassung Geltung 

beansprucht, häufig im Dunkeln. 

Auch wenn Böhm (1937) die Wirtschaftsordnung noch in Teilverfassungen gliederte 

(Ernährungs-, Arbeits- und Gewerbewirtschaft)234 zählte er jegliche Rechtsvorschrift zur 

Wirtschaftsverfassung.235 

                                                 
228 Böhm, Ordnung der Wirtschaft, 1937, S. 12. 
229 Böhm, Ordnung der Wirtschaft, 1937, S. 13. 
230 Eucken, Grundsätze der Wirtschaftspolitik, 1952 S. 307; ders., ORDO 2 (1949), 1 (87). 
231 Eucken, Grundsätze der Wirtschaftspolitik, 1952, S. 325. 
232 Eucken, Grundsätze der Wirtschaftspolitik, 1952, S. 342. 
233 Mit diesem Begriff sollen bestimmte Bereiche des gesellschaftlichen Lebens beschrieben werden: 
Gewerbebetrieb, Bildungssektor, Arbeitsmarkt, Telekommunikationsbranche, innere und äußere Sicherheit, 
Justizvollzug, Geldordnung usf. Nicht bei jedem Bereich ist ein gefestigter Konsens – selbst unter liberal 
eingestellten Autoren – auszumachen, dass dieser dem freien Spiel der wirtschaftlichen, konkurrierenden Kräfte 
überlassen werden sollte. 
234 Böhm, Ordnung der Wirtschaft, 1937, S. 79 ff., wobei nicht klar ist, ob diese Bereiche abschließend sein sollen. 
235 Böhm, Ordnung der Wirtschaft, 1937, S. 93. 
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Eucken (1949) sieht die vornehmliche Aufgabe des Staates darin, die Marktform vollständiger 

Konkurrenz durch die Gestaltung der Formen des Wirtschaftens herzustellen.236 Keinesfalls 

solle er zielorientiert bestimmte wirtschaftliche Ergebnisse oder Preise erzwingen. Eine 

Wirtschaftsprozesspolitik hielt er für schädlich, weil sie das Funktionieren des 

Preismechanismus‘ beeinträchtige. Andererseits dürfen die Marktformen (Konkurrenz [auch: 

Polypol], Oligopol, Monopol usf.) nicht den Wirtschaftsteilnehmern überlassen werden. Die 

Periode des laissez-faire Liberalismus des 19. Jh. habe gezeigt, dass auch diese Formen die 

Funktion der Verteilung knapper Güter nach dem jeweils dringlichsten Bedarf (Nachfrage) 

durch künstliche Knappheiten und verzerrte Preise stört.237 Ferner sei die Geldpolitik nicht den 

Wirtschaftsteilnehmern zu überlassen, weil Manipulationen am Gradmesser der Preise 

Auswirkungen auf das Preissystem hätten und ferner das Geldsystem dadurch destabilisiert 

werden würde.238 

Als Grundbestandteil einer Wirtschaftsverfassung werden in neuerer Zeit regelmäßig die 

Grundrechte (Art. 1 ff. GG) sowie die primärrechtlichen Grundfreiheiten genannt.239 Vor dem 

Hintergrund einer marktwirtschaftlichen Ordnung verwundert dies nicht. 

Badura (1963) ist jedenfalls in Bezug auf die verfassungsrechtliche Ordnung in Deutschland 

zu dem Ergebnis gekommen, dass die Begründung von Verwaltungsmonopolen durch den Staat 

wirtschaftsverfassungsrechtlich unbedenklich sei.240 Dies begründete er allerdings vor allem 

mit der wirtschaftsverfassungsrechtlichen Neutralität des GG. Mit Blick auf das aktuelle EU-

Primärrecht, welches durchaus eine Grundentscheidung enthält (Art. 3 Abs. 3 EUV, 119 Abs. 

1 AEUV), bedarf diese aus dem Jahr 1963 stammende These einer Aktualisierung. 

Basedow (1992) greift als typisches Beispiel staatlichen Handelns in marktwirtschaftlichen 

Systemen die Bereitstellung öffentlicher Güter auf.241 Auch wenn diese nicht enumerativ 

erschlossen sind, ließe sich festhalten, dass etwa die Grundlagenforschung wegen der 

mangelnden direkten Anwendbarkeit vom Markt nicht hinreichend hervorgebracht wird und 

damit eine Sache der Allgemeine darstellt.242 Dies kann beispielhaft als Grenzlinienziehung 

verstanden werden, auch wenn sie nur einen kleinen Teil der Gesamtumgrenzung abdeckt. 

                                                 
236 Eucken, ORDO 2 (1949), 1 (22 ff., 92 f.). 
237 Eucken, ORDO 2 (1949), 1 (23). 
238 Vgl. dazu Eucken, ORDO 2 (1949), 1 (5). 
239 Schachtschneider, Verfassungsrecht, Teil 2, 2010, S. 36, 39; Zacher, in: FS Böhm (1965), 63 (97 f.); Ruffert, 
AöR 134 (2009), 197 (237). 
240 Badura, Verwaltungsmonopol, 1963, S. 323. 
241 Basedow, Von der deutschen zur europäischen Wirtschaftsverfassung, 1992, S. 30. 
242 Basedow, Von der deutschen zur europäischen Wirtschaftsverfassung, 1992, S. 30. 
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Eucken (1965) erwähnte als Teilverfassungen der Wirtschaftsverfassung das „Geldwesen, […] 

die Landwirtschaft“ und die „Arbeitsverhältnisse“.243 Er zeichnet damit den Anfang eines 

groben Bildes über die Teile der Wirtschaft, welche der Wirtschaftsverfassung unterliegen 

sollen. Dies bleibt jedoch nur ein Ansatz, der noch weiterentwickelt werden muss. 

Christen (1970) erkennt das Problem der unklaren Reichweite des 

Wirtschaftsverfassungskonzepts.244 Während die Qualifikation der Wirtschaftsverfassung als 

„dynamischer Begriff“ noch keinen besonderen Erkenntniswert liefert, folgt hiernach eine 

Aufzählung der seiner Ansicht nach zugehörigen Sozialbereiche: Handels- und 

Gewerbefreiheit, Eigentumsgarantie, staatliche Kompetenzverteilung, Grundrechte 

einschließlich des Gleichheitssatzes, polizeiliche Kompetenzen, Währungs- und  

Steuerkompetenz, Verstaatlichungs- und Wettbewerbsrecht, Organisations- und 

Verfahrensnormen (nicht näher erläutert), Staatsform (Bundestaatlichkeit, Demokratie). Was 

hieraus für die betroffenen Bereiche (z. B. als wirtschaftsverfassungsrechtliche Bindungsregel) 

folgt, wird nicht im Einzelnen dargelegt. 

Gygi (1978)245 hat mit Blick auf die schweizerische Wirtschaftsverfassung eine Fülle von 

Elementen als Bestandteile einer Wirtschaftsverfassung identifiziert, auf die aufgrund der 

Umfänglichkeit an dieser Stelle nur verwiesen wird. Kurz gefasst zählt Gygi verschiedene 

Politikbereiche, Wirtschafts- und Währungs- und Geldpolitik, Sozialpolitik, 

marktwirtschaftliche Institutionen (Eigentum, Vertragsfreiheit, Freizügigkeit), 

Außenhandelspolitik, Strukturpolitik und Infrastrukturpolitik zur Wirtschaftsverfassung, ohne 

dass es sich dabei um eine abschließende Aufzählung handeln soll. 

Es verbleibt aber die Frage, ob bestimmte Bereiche, welche in vielen Wirtschaftsordnungen 

dem Staat zugeordnet sind, vom Regelungsbereich der Wirtschaftsverfassung ausgenommen 

sind (z. B. innere und äußere Sicherheit, Infrastruktur) und wie diese Ausnahmen begründet 

werden. Häufig ist davon die Rede, dass bestimmte Aufgaben („selbstverständlich“) von 

staatlichen Stellen erledigt werden müssen.246 Eine auf Vollständigkeit247 abzielende Analyse 

                                                 
243 Eucken, Grundlagen der Nationalökonomie, 8. Aufl. (1965), S. 52. 
244 Christen, Wirtschaftsverfassung des Interventionismus, 1970, S. 227 ff. 
245 Gygi, Schweizerische Wirtschaftsverfassung, 2. Aufl. (1978), S. 23 f. mit eigener Kritik an der Vielzähligkeit 
(S. 26 f.). 
246 Vgl. Leschke/Thieme, in: Haucap/Thieme, Wirtschaftspolitik, 2018, S. 13; die umgekehrte Sichtweise findet 
sich ca. 200 Jahre früher bei A. Smith, Wohlstand der Nationen, 1776, S. 612 ff. („offensichtlich nicht notwendig“ 
[S. 613] und das „gerechter[e] […] Verfahren zur Erhebung einer Steuer“ [S. 614]). 
247 Eine zumindest teilweise Betrachtung findet sich schon bei A. Smith, Wohlstand der Nationen, 1776, S. 694, 
wonach einige Aufgaben vom Staat getragen werden sollen (Landesverteidigung, Justiz, Erziehung), einige 
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ist sozialwissenschaftlich bis heute nicht auszumachen, so dass in der Folge auch die Grenzen 

des Konzepts der Wirtschaftsverfassung bei ihrer Begründung248 nicht trennscharf formuliert 

werden konnten.249 

Im Besonderen ist schließlich die Geldpolitik betrachtet worden. Einige Autoren250 zählen 

dieses implizit zur Wirtschaftsverfassung, wenn sie Preisstabilität im gleichen Atemzug wie 

andere marktwirtschaftlichen Grundbedingungen (Vertragsfreiheit, Eigentumsgewährleistung, 

Grundrechte/-freiheiten) nennen. Andere zählen sie explizit251 als Teilverfassung zur 

Wirtschaftsverfassung. Eucken bezeichnete die Peelsche Bankakte von 1844 als 

wirtschaftsverfassungsrechtlichen Akt und zählte das Währungswesen und seine 

Rechtsvorschriften damit unzweifelhaft zur Wirtschaftsverfassung.252  

Nach Herrmann (2010) ist die Ordnung des Geldes „unverzichtbares Element der Ordnung der 

Wirtschaft“.253 Der Teilbereich der Gesamtverfassung, der die auf der Währungshoheit des 

Staates beruhenden Vorschriften über das Geld enthält, sei die „Währungsverfassung“254, 

wobei strukturelle Ähnlichkeiten zum Begriff der Wirtschaftsverfassung hervortreten. 

Ballerstedt (1958) sieht die Rolle der Geldpolitik ambivalent und ist der Auffassung, sie sei 

lediglich insoweit wirtschaftsverfassungsrechtlich beschränkt, als dass eine bewusste 

Schädigung der Volkswirtschaft (durch den Staat)255 verboten sei. Er positioniert sich ferner 

explizit gegen die Forderung, der Staat dürfe nur „neutrales“ Geld bereitstellen, d. h. er müsse 

sich jeder Umverteilung oder Konjunkturpolitik über das Geldwesen enthalten.256 Diese 

                                                 
komplementär mit privaten Einflüssen (Infrastruktur) und schließlich „örtliche oder Provinzausgaben“ (u. a. 
Ortspolizei), die nur von der Provinz selbst getragen werden sollten. 
248 Auch heute besteht kein Konsens darüber, welche gesellschaftlichen Bereiche wirtschaftlichen Prinzipien 
untergeordnet werden sollten. Aufschlussreich ist ein Blick über Landesgrenzen hinweg und die Grenzfälle sind 
zahlreich: Während es in Deutschland etwa politisch kaum denkbar wäre, (personell) privat geführte Haftanstalten 
zuzulassen, ist dies in den USA in erheblichem Umfang der Fall. 
249 Vgl. Zacher, in: FS Böhm (1965), 63 (105), welcher neue soziale Bereiche (u. a. Außenwirtschaft, Bildung) als 
Gegenstand einer Wirtschaftsverfassung erwägt; implizite Einbeziehung ferner bei Tietje, in: Fastenrath/Nowak, 
Der Lissabonner Reformvertrag, 2009, 237 ff. 
250 Badura, Wirtschaftsverfassung und Wirtschaftsverwaltung, 4. Aufl. (2011), Rn. 17. 
251 Herrmann, Währungshoheit, 2010, S. 144. 
252 Eucken, Grundlagen der Nationalökonomie, 8. Aufl. (1965), S. 53. 
253 Herrmann, Währungshoheit, 2010, S. 144. 
254 Herrmann, Währungshoheit, 2010, S. 147, 149. 
255 Ballerstedt, in: Bettermann/Nipperdey/Scheuner, Die Grundrechte, 1958, S. 37 ff., der aber offenbar nicht 
berücksichtigt, dass auch Private das Währungswesen durch Buchgeldschöpfung beeinträchtigen können. Die 
Bundesbank hatte weder zu Zeiten der deutschen Teilung noch danach je exklusive und direkte Kontrolle über die 
diese Teilgeldmenge und auch das ESZB hat diese Kontrolle derzeit nicht. Das liegt schon daran, dass die 
Mindestreservepflicht 10 % aus Rechtsgründen (Art. 4 Abs. 1 VO [EG] Nr. 2531/98) nicht überschreiten darf.  
256 Ballerstedt, in: Bettermann/Nipperdey/Scheuner, Die Grundrechte, 1958, S. 38; vgl. dazu die Einordnung von 
Ballerstedts Ansicht bei Ehmke, Wirtschaft und Verfassung, 1961, S. 40. 
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wirtschaftspolitische Freiheit leitet er aus dem Fehlen einer die Geldpolitik in dieser Hinsicht 

beschränkenden Norm ab. 

Geht man von der wirtschaftssystemischen Prämisse einer wettbewerbsverfassten 

Marktwirtschaft aus (vgl. Art. 119 Abs. 1 AEUV), so spricht viel dafür, dass das Geldwesen, 

vom Regelungsbereich der Wirtschaftsverfassung umfasst ist, und zwar nicht lediglich im 

Sinne eines reinen Schädigungsverbots (Inflationsvermeidung), sondern im Sinne eines strikt 

angewendeten Preisstabilitätsdogmas in Verbindung mit dem Gebot, Geldpolitik möglichst 

ohne Wettbewerbsverzerrung und ohne (Um-) Verteilungswirkungen zu konzipieren. Das 

resultiert zunächst daraus, dass in einer Marktwirtschaft der Preismechanismus durch 

„wirtschafts- oder fiskalpolitische Geldpolitik“257 seine Informationsfunktion einbüßt, wenn 

bestimmte Einzelpreise, auf die neu geschaffenes Geld inflatorisch einwirkt, verzerrt werden. 

Darüber hinaus kann in der Art und Weise der Geldschöpfung eine Subvention liegen, wenn 

der Zugang zu staatlichen Leistungen (Zentralbankkredite) nur bestimmten 

Wirtschaftsakteuren zugebilligt wird und diese – wie dies in aller Regel der Fall (und auch 

intendiert) ist – nicht zu marktüblichen Konditionen abgeschlossen werden. Derartige 

Sonderbehandlungen widersprechen der Chancengleichheit im Wirtschaftsleben 

(Wettbewerbsfreiheit) und begünstigen Machtkonzentrationen, wie sie bei Geschäftsbanken im 

Zuge der Finanzkrise (2007/2008) offenkundig wurden („too big too fail“). Welche 

wirtschaftsverfassungsrechtlichen Regeln man für die Geldpolitik hieraus ableiten mag, ist 

damit noch nicht gesagt. Es zeigt sich aber, dass eine für andere Zwecke als Preisstabilität 

gebrauchte Geldpolitik dem Wettbewerbsprozess abträglich sein kann, weshalb die 

Einbeziehung in den Regelungsbereich der Wirtschaftsverfassung zu befürworten ist. 

Am Beispiel der Währungsordnung wurde exemplifiziert, dass bei vielen Sozialbereichen nicht 

klar ist, ob die sie regelnden Vorschriften zur Wirtschaftsverfassung zählen (Bestandteile) und 

ob sie dies auch soll(t)en (Regelungsbereich). Weniger eindeutig als bei der gewerblichen 

Wirtschaft ist dies in den Bereichen Gesundheitswesen, Bildung, innere und äußere Sicherheit, 

Infrastrukturausbau usf. Hier besteht noch Forschungsbedarf, inwieweit eine Machtbegrenzung 

mit Mitteln des (Wettbewerbs-)Rechts auch in diesen Bereichen zur effizienten und gerechten 

Aufgabenerledigung staatspolitisch fruchtbar gemacht werden kann.258 

                                                 
257 Ersterenfalls im Sinne einer bestimmten Subventions- und Konjunkturpolitik zur Stützung bestimmter 
Wirtschaftszweige, letzterenfalls als Möglichkeit zur Schließung von Staatshaushaltslücken.  
258 Außer Frage dürfte stehen, dass in kriegsbedrohten Krisenzeiten eine Einschränkung von Individualrechten zur 
kurzfristigen Leistungssteigerung zu Verteidigungszwecken politisch sinnvoll sein kann. Der Prozessablauf in 
Friedenszeiten ist dadruch aber nicht notwendig determiniert. 
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Bei der Begründung des normativen Wirtschaftsverfassungskonzepts wurde die Beziehung zur 

Außenhandelspolitik wenig beleuchtet. Aus neuerer Zeit kann auf die Arbeit von Gerken 

(1999)259 verwiesen werden, die das Problem von Protektionismus, Freihandel, 

Wohlstandseffekten im In- und Ausland, Wettbewerb und Wettbewerbsfähigkeit aus 

ordoliberaler Sicht beleuchtet. 

ix. Normativer Gehalt 

Soll der Nutzen des Konzepts nicht im wissenschaftlichen Elfenbeinturm verharren, ist eine 

klare Deutung der rechtlichen Wirkungsweise des Konzepts unerlässlich. Vorausgeschickt sei 

allerdings, dass Vertreter der Freiburger Schule das Konzept einer Wirtschaftsverfassung nicht 

notwendig streng juristisch verstanden wissen wollten260 und auch auf eine normtextliche 

Fixierung zu Gunsten der Annahme einer „Selbstverpflichtung der Wirtschaftspolitik“261 

verzichteten. Vor dem Hintergrund, dass die Durchsetzungskraft einer Wirtschaftsverfassung 

auch von einem Pflichtprogramm für den Staat abhängt (wirtschaftliche Macht des Staates, 

Gebot zur Gewährleistung einer Wettbewerbswirtschaft) soll deshalb im Folgenden der 

normative Gehalt beleuchtet werden. 

In der Literatur finden sich mindestens vier verschiedene Wirkungskanäle: 

1. Wirtschaftsverfassung als Auslegungshilfe262 für (wirtschaftsrelevante) Normen, 

2. Wirtschaftsverfassung als Verbot eines Wirtschaftssystemwechsels263, 

3. Wirtschaftsverfassung als Maßstab für die Überprüfung von sekundärem Unionsrecht264 und 

4. Wirtschaftsverfassung als rechtliche Schranke für Gesetzgebung265 (teils als Regel-

Ausnahme-Verhältnis)266, die der Wirtschaftsverfassung widerspräche sowie die an den 

Gesetzgeber adressierte Pflicht zum Erlass von Normen, die für die Verwirklichung 

wirtschaftsverfassungsrechtlicher Ideale (z. B. wettbewerbsverfasste Marktwirtschaft) 

                                                 
259 Von Freiheit und Freihandel, 1999. 
260 Vgl. Behlke, Neoliberalismus und die Gestaltung der Wirtschaftsverfassung, 1961, S. 48 („wirtschaftspolitische 
Leitregel“). 
261 Vgl. So Drexl, in: v. Bogdandy, Europäisches Verfassungsrecht, 1. Aufl. (2003), S.  755 (in Bezug auf Eucken).  
262 Scherer, Wirtschaftsverfassung der EWG, 1970, S. 49; Luczak, Europäische Wirtschaftsverfassung, 2009, S. 
39; vgl. auch Luczak, Europäische Wirtschaftsverfassung, 2009, S. 183 f. mit dem Hinweis auf die Heranziehung 
der Systementscheidung für Marktwirtschaftlichkeit in den Unionszielen bei der Auslegung der 
Beihilfevorschriften durch den EuGH (Urt. v. 21.03.1991, C-305/89, ECLI:EU:C:1991:142; Urt. v. 14.09.1994, 
C-278/92, ECLI:EU:C:1994:325); Christen, Wirtschaftsverfassung des Interventionismus, 1970, S. 229, 233. 
263 Hatje, in: v. Bogdandy/Bast, Europäisches Verfassungsrecht, 2. Aufl. (2009), S. 848 f.; Mestmäcker, Recht und 
ökonomisches Gesetz, 1978, S. 38 f., 71; ohne auf den Begriff der Wirtschaftsverfassung abzustellen Ohler, in: 
EWU, 2013, AEUV Art. 120 Rn. 3; Öhlinger, in: Griller, Europäische Wirtschaftsverfassung, 2007, 269 (280). 
264 Basedow, Von der deutschen zur europäischen Wirtschaftsverfassung, 1992, S. 12. 
265 Vgl. Raiser, in: FS v. Gierke (1950), 181 (183) (ergebnisoffen erwägend). 
266 Müller-Graff, in: ders./Hatje, EnzEuR (Bd. 4), 2015, § 1 Rn. 27. 
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erforderlich sind. Während die letztere Variante zum normativen Ansatz passt, kann man die 

erste und zweite Wirkungsweise vor allem dem deskriptiven Ansatz zuordnen. Der dritte Kanal 

ist mit beiden Ansätzen kompatibel. 

Besonders problematisch erscheint es, dem bundesdeutschen Gesetzgeber de lege lata 

wirtschaftsverfassungsrechtliche Bindungen aufzuerlegen, einerseits als Verbot von Eingriffen 

in funktionierende, wettbewerbsverfasste Marktordnungen sowie andererseits als Gebot zum 

Erlass von Normen, die eine solche Wirtschaftsordnung am Leben erhalten. Dem Verfassungs- 

und EU-Primärrecht eine solche Pflicht entnehmen zu wollen und deren Inhalt auf ein 

bestimmtes wirtschaftssystemisches Ideal auszurichten, kann von einem juristischen 

Standpunkt aus als abenteuerlich bezeichnet werden. Dies liegt zunächst daran, dass eine 

textliche Anknüpfung bestenfalls in Art. 3 Abs. 3 S. 2 EUV, Art. 119 Abs. 1 AEUV zu finden 

wäre, dass das Europarecht immer noch dem Prinzip der begrenzten Einzelermächtigung 

unterliegt (Art. 5 Abs. 1 EUV) und dass die allgemeine Wirtschaftspolitik nicht auf die EU 

übertragen wurde. Diese Wirkungsweise wird hier deshalb nur der Vollständigkeit halber 

erwähnt, weil sie am ehesten dem Verständnis der Freiburger Schule von Wirtschaftsverfassung 

entsprechen dürfte (Meta-Regel). Folglich ist der normative Ansatz als Reformansatz zu 

verstehen, denn derartig weitreichende Eingriffe in die Prärogative des Gesetzgebers zum 

Zwecke der Machtbegrenzung sind oberste Staatsangelegenheiten und müssen deshalb letztlich 

auf demokratischem Wege Eingang in die Rechtsordnung finden.  

x. Mittel der Durchsetzung 

Das normative Konzept der Wirtschaftsverfassung beinhaltet die Verantwortung zur Schaffung 

wettbewerbsfördernder Marktbedingungen und die ständige Aufsicht über das Funktionieren 

der wirtschaftlichen Konkurrenz. Zur Frage der Verwirklichung des so verstandenen 

Wirtschaftsverfassungskonzepts – ein nach Eucken (1952) offenes Problem267 – betrachtet 

dieser drei Gruppen: Staat, Berufsstände sowie die Wissenschaft.268 Ersterer hat es als 

demokratisch verfasster Staat zumindest in Form der Weimarer Republik nicht bewältigt, der 

Macht deutscher Industrieverbände zu trotzen269 und es ist auch aus heutiger Sicht 

unwahrscheinlich, dass sich führende Politiker, welche weniger den Ausbau des Wettbewerbs 

als vielmehr den Aufbau nationaler europäischer Champions befürworten270, einen derart 

gravierenden Kurswechsel vollführen werden. Die bald 70 Jahre zurückliegende Einschätzung 

                                                 
267 Eucken, Grundsätze der Wirtschaftspolitik, 1952, S. 331. 
268 Eucken, Grundsätze der Wirtschaftspolitik, 1952, S. 325 ff. 
269 Eucken, Grundsätze der Wirtschaftspolitik, 1952, S. 327. 
270 „Altmaier [Bundeswirtschaftsminister] will deutsche ‚Global Player‘ fördern“, Handelsblatt v. 05.02.2019. 
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Euckens hierzu scheint nach wie vor aktuell zu sein. Die Berufsstände verwirft Eucken ebenfalls 

als Vollstrecker der Wirtschaftsverfassung, denn zu groß ist der Interessenkonflikt zwischen 

partikularen Vorteilen für die eigene Branche und der Herstellung einer funktionierenden 

Wettbewerbsordnung.271 Es verbleibe nur die Hoffnung, dass die Wissenschaft genügend auf 

das Denken der jeweiligen Führungsschichten einwirke272, um die herausgearbeiteten, 

wirtschaftspolitischen Grundsätze zu befolgen, die da heißen: 

„Erster Grundsatz: Die Politik des Staates sollte darauf gerichtet sein, wirtschaftliche 
Machtgruppen aufzulösen oder ihre Funktionen zu begrenzen. […]  

Zweiter Grundsatz: Die wirtschaftspolitische Tätigkeit des Staates sollte auf die Gestaltung der 
Ordnungsformen der Wirtschaft gerichtet sein, nicht auf die Lenkung des 
Wirtschaftsprozesses.“273 

Auch wenn die primäre Einwirkung eine wissenschaftlich-intellektuelle sein soll, so war für 

Eucken auch klar, dass die weiteren Glieder der Durchsetzungskette staatliche Stellen 

beinhalten müssten. Hierzu zählen Gesetzgebung, Verwaltung und Rechtsprechung.274 Zu 

letzterer entwirft er das Bild, dass der Richter bei der Auslegung wirtschaftsrelevanter 

Vorschriften stets das wirtschaftsverfassungsrechtliche Leitbild vor Augen haben müsse, um 

eine konsequente Anwendung der wirtschaftssystemischen Prinzipien sicherzustellen.275 

Zur Sicherung und Fortentwicklung des Prinzips der Konkurrenzwirtschaft empfiehlt auch von 

Hayek (1954) einen primär intellektuell-politischen Kanal, nämlich die „Erziehung der 

öffentlichen Meinung durch Aufklärung“ über die „Wohltätigkeit der Konkurrenz unter allen 

Umständen“.276 Wirtschaftspolitische Abweichungen vom Konkurrenzprinzip führt er 

maßgeblich auf die insoweit bestehende öffentliche Meinung zurück, dass ein ruinöser 

Wettbewerb schädlicher wäre als die Konzentration wirtschaftlicher Macht.277 Da sich der 

Wirtschaftspolitiker solchen Meinungen in der Regel unterordne, bleibe nur die Möglichkeit, 

auf die öffentliche Meinung einzuwirken. 

                                                 
271 Eucken, Grundsätze der Wirtschaftspolitik, 1952, S. 326. 
272 Vgl. Eucken, Grundsätze der Wirtschaftspolitik, 1952, S. 346; weiterführend zum häufig kritisierten 
Demokratieverständnis Euckens vgl. Leschke, in: Pies/Leschke, Walter Euckens Ordnungspolitik, 2002, S. 77 ff. 
273 Eucken, Grundsätze der Wirtschaftspolitik, 1952, S. 334, 336 (Hervorhebungen im Original). 
274 Eucken, Grundsätze der Wirtschaftspolitik, 1952, S. 306 f. 
275 Vgl. Eucken, Grundsätze der Wirtschaftspolitik, 1952, S. 307. 
276 v. Hayek, ORDO 6 (1954), 3 (17). 
277 v. Hayek, ORDO 6 (1954), 3 (15 f.), z. B. aus Furcht vor „Zerstörung von Produktionskapazitäten“ (S. 16). 
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(4) Deskriptiver278 Ansatz 

i. Definitionsansätze 

Im Schrifttum nach Böhm und Eucken wird die Wirtschaftsverfassung überwiegend als Teil der 

Staatsverfassung (auch: politische Verfassung, Gesamtverfassung) und – je nach Teilansicht – 

des einfachen Rechts begriffen. Einige befürworten die Einschränkung, nur 

wirtschaftsrelevante Gesetze einzubeziehen.279 Die Wurzeln des deskriptiven 

Deutungsansatzes lassen sich bis in die Weimarer Zeit zurückverfolgen.280 Autoren mit einem 

deskriptiven Verständnis von Wirtschaftsverfassung kehren der Sache nach zum unmittelbaren 

Wortsinn von „Verfassung“ zurück, nämlich dem Zustand (Verfassung im untechnischen 

Sinne), in dem sich eine Wirtschaft bezogen auf die geltenden rechtlichen Regeln befindet.281 

Damit wird letztlich „nur“ der rechtliche Bestandteil einer Wirtschaftsordnung beschrieben. 

In diesem Sinne formuliert Zacher (2002), Wirtschaftsverfassung sei „der auf die Wirtschaft 

als Sach- und Funktionenzusammenhang bezogene Teil einer allgemeinen Gemeinschafts-, 

insbes. also der Staatsverfassung und Staatsordnung“282.  

Badura (1963) zählt zur Wirtschaftsverfassung solche Rechtssätze, die eine „Regelung des 

Sozialbereichs“ beinhalten und „grundlegenden Charakter haben“.283 

Scherer (1970) befürwortet die Differenzierung von Wirtschaftsverfassung im materiellen 

sowie formellen Sinne, zu der ersterenfalls auch das ungeschriebene 

Wirtschaftsverfassungsrecht zu zählen sei, letzterenfalls nur das in der Verfassungsurkunde 

niedergelegte Recht.284 

                                                 
278 Diese Terminologie verwendet auch Schwarze, EuZW, 2004, 135 f. 
279 Badura, Wirtschaftsverfassung und Wirtschaftsverwaltung, 4. Aufl. (2011), Rn. 14; Basedow, Von der 
deutschen zur europäischen Wirtschaftsverfassung, 1992, S. 6 f.; Griller, in: FS Rill (2010), S. 1 f.; Mussler, 
Wirtschaftsverfassung der EG, 1998, S. 18; Jarass, Wirtschaftsverwaltungsrecht, 3. Aufl. (1997), § 3 Rn. 3-4; 
Vincze, Verrechtlichtung der Wirtschaftspolitik, 2009, S. 8; Wimmer/Müller, Wirtschaftsrecht, 2007, S. 8; 
Öhlinger, in: Griller, Die europäische Wirtschaftsverfassung, 2007, 269, der den Begriff Wirtschaftsverfassung 
explizit als lediglich „deskriptiv“ beschreibt; Badura, Wirtschaftsverfassung und Wirtschaftsverwaltung, 4. Aufl. 
(2011), Rn. 14; Schürmann, Schweizer Monatshefte Politik, Wirtschaft, Kultur, Bd. 59 (1979), 971 (974); 
Stralendorff, Spanische Wirtschaftsverfassung, 2016, S. 18; Scheuner, VVDStRL 11 (1954), 1 (19) (durch 
Bezugnahme auf den Begriff der „wirtschaftlichen Ordnung“, die rechtlich durch die Wirtschaftsverfassung 
festgelegt würde). 
280 Zacher, Entstehung des Wirtschaftsrechts, 2002, S. 223 weist insoweit auf Friedrich Klausing (1931) hin. 
281 Vgl. Herrmann, Währungshoheit, 2010, S. 134; Basedow, Von der deutschen zur europäischen 
Wirtschaftsverfassung, S. 6. 
282 Zacher, in: FS Böhm (1965), 63 (75). 
283 Badura, Verwaltungsmonopol, 1963, S. 317, der allerdings der Frage, welche Vorschriften „grundlegend“ sind, 
ausweicht (ebda.: „Inbegriff der rechtlichen Konstitutionsprinzipien einer konkreten Volkswirtschaft“). 
284 Scherer, Wirtschaftsverfassung der EWG, 1970, S. 51. 
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Jungbluth (2017) definiert Wirtschaftsverfassung in einem deskriptiven Sinne wie folgt: 

Wirtschaftsverfassung „in einem (streng) formellen Sinne […] [sei] definiert als jene Normen 
von formell-verfassungsrechtlichem Rang, welche die Rechte und Pflichten der Bürger und des 
Staates im Bereich der Ökonomie bestimmen und dabei den Rahmen und das Fundament zur 
Ausgestaltung einer konkreten Wirtschaftsordnung zur Verfügung stellen.“285 

Rinck (1977) charakterisiert die jeweils geltende Wirtschaftsverfassung anhand der 

Verfassungsnormen und subkonstitutionellen Gesetze, „mit denen der Staat Freiheit, 

Überwachung und Lenkung der Wirtschaft vorausbestimmt“286. Als Beispiele 

wirtschaftsverfassungsrechtlicher Hauptgrundsätze nennt er die Berufsfreiheit, Eigentum und 

Sozialisierung (Art. 14, 15 GG), Sozialstaatsklausel (Art. 20, 28 GG), Entfaltungs- und 

Vertragsfreiheit (Art. 2 I GG), Planung und Globalsteuerung, StabG, Rechtsstaatsprinzip, 

Wettbewerbsrecht, Marktordnung der Ernährungswirtschaft.287 

Eine in der Rechtswissenschaft gebräuchliche, auf R. Schmidt zurückgehende Formel der 

Wirtschaftsverfassung findet sich bei Hatje (2009): Wirtschaftsverfassung sei die „Summe der 

verfassungsrechtlichen Gestaltungselemente der Ordnung der Wirtschaft“.288 Obwohl Hatje 

den beschränkten Nutzen einer deskriptiven Gewinnung des Inhalts der Wirtschaftsverfassung 

selbst erkennt, schließt er sich im Ergebnis der Auffassung an, dass sie aus dem konkreten 

Normbestand einer Rechtsordnung abzuleiten sei.289 Insbesondere diene die 

Wirtschaftsverfassung nicht dazu, ein bestimmtes Wirtschaftssystem (notfalls gegen den 

wirtschaftspolitischen Willen des Gesetzgebers oder der Regierung) mit rechtlichen Mitteln 

durchzusetzen.290 

Bei Luczak (2009)291 und Busch (2008)292 findet sich die zum deskriptiven Ansatz passende 

begriffliche Differenzierung von Wirtschaftsverfassung im weiteren (materiellen) Sinne, d. h. 

                                                 
285 Jungbluth, Entwicklung des Wirtschaftsverfassungsrechts, 2017, S. 11 (Hervorhebungen im Original). 
286 Rinck, Wirtschaftsrecht, 5. Aufl. (1977), Rn. 74. 
287 Rinck, Wirtschaftsrecht, 5. Aufl. (1977), Rn. 74. 
288 R. Schmidt, zitiert bei Hatje, in: v. Bogdandy/Bast, Europäisches Verfassungsrecht, 2. Aufl. (2009), S. 804. 
Die Formel kann mit Blick auf die fortschreitende europäische Integration ohne Weiteres auf das 
wirtschaftstrelevante EU-Primärrecht ausgedehnt werden, vgl. auch Schmidt-Preuß, DVBl 1993, 236 (244). 
289 Hatje, in: v. Bogdandy/Bast, Europäisches Verfassungsrecht, 2. Aufl. (2009), S. 803 f. (deskriptives 
Verständnis käme über „bloße Beschreibung des rechtlichen Rahmens“ nicht hinaus), vgl. aber auch S. 805 
(Wirtschaftsverfassung ist aus „dem konkreten Normbestand ab[zu]leiten“). 
290 Hatje, in: v. Bogdandy/Bast, Europäisches Verfassungsrecht, 2. Aufl. (2009), S. 805; a. A. wohl Luczak, Die 
Europäische Wirtschaftsverfassung, 2009, S. 30 f. (Wirtschaftsverfassung soll „konkrete rechtliche Lösungen 
[…] entwickeln“). 
291 Luczak, Die Europäische Wirtschaftsverfassung, 2009, S. 34 f. 
292 Busch, Wirtschaftsverfassung der EU, 2008, S. 9. 
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unter Einschluss wirtschaftsregelnden einfachen Rechts, sowie im engeren (formellen) Sinne, 

mithin beschränkt auf Verfassungsnormen. 

Tsiliotis (2000) formuliert zwei Merkmale der Wirtschaftsverfassung und zählt hierzu alle 

Vorschriften, welche erstens das Wirtschaftsleben und die Bindung der Wirtschaftspolitik 

sowie der Wirtschaftsverwaltung regeln und zweitens Verfassungsrang aufweisen.293 

C. Schmitt (1969) sah die Wirtschaftsverfassung zwar als Teil der politischen Verfassung 

(Staatsverfassung) an, füllt ihren Inhalt aber nicht materiell durch bestimmte Prinzipien, 

sondern bloß institutionell.294 Die Bezugnahme auf die „Wirtschaftsverfassungen“ der 

Sowjetunion und des faschistischen Italiens (gemeint wohl 1922-1945) und die dort 

festgestellte staatliche Kontrolle der Wirtschaft lässt vermuten, dass C. Schmitt von einem 

deskriptiven Verständnis von Wirtschaftsverfassung ausging und dass eine so verstandene 

Wirtschaftsverfassung geltendes Recht bloß abbildete und nicht wirtschaftliche Macht 

begrenzen sollte.295  

Nach Ruffert (2009) umfasst die Wirtschaftsverfassung das wirtschaftsbezogene 

Verfassungsrecht.296  

Mestmäcker (1978) definiert Wirtschaftsverfassung im formellen Sinne als das 

Verfassungsrecht, welches die Wirtschaft gestaltet.297 Bei der Frage des normativen Gehalts 

des Konzepts der Wirtschaftsverfassung wird jedoch deutlich, dass Mestmäcker auch 

wesentliche Eckpunkte des deskriptiven Ansatzes teilt, nämlich, dass der normative Gehalt im 

Wesentlichen darin besteht, als Auslegungshilfe wirtschaftsrelevanter Normen zu dienen. 

Daneben sollen wirtschaftsverfassungsrechtliche Erwägungen die „gesetzgeberische 

Weiterentwicklung von Rechtsnormen“298 vorbereiten. Während der normative Ansatz 

gesetzgeberische Möglichkeiten und (nicht justitiable) Gestaltungsspielräume durch Ge- und 

Verbote einzuschränken sucht, scheint Mestmäcker den Gesetzgeber als zu „beratende“ 

Institution einbeziehen zu wollen. An anderer Stelle betont er hingegen, die 

Wirtschaftsverfassung halte „Regeln für Regeln“299 bereit und damit scheint er auch auf den 

                                                 
293 Tsiliotis, Der verfassungsrechtliche Schutz der Wettbewerbsfreiheit, 2000, S. 32 f. 
294 C. Schmitt, Hüter der Verfassung, 2. Aufl. (1969), S. 97 f. 
295 C. Schmitt, Hüter der Verfassung, 2. Aufl. (1969), S. 100. Auch Ehmke, Wirtschaft und Verfassung, 1961, S. 10 
geht davon aus, dass die Verfassung der Sowjetunion (ohne Klarstellung der gemeinten Fassung) eine 
Wirtschaftsverfassung enthielt. 
296 Ruffert, AöR 134 (2009), 197 (199). 
297 Mestmäcker, Recht und ökonomisches Gesetz, 1978, S. 30. 
298 Mestmäcker, Recht und ökonomisches Gesetz, 1978, S. 38 f. 
299 Mestmäcker, Recht und ökonomisches Gesetz, 1978, S. 57. 
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normativen Ansatz zu rekurrieren. Die genaue rechtsdogmatische Art und Weise der 

Transformation wirtschaftssystemischer Ideen in die Rechtsordnung wird dabei nicht 

deutlich.300 

E. R. Huber (1953) umreißt den Begriff Wirtschaftsverfassung als die „Hauptgrundsätze der 

Einzelgebiete des Wirtschaftsrechts“.301 Bedeutung hat die Feststellung von 

wirtschaftssystemischem Grundsatz und Ausnahme (Markt-/Zentralverwaltungswirtschaft) für 

die Auslegung wirtschaftsrechtlicher Normen. Darin sieht E. R Huber einen wichtigen Teil des 

normativen Gehalts einer Wirtschaftsverfassung. An anderer Stelle wird Wirtschaftsverfassung 

definiert als „das faktische Ordnungsgefüge des in einem staatlich organisierten […] Verband 

bestehenden Gesamtzusammenhangs der ökonomischen Güter, Kräfte und Verrichtungen.“302 

Diese Definition entspricht in großen Teilen derjenigen der Wirtschaftsordnung im hiesigen 

Sinne. Als idealtypische Formen von „Wirtschaftsverfassungen“303 identifiziert E. R. Huber die 

Markt- bzw. Zentralverwaltungswirtschaft. Zusammenfassend definiert er 

Wirtschaftsverfassung im ökonomischen Kontext im Sinne der hiesig skizzierten 

Wirtschaftssysteme (Idealtypen), Wirtschaftsverfassung im juristischen Kontext hingegen als 

„Normensystem[e] von grundgesetzlichem Rang“, die das „Wirtschaftsgefüge“ verbindlich 

ordnen.304 Bereits an dieser Stelle sei darauf hingewiesen, dass der Begriff des 

„Wirtschaftsgefüges“ nicht weiter geklärt wird, wodurch die Definition an Erkenntniswert 

verliert.305 Zweifelhaft ist ferner, ob die Unterscheidung von Wirtschaftsverfassung im 

ökonomischen und juristischen Sinne nicht mehr zur Verwirrung beiträgt als zur begrifflichen 

Klarheit. Nach hier vertretener Auffassung eignet sich der Begriff des Wirtschaftssystems 

mindestens so gut zur Beschreibung von wirtschaftsmodell-basierten Idealtypen und vermeidet 

die Konfusion mehrdeutiger Begriffsbestimmungen („im ökonomischen/juristischen Sinne“). 

Zuzustimmen ist E. R. Huber, dass (deskriptiv verstandene) Wirtschaftsverfassungen häufig 

gemischte Normsysteme306 sind, welche verschiedenen wirtschaftssystemischen Idealtypen 

folgen und unterschiedlich umfassend in Verfassungsgesetzen niedergelegt sind. 

                                                 
300 Vgl. Mestmäcker, Recht und ökonomisches Gesetz, 1978, S. 57-64. 
301 E. R. Huber, Wirtschaftsverwaltungsrecht, 2. Aufl. (1953), § 2 V. (S. 18). 
302 E. R. Huber, Wirtschaftsverwaltungsrecht, 2. Aufl. (1953), § 3 I. 1. (S. 21, Hervorhebungen im Original). 
303 Nach hiesigem Verständnis handelt es sich begrifflich um Wirtschaftssysteme, vgl. oben I. 2. a) (S. 5). 
304 E. R. Huber, Wirtschaftsverwaltungsrecht, 2. Aufl. (1953), § 3 II 1. (S. 23). 
305 Naheliegend, aber nicht zweifelsfrei ist, dass er damit Wirtschaftsordnungen meinte. 
306 E. R. Huber, Wirtschaftsverwaltungsrecht, 2. Aufl. (1953), § 3 II 1. (S. 23 f.). 
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ii. Zweck, Funktion 

Wenn die Autoren des deskriptiven Ansatzes den Begriff der Wirtschaftsverfassung in 

Anlehnung an den der Freiburger Schule verwenden, dann implizieren sie damit eine 

Fortführung einer bestehenden Zweckbindung. Bei näherer Betrachtung zeigt sich, dass die 

Interpretation des Wirtschaftsverfassungsbegriff anhand des aktuell geltenden, 

„wirtschaftsrelevanten“ (Verfassungs-/Primär-)Rechts das ursprüngliche Ziel der 

wirtschaftlichen Machtbegrenzung mittels konsequenter wirtschaftssystemischer Ausrichtung 

aufgegeben hat. Dies folgt zum einen daraus, dass wirtschaftssystemische Inhalte dem 

geltenden Recht entnommen werden sollen, auch wenn keineswegs klar ist, ob ein solches 

Systemdenken beim Normgeber überhaupt vorhanden war. Zum anderen verlor der Gedanke, 

grundlegende Institute wie den wirtschaftlichen (Leistungs-)Wettbewerb staatlich nicht nur 

nicht zu behindern, sondern herzustellen und am Leben zu erhalten, an Bedeutung. Wird der 

Inhalt einer Wirtschaftsverfassung maßgeblich anhand von bestehenden Gesetzen ermittelt, 

begibt man sich in eine gewisse Abhängigkeit zum Verpflichteten (Staat/Staatenverbund), 

nämlich soweit keine Verfassungs- bzw. EU-Vertragsbindung vorgesehen ist. Der zu 

kontrollierende Normgeber hat damit die Möglichkeit der Einflussnahme auf die so 

verstandene, deskriptiv ermittelte Wirtschaftsverfassung. Im Übrigen hängt die Bindungskraft 

von der Klarheit der Norm und der Strenge der gerichtlichen Interpretation ab. Eine sie 

betreffende Machtbegrenzung oder ein Auftrag zur Durchsetzung bestimmter 

wirtschaftssystemischer Ideen ist auf diesem Wege und beim aktuellen Normbestand nicht zu 

erwarten. Die deskriptive Vorgehensweise unterscheidet sich damit fundamental vom 

überpositiven Denken des normativen Ansatzes. 

Im Übrigen wird den inhaltlichen Ausführungen zur Wirtschaftsverfassung307, soweit man sie 

dem geltenden Recht entnimmt, überproportional viel Raum gegenüber und zu Lasten der 

Grundsatzfrage eingeräumt, wozu es des Wirtschaftsverfassungsbegriffs in dieser Deutung 

überhaupt bedarf.308 Wie eben festgestellt, kann sich der deskriptive Ansatz gerade nicht auf 

die bewusste, konsequente und auf wirtschaftliche Machtauflösung gerichtete Aufgabe des 

normativen Ansatzes berufen. Das hierdurch entstehende teleologische Vakuum wird nur 

                                                 
307 So auch die Einschätzung von Basedow, Von der deutschen zur europäischen Wirtschaftsverfassung, 1992, S. 9 
(„recht ausführliche Erörterungen“). 
308 Zacher, in: FS Böhm (1965), 63 (74) sieht das Problem, lässt die Frage („wissenschaftliche Nützlichkeit“) aber 
i. E. unbeantwortet mit dem Argument, dass sich terminologische Unklarheiten von selbst lösen würden, umso 
„klarer die Sache selbst in Unterscheidungen und Zusammenhängen gesehen [werden würde]“ (S. 75). 
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unzureichend behandelt. Einige vage Rückschlüsse sind nur aufgrund der normativen 

Wirkungskanäle möglich. 

Die Frage nach dem Zweck einer so verstandenen Wirtschaftsverfassung ist ferner nicht 

gleichbedeutend mit der rechtlichen Verbindlichkeit einzelner 

„wirtschaftsverfassungsrechtlicher“ Institutionen wie Wettbewerb und Preisstabilität. Diese 

können zwar als Bestandteile einer Wirtschaftsverfassung angesehen werden. Jedoch darf man 

dann nicht den Zweck (wirtschaftssystemische Ausrichtung) mit den einzelnen Mitteln 

(Wettbewerbspolitik, Geldpolitik usf.) verwechseln. Daher genügt es nicht, die Justitiabilität 

einer Institutionsgarantien zu hinterfragen309, denn das ursprüngliche (normative) 

Wirtschaftsverfassungskonzept betraf die übergeordnete Ausrichtung der Rechtsordnung 

(„Regeln für Regeln“ 310). 

Scherer (1970) thematisiert die „Nützlichkeit“ und „Entbehrlichkeit“ des 

Wirtschaftsverfassungsbegriffs ausdrücklich und ist der Auffassung, dass 

Wirtschaftsverfassung als Interpretationsprinzip geeignet ist, die Beziehung von Wirtschaft und 

Verfassung „in den Griff [zu] bekommen“.311 

iii. Form 

Vom deskriptiven Standpunkt aus bieten sich zwei dogmatische Kategorien als Gestalt 

wirtschaftsverfassungsrechtlicher Inhalte an: geschriebenes Recht (Gesetze) und rechtliche 

Prinzipien. 

Das geschriebene Recht ist als Hülle wirtschaftsordnender Regeln so geeignet wie 

grundsätzlich unbedenklich. Die Idee, dass Märkte als wirtschaftliche Spielräume bestimmter 

Regeln bedürfen, ist so alt und anerkannt312, dass hier eine weitere Vertiefung unterbleiben 

kann.  

Man könnte geneigt sein, eine „Grund-“ bzw. „Gesamt-“Entscheidung über das Verhältnis von 

Staat und Wirtschaft im europäischen Primärrecht zu finden: 

Art. 3 Abs. 3 S. 2 EUV: „Sie [die Union] wirkt auf die nachhaltige Entwicklung Europas auf der 
Grundlage eines ausgewogenen Wirtschaftswachstums und von Preisstabilität, eine in hohem 
Maße wettbewerbsfähige soziale Marktwirtschaft, die auf Vollbeschäftigung und sozialen 

                                                 
309 Beispielhaft dafür Basedow, Von der deutschen zur europäischen Wirtschaftsverfassung, 1992, S. 32 ff. 
310 Mestmäcker, Recht und ökonomisches Gesetz, 1978, S. 57. 
311 Alle Zitate bei Scherer, Wirtschaftsverfassung der EWG, 1970, S. 48 f. 
312 Bei A. Smith (Wohlstand der Nationen, 1776, S. 600) findet sich zwar die staatliche Pflicht zur Einrichtung 
„eine[r] gewissenhafte[n] Justizverwaltung“, dies dient aber nicht zur Begrenzung wirtschaftlicher Macht. 
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Fortschritt abzielt, sowie ein hohes Maß an Umweltschutz und Verbesserung der Umweltqualität 
hin.“ (Hervorhebung hinzugefügt) 

Art. 119 Abs. 1 AEUV: „Die Tätigkeit der Mitgliedstaaten und der Union im Sinne des Artikels 
3 des Vertrags über die Europäische Union umfasst nach Maßgabe der Verträge die Einführung 
einer Wirtschaftspolitik, die auf einer engen Koordinierung der Wirtschaftspolitik der 
Mitgliedstaaten, dem Binnenmarkt und der Festlegung gemeinsamer Ziele beruht und dem 
Grundsatz einer offenen Marktwirtschaft mit freiem Wettbewerb verpflichtet ist.“ 
(Hervorhebung hinzugefügt) 

Inwieweit solche Grundsatznormen und Zielvereinbarungen über bloße Verfassungsprosa 

hinausreichen und die EU- bzw. nationale Politik tatsächlich beeinflussen, ist überaus fraglich, 

zumal die normative Strahlkraft gering ausfällt.  

Diese Art der Grundsatzentscheidung unterscheidet sich ferner von der Gesamtentscheidung im 

Sinne der Freiburger Schule. Dort nämlich ist eine (ausnahmslose) Ausrichtung der 

Wirtschaftspolitik an wirtschaftssystemischen Ideen angedacht, die jeden 

wirtschaftspolitischen Punktualismus aufgrund der Interdependenz der Staats- und 

Wirtschaftsordnung vermeiden will.313 Schon die Einbettung in Art. 3 Abs. 2 S. 2 EUV zeigt, 

dass die marktwirtschaftliche Wettbewerbsordnung nur eines unter mehreren Zielen darstellt 

und daher nicht abwägungsfest ist. Ferner werden die Unionsziele, darunter das Bekenntnis zur 

wettbewerbsverfassten Marktwirtschaft, durch Abweichungen und Möglichkeiten zur 

politischen Ermessensabweichung durch Querschnittsklauseln relativiert.314 Von einer 

konsequenten Anwendung eines im Ergebnis durchschlagenden Grundsatzes kann daher vor 

diesem Hintergrund nicht die Rede sein. Herrmann (2012) konstatiert hierzu, dass sich der 

normative europäische wirtschaftsverfassungsrechtliche Befund mit Ausnahme des formalen 

Systembekenntnisses (Marktwirtschaft) damit im Ergebnis kaum von dem des GG 

unterscheidet.315 

Dieses juristische Phänomen aufgeweichter Grundsätze ist keine Eigenheit des europäischen 

Rechts. Auch die Verteilung der Gesetzgebungszuständigkeiten nach dem Grundgesetz hält 

einen Grundsatz parat (Art. 70 Abs. 1 GG), der durch die Folgevorschriften (Art. 72 ff. GG) bis 

zur Unkenntlichkeit umgekehrt wird, sodass es im Ergebnis einfacher wäre, die 

Länderzuständigkeiten enumerativ zu erfassen, statt umkehrt den „Grundsatz“ der 

                                                 
313 Eucken, Grundsätze der Wirtschaftspolitik, 1952, S. 332 ff., 378. 
314 Vgl. Art. 42, 107 Abs. 2, Abs. 3 AEUV sowie die Querschnittsklauseln Art. 8-13, 167 Abs. 4, 168 Abs. 1, 173 
Abs. 3 AEUV (nicht abschließend). 
315 Herrmann, in: Giegerich/Heinz, Herausforderungen und Perspektiven der EU, 2012, 51 (55). 



- 45 - 

Länderzuständigkeit zu etablieren. Mit solchen Regel-Ausnahme-Verhältnissen darf die 

Gesamtentscheidung des normativen Ansatzes jedenfalls nicht verwechselt werden. 

Weniger eindeutig ist das deskriptive Konzept, soweit wirtschaftsverfassungsrechtliche 

Wertungen aus einer Gesamtschau von normtextlichen Einzelelementen gewonnen werden. 

Diese Art der Rechtsfindung kann der systematischen Auslegung316 juristischer Methodik 

zugeordnet werden. Die Etablierung eines „Prüfungspunktes“ im Rahmen der 

(bundesverfassungs-)gerichtlichen Überprüfung von Rechtsnormen versuchte Nipperdey 

(1965)317 mit der Wortgruppe „soziale Marktwirtschaft“ und bekanntlich lehnte das BVerfG 

eine solche ungeschriebene Einschränkung der gesetzgeberischen Gestaltungsfreiheit ab.318  

iv. Art der Gewinnung des Inhalts 

Das Verfahren zur Ermittlung einer deskriptiv verstandenen Wirtschaftsverfassung ist die 

juristische Auslegung des geltenden Rechts. Hierdurch wird einerseits sichergestellt, dass keine 

außerrechtliche Wertung fernab demokratischer Legitimation319 Eingang in die Rechts- und 

Wirtschaftsordnung erhält. Auf diese Gefahr wies Zacher (1965) im Zusammenhang mit dem 

normativen Ansatz hin, welche hier zur Kontrastierung dargestellt wird: 

„Sobald der Begriff der ‚Wirtschaftsverfassung‘ auf den Ansatz im Verfassungsrecht verzichtet, 
wird er gefährdet und gefährlich. […] Will es [das Recht] gewisse Grundsätze besonders 
hervorheben und stabilisieren, so kann es diese, wie eben in der rigiden Verfassung, erstarren 
lassen. Sollen ökonomische Wertungen rechtlichen Niederschlag finden, so ist das der Weg dazu. 
Wird er nicht beschritten, so bleibt die Wertung rein ökonomisch.“320 

Die deskriptive Herangehensweise fragt demnach nicht primär, welche Ordnung der Wirtschaft 

zweckmäßig, sinnvoll und wünschenswert wäre, sondern inwieweit sie den geltenden 

Verfassungsbestimmungen entnommen werden kann. Damit verkleinert sich der gestalterische 

Spielraum auf die Bandbreite (noch) zulässiger Auslegung, deren Grenzen hin zur 

Rechtsfortbildung zwar nicht trennscharf gezogen werden können, vor allem nicht im 

Verfassungsrecht. Jedoch kann das Ziel des normativen Ansatzes, die wirtschaftliche 

Machtbegrenzung, nur schwerlich aufrechterhalten werden. Es ist nicht vollständig aufgegeben, 

weil es durchaus noch Auslegungsspielräume bereithält, um wirtschaftlichen Konzentrationen 

entgegenzuwirken (GWB, UWG, EU-Wettbewerbsrecht, Grundrechte). In der Beschränkung 

                                                 
316 Vgl. dazu Larenz, Methodenlehre, 6. Aufl. (1991), S. 324-328; Bydlinski, Juristische Methodenlehre, 1982, 
S. 442-448. 
317 Soziale Marktwirtschaft und Grundgesetz, 1965. 
318 BVerfGE 4, 7 (Investitionshilfe); 50, 290 (Mitbestimmung). 
319 Vgl. dazu Drexl, in: v. Bogdandy, Europäisches Verfassungsrecht, 1. Aufl. (2003), S. 749. 
320 Zacher, in: FS Böhm (1965), 63 (78). 
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auf eine Lösung de lege lata liegt einerseits realistischer Pragmatismus, andererseits ein 

Verzicht auf eine größer angelegte wirtschaftspolitische Wirkungsweise. 

v. Wirtschaftssystemischer Inhalt 

Der wirtschaftssystemische Inhalt ergibt sich beim deskriptiven Ansatz zwanglos aus der 

Auslegung des als wirtschaftsrelevant erkannten Normbestandes. Hierbei ist ein eindeutiges 

Ergebnis nicht vollständig determiniert, was Raum für verschiedene Interpretationen eröffnet. 

So werden etwa für die Charakterisierung der EU-Wirtschaftsverfassung auch verschiedene 

Bewertungen vertreten.  

Die deskriptive Methodik führt somit dazu, dass der Regelungsbereich einer so verstandenen 

Wirtschaftsverfassung durch den Umfang der Rechtsordnung selbst vorgegeben ist. Damit sind 

wirtschaftstheoretische Einflüsse nicht automatisch in toto ausgeschlossen. Sie können bei der 

Auslegung, wie es etwa im Wettbewerbsrecht321 nicht selten der Fall ist, herangezogen werden. 

Ihre Wirkung ist aber erheblich eingeschränkter im Vergleich zum normativen Ansatz, dem das 

ganze rechtspolitische Instrumentarium der Gesetzes- und Institutionenreformen offensteht, 

welches auch auf außerrechtliche Erkenntnisse zurückgreifen kann und damit nicht durch 

geltende Rechtsordnung limitiert ist. 

Die Beschränkung auf den geltenden Normbestand bringt es mit sich, dass hierbei der rechtliche 

Teil einer Wirtschaftsordnung beschrieben wird und dieser entspricht naturgemäß keiner 

Idealform eines Wirtschaftssystems. Deshalb kreist die Frage nach der Charakterisierung im 

Wesentlichen um die Bewertung, inwieweit markwirtschaftlich-liberale oder 

zentralverwaltungswirtschaftliche bzw. (schwächer) interventionistische Elemente das 

„Antlitz“322 der Wirtschaftsverfassung prägen. Die Beschreibung ist im Wesentlichen frei von 

außerrechtlichen Wertungen und damit von wirtschaftspolitischen Zwecken entkoppelt. Hierin 

liegt ein wesentlicher Unterschied zum normativen Ansatz, dessen Anliegen gerade eine 

bestimmte Wirtschaftsverfassung erfordert und nicht irgendeine Beschaffenheit aufweisen 

kann, wie es das Erfordernis des normativen Ansatzes nach einer „brauchbaren 

‚Wirtschaftsverfassung‘ “323 zeigt. 

                                                 
321 Zum „more economic approach“ im EU-Wettbewerbsrecht vgl. Schröter, in: ders./Jakob/Klotz/Mederer, EU-
Wettbewerbsrecht, 1. Teil, 2. Aufl. (2014), B. II. Rn. 31-37; vgl. ferner Drexl, in: v. Bogdandy/Bast, Europäisches 
Verfassungsrecht, 2. Aufl. (2009), S. 918 ff. 
322 Im Zusammenhang mit der EU-Wirtschaftsverfassung Müller-Graff, in: Fastenrath/Nowak, Der Lissabonner 
Reformvertrag, 2009, 173. 
323 Eucken, Grundlagen der Nationalökonomie, 8. Aufl. (1965), S. 240. 
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Es gibt allerdings auch Autoren, die bestimmte Anforderungen an eine Wirtschaftsverfassung 

stellen und nicht ohne weiteres zum normativen Ansatz gezählt werden können und daher hier 

näher beschrieben werden sollen. 

C. Schmitt (1969) ging davon aus, dass nicht jede Verfassung eine Wirtschaftsverfassung 

beinhalte. Dadurch stellte er bestimmte Anforderungen an eine Wirtschaftsverfassung, ohne 

diese offenzulegen.324 Das Motiv, eine Wirtschaftsverfassung sei nicht bloß die Summe 

wirtschaftsrelevanter Verfassungsnormen, sondern verbürge auch einen materiellen 

Mindeststandard, taucht in neuerer Zeit – etwa bei Leisner325 – auf, welcher die Grundrechte 

als notwendige Eckpfeiler einer Wirtschaftsverfassung ansieht und damit ein Stück weit über 

eine bloße Deskription hinausgeht. 

Indem Ruffert (2009) den Zweck der Wirtschaftsverfassung darin sieht, einer Entleerung 

subjektiver Rechte (Grundrechte, Grundfreiheiten) entgegenzuwirken, zeigt er, dass er die 

Inhalte einer Wirtschaftsverfassung dem geltenden Verfassungs- bzw. EU-Primärrecht 

entnimmt. Er stellt sich gegen das Erfordernis, dass von einer Wirtschaftsverfassung nur bei 

klarer wirtschaftssystemischer (Gesamt-)Entscheidung gesprochen werden könne.326 

Andererseits betont er, dass eine Wirtschaftsverfassung nur eine solche sei, welche „starke 

Grundrechte und Grundfreiheiten“327 zum Inhalt hätten. Eine weitere Klarstellung über die 

Gewinnung wirtschaftsverfassungsrechtlicher Inhalte, deren Reichweite und Justitiabilität 

unterbleibt dann jedoch, sodass im Unklaren bleibt, welche genauen Anforderungen an eine 

Wirtschaftsverfassung gestellt werden und warum gerade die von ihm genannten Bestandteile 

(Grundrechte, -freiheiten) maßgeblich sein sollen. 

vi. Verfassungsrang 

Eine Einleitung zur Streitfrage, ob wirtschaftsverfassungsrechtliche Normen nur solche mit 

Staatsverfassungsrang (bzw. EU-Primärrechtsrang) seien, wurde bereits formuliert. 

Im Anschluss daran spricht vom Boden eines deskriptiven Ansatzes aus nichts dagegen, 

jegliche Normen einbeziehen, die das Wirtschaften beeinflussen. Dies ist hierbei besonders 

naheliegend, weil Verfassungsnormen aufgrund ihres umfassenden Geltungsanspruchs sehr 

allgemein gehalten sind und daher nur selten zwingende Schlüsse zulassen. Vielfach werden 

                                                 
324 C. Schmitt, Hüter der Verfassung, 2. Aufl. (1969), S. 100. 
325 Leisner, in: FS R. Schmidt (2006), 363 (364).  
326 Ruffert, AöR 134 (2009), 197 (237). 
327 Ruffert, AöR 134 (2009), 197 (237). 
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wichtige Details einer rechtlichen Regelung erst durch die einfachrechtliche Umsetzung 

deutlich. Die Analyse einer Wirtschaftsordnung allein auf Grundlage der geltenden 

Staatsverfassung muss daher erheblich lückenhaft bleiben. Dies gilt mit Blick auf das GG vor 

allem hinsichtlich der Gesetzesvorbehalte bei den Grundrechten (Art. 1 ff. GG), weshalb 

materielle Grenzen der Freiheitsbeschränkung nicht a priori festgestellt werden können. Sie 

ergeben sich erst aus der Entwicklung des einfachen Rechts, dessen Anwendung durch 

Verwaltung und Fachgerichte sowie schließlich durch die verfassungsgerichtliche 

Rechtsprechung, die die Grenzen der gesetzgeberischen Prärogative in Einzelentscheidungen 

allmählich umgrenzt. Erst die Berücksichtigung dieser Gesichtspunkte verleiht dem Gesamtbild 

der Wirtschaftsverfassung mehr als bloß schemenhafte Konturen (Vertragsfreiheit, 

Eigentumsgewährleistung, Berufsfreiheit usf.). Vollständig wird die Beschreibung darüber 

hinaus ohnehin erst durch Einbeziehung auch der informellen Umstände des Wirtschaftens und 

der Verwaltungspraxis328, welche das Gesamtbild durch Farbgebung zu einer 

Gesamtdarstellung der Wirtschaftsordnung komplettiert. 

vii. Verhältnis zur Staatsverfassung 

Da es sich vom Boden des deskriptiven Ansatzes von vornherein überwiegend um die 

Beschreibung eines rechtlichen status quo handelt, gibt es keinen (zwingenden) Grund, das 

einfache Recht nicht in die Betrachtung einzubeziehen. Weil auch keine Bindung des 

Gesetzgebers intendiert wird, entfällt das oben für den normativen Ansatz herausgearbeitete, 

naheliegende Erfordernis des Verfassungsrangs. In der Folge verwundert es nicht, dass manche 

Autoren das Verhältnis im Ergebnis als ambivalent darstellen329 und offenlassen. Geht man 

gleichwohl davon aus, dass der Verfassungsrang für wirtschaftsverfassungsrechtliche 

Regelungen notwendig ist, so wäre die Wirtschaftsverfassung schlicht eine Teilmenge der 

Gesamtverfassung330, teils noch weiter eingeschränkt auf „wirtschaftsrelevante“ Regeln.  

viii. Regelungsbereich und Bestandteile 

Es soll zunächst die Formulierung aufgegriffen werden, wonach zur Wirtschaftsverfassung im 

deskriptiven Sinne nur solche Normen zählen, welche eine gewisse Relevanz für die Wirtschaft 

aufweisen.331 Diese auf den ersten Blick plausible Begrenzung des Normenbestandes ist bei 

                                                 
328 Vgl. oben zum Wirtschaftsordnungsbegriff, I. 2. b) (S. 8 ff.). 
329 Vgl. Ballerstedt, in: Bettermann/Nipperdey/Scheuner, Die Grundrechte, 1958, S. 44, 47; Wimmer/Müller, 
Wirtschaftsrecht, 2007, S. 8.  
330 Böhm, Ordnung der Wirtschaft, 1937, S. 60 (Einklang mit Verfassung nötig); Herrmann, Währungshoheit, 
2010, S. 133. 
331 Fenner, Ein neuer wettbewerbsorientierter Ansatz, 2017, S. 55; Mussler, Wirtschaftsverfassung der EG, 1998, 
S. 55 f. 
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genauerer Betrachtung problematisch und wird im Einzelfall stets zu Deutungsstreitigkeiten 

führen. Dies sei anhand folgender Beispiele verdeutlich: 

Die Ausübung von physischer Gewalt zur Verhinderung oder Verfolgung von Straftaten ist in 

Deutschland (unbeschadet weniger Ausnahmetatbestände332) dem Staat vorbehalten. Diese 

Monopolisierung der Gewaltausübung würden viele sicherlich nicht als „wirtschaftsrelevant“ 

einstufen, ohne zu berücksichtigen, dass grundsätzlich jeder Bereich der Gesellschaft 

kommerzialisiert werden könnte. So bewirkt der Ausschluss ein staatliches Monopol und 

schließt (womöglich effizientere, nicht notwendigerweise sorgfältigere oder „gerechtere“) 

Aufgabenerledigung auch durch Private aus. Denkbar wäre ein Modell, bei dem sich der 

staatliche Einfluss – wie in bestimmten Bereichen – auf eine mehr oder weniger enge Aufsicht 

beschränkte, auch wenn ein solches Vorgehen derzeit politisch unrealistisch ist. 

Ein indirekt lenkender Einfluss geht vom Umweltrecht aus. Zweifellos ist der Schutz der 

Lebensgrundlage von Mensch und Tier das primäre Ziel des öffentlichen Umweltrechts. 

Gleichzeitig entfalten umweltrechtliche Anforderungen bei bestimmten (Bau-)Vorhaben, 

insbesondere bei Großprojekten, Schranken, die geeignet sind, diese erheblich zu verteuern 

oder grundsätzlich in Frage zu stellen, obwohl der Gesetzgeber derartige Hemmnisse nicht stets 

intendiert hatte.  

Es ließen sich noch andere Beispiele für Grauzonen finden, in denen keinesfalls eindeutig wäre, 

ob hinreichende „Wirtschaftsrelevanz“ vorliegt oder nicht. Das liegt am oben genannten 

Gesichtspunkt, dass grundsätzlich jede Verhaltensweise kommerzialisiert und eine vorher nicht 

bestehende Nachfrage aus dem „Nichts“ generiert werden kann. Wirtschaftliche Akteure 

beschränken sich ferner nicht lediglich darauf, vorhandene Bedürfnisse zu befriedigen, sondern 

verfolgen mittels Werbung auch den Zweck, Interesse für ein bestimmtes Produkt bzw. eine 

bestimmte Dienstleistung erst zu schaffen oder zu erweitern. Dies steht im Zusammenhang mit 

der oben bereits angerissenen, fehlenden Begrenzung des Umfangs der Wirtschaftsverfassung, 

d. h. in welchen Sozialbereichen sie Geltung beansprucht. 

In diesem Zusammenhang ist auf eine ähnlich gelagerte Differenzierung hinzuweisen, welche 

nicht unproblematisch erscheint. Teils werden nur solche Rechtsvorschriften der 

Wirtschaftsverfassung zugeordnet, deren Wirtschaftsrelevanz legislatorisch intendiert war. Es 

erscheint zweifelhaft, ob das Kriterium der gesetzgeberischen Intention als sachgerechter Filter 

                                                 
332 Vgl. §§ 32, 34, 35 StGB, § 127 StPO. 
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für wirtschaftsverfassungsrechtliche Normen dienen kann. Nicht immer lässt sich eine 

gesetzgeberische Intention sicher aus den Gesetzgebungsmaterialien ableiten und selbst wenn 

dies der Fall ist, lassen sich nicht selten Motivbündel feststellen. Als Folgefrage ergäbe sich 

dann, ob die wirtschaftslenkende Intention dominieren müsste. Doch selbst wenn man über 

diese Schwierigkeiten hinwegsähe, ergäbe sich das weitere Problem, dass Normen aufgrund 

der juristischen Methodik durch die Rechtsprechung häufig dem objektiv erkennbaren 

Gesetzeszweck nach ausgelegt werden (teleologische Auslegung)333 und es vorkommen kann, 

dass eine bedeutende Wirtschaftslenkung nicht gewollt war, aber sich tatsächlich im Ergebnis 

ergibt, etwa weil die Folgen eines Gesetzes unrichtig oder unvollkommen eingeschätzt worden 

sind oder die Gesellschaft sich stark gewandelt hat. Schließlich könnte man der Vollständigkeit 

halber mit Blick auch auf den normativen Ansatz ableiten, dass eine Wirtschaftsverfassung die 

wirtschaftliche Macht auch des Staates begrenzen soll und dass es folglich dem Staat verwehrt 

sein müsse, über die Zugehörigkeit bestimmter Regeln zu entscheiden, die ihn selbst binden 

sollen. Es erscheint daher wenig überzeugend, bei der Gewinnung 

wirtschaftsverfassungsrechtlicher Vorschriften maßgeblich auf die Intention des historischen 

Gesetzgebers abzustellen. 

ix. Normativer Gehalt 

Soweit der Rückgriff auf die Wirtschaftsverfassung als wesentlicher Gesichtspunkt der 

Auslegung fruchtbar gemacht werden soll, wird auf eine mögliche Regel-Ausnahme-

Beziehung334 zu Gunsten marktwirtschaftlicher gesetzlicher Lösungen hingewiesen. Eine 

solche Deutung ist allerdings auch nicht unwidersprochen geblieben.335 Inwieweit eine solche 

Funktion dann auch Geltung in der Rechtswirklichkeit beanspruchen wird, hängt von der 

Handhabung der Ausnahmen ab. Der EuGH hat jedenfalls keine besondere Berührungsangst, 

nicht marktkonforme Interventionen etwa mit dem Rückgriff auf Querschnittsklauseln zu 

rechtfertigen.336 Darüber hinaus hat er klargestellt, dass das Systembekenntnis zur 

marktwirtschaftlichen Ordnung keine subjektiven Rechte der Unionsbürger begründet.337 Zwar 

                                                 
333 Vgl. Bydlinski, Juristische Methodenlehre, 1982, S. 453-463; Larenz, Methodenlehre, 6. Aufl. (1991), S. 333-
339; Zippelius, Juristische Methodenlehre, 11. Aufl. (2012), S. 41 f. 
334 Hatje, in: v. Bogdandy/Bast, Europäisches Verfassungsrecht, 2. Aufl. (2009), S. 811. 
335 In diese Richtung Siekmann, in: ders., EWU, 2013, AEUV Art. 119 Rn. 20 (kein allgemeines Verbot nicht 
markkonformer Maßnahmen). 
336 EuGH, Urt. v. 13.03.2001, C-379/98 (PreussenElektra), ECLI:EU:C:2001:160; vgl. dazu Bungenberg, in: 
Fastenrath/Nowak, Der Lissabonner Reformvertrag, 2009, 205 (210). 
337 EuGH, Urt. v. 3.10.2000, C-9/99 (Echirolles), ECLI: EU:C:2000:532; vgl. dazu Herrmann, in: 
Giegerich/Heinz, Herausforderungen und Perspektiven der EU, 2012, 51 (54): Systementscheidung genügt nicht 
für Ableitung justitiabler Maßstäbe. 
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ist, wie in der Literatur erwogen, immerhin noch eine „ ‚objektive‘ Verpflichtungswirkung“ 338 

denkbar, welche gem. Art. 263 Abs. 1 AEUV geltend gemacht werden könnte.339 Jedoch darf 

bezweifelt werden, dass der EuGH diesen Weg noch einschlagen wird.340 

Ferner wird erwogen, wirtschaftsverfassungsrechtliche Grundsätze als „Beraterfunktion“ für 

die Wirtschaftspolitik fruchtbar zu machen.341 Eine Bindungswirkung der Wirtschaftspolitik ist 

damit naturgemäß aufgegeben. Dies entspricht aber ohnehin der grundsätzlichen Linie des 

deskriptiven Ansatzes, wirtschaftssystemische Erkenntnisse nur behutsam im Wege der 

Auslegung in die Rechtsordnung aufzunehmen. 

Wirtschaftsverfassungsrechtliche Grundsätze, wie sie in den Bekenntnissen zu 

marktwirtschaftlichen Ordnungen enthalten sind (Art. 119 Abs. 1 AEUV, Art. 1 Abs. 3 Satz 1 

Staatsvertrag342 [Deutsche Einheit]), werden überwiegend dahingehend verstanden werden, 

dass sie einen Systemwechsel zu einer Zentralverwaltungswirtschaft hin ausschließen.343 Es 

wurde bereits darauf hingewiesen, dass eine solche Regel Probleme bei der Anwendung 

bereitet, denn es ist alles andere als geklärt, ab wann eine Wirtschaftsordnung 

schwerpunktmäßig dem einen oder anderen System zuzuordnen ist. Welche 

Wirtschaftsbereiche welche Wichtigkeit aufweisen, ob Produktionsmittel verstaatlicht werden 

müssen und falls ja, in welchem Ausmaß, oder es bereits genügt, dass ein stark lenkender 

Einfluss durch Regulierung oder Aufsicht ausgeübt wird – über all diese Punkte ist ein 

gefestigter Konsens nicht auszumachen. Billigt man dem Gesetzgeber – wie dies die 

Rechtsprechung häufig hervorhebt – dann noch einen erheblichen Einschätzungsspielraum344 

zu, rückt der normative Gehalt dieser Systemgarantien an den Rand der Bedeutungslosigkeit.345 

                                                 
338 Hierauf hinweisend Oppermann/Classen/Nettesheim, Europarecht, 8. Aufl. (2018), § 18 Rn. 6. 
339 Oppermann/Classen/Nettesheim, Europarecht, 8. Aufl. (2018), § 18 Rn. 6. 
340 Oppermann/Classen/Nettesheim, Europarecht, 8. Aufl. (2018), § 18 Rn. 6 („wenig wahrscheinlich“). 
341 Vgl. Mestmäcker, Recht und ökonomisches Gesetz, 1978, S. 30. 
342 Staatsvertrag v. 18.05.1990, BGBl. II, 537. Mangels Textänderung (Art. 79 Abs. 2 GG) handelt es sich – obwohl 
dem Vertrag mit verfassungsändernder Mehrheit zugestimmt wurde – nicht um eine Verfassungsänderung, vgl. 
Herrmann, Währungshoheit, 2010, S. 137 
343 Hatje, in: Schwarze, EU-Kommentar, 4. Aufl. (2019), AEUV Art. 119 Rn. 9; vgl. auch Bandilla, 
Grabitz/Hilf/Nettesheim, Das Recht der EU, 71. EL (Aug 2020), AEUV Art. 119 Rn. 23 (kein rechtlicher Maßstab, 
Interpretationshilfe); weniger konkret Kempen, in: Streinz, EUV/AEUV, 3. Aufl. (2018), AEUV Art. 119 Rn. 15 
f.; nur in der Begrifflichkeit, aber nicht im Ergebnis anders Häde, in: Calliess/Ruffert, EUV/AEUV, 5. Aufl. 
(2016), AEUV, Art. 119 Rn. 9 (Abheben auf „Rechtfertigung“ von Eingriffen). 
344 Vgl. dazu auch Öhlinger, in: Griller, Europäische Wirtschaftsverfassung, 2007, 269 (280). 
345 Vorsichtiger Siekmann, in: ders., EWU, 2013, AEUV Art. 119 Rn. 88 f. (normativer Gehalt gering); vgl. auch 
Drexl, in: v. Bogdandy, Europäisches Verfassungsrecht, 1. Aufl. (2003), S. 749 f. („normativ[e] Wirksamkeit 
begrenzt“) 
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Die Idee, wirtschaftsverfassungsrechtliche Grundsatznormen des Primärrechts zur 

Überprüfung von Sekundärrecht heranzuziehen, ist nach geltendem Europarecht durchaus 

denkbar,346 aber ein entsprechendes Judikat des EuGH hierzu fehlt noch. 

Bisweilen wurde auf dem Boden des geltenden Verfassungsrechts die Einschränkung postuliert, 

die Ordnung der Wirtschaft müsste (materiell) widerspruchsfrei ausgestaltet sein.347 Der Ansatz 

ist jedoch im Hinblick auf den wirtschaftsrechtlichen Kontext unterentwickelt geblieben, sodass 

eine nähere Auseinandersetzung hier unterbleiben soll.  

Zuletzt ist auf eine Auffassung hinzuweisen, welche es generell ablehnt, aus der 

Wirtschaftsverfassung zwingende rechtliche Schlüsse abzuleiten348, wobei dabei nicht stets 

sicher ist, ob dies auf einer generellen Ablehnung des wirtschaftsverfassungsrechtlichen 

Konzepts beruht. Steht dahinter keine Ablehnung, so bleibt fraglich, welcher Zweck durch die 

Begriffsbildung „Wirtschaftsverfassung“ erreicht werden soll. 

x. Mittel der Durchsetzung 

Ausgehend von den beschränkten Wirkungsweisen des deskriptiven 

Wirtschaftsverfassungskonzepts ist hinsichtlich der Durchsetzung am Schluss zu konstatieren, 

dass die Verwirklichung der gewonnenen Auslegungsergebnisse durch die Rechtsprechung 

erfolgt. Diese kann im Vorfeld durch wissenschaftliche Publikationen beeinflusst werden, die 

reale Manifestation in der wirtschaftspolitischen Wirklichkeit hingegen besteht in der Autorität 

einer gerichtlichen Entscheidung. Es können sodann Folgewirkungen für Gesetzgebung und 

Verwaltung in Anschlag gebracht werden. Nicht selten war es der Fall, dass 

bundesverfassungsgerichtliche Entscheidungen einen Normenerlass durch aufgeschobene 

Kassation (Unvereinbarkeitserklärung) induziert haben.349 Ebenso ist davon auszugehen, dass 

die Verwaltung sich auch in nicht ausgeurteilten Problembereichen an vergleichbarer 

Rechtsprechung orientiert. Diese kurz skizzierten mittelbaren Wirkungen ändern jedoch nichts 

daran, dass die hauptsächliche Durchsetzung durch die gerichtliche Auslegung selbst erfolgt. 

Zu Vermeidung von Missverständnissen sei angefügt, dass diese Wirkungsweise bisher nur 

                                                 
346 So im Grundsatz auch Basedow, Von der deutschen zur europäischen Wirtschaftsverfassung, 1992, S. 12. 
347 Vgl. Christen, Wirtschaftsverfassung des Interventionismus, 1970, S. 231; Schürmann, Schweizer Monatshefte 
Politik, Wirtschaft, Kultur, Bd. 59 (1979), 971. 
348 Oppermann/Classen/Nettesheim, Europarecht, 8. Aufl. (2018), § 18 Rn. 6; ähnlich Herrmann, Währungshoheit, 
2010, S. 139 (keine „unmittelbaren“ Rechtsfolgen ableitbar); Weber, Österreichs Wirtschaftsverfassung, 1957, 
S. 19 (rechtsverbindliche Entscheidung […] wird man […] nicht erwarten dürfen.“) 
349 Vgl. BVerfG, Urt. v. 25.07.2012 – 2 BvF 3/11 (Wahlrecht); Urt. v. 10.04.2018 – 1 BvL 11/14 (Grundsteuer). 
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eine rein theoretisch-wissenschaftliche darstellt, weil weder BVerfG noch EuGH eine 

Entscheidung bisher mit wirtschaftsverfassungsrechtlichen Grundsätzen begründet haben. 

(5) Übersicht 

 Normativer Ansatz Deskriptiver Ansatz 

Zweck, Funktion 
Wirtschaftliche Machtbegrenzung Ungeklärt 

Form 
Ungeklärt („Regeln für Regeln“, 
Mestmäcker), normhierarchische 
Einordnung fehlt 

Geschriebenes Recht (z. B. Art. 3 
III 2 EUV) oder Rechtsprinzipien 
(„soziale Marktwirtschaft“) 

Art der Gewinnung des 
Inhalts 

Wirtschaftstheoretische, außerrechtliche 
Wertung (Eucken); politische 
Willensentscheidung (Böhm) 
 

Auslegung des geltenden EU-
Primär-/Verfassungs-/einfachen 
Rechts 

Wirtschaftssystemischer 
Inhalt 

Wettbewerbsverfasste Marktwirtschaft 
(Böhm, Eucken, Mestmäcker) 

Grundsätzlich offen (Auslegung); 
betreffend EU: streitig (gemischte 
Wirtschaftsverfassung, 
Marktwirtschaft; Neutralität des 
EU-Primärrechts) 

Verfassungsrang 
Wegen Formunklarheit nicht eindeutig; 
Machtbegrenzungsfunktion legt besondere 
Beständigkeit nahe 

Streitig; Deskriptionsmethode legt 
aber Einbeziehung aller 
wirtschaftsrelevanter Normen nahe 

Verhältnis zur 
Staatsverfassung 

Ungeklärt, auch wegen Formenunklarheit; 
lediglich formale/begriffliche Trennung 
einhellig befürwortet  

Soweit Verfassungsrang besteht: 
Teilmenge; im Übrigen der 
Staatsverfassung untergeordnet 

Regelungsbereich und 
Bestandteile 

Wirtschaftliche Sozialbereiche 
(Landwirtschaft, Gewerbe, Industrie), 
Geldordnung, Wettbewerbsordnung, 
Randbereiche hingegen nicht beleuchtet (z. 
B. Bildung, Sicherheit); Außenhandel 
unzureichend berücksichtigt 
(schwerpunktmäßig materielle 
Anknüpfung) 

Tatbestandsreichweite der Normen, 
die zur Wirtschaftsverfassung 
gezählt werden (formale 
Anknüpfung); Wirtschaftsrelevanz 
nicht im Detail geklärt, daher auch 
offene Abgrenzungsfragen bzgl. 
des relevanten Normbestandes 

Normativer Gehalt 

Bindung des Gesetzgebers durch Ge- und 
Verbote, Rechtsfolgeninhalt jedoch 
ungeklärt (soweit juristische Durchsetzung 
vertreten) 

Auslegungshilfe, Prüfungsmaßstab 
für EU-Sekundärrecht, 
Beraterfunktion für 
Wirtschaftspolitik, Verbot des 
Wirtschaftssystemwechsels 

Mittel der Durchsetzung 

Teils juristische Wirkungskanäle (Böhm), 
u. a. GewO, GWB, StabG (Gesetze) und 
Rechtsprinzipien („soziale 
Marktwirtschaft“); teils politische 
Umsetzungskanäle (Eucken) 

Rechtsprechung (bisher aber keine 
BVerfG- und EuGH-
Entscheidungen, die auf 
Wirtschaftsverfassung fußen) 
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II. Kritik 

Die Kritik am mehrfach besetzten Begriff der Wirtschaftsverfassung wird im Folgenden geteilt 

in eine allgemeine, ansatzübergreifende Kritik (1) sowie eine solche, die sich spezifisch an den 

normativen (2) oder deskriptiven Ansatz (3) richtet. 

1. Allgemeine Einwände 

Scherer (1970) kritisiert an der Begriffsbildung „Wirtschaftsverfassung“, dass der 

Wortbestandteil „Verfassung“ „unnötig und verwirrend“350 gebraucht würde. Unklar wäre, ob 

die Wirtschaftsverfassung ebenbürtig neben der Staatsverfassung stünde. Die Zulässigkeit einer 

solchen „dezisionistischen“351, überpositiven Einwirkung auf die Rechtsordnung lehnt er ab. 

Hinter dieser Kritik steht die wirtschaftsverfassungsrechtliche Grundsatzdebatte über das 

Verhältnis von Wirtschafts- zur Staatsverfassung. Entsprechend definiert Scherer 

Wirtschaftsverfassung indirekt als die Ausstrahlungswirkung des Verfassungsrechts auf den 

Sozialbereich („verfassungsmäßige Ordnung der Wirtschaft“)352. 

Christen (1970) stellt im Rahmen einer kritischen Stellungnahme zum 

Wirtschaftsverfassungsbegriff zu Recht die Frage, ob es des Wirtschaftsverfassungsbegriffs 

(neben dem der Wirtschaftsordnung und des Wirtschaftssystems) überhaupt bedarf, welche er 

dann aber unbeantwortet lässt.353 

Eine Reihe von Autoren kritisiert die Missverständlichkeit einer Verwendung von sonstigen 

„Verfassungen“.354 Folgerichtig wird vorgeschlagen, den Verfassungsbegriff der 

Staatsverfassung vorzubehalten.355 

Indirekt zeigt Steindorff (2000)356 seine Kritik an der Begriffsbildung durch Meidung des 

Begriffs der Wirtschaftsverfassung. Hauptargument ist für ihn, dass eine 

„Wirtschaftsordnung“357 nicht idealtypisch auf ein Wirtschaftssystem (Markt-

/Zentralverwaltungswirtschaft) zurückgeführt werden kann, sondern stets eine Mischform 

                                                 
350 Scherer, Wirtschaftsverfassung der EWG, 1970, S. 45 f. 
351 Scherer, Wirtschaftsverfassung der EWG, 1970, S. 46. 
352 Scherer, Wirtschaftsverfassung der EWG, 1970, S. 46 (Hervorhebungen im Original). 
353 Christen, Wirtschaftsverfassung des Interventionismus, 1970, S. 214 f. 
354 Zuck, Wirtschaftsverfassung, 1975, S. 19; Nguyen, Wettbewerbsrecht Vietnam, 2007, S. 60; Ballerstedt, in: 
Bettermann/Nipperdey/Scheuner, Die Grundrechte, 1958, S. 5; Mussler, Wirtschaftsverfassung der EG, 1998, 
S. 49; Scherer, Wirtschaftsverfassung der EWG, 1970, S. 45 („unnötig und verwirrend“). 
355 Christen, Wirtschaftsverfassung des Interventionismus, 1970, S. 217 f. 
356 Steindorff, ZHR 164 (2000), 223 (227). 
357 Steindorff, ZHR 164 (2000), 223, (227) legt sein Verständnis dieses Begriffs nicht offen und es ist zu vermuten, 
dass es vom hiesigen Ansatz abweicht. 
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darstellt. Daher sei die tatsächlich bestehende europäische „Wirtschaftsordnung“ durch einen 

solchen Idealtypus nicht hinreichend fassbar. 

Krüger (1951) nahm mit seiner Kritik die bundesverfassungsrechtliche Rechtsprechung 

vorweg, wonach dem GG keine besondere Wirtschaftssystementscheidung zu entnehmen ist, 

die den Entscheidungsspielraum des Gesetzgebers einschränken würde. Schon er verneinte die 

These, dem GG liege eine nachweisbare wirtschaftssystemische Ausrichtung zugrunde.358 

Soweit damit wirtschaftspolitische Ambivalenz des GG gemeint ist, ist dem zuzustimmen. Die 

Kritik richtet sich schwerpunktmäßig an die konkrete Auslegung des GG und weniger an den 

Begriff der Wirtschaftsverfassung selbst, welcher nicht erkennbar in Frage gestellt, sondern als 

bekannt vorausgesetzt wird. Allerdings folgerte Krüger aus dem Fehlen 

wirtschaftsverfassungsrechtlicher Prinzipien im GG nicht nur die Ambivalenz, sondern die 

Pflicht zur Neutralität, d. h. zur permanenten Nicht-Entscheidung.359 Diese weitergehende 

Bewertung, die das BVerfG in der Form nicht aufgriff, wurde später zu Recht kritisiert360, denn 

die Wirtschaftspolitik entscheidet sich in der Praxis immer für eine der Varianten, denn 

wirtschaftspolitische Untätigkeit ist Bestandteil des laissez-faire Liberalismus wohingegen 

Eingriffe eingeteilt werden können in Lenkung (Zentralveraltungswirtschaft, 

Interventionismus) oder Marktrahmenbildung (Ordoliberalismus). Es verbleibt damit kein 

„neutraler Boden“, auf dem eine Rechtsordnung wirtschaftssystemisch stehen könnte. Daran 

ändert auch der von Krüger vorgebrachte Art. 79 Abs. 3 GG nichts, weil die Vorschrift die 

wirtschaftssystemische Ausrichtung des GG gerade nicht unter Schutz stellt.  

Auch die Argumentation, die auf den demokratischen Relativismus361 rekurriert, vermag nicht 

zu überzeugen, denn es ist auch mit einem normativ verstandenen 

Wirtschaftsverfassungskonzept vereinbar, dass eine einmal eingeschlagene 

wirtschaftssystemische Ausrichtung wieder abgeändert und erneut dem politischen Prozess 

unterworfen wird. Mit anderen Worten bedeutet Demokratieprinzip insoweit nur die Vorgabe 

des Verfahrens und nicht des wirtschaftssystemischen Inhalts. Es beinhaltet nicht das Verbot, 

sich für die eine oder andere Wertung zu entscheiden oder gar sich jeglicher politischen 

Wertung enthalten zu müssen. Dies ist nur bei bestimmten verfassungsrechtlichen Grenzen der 

Fall (z. B. der Menschenwürdegarantie oder den Grundrechtskernen). Im sonstigen politischen 

                                                 
358 Krüger, DVBl 1951, 361 (366 f.) 
359 Krüger, DVBl 1951, 361 (362). 
360 Müller-Graff, in: ders./Hatje, EnzEuR (Bd. 4), 2015, § 1 Rn. 4 („oft […] missverstanden“); vgl. auch Partsch, 
ORDO 6 (1954), 19 (22). 
361 Krüger, DVBl 1951, 361 (362). 
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Bereich ist es selbstverständlich, sich demokratisch für das eine oder andere 

wirtschaftspolitische Konzept zu entscheiden. Eine zwingende dauerhafte wirtschaftspolitische 

Neutralität ist weder möglich noch verfassungsrechtlich angeordnet. Kurswechsel sind 

Ausdruck politischer Freiheit und Flexibilität des demokratischen Systems, auch wenn sie mit 

hohen Kosten verbunden sein können. Dass solche Strategieänderungen politisch vorkommen, 

zeigte der erratisch362 verlaufende deutsche Atomausstieg. 

2. Kritik am normativen Ansatz 

Ehmke (1961) wendet sich explizit gegen den normativen Ansatz Böhms, eine bestimmte 

wirtschaftssystemische Idee mit den Mitteln des (Verfassungs-)Rechts durchsetzen zu 

wollen.363 Es sei nicht Aufgabe einer Verfassung sachlich „richtige“ Entscheidung 

vorzugeben.364 Hierin kann eine Parallele zu demokratischen Problemlösungen gesehen 

werden: Das Verfassungsrecht gibt im Wesentlichen Form und Verfahren vor, die Inhalte 

hingegen das aktuell gewählte Parlament. Inhaltliche Richtigkeit wird nicht auf autoritäre 

Dogmatik, sondern durch Verfahrensgrundsätze erreicht. Dieses im demokratischen 

Rechtsstaat herrschende Prinzip wäre mit der Idee einer Wirtschaftsverfassung nur kompatibel, 

wenn deren Inhalte im demokratischen Verfahren Eingang in die Rechtsordnung fänden. Dies 

klingt bei Böhm an, wenn er die Wirtschaftsverfassung auf eine „politische 

Gesamtentscheidung“ fußen lässt, auch wenn er sich im Anschluss lediglich mit der 

Konstruktion einer wettbewerbsverfassten Marktwirtschaft befasst und damit die inhaltliche 

Entscheidung vorwegnimmt. Ehmke lehnt das Konzept einer Wirtschaftsverfassung letztlich 

grundsätzlich ab und spricht sich für eine politische Lösung ohne prinzipiengeleiteten Überbau 

aus.365 Dies entspricht der geltenden deutschen Verfassungsrechtslage, in der nach der 

Rechtsprechung des BVerfG366 keine besondere Systemfestlegung rechtlich determiniert ist. 

Leisner (2006) wendet sich gegen den Einfluss wirtschaftssystemischen Denkens auf die 

Grundrechtsdogmatik.367 Er sieht im Systemdenken, etwa im Sinne einer „sozialen 

Marktwirtschaft“, eine Relativierung von grundrechtlichen Freiheiten durch „Rückbeziehung 

auf Bedürfnisse anderer.“368 Damit richtet sich die Kritik zwar primär gegen den Vorschlag 

                                                 
362 Deutschlands langer Weg zum Atomausstieg, Spiegel v. 30. 06.2011 
(https://www.spiegel.de/politik/deutschland/ende-eines-jahrzehnte-kampfs-atomkraft-ade-a-771403-2.html, 
abgerufen am 16.04.2019) 
363 Ehmke, Wirtschaft und Verfassung, 1961, S. 13, 27. 
364 Ehmke, Wirtschaft und Verfassung, 1961, S. 13. 
365 Ehmke, Wirtschaft und Verfassung, 1961, S. 16. 
366 BVerfGE 4, 7 (Investitionshilfe); 50, 290 (Mitbestimmung). 
367 Leisner, in: FS R. Schmidt (2006), 363 (374 f.). 
368 Leisner, in: FS R. Schmidt (2006), 363 (375). 
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Nipperdeys, dem GG eine Entscheidung zugunsten eines solchen Systems zu entnehmen.369 

Mutatis mutandis könnte man diese Kritik aber auch generell auf die hier dargestellte Form 

wirtschaftsverfassungsrechtlichen Denkens (normativer Ansatz) beziehen.  

3. Kritik am deskriptiven Ansatz 

Kritik am deskriptiven Ansatz ist selten. Thematisch nahestehend sind immerhin die 

gerichtlichen Entscheidungen, die der Etablierung der Wirtschaftsverfassung als 

(Verfassungs-)Rechtsprinzip eine Absage erteilt haben.370 Ein Grund für das mangelnde 

Interesse dürfte sein, dass sich der deskriptive Ansatz innerhalb der Leitplanken juristischer 

Methodik bewegt und im Übrigen keine zwingenden Rechtsfolgen abzuleiten sucht. Ferner ist 

der Geltungsanspruch des Ansatzes stark limitiert: Es handelt sich um den Versuch371 der 

Extraktion einer wirtschaftsrechtlichen Systematik, die man im großen Mosaik der 

Rechtsordnung vermutet. Dass die Existenz eines (mehr oder weniger) stringenten Konzepts 

hinter den unzähligen wirtschaftsrechtlichen, gesetzgeberischen Entscheidungen steht, ist 

fraglich. Selbst wenn man ein solches Prinzip glaubt, gefunden zu haben, sind dessen 

Rechtsfolgen wenig geklärt. Vor diesem Hintergrund ist plausibel, warum die Versuche, der 

Rechtsordnung im Wege der Auslegung bestimmte wirtschaftssystemische 

Grundentscheidungen entnehmen zu wollen, wenig kritische Resonanz hervorgerufen haben. 

III. Stellungnahme 

Die oben dargelegten Problemkreise betreffend die Begriffsdeutung zur Wirtschaftsverfassung 

haben gezeigt, dass die Dichotomie der Ansätze im Rahmen der Kritik berücksichtigt werden 

muss. Dies soll vorliegend dergestalt erfolgen, dass die Stellungnahme in vier Teile getrennt 

wird: (1) Gedanken zu allgemeinen, ansatzübergreifenden Aspekten, (2) eine Stellungnahme 

speziell zu früherer Kritik aus der Literatur, (3) Kritik des normativen sowie (4) des 

deskriptiven Ansatzes. 

1. Allgemeines 

Nicht selten wird Wirtschaftsverfassung als das Regelwerk beschrieben, welches die Beziehung 

von Wirtschaft und Staat ordnet.372 Unklar bleibt, wer Verpflichteter ist (Staat, Wirtschaft oder 

beide). Ferner wird nicht klar, wer im staatlichen Gebilde angesprochen wird (Gesetzgebung, 

                                                 
369 Nipperdey, Soziale Marktwirtschaft, 3. Aufl. (1965), S. 21 ff. 
370 Oben Fn. 146 (BVerfG), Fn. 337 (EuGH). 
371 Der normative Ansatz hingegen fordert eine bestimmte Gesamtentscheidung. 
372 Vgl. Zuck, Wirtschaftsverfassung, 1975, S. 18. 
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Verwaltung, Justiz) und auf welche Art und Weise (Verfassungsregeln, Gesetze, 

wirtschaftspolitische Grundsätze) das Konzept wirken soll. Die Bezugnahme auf die 

„Wirtschaft“ ist ebenfalls unscharf.373 Besser wäre eine klarere Bestimmung, wie etwa „alle 

nichtstaatlich und mit Gewinnerzielungsabsicht handelnden Personen und Unternehmen“. Dies 

seien nur Andeutungen einer vertieften inhaltlichen Auseinandersetzung, die hier nicht 

fortgeführt werden sollen. Der Definitionsbaustein „Beziehung von Wirtschaft und Staat“ 

erweist sich damit als wenig nützlich. 

Ob es unter dem GG auch Landeswirtschaftsverfassungsrechte geben kann, erscheint vor dem 

Hintergrund, dass die meisten Autoren eine Wirtschaftsverfassung als Gesamtentscheidung für 

eine wirtschaftssystemische Ausrichtung verstehen, zweifelhaft.  

Art. 42 II lit. d LV (Bremen) erlaubt die (zu entschädigende)374 Überführung von Unternehmen 

in Gemeineigentum, die „aus eigensüchtigen Beweggründen volkswirtschaftlich notwendige 

Güter verschwenden oder die sich beharrlich den Grundsätzen der sozialen 

Wirtschaftsverfassung widersetzen“.375 Unabhängig von der Problematik, ob Art. 42, 44 LV 

(Bremen) hinreichend homogen zum GG ist (Art. 28 Abs. 1 S. 1 GG), lässt die Bremer 

Landesverfassung offen, was Inhalt und Wesen der Wirtschaftsverfassung ausmacht.376 

Art. 39 LV (Hessen) erlaubt die Überführung von Vermögen in Gemeineigentum, wenn damit 

„Mißbrauch wirtschaftlicher Freiheit“ verbunden ist, in Extremfällen sogar entschädigungslos 

(Art. 39 Abs. 4 S. 2 LV [Hessen]). Zur Konkretisierung des Missbrauchsbegriffs werden 

bestimmte verwerfliche Ziele genannt: wirtschaftliche Machtzusammenballungen oder das 

Anstreben politischer Macht (Art. 39 Abs. 1 Hs. 2 LV [Hessen]). 

Art. 51 Satz 1 LV (Rheinland-Pfalz) legt – wie schon Art. 1 Abs. 3 Satz 1 Staatsvertrag 

(Deutsche Einheit)377 – die soziale Marktwirtschaft als Grundlage der Wirtschaftsordnung fest.  

Manche Länder zeigen in ihren Verfassungstexten damit eine gewisse 

Experimentierfreudigkeit, wobei nicht vergessen werden darf, dass aus solchen 

Staatszielbekundungen oder -beschreibungen kaum konkrete Rechtsfolgen abgeleitet werden 

können. Enteignungs- und Sozialisierungsklauseln sehen solche Rechtsfolgen zwar vor, von 

                                                 
373 Vgl. die Definition bei Herrmann, in: Giegerich/Heinz, Herausforderungen und Perspektiven der EU, 2012, 51: 
„Befriedigung menschlicher Bedürfnisse unter Knappheitsbedingungen“. 
374 Art. 44 LV (Bremen). 
375 Hierauf hinweisend Krüger, DVBl 1951, 361 (368). 
376 Art. 39 LV (Bremen) erweckt den Eindruck einer wettbewerbsverfassten Marktwirtschaft, vgl. auch Krüger, 
DVBl 1951, 361 (368). 
377 Fundstelle oben Fn. 342. 
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ihnen wurde aber bereits aus politischen Gründen nie Gebrauch gemacht und ein Wandel dieser 

Zurückhaltung ist unwahrscheinlich. Die tatsächliche Wirkung solcher Normen dürfte daher 

insgesamt vernachlässigbar ausfallen. Denkt man den landeswirtschaftsverfassungsrechtlichen 

Ansatz hypothetisch weiter, fragt sich, ob die Länder ihre eigene wirtschaftssystemische 

Ausrichtung mit Hinweis auf ihre Verfassungen ändern könnten.378 Dies ist im Ergebnis zu 

verneinen. Ein wenig überzeugenden Argumente hierfür wurde im Homogenitätsgebot gesehen 

(Art. 28 Abs. 1 S. 1 GG).379 Die Norm verbietet nur eine Abkehr von 

staatsverfassungsrechtlichen Prinzipien, nämlich dem „republikanischen, demokratischen und 

sozialen Rechtsstaat“. Da das GG zu Wirtschaftssystemfragen schweigt und dieses Schweigen 

keine zwingende Neutralität, sondern Ambivalenz mit grundrechtlichen Schranken ist, liegt der 

entscheidendere Gesichtspunkt vielmehr darin, dass eine Wirtschaftsordnung durch einfache 

Gesetze geformt werden muss, diese Kompetenz gem. Art. 74 Abs. 1 Nr. 11 GG dem Bund 

zugeordnet ist und sie durch diesen weitgehend ausgeübt worden ist. Es ist daher kaum 

vorstellbar, dass etwa eine sozialistische Ordnung in einem Bundesland etabliert wird, ohne 

dass dem Bundesgesetze entgegenstünden, die Vorrang genießen würden (Art. 31 GG). Ferner 

ergibt sich aus der Wertung von Art. 74 Abs. 1 Nr. 11 GG, dass auch eine (auf welche 

methodische Art und Weise auch immer gewonnene) Bundeswirtschaftsverfassung in Form 

eine Rechtsprinzips Vorrang genießen müsste.380 Wenn man hiergegen einwendet, den Ländern 

verblieben Fragmente wirtschaftsrechtlicher Kompetenzen, aus denen man dann ein 

Landeswirtschaftsverfassungsrecht konstruieren könnte, so würde man das Kriterium der 

Gesamtentscheidung aufgeben und sich erneuter Begriffsunklarheit an anderer Stelle aussetzen. 

Die Ableitung eines Landeswirtschaftsverfassungsrechts neben einem 

Bundeswirtschaftsverfassungsrechts erscheint daher mit Blick auf die Kompetenzverteilung 

gem. Art. 70 ff., 74 Abs. 1 Nr. 11 GG wenig überzeugend. Er wäre nur haltbar, wenn man auf 

dem Boden des deskriptiven Ansatzes Normen zusammenfasst, die das Wirtschaften regeln, 

ohne dass es auf eine Gesamt- bzw. Grundsatzentscheidung für ein Wirtschaftssystem ankäme. 

Ein solches Verständnis würde aber dazu führen, dass man sich noch weiter vom (ohnehin 

wenig konturenscharfen) Wirtschaftsverfassungsbegriff entfernte. Dies alles spricht gegen die 

rechtliche Zulässigkeit vom Nebeneinander 17 verschiedener „Wirtschaftsverfassungen“.381 

                                                 
378 Dies aufwerfend Krüger, DVBl 1951, 361 (367 f.). 
379 Krüger, DVBl 1951, 361 (367 f.). 
380 So auch Partsch, ORDO 6 (1954), 19 (22). 
381 Möglich wäre es hingegen, von 16 (Teil-)Wirtschaftsordnungen auf den Territorien der Länder zu sprechen. 
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2. Frühere Kritik 

Die Kritik Steindorffs382, die Wirtschaftsordnung der EU sei keinem idealtypischen 

Wirtschaftssystem zuordenbar und daher sei der Begriff der Wirtschaftsverfassung insoweit 

abzulehnen, überzeugt vor dem Hintergrund mangelnder begrifflicher Abgrenzung von 

Wirtschaftsordnung, -system und -verfassung nicht, wenngleich das Ergebnis, die Meidung des 

nicht besonders klaren Begriffs der Wirtschaftsverfassung, verständlich erscheint. Der Vorwurf 

mangelnder Typisierbarkeit des europäischen, wirtschaftsbezogenen Rechts, geht fehl, weil das 

Konzept der Wirtschaftsverfassung nicht zum Inhalt hat, eine (individuelle) 

Wirtschaftsordnung (im hier verstandenen Sinne) mit einem idealtypischen Wirtschaftssystem 

(oder auch „Wirtschaftsstil“ oder einer „Wirtschaftsstufe“383) gleichzusetzen. Das Kernziel der 

Machtbegrenzung und die (problematischen) Fragen der Umsetzung werden von Steindorff 

nicht gewürdigt, weshalb die Kritik an der Oberfläche verharrt. 

Der Kritik Leisners384, wirtschaftsverfassungsrechtliches Denken weiche den grundrechtlichen 

Schutz unzulässig auf, ist entgegenzuhalten, dass Freiheitsräume stets mit Freiheiten anderer 

im Konflikt treten. Dies ist auch ohne Wirtschaftssystemdenken ein unvermeidbarer Konflikt, 

auf den Verfassungsinterpretation letztlich treffen wird und der – vorzugsweise im Wege 

praktischer Konkordanz – gelöst werden sollte. Ohne diesen Punkt weiter zu vertiefen, soll 

darauf hingewiesen werden, dass Grundrechte stets unter dem Vorbehalt kollidierender 

Grundrechte stehen385 und damit einen ähnlichen Vorbehalt auch ohne Rekurs auf 

wirtschaftsverfassungsrechtliches Systemverständnis eingeführt hat. Es zeigt sich, dass das 

Problem mehrfacher Vorbehalte dem Verfassungsrecht immanent ist und kein spezielles 

Problem wirtschaftsverfassungsrechtlicher Dogmatik darstellt. Ferner ist zu bedenken, dass das 

normativ verstandene Wirtschaftsverfassungskonzept erreichen will, dass der einzelne 

Wirtschaftsteilnehmer zu fairen Bedingungen am Wettbewerb teilnehmen kann, indem es 

Monopol- und Oligopolbildung zu verhindern sucht. Ebenfalls dürfte es der grundrechtlichen 

Freiheitsausübung nicht abträglich sein, wenn dem Staat bevormundende Interventionen (z. B. 

Nachfrage-/Angebotssubventionen) untersagt werden, soweit diese nicht erforderlich sind, um 

externe Effekte (Umweltschutz) und Systemrisiken (Finanzkrise 2007/08) abzubauen oder 

verhältnismäßige Marktrahmenbedingungen (Arbeitsschutz, Produktsicherheit) herzustellen. 

                                                 
382 Steindorff, ZHR 164 (2000), 223 (227). 
383 Diese mittlerweile historische Kategorie wird (zu Recht) kaum noch verwendet, vgl. dazu Tschiersky, 
Wirtschaftsverfassung, 1924, S. 16 f. 
384 Leisner, in: FS R. Schmidt (2006), 363 (374 f.). 
385 So etwa die Berufsfreiheit des Monopolisten gegenüber dem neuen Marktteilnehmer (Art. 12 Abs. 1 GG), die 
Vertragsfreiheit der Kartellierenden (Art. 2 Abs. 1 GG), die die Vertragsfreiheit Dritter indirekt beschränken. 
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Ein wohlverstandenes (normatives)386 Wirtschaftsverfassungskonzept steht nicht im 

Widerspruch zu Grundrechten, es befördert ihre tatsächliche Effektivität. 

Gegen eine Ausstattung wirtschaftssystemischer Grundsätze mit Verfassungsrang wurde die 

Versteinerungswirkung387 einer solchen Kodifikation ins Feld geführt. Vor dem Hintergrund, 

dass viele Grundlagenprobleme auch in der Volkswirtschaftslehre noch keiner 

zufriedenstellenden Lösung zugeführt wurden (Wirtschaftswachstumstheorie, Geldtheorie) ist 

in der Tat Vorsicht geboten, vermeintlich erkannte ökonomische „Wahrheiten“ in 

Verfassungsform zu gießen. Man darf diesen Aspekt aber nicht überbewerten, denn auch das 

Zulassen oder gar die Förderung wirtschaftlicher Machtkonzentrationen hat seinerseits 

ebenfalls Versteinerungseffekte: Erstens wird der relevante Markt vermachtet388 und träge. Mit 

dem schrittweisen Verfall von Wettbewerbsdruck gehen Innovationen und 

Effizienzsteigerungen zurück, die Machtbalance verschiebt sich von Nachfragern (z. B. 

Verbrauchern) hin zu oligopolistischen Herstellern. Zweitens zeigt die Erfahrung, dass große 

Unternehmen fähig sind, erheblichen politischen Einfluss direkt oder über Interessenverbände 

zu entfalten und erhöhen damit die Hürden für etwaig notwendige Reformen oder neue 

Marktteilnehmer, etwa durch besonders übermäßige Regulierung. Es ist daher nicht eindeutig, 

welche der beiden Folgewirkungen schädlicher und welche vorzuziehen ist.  

Mussler (1998) weist zu Recht darauf hin, dass Böhm und Eucken fehlinterpretiert werden, 

wenn ihnen eine Relativierung der geltenden Verfassung und der Versuch der Usurpation des 

Rechts durch ökonomisches Modelldenken vorgeworfen wird. 389 Dem ist zuzustimmen, weil 

der rechtspolitische Charakter des normativen Ansatzes dabei verkannt wird, auch wenn er 

nicht stets deutlich kommuniziert wurde. Den Vertretern der Freiburger Schule war klar, dass 

die Ordnung der Wirtschaft, wie sie es favorisieren würden, erst noch erschaffen werden 

müsste. Daher geht eine rein positivistische Kritik gegenüber dem normativen Ansatz ins Leere. 

Zunächst ist fraglich, ob die Begriffsbildung in Form der begrifflichen Synthese aus Wirtschaft 

und Verfassung terminologisch zweckdienlich und sachgerecht ist. Bisweilen wurde kritisiert, 

dass diese Begriffsschöpfung nur zur Verwirrung390 beitrage und dass „Verfassung“ der 

                                                 
386 Ein deskriptiv verstandenes Wirtschaftsverfassungskonzept hat schon nicht den Zweck, den gesetzgeberischen 
Spielraum zu beschränken, weshalb nur auf das normative Konzept rekurriert wurde, auf das Leisners Kritik wohl 
abzielte. 
387 Christen, Wirtschaftsverfassung des Interventionismus, 1970, S. 223. 
388 Terminologie geht zurück auf die Freiburger Schule, vgl. etwa Böhm, ORDO 1 (1948), 197 (212), und 
beschreibt eine Marktform, die von derjenigen der vollständigen Konkurrenz erheblich abweicht. 
389 Mussler, Wirtschaftsverfassung der EG, 1998, S. 49 f. 
390 So auch Krüger, Von der Reinen Marktwirtschaft, 1966, S. 15. 



- 62 - 

Staatsverfassung vorbehalten werden sollte. Um diese Kritik näher zu durchdenken, sollte man 

die Bedeutung des Verfassungsbegriffs im normalen und im wissenschaftlichen 

Sprachgebrauch differenzieren. Ersterenfalls ist der Zustand gemeint, in dem sich ein Mensch, 

Tier oder auch eine Struktur bzw. Sache befindet. In Bezug auf Organisationen bezeichnet 

Verfassung deren interne Regeln, u. a. über deren Organe, die Willensbildung sowie zu Rechten 

und Pflichten von Mitgliedern. Im Hinblick auf die rechtswissenschaftliche Einordnung kann 

trotz verbleibender Begriffsunschärfen konstatiert werden, dass die Verfassung ein 

staatsbezogenes Regelwerk ist, welches normhiercharchisch höchsten Rang und typischerweise 

bestimmte Inhalte aufweist: Staatsorgane und deren Kompetenzen, Rechte und Pflichten von 

Bürgern und Verfassungsorganen, Staatszielbestimmungen usf.391 Die so verstandene 

Staatsverfassung erfüllt bestimmte Zwecke (Institutionenaufbau, Kompetenzordnung, 

Gewaltenteilung), allerdings hängt die begriffliche Einordnung als Verfassung im 

Staatsrechtssinne davon nicht ab. 

Innerhalb der Rechts-, Wirtschafts- und Finanzwissenschaft haben sich sodann weitere 

Verfassungsbegriffe etabliert, welche von der Staatsverfassung zu unterscheiden sind.  

Auch wenn der X. Abschnitt des Grundgesetzes mit Finanzwesen überschrieben ist, werden 

dessen Inhalte in der Literatur dem ebenfalls inhaltlich nicht ganz scharf konturierten Begriff 

einer Finanzverfassung392 zugeordnet. Im Wesentlichen erfasst dies die (1) staatlichen 

Abgaben, insbesondere Steuern, die zugehörigen Gesetzgebungskompetenzen und die 

Verteilung der Einnahmen im Bundesstaat sowie (2) die Regeln zur Haushaltsführung des 

Staates unter Einschluss der Kreditaufnahmevorschriften.393 Vereinzelt sind auch 

finanzverfassungsrechtliche Regeln außerhalb des X. Abschnitts zu finden394, sodass eine 

streng formale Anknüpfung an die grundgesetzliche Gliederung ausscheidet. Der Begriff der 

Finanzverfassung wird auch außerhalb des Verfassungsrechts gebraucht, etwa für die 

Finanzverhältnisse von privatrechtlichen Rechtsträgern (Kapitalbeschaffungs- 

und -verwaltungsregeln).395 

                                                 
391 Vgl. Herrmann, Währungshoheit, 2010, S. 385; ferner Bruhn, Wirtschaftsverfassung der EU, 2008, S. 21 ff. 
392 Juristische Sicht: Siekmann, in: Sachs, GG, 8. Aufl. (2018), Vor Art. 104a Rn. 4 ff.; Hellermann, in: v. 
Mangoldt/Klein/Starck, GG, 7. Aufl. (2018), Art. 104a Rn. 3 ff.; finanzwissenschaftliche Sicht: 
Zimmermann/Henke/Broer, Finanzwissenschaft, 12. Aufl. (2017), S. 326 (Glossar). 
393 Siekmann, in: Sachs, GG, 8. Aufl. (2018), Vor Art. 104a Rn. 4-8; Thiele, EuZW 2014, 694 (696). 
394 Siekmann, in: Sachs, GG, 8. Aufl. (2018), Vor Art. 104a Rn. 4. 
395 Vgl. Lutter/Bayer/J. Schmidt, EuropUR, 6. Aufl. (2017), § 44 X. (EWIV), § 45 V. (SE), § 46 VI. (SCE); 
historische Einbettung bei K. Vogel, in: Kirchhof/Isensee, HStR, Bd. II, 3. Aufl. (2004), § 30 Rn. 1. 
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Unter dem vor allem im wirtschaftswissenschaftlichen Schrifttum verbreiteten Begriff der 

Unternehmensverfassung396 werden diejenigen Strukturen gefasst, die die internen Regeln von 

Unternehmensträgern, d. h. vor allem Personen- und Kapitalgesellschaften, deren Organen 

sowie deren Rechte und Pflichten, betreffen. Schewe397 konturiert die Unternehmensverfassung 

mithilfe folgender Definition Hauschildts: 

„die Menge aller gesetzlichen und bewusst gesetzten Regelmechanismen […], die das Verhalten 
des Unternehmens bzw. seiner Repräsentanten gegenüber den relevanten Interaktionsgruppen 
bestimmen.“ 

Rechtskonstruktiv nahe steht die Verfassung des rechtsfähigen Vereins, welche gem. § 25 BGB 

durch Satzung festgelegt wird. Die Vereinsverfassung (§ 25 BGB) umfasst die das 

„Vereinsleben bestimmenden Grundlagenentscheidungen“398, insbesondere Name, Zweck, Sitz 

und steuerrechtlichen Status des Vereins, die Mitgliedschaftsrechte, deren Beginn und Ende 

sowie die Einrichtung und Kompetenzen von Organen.399 Die Vereinsverfassung ist in der 

Satzung enthalten, ist aber nicht gleichbedeutend mit dieser, da sie auch nicht 

verfassungsmäßige Inhalte aufweisen oder umgekehrt Vereinsverfassungsfragen dem 

dispositiven Gesetzesrecht überlassen werden können.400  

Im österreichischen Recht ist durch das Arbeitsverfassungsgesetz (österreichisches ArbVG)401 

der Begriff des Arbeitsverfassung geprägt worden. Maßgebliche Inhalte der Kodifikation sind 

arbeitsrechtliche Regeln des kollektiven Arbeitsrechts (Tarifverträge, Betriebsvereinbarungen, 

nationale und europäische Betriebsräte, zugehöriges Verwaltungs-[verfahrens-]recht, 

unternehmerische Mitbestimmung in der SE/SCE). Enthalten ist der weitere, auch im deutschen 

Recht bekannte Begriff der Betriebsverfassung (vgl. BetrVG), welcher sich mit der 

betrieblichen Mitbestimmung402 befasst. 

Herrmann (2010) konturiert den Begriff der Währungsverfassung als „die Gesamtheit der 

verfassungsrechtlichen Normen zur Regelung des Geldes, die ein Staat in Ausübung seiner 

Währungshoheit erlässt“403. Der Verfassungszusatz hat dabei die Funktion, diese 

                                                 
396 Vgl. Gygi, Schweizerische Wirtschaftsverfassung, 2. Aufl. (1978), S. 20 („Rechtsregeln“, „welche die 
Organisation und Willensbildung der (privaten) Unternehmung bestimmen“); Schewe, Unternehmensverfassung, 
2005, S. 1 („institutionelle[r] Rahmen […] betriebswirtschaftlichen Managementhandelns“), S. 8 m. w. N. 
397 Schwere, Unternehmensverfassung, 2005, S. 9 (Hervorhebung im Original). 
398 BGHZ 47, 172 (177).  
399 Dörner, in: Schulze, BGB, 10. Aufl. (2019), § 25 Rn. 1 f.; Schwennicke, in: Staudinger, BGB, Neubearbeitung 
2019, § 25 Rn. 3. 
400 Dörner, in: Schulze, BGB, 10. Aufl. (2019), § 25 Rn. 4. 
401 Bundesgesetz vom 14.12.1973 betreffend die Arbeitsverfassung: BGBl. Nr. 22/1974. 
402 In Abgrenzung zur unternehmerischen Mitbestimmung, vgl. DrittelbG, (Montan-)MitbestG. 
403 Herrmann, Währungshoheit, 2010, S. 147. 
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währungspolitischen Grundfragen und -regeln von der Tagespolitik abzukoppeln.404 Materiell 

umfasst die Währungsverfassung die Vorschriften, die für eine Währungsordnung prägend 

sind, d. h. ihre Funktionsbedingungen (Preisstabilität, Geldcharakter) erhalten: eine etwaige 

Edelmetallanbindung, Notenbankerrichtung und -kompetenzen, Annahmezwang, 

Deckungspflicht für Papiergeld, Regeln zum Zahlungsverkehr usf.405 

Krüger (1951) wies im Rahmen der Überlegungen zu den sonstigen „Verfassungen“ auf die 

Gerichtsverfassung406 hin. Das deutsche Gerichtsverfassungsgesetz enthält überwiegend 

institutionelle und interne Regelungen, die die ordentliche Gerichtsbarkeit (§ 13 GVG) 

betreffen, insbesondere die instanziellen Gerichtsebenen AG, LG, OLG, BGH (§§ 22-140 

GVG), die Staatsanwaltschaft (§§ 141 ff. GVG), die sachliche Zuständigkeitsverteilung, den 

Spruchkörperaufbau (Kammern), die Sitzungspolizei des Gerichts (§§ 169 ff. GVG) usf.  

Die These Krügers, zwischen den sonstigen „Verfassungen“ im juristischen Sprachgebrauch 

müsse ein „Art von Zusammenhang“407 bestehen, ist mit Vorsicht zu betrachten. Erstens darf 

nicht übersehen werden, dass diese Verfassungen teils rechtstechnisch eingebettet sind 

(Vereinsverfassung, § 25 BGB), teils bloß untechnisch (stilistisch) oder zur 

Oberbegriffsbildung eingesetzt werden (Unternehmensverfassung, Arbeitsverfassung, 

Finanzverfassung). Es bestehen daher verschiedene Anforderungen an die Verfassungsbegriffe. 

Zweitens ist zu berücksichtigen, dass die sprachliche Wortbedeutung im Allgemeinen 

regelmäßig nicht von einem systematischen (Zusammenhangs-)Denken ausgeht, sondern von 

einer möglicherweise unreflektierten, historischen Wortbenutzung durch jedermann. Dies gilt 

insbesondere dort, wo es auf die genaue Bedeutung nicht ankommt, wie es im nicht 

rechtstechnischen Bereich408 der Fall ist. 

Berücksichtigt man die vielfältigen Begriffsbildungen mit dem „Verfassungs-“Zusätzen, 

erscheint eine Verwechslungsgefahr von sonstigen Verfassungen mit der Staatsverfassung 

wenig plausibel. Außerhalb des juristischen Sprachgebrauchs liegt dies bereits an der nicht 

dominierenden Verwendung des Begriffs Verfassung für die Staatsverfassung. Häufig wird 

Verfassung nicht synonym für das GG, sondern für die oben beschriebene 

Zustandsbeschreibung von Menschen, Tieren und Sachen verwendet. Im juristischen 

                                                 
404 Herrmann, Währungshoheit, 2010, S. 145. 
405 Herrmann, Währungshoheit, 2010, S. 148. 
406 Krüger, DVBl 1951, 361 (361). 
407 Krüger, DVBl 1951, 361 (361). 
408 Dazu zählt auch der nur vordergründige juristische Sprachgebrauch, soweit nicht der Normtext selbst gemeint 
ist, etwa in Form von (nur mittelbar relevanten) Überschriften, vgl. ArbeitsverfassungsG (Österreich), BetrVG.  
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Sprachgebrauch liegt eine Konfusion aus dreierlei Gründen fern: Erstens heißt die deutsche 

Verfassung formal noch „Grundgesetz“ und wird entsprechend zitiert. Zweitens befasst sich 

das GG in keinem Abschnitt besonders mit der Ordnung der Wirtschaft, weshalb die 

Verknüpfung von „Wirtschaftsverfassung“ mit einem das Wirtschaftsleben betreffenden 

Abschnitt409 (vgl. Art. 151 ff. WRV) nicht droht. Drittens existieren im juristischen 

Sprachgebrauch derzeit vielfältige „Verfassungen“, welche (mit Ausnahme der 

Finanzverfassung) einfach-rechtliche, teils sogar nur privatrechtliche410 Regeln beinhalten. 

Daher ist von einem juristischen Standpunkt aus relativ klar, dass es sich bei sonstigen 

„Verfassungen“ in der Regel nicht um Verfassungsrecht handelt und dass diese 

„Verfassungsbegriffe“ in der Regel keine Rechtsbegriffe darstellen, sondern auch Oberbegriffe 

für Normbestände, welche aus Zweckmäßigkeitserwägungen gebildet werden.  

Soweit die Kritik daran ansetzt, dass die Übernahme sonstiger Verfassungen aus anderen 

Wissenschaften, etwa der Wirtschaftstheorie411, Missverständlichkeiten hervorrufe, kann dem 

entgegengehalten werden, dass die zuvor genannten, sonstigen „Verfassungen“ – mit 

Ausnahme der Unternehmensverfassung – vor allem in der Rechtswissenschaft kultiviert und 

nicht schlicht aus anderen Disziplinen übernommen wurden. 

3. Normativer Ansatz 

Der normative Ansatz problematisiert zu Recht einen blinden Fleck der Gesamtverfassung, 

nämlich wirtschaftliche Machtkonzentrationen, unabhängig davon, ob diese sich beim Staat 

oder bei Privaten herausbilden. Zur Lösung dieses Problems wird – wirtschaftstheoretisch 

plausibel – das Prinzip des markwirtschaftlichen Wettbewerbs in Stellung gebracht. Weil aber 

die Historie zeigte, dass dieser Wettbewerb durch effektive Regeln vom Gesetzgeber befördert 

werden muss und dieser sich aus verschiedensten politischen Gründen hierzu nicht immer in 

der Lage sah, hat man erwogen, diese volkswirtschaftlich sinnvoll erscheinenden Regeln mit 

den Mitteln des Rechts durchzusetzen. Die Erkenntnis, dass private Machtkonzentrationen 

sowohl aus Effizienzerwägungen (Preismechanismus) als auch aus Wertungsgründen 

(Entfaltung wirtschaftlicher Freiheit) ein Übel darstellen, ist das große Verdienst dieser 

Betrachtung. Böhm (1950) führt zu dem Thema wirtschaftlicher Vermachtung durch Monopole 

daher aus: 

                                                 
409 Weitere Beispiele bei Reißmüller, Grundgesetz und Wirtschaftsverfassung, 1960, S. 7 (Fn. 2). 
410 Die Inhalte konkreter Vereinsverfassungen sind als Satzungen privatrechtlicher Natur. 
411 Vgl. Zuck, Wirtschaftsverfassung, 1975, S. 17. 
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„Die meisten Europäer halten die Monopolfrage für ein Problem dritten oder vierten Rangs, für 
eine technische Streitfrage von Experten. Die Einsicht, daß es sich hier um eine Verfassungsfrage 
von entscheidender Lebensbedeutung handelt, liegt uns noch ganz fern.“412 

Trotz nationaler und europäischer Wettbewerbsregeln hat sich an der Aktualität dieser 

Erkenntnis nichts verändert. Im Zuge der sukzessiven Übernahme der Automobilhersteller 

Audi (1964-68) und später Porsche (2012)413 wurde VW neben Toyota zum größten 

Kraftfahrzeughersteller der Welt414 und dies vor den Augen deutscher und europäischer415 

Wettbewerbshüter, ohne dass dies nennenswerte politische, wettbewerbsrechtliche oder 

sonstige416 Gegenwirkungen ausgelöst hätte. 

Zur Lösung dieses Problems wurde von der Freiburger Schule ein 

Wirtschaftsverfassungskonzept entworfen, das allerdings an entscheidenden Stellen (Form, 

Legitimation, Durchsetzung) zu unterentwickelt gewesen ist, als dass man hieraus einen 

konkreten Reformvorschlag hätte ableiten könnte. Es blieb beispielsweise unklar, wie der 

wirtschaftssystemische Inhalt einer Wirtschaftsverfassung gewonnen werden soll. Böhm und 

Eucken stellten das politische Verfahren nicht hinreichend klar, weshalb sie den Einwand des 

Dezisionismus‘ provoziert haben.417 Allgemein verständlicher wäre es vor diesem Hintergrund 

gewesen, den Vorschlag zur Etablierung einer (normativ verstandenen) Wirtschaftsverfassung 

als einer besonderen Form der wettbewerbsverfassten Marktwirtschaft ausdrücklich als 

Gesetzesvorschlag vorzustellen und eindeutig dem politischen Prozess zu unterwerfen. Es wäre 

zu erwarten gewesen, dass Klarheit in dieser Hinsicht der Akzeptanz der Idee einen guten 

Dienst erwiesen hätte. 

Eine Hauptschwäche des normativen Ansatzes, die Formenunklarheit, wurde nicht dadurch 

ausgeräumt, dass deren Vertreter, wie etwa Böhm (1937), bestimmte, nicht abschließend 

aufgezählte „wirtschaftsverfassungsrechtliche Grundgesetze“ zu den Normen der 

Wirtschaftsverfassung zählte.418 An anderer Stelle419 betonte Böhm (1937) die 

Wirtschaftsrelevanz grundsätzlich jeder Rechtsnorm und dies trug wenig zur Klärung des 

                                                 
412 Böhm, Wirtschaftsordnung und Staatsverfassung, 1950, S. 34. 
413 VW übernimmt Porsche […], Handelsblatt v. 04.07.2012. 
414 Abhängig vom gewählten Indikator und der (Nicht-)Einbeziehung von LKW, vgl. Volkswagen bleibt größter 
Autohersteller der Welt, FAZ v. 31.01.2019. 
415 Zur umgekehrten Konstellation, vgl. EU erlaubt Porsche die Übernahme von VW, Welt v. 23.07.2008. 
416 Vom (Kollateral-)Vorwurf der Marktmanipulation (§ 20a WpHG a. F. = Art. 15 VO [EU] 596/2014 n. F.) 
wurden zwei Porsche-Vorstandsmitglieder freigesprochen, LG Stuttgart, Urt. v. 18.03.2016 – 13 KLs 159 Js 
69207/09. 
417 Vgl. Christen, Wirtschaftsverfassung des Interventionismus, 1970, S. 221. 
418 Böhm, Ordnung der Wirtschaft, 1937, S. 95 (GewO 1869, KartellVO 1923, ZwangskartellG 1933). 
419 Böhm, Ordnung der Wirtschaft, 1937, S. 93.  
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Sachproblems bei. Weder ist der relevante Normbestand hinreichend scharf umgrenzt noch 

wird deutlich, inwieweit die Mittel zur Durchsetzung einer Wirtschaftsverfassung und ihre 

Bestandteile voneinander unterschieden werden. Versteht man Wirtschaftsverfassung als 

übergeordnete Ausrichtung wirtschaftsrelevanter Normen, so muss diese Meta-Norm 

(wirtschaftssystemische Ausrichtung) von den „auf Linie zu bringenden“ Gesetzen 

unterschieden werden, um dem Konzept zu voller konstruktiver Klarheit zu verhelfen. 

Die Schwierigkeit der Verhinderung wirtschaftlicher Vermachtung bringt das Problem mit sich, 

wie eine wirtschaftstheoretische Lösung, etwa in Form der Marktwirtschaft mit vollständiger 

Konkurrenz, in praxi umgesetzt werden soll. Die damit angesprochenen 

Durchsetzungsprobleme sind beim normativen Ansatz besonders deutlich. Es bleibt zu 

abzuwarten, ob sich der ökonomischen Betrachtung der Wettbewerbstheoretiker auch eine 

politikwissenschaftliche Arbeit anschließt, die Reformmöglichkeiten näher beleuchten wird. 

4. Deskriptiver Ansatz 

Wendet man sich dem deskriptiven Ansatz zu, so ist ein damit verbundener Erkenntnisgewinn 

einer mehr oder weniger genauen Beschreibung des status quo jedenfalls nicht offensichtlich. 

Beschränkt man sich tatsächlich auf die Funktion einer Auslegungshilfe, müssen die 

ursprünglichen Ziele einer Wirtschaftsverfassung, die Begrenzung wirtschaftlicher Macht 

Privater und des Staates, fallen gelassen werden, wodurch das Konzept erheblich an Strahlkraft 

einbüßt. Zudem würden durch eine bloße Deskription die mangelnde Konsequenz und die 

Prinzipienlosigkeit von Wirtschaftspolitik, soweit man sie als Übel ansieht, nicht beseitigt 

werden können.420  

Problematisch an der Anknüpfung an den früheren (normativen) Wirtschaftsverfassungsbegriff 

ist, dass eine inhaltliche Veränderung durch die deskriptive Deutung vorgenommen wurde, die 

sich nicht in der Terminologie wiederfindet. Es handelt sich dabei wohl weniger um eine 

bewusste Veränderung des Sinngehalts als vielmehr um eine unbewusste Verschiebung der 

inhaltlichen Akzente, die mittlerweile so weit gedungen ist, dass von einem anderen Begriff 

gesprochen werden sollte. Hierzu diente die Aufschlüsselung der Merkmale der Ansätze oben 

und dadurch wurde klar, dass beide Deutungen nicht viel gemein haben. Zwar sind 

Doppelbedeutungen von Begriffen sprachlich nichts Neues. Man sollte aber bei der Schaffung 

und Verbreitung neuer Begriffe Vorsicht walten lassen, um den ohnehin großen sprachlichen 

Verständigungsschwierigkeiten keinen Vorschub zu leisten. Besonders gilt dies für Begriffe, 

                                                 
420 Vgl. Mussler, Wirtschaftsverfassung der EG, 1998, S. 32 f. 
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die nicht Phänomene der Wirklichkeit abbilden, sondern Bezeichnungen für 

menschengemachte Ideen sind (Kopfgeburten). Diese können nicht in natura studiert werden 

können und überleben regelmäßig ihre Begründer. 

Der deskriptive Ansatz beschränkt sich in seinen Wirkungen auf eine Art Auslegungshilfe und 

das Verbot des Wirtschaftssystemwechsels. Man mag man daher die Frage aufwerfen, weshalb 

hierfür eine Begriffsbildung nötig wäre. In ihrer Auslegungsfunktion ließen sich die 

angesprochenen Figuren (Regel-Ausnahme-Verhältnis, wettbewerbsfreundliche Auslegung) 

ohne Weiteres durch systematische und teleologische Auslegung bewerkstelligen, ohne dass 

hierfür neuer Begriff aus der Taufe gehoben werden müsste. Auch das Verbot des 

Systemwechsels kann ohne inhaltlichen Verlust der Auslegung bestimmter Normen zugeordnet 

werden (Art. 3 Abs. 3 S. 2 EUV, 119 Abs. 1 AEUV). Insbesondere wenn man keine oder 

zumindest keine zwingenden Rechtsfolgen aus wirtschaftsverfassungsrechtlichen Erwägungen 

ableitet, stellt sich die drängende Frage, was denn dann der Sinn und Zweck einer solchen 

Begriffsbildung sei und weshalb es gerechtfertigt ist, einen vorbelasteten Begriff421 hierfür zu 

verwenden, dessen Bedeutung man erheblich verändert. 

Sieht man den Sinn in der besseren Handhabung wirtschaftsrechtlicher Normen, die man – wie 

bei den oben beleuchteten sonstigen Verfassungen – zusammenfassen will, hätte man auch den 

ebenso geeigneten Begriff des „Wirtschaftsrechts“ bemühen können bzw. des 

„wirtschaftsbezogenen Verfassungsrechts/EU-Primärrechts“. Auf die Sinnhaftigkeit der 

Differenzierung von wirtschaftsrelevantem und sonstigem Verfassungsrecht wurde oben 

bereits eingegangen.422 

Ebenfalls wenig überzeugend sind die Thesen, mit der Begriffsneubildung könne das Verhältnis 

von Wirtschaft und Verfassung423, teils auch Staat und Wirtschaft besser beleuchtet, verstanden 

und sachgerecht geregelt werden. Dabei wird nicht klar, weshalb es gerade des Begriffs der 

Wirtschaftsverfassung bedarf und weshalb nicht wirtschaftstheoretische Betrachtungen (zur 

Markt- und Zentralverwaltungswirtschaft) oder der Begriff des Wirtschaftssystems oder der 

wirtschaftssystemischen Ausrichtung nicht ebenso genügen würden. Zwar sind die Begriffe 

Wirtschaftsordnung und Wirtschaftssystem als „benachbarte“ Begriffe ebenfalls nicht 

unumstritten, jedoch sind deren Inhalte wesentlich klarer als der der Wirtschaftsverfassung. 

                                                 
421 Insoweit als dass die Freiburger Schule ein deutlich anders Verständnis von Wirtschaftsverfassung bereits 
früher etabliert hatte. 
422 Vgl. oben I. 2. c) (4) viii. (S. 49). 
423 Scherer, Wirtschaftsverfasssung der EWG, 1970, S. 49. 
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Manche Autoren gehen von bestimmten notwendigen Merkmalen einer Wirtschaftsverfassung 

aus, ohne sie offenzulegen.424 Es bedarf keiner näheren Ausführung, dass die Nichtnennung 

angeblich fehlender Strukturmerkmale eine wissenschaftliche Auseinandersetzung hiermit 

unmöglich macht. Ferner ist auf Autoren einzugehen, die besondere Anforderungen an eine 

(wohl deskriptiv) verstandene Wirtschaftsverfassung stellen, etwa die Grundrechte (Leisner) 425 

oder „starke Grundrechte und [EU-]Grundfreiheiten“ (Ruffert)426 hervorheben. Als Begründung 

hierfür werden die Erhaltung und Stärkung von demokratischen Institutionen und 

Individualrechte vorgebracht.427 Dies mag auf den ersten Blick plausibel erscheinen, 

vernachlässigt aber das Machtproblem, das jenseits formaler Rechtspositionen besteht. Denn es 

ist auch Anliegen des normativen Ansatzes, die Wettbewerbssituation des Einzelnen zu 

Gunsten seiner Wirtschaftsfreiheit durch wirtschaftsverfassungsrechtliche Grundsätze 

abzusichern. Die formal garantierte Unternehmerfreiheit ist ebenso entwertet, wenn die Märkte 

vermachtet sind und einen wirtschaftlichen Existenzaufbau nicht zulassen. Die Kritik Rufferts, 

Individualrechte würden durch eine Systementscheidung unzulässig „überformt“428 werden, 

versucht der Entwertung dieser Rechte zu begegnen, aber nach hier vertretener Auffassung 

ohne hinreichende Berücksichtigung des in der Praxis bestehenden Machtproblems. 

  

                                                 
424 C. Schmitt, Hüter der Verfassung, 2. Aufl. (1969), S. 100. 
425 Leisner, in: FS R. Schmidt (2006), 363 (364).  
426 Ruffert, AöR 134 (2009), 197 (237). 
427 Ruffert, AöR 134 (2009), 197 (237). 
428 Ruffert, AöR 134 (2009), 197 (237). 
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IV. Ergebnisse und eigener Vorschlag 

1. Ergebnisse 

Der um 1900 zunächst beiläufig verwendete Begriff der Wirtschaftsverfassung wurde von 

Vertretern der ordoliberalen Freiburger Schule (Böhm, Eucken) aufgegriffen und erstmals mit 

einem besonderen Bedeutungsgehalt versehen.  

Der Wirtschaftsverfassungsbegriff der Ordoliberalen beinhaltet die wirtschaftspolitische Idee, 

wirtschaftliche Machtkonzentrationen zu verhindern. Dieser Ansatz wurde im Rahmen dieser 

Arbeit normativer Ansatz genannt. Die Form der von der Staatsverfassung zu unterscheidenden 

Wirtschaftsverfassung blieb unklar. Ebenso war die Frage ihrer Durchsetzung ein erkanntes, 

aber offenes Problem geblieben. Die durchaus interessante wirtschaftspolitische Idee hinter 

dem Konzept war damit unterentwickelt und praxisuntauglich. Das BVerfG429 hat die 

Etablierung einer Wirtschaftsverfassung als Einschränkung von gesetzgeberischem 

Einschätzungs- und Gestaltungsspielraum (von einem verfassungsrechtlichen Standpunkt aus 

folgerichtig) abgelehnt. 

Seit Gründung der Bundesrepublik und anhaltend bis in die heutige Zeit wurde der Begriff der 

Wirtschaftsverfassung schwerpunktmäßig von Wirtschafts- und Rechtswissenschaftlern in 

einer anderen Deutung verwendet, die hier als deskriptiver Ansatz definiert wurde. Die 

Autoren, die diesem Ansatz zugeordnet werden können, unternehmen den Versuch, eine 

wirtschaftssystemische Systematik in der Rechtsordnung zu entdecken. Ob es eine solche 

Systematik überhaupt gibt, erscheint vor dem Hintergrund zahlreicher wirtschaftssystemischer 

Einzel- und Ausnahmeentscheidungen zweifelhaft. Der Sinn einer solchen Suche ist nicht 

hinreichend geklärt und ferner ist nicht erkennbar, inwieweit sich das Vorgehen von der aus 

juristischer Sicht unspektakulären systematischen Auslegung unterscheidet. Eine Gestaltung 

der Wirtschaftsordnung durch das Recht ist durch diesen Ansatz nicht intendiert, sondern wird 

nur zur Kenntnis genommen und analysiert. Obwohl erhebliche Unterschiede zum normativen 

Konzept bestehen, versieht man den Begriff der Wirtschaftsverfassung mit einer neuen, 

zusätzlichen Bedeutung: die systematische Auslegung wirtschaftsrelevanter Gesetze auf der 

Suche nach einem in der Rechtsordnung vermuteten Systemgedanken. Diese Art 

wirtschaftsverfassungsrechtlichen Denkens ist zwar praxistauglich, aber ohne erkennbaren 

Mehrwert, weil sich die wirtschaftsbezogenen Grundsätze in Gesetzestexten (Marktwirtschaft, 

                                                 
429 BVerfGE 4, 7 (Investitionshilfe); 50, 290 (Mitbestimmung). 
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unverfälschter Wettbewerb) wegen ihrer Allgemeinheit einer justitiablen 

Rechtsfolgenbestimmung entziehen oder zusätzlich durch Ausnahmen430 entwertet werden. 

2. Eigener Vorschlag 

In Anbetracht der gefundenen Ergebnisse wird daher vorgeschlagen, den Begriff der 

Wirtschaftsverfassung für die wirtschaftspolitische Idee der Freiburger Schule vorzubehalten. 

Das Konzept ist zwar unausgereift geblieben und damit nur beschränkt praxistauglich, es weist 

aber zutreffend auf das aktuelle gesellschaftliche Problem wirtschaftlicher Machtkonzentration 

hin und bietet im Ansatz einen wirtschaftstheoretisch fundierten Vorschlag zur Lösung in Form 

einer marktwirtschaftlichen Ordnung vollständiger Konkurrenz, welche vom Staat hergestellt 

und gepflegt werden sollte. Für die Weiterentwicklung des Ansatzes könnte der 

Wirtschaftsverfassungsbegriff durchaus dienlich sein, um das komplexe Konstrukt begrifflich 

zusammenzufassen. 

Das Anliegen des deskriptiven Ansatzes kann verlustfrei durch eine andere Terminologie 

erfasst werden und dies auch, ohne untergeordnete Fragen (Verfassungsrecht, Verhältnis zur 

Verfassung) zu streichen. Drei Vorschläge sollen dies verdeutlichen: 

(1) Soweit man Wirtschaftsverfassung als Rechtsprinzip versteht, wie etwa Nipperdey die 

Gebote der „Sozialen Marktwirtschaft“, ist der Gebrauch des weiteren Begriffs der 

„Wirtschaftsverfassung“ nicht erforderlich. Denn man hat als Vertreter eines solchen Prinzips 

Begriffshoheit über seinen Standpunkt und muss hierfür nicht auf vorbelastete Begriffe 

zurückgreifen.  

(2) Geht man davon aus, dass Wirtschaftsverfassung dasjenige Verfassungsrecht ist, das für die 

Ordnung der Wirtschaft grundlegend sei, dann ließe sich dieser (wenig konturenscharfe) 

Normbestand auch als das wirtschaftsrelevante Verfassungsrecht beschreiben. Da keine 

weiteren Rechtsfolgen und auch kein Prinzip wie bei (1) oben hieraus abgeleitet werden sollen, 

handelt es sich um eine Oberbegriffsbildung, die keine Mehrfachbelegung des 

Wirtschaftsverfassungsbegriffs erfordert. 

(3) Beschreibt man mit Wirtschaftsverfassung alle Normen, die für den wirtschaftlichen Ablauf 

„wesentlich“ sind, dann erscheint es sinnvoll, schlicht den Begriff des „Wirtschaftsrechts“ zu 

bemühen. Die Ausführungen zu (2) gelten analog mit Ausnahme des Verfassungsrangs. 

                                                 
430 Vgl. Art. 42, 107 Abs. 2, Abs. 3 AEUV sowie die Querschnittsklauseln Art. 8-13, 167 Abs. 4, 168 Abs. 1, 173 
Abs. 3 AEUV (nicht abschließend). 
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Insgesamt ist somit keine Notwendigkeit erkennbar, den Begriff der Wirtschaftsverfassung 

durch die deskriptive Deutung unnötig mehrfach zu belegen. Die hierzu gehörende 

Meinungsvielfalt lässt sich nach hier vertretener Auffassung mit weitaus weniger 

umstritteneren Begriffen deutlich einfacher handhaben, ohne terminologischen 

Verständnisschwierigkeiten Vorschub zu leisten. Die Reservierung des 

Wirtschaftsverfassungsbegriffs für die normative Deutungsweise ergibt sich daraus, dass es 

sich um eine wirtschafts- und rechtspolitische Forderung handelt, welche nicht der 

Rechtsordnung entnommen, sondern an sie adressiert wird. Hieraus folgt, dass eine neue 

Kategorie gebildet werden muss. Dies gilt nicht für die deskriptive Deutung, weil sie sich in 

Oberbegriffsbildung und bekannten juristischen Auslegungsmethoden erschöpft. 
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Prolog zum 2. Kapitel 
____________________________________________________________ 

Kurze Historie der EU-Integrationsstufen 

I. Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl (1951) 

Die Geschichte der europäischen Integration begann mit der Gründung der Europäischen 

Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKS) am 23. Juli 1952.431 Die Montanunion hatte 

einerseits erhebliche politische Bedeutung. (West-)Deutschland wurde dadurch nach Ende des 

Zweiten Weltkrieges erstmals wieder als gleichberechtigter Partner akzeptiert. Ferner hatte die 

Vergemeinschaftung das Ziel, die für die Rüstungsindustrie erforderliche Stahl- und 

Kohleproduktion Deutschlands im Auge zu behalten.432 Die Kohle war in dieser Zeit 

bedeutendster (80 %) und bis Ende der 1950er Jahre knappster Energieträger.433 Neben den 

versorgungs- und sicherheitspolitischen Aspekten wurde durch die EGKS der Prototyp einer 

wirtschaftlichen europäischen Gemeinschaft geschaffen, dessen wirtschaftspolitische 

Zielsetzungen sich mit denen der künftigen EU zu erheblichen Teilen decken sollten. 

Wesentliche institutionelle Eckpfeiler sind durch die Schaffung von Hoher Behörde (künftig: 

Europäische Kommission), Rat, Versammlung (Europäischer Parlament) und eines 

Gerichtshofs (EuG/EuGH) angelegt, auch wenn sich Bezeichnung und Aufgabenkreis wandeln 

würden. 

In der Präambel wird das friedenstiftende Moment internationaler wirtschaftlicher Beziehungen 

angedeutet.434 Primäres Ziel der EGKS war zunächst die Schaffung eines gemeinsamen 

Marktes für Kohle und Stahl (Art. 2 UAbs. 1 EGKSV). Bemerkenswert ist dabei, dass die dort 

genannten weiteren Ziele der EGKS, namentlich Wirtschaftswachstum, 

Beschäftigungssteigerung und Hebung der Lebenshaltung, trotz der Beschränkung der 

Montanunion auf den Teilmarkt für Kohle und Stahl, allgemein wirtschaftspolitischer Natur 

waren. In Art. 3 EGKSV wird der Ziele-Katalog weiter ausgebaut: Versorgungssicherheit, 

gleicher Marktzugang für „Verbraucher“435, Verhinderung einseitiger Preisdominanz der 

Kohle- und Stahlindustrie auf andere Wirtschaftsbereiche (Art. 3 lit. c EGKSV), Verbesserung 

                                                 
431 Vertrag über die Gründung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl, Paris 18.04.1951; Zustimmung 
durch Gesetz vom 29.04.1952, BGBl. 1952 II, 445. 
432 Vgl. Mussler, Wirtschaftsverfassung der EG, 1998, S. 92 f. („supranationale politische Kontrolle sogenannter 
Schlüsselbranchen“); vgl. auch Streinz, Europarecht, Rn. 17. 
433 Oppermann/Classen/Nettesheim, Europarecht, 8. Aufl. (2018), § 23 Rn. 4. 
434 Vgl. auch Kotzur, DÖV 2005, 313 (315) (Beseitigung „potentielle[r] Kriegsursachen“ durch Integration). 
435 Nicht im Sinne des heutigen § 13 BGB sowie des (End-)Verbraucherschutzrechts der Europäischen Union als 
vielmehr der „Nachfrager“ im Produktionssektor einer Volkswirtschaft. 
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der Lebens- und Arbeitsbedingungen der Arbeiter, ein (eigentümlicher) Vorbehalt bei der 

zwischenstaatlichen Preisbildung (Art. 3 lit. f EGKSV) sowie die Modernisierung der 

Erzeugung.  

Wesentlich für den Teilbinnenmarkt436 war die Abschaffung von Zöllen, Abgaben gleicher 

Wirkung sowie mengenmäßiger Beschränkungen (Art. 4 EGKSV). Eine Zollunion wurde 

hingegen nicht vereinbart.437 Der Vertrag enthält an zahlreichen Stellen wettbewerbssichernde 

Vorschriften: gleicher Marktzugang (Art. 3 lit. b, 4 lit. d), Verbot unlauteren Wettbewerbs und 

diskriminierender Praktiken (Art. 60 § 1 EGKSV), Kartellverbot mit Genehmigungsvorbehalt 

(Art. 65 EGKSV), Auswirkungen auf den Wettbewerb durch nationale Maßnahmen (Art. 67 

EGKSV). Ansätze der späteren umfassenden wirtschaftlichen Grundfreiheiten sind für den 

Warenverkehr (Art. 4 EGKSV) und die Arbeitnehmerfreizügigkeit (Art. 69 § 1 EGKSV), 

jeweils beschränkt auf die Kohle- und Stahlindustrie, vorhanden. Gleichzeitig sah der Vertrag 

nicht marktkonforme Beihilfen in Form von Krediten oder Gewährleistungen für Anleihen 

(Art. 54 EGKSV) vor. Bei einem Nachfragerückgang bzw. bei Überkapazitäten sah Art. 58 

EGKSV ein interventionistisches Instrumentarium – insbesondere 

Preisfestsetzungsvorschriften (Art. 61 EGKSV) – vor, welches der späteren Agrarpolitik der 

EG ähnelte. Wie auch die künftige Unionspolitik verfolgte bereits der EGKSV in Art. 61 

UAbs. 2 ausdrücklich die Wettbewerbsfähigkeit der Kohle und Stahlindustrie als Nebenziel. 

Schließlich lassen sich auch soziale Aspekte der Montanunion ausmachen, welche aus heutiger 

Sicht als Vorboten der sozialen Marktwirtschaft erscheinen. So sieht Art. 56 lit. c EGKSV 

finanzielle Unterstützung bei Arbeitsplatzverlust infolge von Modernisierung sowie für 

Umschulungen vor. Art. 68 § 2 befasst sich mit „ungewöhnlich niedrigen Löhnen“, auch wenn 

die den Lebensstandard verringernden Lohnsenkungen bestenfalls eine Empfehlung der Hohen 

Behörde zur Folge hätten. 

Die Montanunion weist damit strukturell erhebliche Ähnlichkeiten zum geltenden europäischen 

Verfassungsrecht auf. Nach dem Bekenntnis zu einem breit gefächerten, politischen Ziele-

Katalog folgen Vorschriften über einen (Teil-)Binnenmarkt, welcher Ansätze der späteren 

Grundfreiheiten enthält. Das Marktprinzip als Wirtschaftssystem wird durch 

wettbewerbssichernde Normen bestätigt. Im Spannungsverhältnis hierzu stehen teilweise 

großzügig ausfallende interventionistische Befugnisse438 der Hohen Behörde, korrigierend in 

die Preisbildung einzugreifen und Kartellvereinbarungen zu genehmigen. An einer eindeutig 

                                                 
436 Vgl. auch Mussler, Wirtschaftsverfassung der EG, 1998, S. 93 („sektorale Teilintegration“). 
437 Stotz, Die EG-Stahlkrise, 1983, S. 87. 
438 Stotz, Die EG-Stahlkrise, S. 106 (Eingriffsinstrumentarium im Vgl. zu EWG „wesentlich rigider“). 
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marktwirtschaftlichen Ordnung lässt auch der Wortlaut von Art. 2 UAbs. 2 EGSKV zweifeln, 

wenn darin weder vorausgesetzt noch klargestellt wird, dass die „rationellste Verteilung“ der 

Erzeugung nicht durch einen auf einem wettbewerbsverfassten Markt zustande gekommenen 

Preis hervorgebracht werden soll, sondern ggf. durch politische Preisfestsetzung (Art. 61 

EGKSV).439 Vor diesem Hintergrund verwundert es nicht, dass die Deutung des 

wirtschaftlichen Leitbildes des EGKSV umstritten war.440 Nach hier vertretener Auffassung ist 

die partiell für die Kohle- und Stahlindustrie vorgesehene wirtschaftssystemische Ausrichtung 

als gemischt anzusehen, wobei das Gleichgewicht zwischen Marktprinzip und politischer 

Intervention mit Blick auf das normative Übergewicht und den Detailreichtum 

interventionistischer Vorschriften441 zu Gunsten von letzterem ausfiel. Historisch betrachtet 

dürfte dies nicht zuletzt der früheren strategischen und versorgungspolitischen Bedeutung der 

Kohle- und Stahlindustrie geschuldet gewesen sein, welche nach fünfzigjährigem Bestehen 

verblasste und keine Verlängerung des Vertrages über das Jahr 2002 hinaus erforderlich 

machte.  

II. Römische Verträge (1957) 

Durch die Römischen Verträge vom 25. März 1957442 wurden die Europäische 

Atomgemeinschaft (EAG) sowie die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) gegründet. 

Ferner bündelte ein Abkommen die (parlamentarischen) Versammlungen der Europäischen 

Gemeinschaften (EGKS, EAG, EWG) und die entsprechende Zuständigkeit des Gerichtshofs. 

1. Europäische Atomgemeinschaft (EAG) 

Die am 1. Januar 1958 gegründete Europäische Atomgemeinschaft sollte die für eine 

Kernindustrie erforderlichen Voraussetzungen in den Mitgliedstaaten schaffen (Art. 1 EAGV). 

Wie auch schon die Stahlindustrie im Rahmen der Montanunion weist der Gegenstand der 

Atomgemeinschaft, die friedliche Nutzung der Kernenergie, sowohl wirtschaftliche als auch 

sicherheitspolitische Bedeutung auf. Die Gründerstaaten erhofften sich dabei neben 

allgemeinen wirtschaftlichen Vorteilen auch ein Stück weit internationale Autarkie gegenüber 

                                                 
439 Vgl. Stotz, Die EG-Stahlkrise, 1983, S. 119 f., 128 der in Ansehung dieses Interventionsmus‘ (rechtspolitisch) 
für eine marktkonforme Verteilung plädiert (S. 119 f.). Differenzierend bei S. 122, wonach die Verteilung i. S. v. 
Art. 2 EGKSV nur die Vertriebs- und nicht die Erzeugungsseite betreffe. Die Trennung überzeugt mit Blick darauf, 
dass die Erzeugung wesentlich auch von erzielbaren Preisen abhängt, im Ergebnis nicht. 
440 Streitstand bei Stotz, Die EG-Stahlkrise, 1983, S. 73 m. w. N. 
441 Vgl. Schüller, in: Wentzel, EU Integration, 2007, S. 127 (153: „Brancheninterventionismus“]). 
442 Vertrag zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft, Vertrag zur Gründung der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft sowie das Abkommen über gemeinsame Organe für die Europäischen Gemeinschaften 
v. 25.03.1957; deutsche Ratifikation durch Art. 1 S. 1 des Gesetzes vom 27.07.1957, BGBl. 1957 II, 753. 
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der Kohle und dem Erdöl als Energieträger.443 Spätere Reaktorkatastrophen (Tschernobyl 1986, 

Fukushima 2011) lösten in manchen Staaten einen Ausstieg aus der Kernkraft aus, welcher aber 

die vertragliche Mitgliedschaft444 unberührt ließ. 

In gewohnter Manier enthalten die Eingangsartikel des EAGV programmatische 

Zielbestimmungen. Deutlicher als noch in Art. 2 EGKSV („auf Grundlage eines gemeinsamen 

Marktes“) formuliert Art. 1 UAbs. 2 EAGV, dass das allgemeine wirtschaftspolitische Ziel, die 

Hebung der Lebenshaltung und Entwicklung der zwischenstaatlichen Beziehungen, durch die 

Bildung und Entwicklung der für die Kernindustrie erforderlichen Voraussetzungen erreicht 

werden sollen. Eine Aufgliederung der Aufgaben der EAG erfolgt in Art. 2 EAGV, 

insbesondere: Kernenergieforschung, Kernstoffsicherheit und Strahlenschutz, 

Investitionsförderung, Versorgungsgerechtigkeit für Benutzer der Gemeinschaft445, Aufsicht 

über das Eigentum an besonders spaltbaren Stoffen, partielle Binnenmarkterrichtung für 

bestimmte Stoffe und Ausrüstung, Kapitalverkehrsfreiheit und Arbeitnehmerfreizügigkeit. 

Die Erforschung der Kernenergie als eines der primären Anliegen des EAG und die Verbreitung 

der gefundenen Erkenntnisse im Konfliktbereich von geistigem Eigentum und Ausbau der 

Kernenergie ist in Art. 4-29 EAGV umfassend geregelt. Es folgen Arbeitsschutzvorschriften, 

in denen soziale Aspekte der EAG hervorschimmern. Einzigartig mit Blick auf die Offenheit 

des übrigen aktuellen Europarechts für die Eigentumsordnung (Art. 345 AEUV) ist Art. 86 

EAGV, wonach besonders spaltbare Stoffe (Art. 197 Nr. 1 EAGV) Eigentum der EAG sind. 

Wettbewerbsfördernd wirkt der gleichmäßige Zugang zu Erzen, Ausgangsstoffen und 

besonders spaltbaren Stoffen, Art. 52 Nr. 1 EAGV sowie hierzu flankierend das Verbot der 

Bevorzugung einzelner Abnehmer dieser Stoffe („Verbraucher“)446. Endlich sind in Art. 68, 69 

EAGV die Grundsätze des marktwirtschaftlichen Preismechanismus‘ sowie ein Verbot 

wettbewerbsschädlicher Verhaltensweisen zu finden. Von Relevanz ist schließlich die 

Errichtung eines Teilbinnenmarktes und einer Zollunion auf dem Gebiet der Kernenergie (Art. 

92 ff. EAGV). 

Insgesamt kopiert der EAGV Elemente, die schon in der Montanunion enthalten waren, 

inhaltlich und präzisierte diese. Der einmalige Eingriff in die Eigentumsordnung durch Art. 86 

EAGV erscheint vor dem Hintergrund der sicherheitspolitischen Gefahren der Kernenergie 

                                                 
443 Oppermann/Classen/Nettesheim, Europarecht, 8. Aufl. (2018), § 23 Rn. 4. 
444 Oppermann/Classen/Nettesheim, Europarecht, 8. Aufl. (2018), § 23 Rn. 16. 
445 Der Begriff des Benutzers taucht nur in Art. 2, 77 EAGV auf und wird nicht definiert. 
446 Vgl. o. Fn. 435, mutatis mutandis für den Kernenergiesektor. 
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nicht als Abkehr vom Marktprinzip. Vielmehr wird es durch die klar wettbewerbsorientierten 

Zugangsregeln letztlich bestätigt.  

Anders als die Montanunion wird die EAG durch das Prot. Nr. 2 zum Vertrag von Lissabon447 

ohne wesentliche Änderungen fortgeführt. 

2. Europäische Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) 

Die Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft stellt den größten Meilenstein der 

europäischen wirtschaftlichen Integration dar.448 Der EWGV aus dem Jahr 1957 (im 

Folgenden: EWGV)449 enthielt noch kein ausdrückliches Systembekenntnis zur 

Marktwirtschaft, aber die Errichtung eines gemeinsamen Markts (Art. 2, 9 ff., 48 ff., 52 ff., 59 

ff., 67 ff. EWGV) und die Wettbewerbs- und Beihilfevorschriften (Art. 85 ff., 92 ff. EWGV) 

beinhalten materiell bereits die relevanten technischen Regeln zur Verwirklichung einer 

supranationalen, wettbewerbsverfassten Marktwirtschaft. Die bloß sektorale Relevanz des 

Primärrechts wie noch bei EGKS und EAG war damit überwunden. 

Zentrale Idee und Regelungsgegenstand des EWGV war die Errichtung eines Gemeinsamen 

Marktes450 (Art. 2 EWGV), der anders als noch im EGKSV oder EAGV, sektoral unbeschränkt 

sein sollte. Durch diese Umkehr von Regel und Ausnahme entstand die Struktur aus 

allgemeinen Binnenmarktregeln und speziellen Politikbereichen (Agrar-, Verkehrspolitik usf.) 

des heutigen AEUV. Die Integration umfasste dabei insbesondere das allgemeine 

Diskriminierungsverbot (Art. 7 EWGV), die Grundfreiheiten (Art. 9 ff., 48 ff., 52 ff., 59. ff., 

67 ff. EWGV) und Wettbewerbsregeln (Art. 85 ff. EWGV). Als Instrument der 

Marktintegration wurde ein Verfahren zur Rechtsangleichung in Art. 100 ff. EWGV 

geschaffen, welches später in institutionell gewandelter Form451 Grundlage für umfangreiches 

Sekundärrecht wurde. 

Bei der Formulierung der Gemeinschaftsziele (Art. 2 EWGV) werden präzisierende 

Änderungen vorgenommen, wobei die generelle Stoßrichtung erhalten bleibt: beständige und 

ausgewogene Wirtschaftsausweitung und eine beschleunigte Hebung der Lebenshaltung. Das 

Ziel der „Steigerung der Beschäftigung“ findet sich indirekt in der wirtschaftspolitischen 

                                                 
447 Vertrag von Lissabon v. 13.12.2007, Zustimmung d. Art. 1 S. 1 des G v. 08.10.2008, BGBl. 2008 II, 1038.  
448 Vgl. auch Wagener/Eger, Europäische Integration, 2009, S. 139 f. 
449 In der Fassung vom 25.03.1957. 
450 Vgl. Mussler, Wirtschaftsverfassung der EG, 1998, S. 97. 
451 Im Hinblick auf das erforderlichen Quorum, vg. Art. 100 UAbs. 1 EWGV (Einstimmigkeit im Rat) und heute 
Art. 114 Abs. 1 AEUV (einfache Mehrheit im Europäischen Parlament) 
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Vorschrift über das „magische Viereck“ (Art. 104 EWGV) wieder. Ebendort wird auch erstmals 

auf europäischer Ebene Preisniveaustabilität erwähnt. Ungeachtet dieser textlich umfassenden 

Erweiterungen der europäischen Integration verblieb die allgemeine Wirtschaftspolitik als 

Angelegenheit der Mitgliedsstaaten.452 

Neben diesen allgemeinen Bestandteilen wurden verschiedene, singuläre Politikbereiche 

geschaffen, deren Heterogenität und konkrete Ausgestaltung die damaligen politischen 

Kompromisslinien erkennen lassen: gemeinsame Agrarpolitik (Art. 38 ff. EWGV), 

Verkehrspolitik (Art. 74 ff. EWGV), (Außen-)Handelspolitik (Art. 110 ff. EWGV) und die 

europäische Sozialpolitik (Art. 117 ff. EWGV). Die Handlungsreichweite der EG wurde durch 

die Schaffung des Europäischen Sozialfonds (Art. 123 ff. EWGV) und der Europäischen 

Investitionsbank (Art. 129 ff. EWGV) erweitert. 

Anders als noch der stark interventionistisch geprägte EGKSV lässt der EWGV vorbehaltlich 

einiger Ausnahmen (z. B. Agrarpolitik) erst einmal eine (implizite) Grundsatzentscheidung zu 

Gunsten einer wettbewerbsverfassten Marktwirtschaft erkennen.453 

III. Fusionsvertrag (1965), Einheitliche Europäische Akte (1986) 

Der Fusionsvertrag vom 8. April 1965454 brachte im Wesentlichen institutionelle Änderungen, 

insbesondere die Zusammenführung der Kompetenz der früheren Ministergremien beim neuen 

Rat der EG sowie die Zusammenführung der Hohen Behörde (EKGS) und den Kommissionen 

von EAG und EWG.  

Auch die Einheitliche Europäische Akte455 enthielt Änderung in der Organisation der EG. 

Nennenswert ist der Übergang von bestimmten Einstimmigkeitserfordernissen hin zu 

qualifizierten Mehrheitsentscheidungen (Art. 14, 16, 18 EEA). Die Umweltpolitik (Art. 130r 

ff. EWGV)456 und die Industriepolitik (Art. 130f EWGV)457 erhielten Einzug in das EU-

                                                 
452 Vgl. Ohler, in: Siekmann, EWU, 2013, Art. 120 Rn. 1. 
453 Vgl. Mestmäcker, in: FG Willgerodt, 1994, 263 (269).  
454 Vertrag zur Einsetzung eines gemeinsamen Rates und einer gemeinsamen Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften, 67/443/EWG, 67/27/Euratom, ABl. 152 v. 13.07.1967. 
455 ABl. L 169/1 v. 29.06.1987. 
456 „Greening the treaties“, vgl. Bungenberg, in: Fastenrath/Nowak, Lissabonner Reformvertrag, 2009, 205 (207). 
457 Allerdings unter der irreführenden Überschrift „Forschung und technologische Entwicklung“; vgl. auch 
Behrens, in: Brüggemeier, Verfassungen für ein ziviles Europa, 1994, 73 (85) („Gegenentwurf zum System 
unverfälschten Wettbewerbs“); Künzle, Wettbewerb und Intervention in der EU, 2004, S. 39 („Einstieg […] über 
die Forschungs- und Technologiepolitik“, Hervorhebung im Original). 
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Primärrecht. Ferner bauten die Vorschriften im Bereich Forschung und Technologie sowie der 

Regional- und Strukturpolitik die interventionistischen Züge des EU-Primärrechts aus.458 

IV. Vertrag von Maastricht (1992) 

Die Gründung der Europäischen Union erfolgte auf Grundlage des am 7. Februar 1992 

unterzeichneten Vertrages von Maastricht.459 Das Vertragswerk umfasste sowohl institutionelle 

als auch materielle Änderungen des Primärrechts, ersterenfalls durch die Zusammenführung 

der EG zu einer einheitlichen Europäischen Union (Art. A UAbs. 1 EUV 1992), letzterenfalls 

durch die Vereinbarung einer Wirtschafts- und Währungsunion460, welche als weiteres 

Integrationsinstrument neben die Grundfreiheiten tritt. Hierfür wurde die Konvergenz der 

mitgliedsstaatlichen Wirtschaftsleistungen in den Katalog der Unionsziele aufgenommen 

(Art. 2 EUV 1992). Der terminologische Übergang von „Wirtschaftsgemeinschaft“ zu 

„Gemeinschaft“ (Art. G A. 1. EUV 1992) signalisiert den Anspruch der EU, eine allgemeine 

politische Union zu verwirklichen. Erstmals findet sich auch der Begriff der „Solidarität“ 

zwischen den Mitgliedsstaaten (Art. 2 EUV 1992). 

Die Errichtung der WWU berührte drei Politikbereiche: die allgemeine Wirtschaftspolitik, die 

Währungs- und die Haushaltspolitik (letztere auch „Fiskalpolitik“). Die geringste 

Integrationstiefe wurde bei der allgemeinen Wirtschaftspolitik erzielt. Art. 102a f. EUV 1992 

verpflichtet lediglich zu einer (kaum justitiablen) Koordinierung der Wirtschaftspolitiken der 

Mitgliedsstaaten.461 Die fiskalpolitischen Schranken der WWU in Art. 104 ff. EUV 1992 waren 

hingegen deutlich präziser und textlich strikter. Allerdings zeigten sich bei der Handhabung der 

Vorschriften deutliche Defizite ihrer Durchsetzungskraft.462 Die Währungsunion bewirkte 

schließlich eine erhebliche wirtschaftliche Verklammerung der Eurozonen-Mitglieder. 

Innerhalb der Eurozone fiel das Instrument der internen Wechselkursanpassung weg. Ferner 

wurde nach einer Übergangszeit (1. und 2. Stufe der WWU)463 mit Wirkung zum 1. Januar 1999 

die vormals nationale währungspolitische Kompetenz auf das ESZB übertragen (3. Stufe der 

                                                 
458 Mussler, Wirtschaftsverfassung der EG, 1998, S. 164. 
459 Vertrag über die Europäische Union v. 07.02.1992, Abl. C 191 v. 29.07.1992; Zustimmung durch Gesetz v. 
28.12.1992, BGBl 1992 II, S. 1251. Vgl. dazu BVerfGE 89, 155 (Maastricht). 
460 Vgl. Mestmäcker, in: FG Willgerodt, 1994, 263 (264) (Ergänzung des Gemeinsamen Marktes). 
461 Siekmann, in: ders., EWU, 2013, Art. 119 Rn. 7. 
462 Wegen politischer Einflussnahme bei der Durchsetzung von Fiskalregeln, vgl. die Sachverhaltsangaben in 
EuGH, Urt. v. 13.07.2004 – C-27/04 (ECLI:EU:C:2004:436).  
463 Erste Stufe (bis 31.12.1993) und zweite Stufe d. WWU [01.01.1994 bis 31.12.1998], vgl. Art. 109e EUV 1992. 
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WWU)464, womit die vormals in einigen Mitgliedsstaaten übliche, direkte Staatsfinanzierung 

durch die Notenbank institutionell unmöglich gemacht wurde. 

Von Bedeutung für die wirtschaftssystemische Schwerpunktsetzung war die Einfügung einiger 

interventionistisch geprägter Politikbereiche wie der Fischereipolitik (Art. 32 EGV 1992), 

Regional- und Strukturpolitik (Art. 130a ff. EGV 1992). Weitere Neuheiten465 waren die 

Bereiche Kultur (Art. 128 EGV 1992), Verbraucherschutz (Art. 129a EGV 1992), 

Gesundheitspolitik (Art. 129 EGV 1992) und Entwicklungszusammenarbeit (Art. 130u ff. EGV 

1992). Reformiert wurden die Vorschriften über die Umweltpolitik (Art. 130r ff. EGV 1992). 

Aufgrund der britischen Ablehnung wurden Bestrebungen zum Ausbau europäischer 

„Sozialpolitik“ (besser: Beschäftigungspolitik) in ein Protokoll466 verlagert. 

Die liberale Grundordnung der EWG wurde durch die Aufnahme weiterer Ausnahmen zum 

wettbewerbsverfassten Marktprinzip sowie durch die Verlängerung des Katalogs der 

Unionsziele (Art. 3 EGV 1992) zunehmend aufgeweicht.467 In den neuen, allgemein-

politischen Bereichen468 sind die Bestrebungen erkennbar, die wirtschaftliche Union durch eine 

politische Union, etwa in Form eines Bundesstaates, zu komplettieren.469 Teils wird in der 

Neujustierung des Primärrechts eine grundsätzliche wirtschaftspolitische Wandlung gesehen, 

weil nicht nur erheblich mehr politische Lenkung der Wirtschaft ermöglicht wurde, sondern 

zudem juristisch kaum überprüfbare Umverteilungsmechanismen in Form von 

(marktverzerrenden) Finanzhilfen geschaffen wurden.470 Es wird auch darauf hingewiesen, dass 

marktverzerrende Beihilfen – wenngleich auf nationaler Ebene grundsätzlich verboten – auf 

Gemeinschaftsebene nicht nur erlaubt, sondern ihr Einsatz darüber hinaus nahegelegt wird.471 

Auch wenn eine Verminderung von Prinzipientreue mit Blick auf Wettbewerbs- und 

Marktprinzip nicht von der Hand zu weisen ist, erscheint es gleichwohl nicht gerechtfertigt, 

sektoralen Interventionismus in verschiedenen Bereichen als Paradigmenwechsel der 

wirtschaftssystemischen Ausrichtung der Unionspolitiken zu deuten.472 Derartige Instrumente 

waren seit der Geburtsstunde der europäischen Integration in Montanunion, EWG und EAG 

                                                 
464 Art. 109j Abs. 4 EUV 1992. 
465 Vgl. dazu auch Mestmäcker, in: FG Willgerodt, 1994, 263 (283). 
466 Protokoll über die Sozialpolitik, welches von allen übrigen Mitgliedsstaaten unterzeichnet wurde. 
467 Eine „Zunahme des Politischen“ beklagt Möschel, in: Goldschmidt/Wohlgemuth, Zukunft der Sozialen 
Marktwirtschaft, 2004, S. 187 („Unordnungspolitik“ der Maastricht-Vertragsänderung). 
468 Vgl. Mussler, Wirtschaftsverfassung der EG, 1998, S. 168. 
469 Der EU-Verfassungsentwurf scheiterte 2005 an der Ablehnung in Frankreich und den Niederlanden. 
470 Behrens, in: Brüggemeier, Verfassungen für ein ziviles Europa 1994, 73 (86 ff.); anders Mussler, 
Wirtschaftsverfassung der EG, 1998, S. 165 („Regulierungs- und Zentralisierungsinteressen“ erkennbar). 
471 Mussler, Wirtschaftsverfassung der EG, 1998, S. 179 f. (zur Industriepolitik). 
472 So aber Mussler, Wirtschaftsverfassung der EG, 1998, S. 184. 
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enthalten.473 Eine „reine“, völlig liberalisierte Marktwirtschaft war nie Kennzeichen 

europäischer Zusammenarbeit. 

V. Verträge von Amsterdam (1997) und Nizza (2001) 

Der Vertrag von Amsterdam474 entwickelte die gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik 

weiter und sah zahlreiche institutionelle Änderungen vor. Auch der Vertrag von Nizza475 

befasste sich schwerpunktmäßig mit Änderungen in der inneren Architektur der Union, 

namentlich der Ausweitung von Mehrheitserfordernissen, Anpassung der Organe an die 

gewachsene Zahl der Mitgliedsstaaten und die Stimmgewichtung.476 Materiell brachten die 

Verträge keine nennenswerten Änderungen.477 

VI. Vertrag von Lissabon (2007) 

Obwohl der europäische Verfassungsentwurf scheiterte, wurden wesentliche Teile davon durch 

den am 13. Dezember 2007 unterzeichneten Vertrag von Lissabon ins Primärrecht 

übernommen.478 Inhaltlich handelte es sich hauptsächlich um institutionelle Änderungen,479 zu 

denen auch das Ende der zweigleisigen Zielbestimmungen480 von EU und EG gehört. 

Bedeutsam erscheint zunächst die Aufnahme des Begriffspaars „soziale Marktwirtschaft“ in 

das Primärrecht (Art. 3 Abs. 3 S. 2 EUV), auch wenn daraus kein Paradigmenwechsel 

abzuleiten ist.481 Hingegen wurde das Bekenntnis zur Gewährleistung eines unverfälschten 

Wettbewerbs (Art. 3 Abs. 1 lit. g EGV) aus politischen Gründen, allerdings rechtlich folgenlos 

in ein Protokoll verlagert.482 Ähnlich ist es der Grundsatzentscheidung für eine „offene 

Marktwirtschaft mit freiem Wettbewerb“ ergangen, welche sich erst in den allgemeinen 

Vorschriften über die Wirtschafts- und Währungsunion wiederfindet (Art. 119 Abs. 1 

                                                 
473 Vgl. Art. 54 (Kreditsubvention), 56 (soziale Beihilfen), 58 (Produktionsquoten), 61 (Preisregeln) EGKSV. 
474 Vom 02.10.1997, ABl. v. 10.11.1997, C 340/15. 
475 Vom 26.02.2001, ABl. v. 10.03.2001, C 80/1. 
476 Protokoll zum Vertrag über die Europäische Union und zu den Verträgen zur Gründung der Europäischen 
Gemeinschaften, vgl. Fundstelle in Fn. 475. 
477 Ohler, in: Siekmann, EWU, 2013, § 120 Rn. 1. 
478 Siekmann, in: ders., EWU, 2013, AEUV Art. 119 Rn. 13. 
479 Vgl. Griller, in: FS Rill, 2010, 1 (14). 
480 Müller-Graff, in: Fastenrath/Nowak, Lissabonner Reformvertrag, 2009, 173 (178). 
481 Ohler, in: Siekmann, EWU, 2013, § 120 Rn. 18; Terhechte, in: Fastenrath/Nowak, Lissabonner Reformvertrag, 
2009, 187 (195); Müller-Graff, ebd., 173 (182) geht von einer Verstärkung sozialpolitischer Ziele als 
Rechtfertigung für Freiverkehrsbeschränkungen aus. 
482 Protokoll Nr. 27 über den Binnenmarkt und den Wettbewerb, Abl. v. 09.05.2008, Nr. C 115, S. 309; vgl. dazu 
Griller, in: FS Rill 2010, 1 (15); Terhechte, in: Fastenrath/Nowak, Lissabonner Reformvertrag, 2009, 187 (194 f.) 
(„politisches Manöver“); Siekmann, in: ders., EWU, 2013, § 119 Rn. 32. 
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AEUV).483 Die Aufnahme weiterer Grundsätze und Unionsziele (Art. 2, 3 EUV) und 

Querschnittsklauseln (Art. 8-13 AEUV) hat die Balance von Wirtschaft und Politik zu Gunsten 

von letzter verschoben, da die Durchführung der Politiken der Union nicht mehr vorrangig an 

der Binnenmarktintegration auszurichten ist, sondern einer Vielzahl von wirtschaftsfremden, 

allgemein-politischen Abwägungsgesichtspunkten überlassen wird. 

Die EU-Energiepolitik, die früher durch Binnenmarktintegration und Rechtsangleichung 

verwirklicht wurde, erhielt erstmals eine eigenständige Kompetenzgrundlage (Titel XXI).484 

Trotz der zunehmenden Politisierung des Primärrechts kann zugestimmt werden, wenn im 

Grundsatz eine „wirtschaftsverfassungsrechtliche Kontinuität“ der Union festgestellt wird.485  

 

                                                 
483 Oppermann/Classen/Nettesheim, Europarecht, 8. Aufl. (2018), § 18 Rn. 1. 
484 Schmidt-Preuß, in: Baur/Salje/Schmidt-Preuß, Regulierung in der Energiewirtschaft, 2. Aufl. (2016), Kap. 10 
Rn. 6. 
485 Müller-Graff, in: Fastenrath/Nowak, Lissabonner Reformvertrag, 2009, 173 (185), der die textlichen 
Verschiebungen als „normative Camouflage“ enttarnt; ähnlich Herrmann, in: Giegerich/Heinz, 
Herausforderungen und Perspektiven der EU, 2012, 51 (56); Wiebe, Unternehmerfreiheit und Verbraucherschutz, 
2017, S. 283 (kein „Paradigmenwechsel“). 



 

- 83 - 

- 83 - 

VII. Übersicht zu den EU-Politikbereichen nach ihrer historischen Einführung 

Politikbereich  1951 EGKS 
1957 EWG, 

EAG 
1976 

(EFRE) 
1986 EEA 1992 Maastricht 

1994  
2. Stufe 
WWU 

1999  
3. Stufe 
WWU 

2007 Lissabon 

Allgemeines 
Diskriminierungsverbot 
(Montan) 

Allgemeines Diskriminierungsverbot 

        Unionsbürgerschaft 

Binnenmarkt 
und Zollunion 

Binnenmarkt (Montan) 
Allgemeiner Binnenmarkt 

  
  

Allgemeine Zollunion 
  
  

Binnenmarkt und Zollunion (EAG) 
 

  Rechtsangleichung 

Grundfreiheiten 

Warenverkehrsfreiheit 
(Kohle und Stahl) Allgemeine Warenverkehrsfreiheit 
 
Arbeitnehmerfreizügigkeit 
(Montan) Allgemeine Personen- und Arbeitnehmerfreizügigkeit 
  
  

Allgemeine Dienstleistungsfreiheit 
  
  

Allgemeine Niederlassungsfreiheit 
  
  

Allgemeine Kapital- und Zahlungsverkehrsfreiheit 
  
  

Waren-, Dienstleistungs-, Kapital-, Personen- und Zahlungsverkehrsfreiheit (EAG) 
  

Wettbewerb 

Beihilfenverbot (Montan) Allgemeines Beihilfenverbot 

Wettbewerbsregeln 
(Montan) 

Allgemeine Wettbewerbsregeln 

  Marktprinzip, Preismechanismus (EAG) 
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- 
84

 -
 

 

Politikbereich  1951 EGKS 
1957 EWG, 

EAG 
1976 

(EFRE) 
1986 EEA 1992 Maastricht 

1994 2. 
Stufe 

WWU 

1999 3. 
Stufe 

WWU 
2007 Lissabon 

Wirtschaftspolitik  Koordinierungsgebot (hohes Beschäftigungsniveau, stabiles Preisniveau, Gleichgewicht in der Zahlungsbilanz) 

Haushaltspolitik 

    
Vorbereitung der 
Fiskalregeln Verbot monetärer Staatsfinanzierung 

      

      
Beistandsverbot 

      

      
Verbot übermäßiger Haushaltsdefizite 

      

Währungspolitik   Vorbereitung der Währungsunion Währungsunion 

Weitere 
Politikbereiche 

  Agrarpolitik 

  Verkehrspolitik 

        Transeuropäische Netze 

  Sozialpolitik, ESF 

  EIB 

        Kulturpolitik 

  Berufsbildung Allgemeine Bildungspolitik 

     Gesundheitswesen 

          Energiepolitik 

     Verbraucherschutz 

    Industriepolitik 

   EFRE Regional- und Strukturpolitik 

Forschung (EGKS) 
Forschung (EGKS, EAG, 
Agrar) 

Forschung und Technologie 

      Umweltpolitik 

 Außenbeziehungen (EAG) 

        Entwicklungszusammenarbeit 
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2. Kapitel 
_________________________________________________________________________ 

Wirtschaftssystemische Einordnung der EU-Politik 

I. Bisherige Bewertungen 

Qualitative Einschätzungen zur wirtschaftssystemischen Ausrichtung des EU-Rechts hat es 

bereits in der Vergangenheit gegeben. Dabei haben sich im Wesentlichen zwei Hauptdeutungen 

ergeben, nämlich die einer überwiegend marktwirtschaftlich-liberalen486 und die einer 

„gemischten Wirtschaftsverfassung“487,488.  

Die erstgenannte Strömung betont die liberalen und liberalisierenden Tendenzen des 

Europarechts: marktwirtschaftliche Ordnung (Art. 3 Abs. 3 S. 3 EUV, 119 Abs. 1 AEUV), 

Wettbewerbsprinzip (Art. 101 ff. AEUV) und die Grundfreiheiten (Art. 28 f., 45 ff., 49 ff., 63 

ff. AEUV). Ausnahmen hiervon werden zur Kenntnis genommen, wie etwa bei der 

gemeinsamen Agrarpolitik (Art. 38 ff. AEUV), aber nicht als grundsatzprägend bewertet. 

Die zweite Deutung unterscheidet sich nicht prinzipiell von der ersten, ihre Bewertung fällt 

allerdings anders aus. Politikbereiche, welche dem Markt- und Wettbewerbsprinzip 

zuwiderlaufen, werden nicht als systemwidrige Ausnahmen angesehen, sondern emanzipiert 

neben die Gründungsideen der EWG (Binnenmarkt) gestellt. In der Summe sind die 

interventionistischen Politikbereiche und die sie flankierenden Querschnittsklauseln 

mittlerweile zahlreich, sodass eine Schwerpunktbildung im EU-Primärrecht immer schwieriger 

wird. Behrens (1994) geht davon aus, dass die Maastricht-Reform die ursprünglich 

marktwirtschaftliche Wirtschaftsverfassung der EWG ge-„sprengt“ und zu einer „erhebliche[n] 

Politisierung“ der Integration geführt habe.489  Die rechtliche Prärogation weicht zunehmend 

                                                 
486 Luczak, Die Europäische Wirtschaftsverfassung, 2009, S. 287; Basedow, Von der deutschen zur europäischen 
Wirtschaftsverfassung, 1992, Tübingen, S. 32; Steinle, Europäische Beschäftigungspolitik, 2001, S. 294; 
Monopolkommission, Wettbewerbspolitik vor neuen Herausforderungen, 1990, Baden-Baden, S. 386 f. Rn. 1105 
(„Grundsatzentscheidung für eine wettbewerbliche Ordnung“); Mestmäcker, in: FS von der Groeben (1987), 9 
(16); Oppermann, in: Müller-Graff/Zuleeg, Staat und Wirtschaft in der EG, 1987, 53 (69 f.) (zur 
Wirtschaftsverfassung der EEA); Bruhn, Wirtschaftsverfassung der EU, 2008, S. 147 (allerdings auch 
„schleichend[e] Abkehr“ [S. 156]); Müller-Graff, in: Fastenrath/Nowak, Der Lissabonner Reformvertrag, 2009, 
173 (176); vgl. Basedow, Von der deutschen zur europäischen Wirtschaftsverfassung, 1992, S. 26 (Fn. 49 
m. w. N.). 
487 Die Anführungszeichen machen deutlich, dass die Terminologie von einigen – nicht allen – Vertretern dieser 
Deutung selbst gewählt wurde, unabhängig von der hier vorgeschlagenen Einordnung unter den normativen oder 
deskriptiven Ansatz wie im 1. Kapitel beschrieben (S. 16 ff. [normativer Ansatz], 38 ff. [deskriptiver Ansatz]). 
488 Scherer, Wirtschaftsverfassung der EWG, S. 199.; Öhlinger, in: Griller, Die europäische 
Wirtschaftsverfassung, 2007, S. 276; vgl. Basedow, Von der deutschen zur europäischen Wirtschaftsverfassung, 
1992, S. 26 (Fn. 50) m. w. N. 
489 Beides bei Behrens, in: Brüggemeier, Verfassungen für ein ziviles Europa, 1994, S. 86, 89. 
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politischen Entscheidungsspielräumen.490 Hieraus erklärt sich sodann der Verzicht auf die 

Feststellung einer eindeutigen wirtschaftssystemischen Ausrichtung und die verbreitete 

Klassifikation als „gemischte“ Wirtschaftsverfassung.491 

In der Literatur wird auf weitere vereinzelte Deutungen zur EU-Wirtschaftsverfassung 

verwiesen.492 Dies betrifft zum einen die These von Beutler (1987), die EU weise mangels 

Kompetenz zur Regelung von Privateigentum (vgl. Art. 345 AEUV) schon keine 

Wirtschaftsverfassung im eigentliche Sinne auf.493 Zum anderen wird auf die Ansicht VerLoren 

van Themaats hingewiesen, wonach die EU wirtschaftssystemisch neutral ausgestaltet sei.494 

Dies wird damit begründet, dass die positive495 wirtschaftliche Integration politischen Kräften 

überlassen sei.  

II. Übertragbarkeit des Wirtschaftsverfassungsbegriffs auf EU-Ebene 

Auf europäischer Ebene von einer Wirtschaftsverfassung zu sprechen, trägt die methodische 

Frage in sich, ob die Übertragung dieser Denkfigur sinnvoll ist. Diese Frage stellt sich im 

Rahmen dieser Arbeit aus folgenden Gründen nicht in besonderer Dringlichkeit und wird hier 

im Ergebnis offengelassen. 

Eine Wirtschaftsverfassung im Sinne des oben496 dargestellten normativen Ansatzes, die in der 

Praxis auch tatsächliche Auswirkungen gezeigt hätte, gab es weder in einem Mitgliedsstaat497 

noch auf europäischer Ebene. Lediglich ein Teilerfolg kann im europäischen Wettbewerbs- und 

Binnenmarktrecht gesehen werden. Gleichwohl wurde dem Prinzip der Interdependenz der 

Ordnungen (Eucken) nicht umfänglich Rechnung getragen und dieses im europäischen Recht 

nicht etabliert. Die zahlreichen, ordnungspolitisch kaum haltbaren Ausnahmetatbestände auf 

EU-Ebene, die zunehmende Tendenz zur Politisierung des europäischen Wirtschaftsrechts 

                                                 
490 Luczak, Die Europäische Wirtschaftsverfassung, 2009, S. 31 f.; Künzle, Wettbewerb und Intervention in der 
EU, 2004, S. 130 („Politisierung des Wettbewerbsrechts“, Hervorhebung im Original); Möschel, Wirtschaftsrecht 
im Wandel, 2011, S. 124 ff. (Wettbewerbsrecht zwischen strikter Rechtsanwendung und diskretionären 
Effizienzzielen).  
491 Vgl. auch Bruhn, Wirtschaftsverfassung der EU, 2008, S. 116 („ordnungspolitisch zwiespältiges Gebilde“), 
S. 147 („Mischform“); Schluep, in: FS Hug (1968), 25 (80). 
492 Basedow, Von der deutschen zur europäischen Wirtschaftsverfassung, 1992, S. 26 m. w. N. 
493 Beutler/Bieber/Pipkorn/Streil, Europäische Gemeinschaft, 3. Aufl. (1987), S. 61, wobei der Standpunkt 
mittlerweile aufgegeben worden ist (5. Aufl. [2001], S. 77 f. [Rn. 79]).  
494 Vgl. VerLoren van Themaat, in: FS von der Groeben (1987), 425 (427, 439): weitgehend politische 
Interventionsspielräume von Kommission und Rat. 
495 In Abgrenzung zur negativen Integration, die mitgliedsstaatliche Gestaltungsspielräume beschränkt 
(Grundfreiheiten, Wettbewerbsregeln). 
496 Vgl. 1. Kapitel, I. 2. c) (3) (S. 16 ff.). 
497 Selbst im ordnungspolitischen „Kernland“ (West-)Deutschland unterblieb eine weitergehende Beachtung der 
Euckenschen Grundsätze, vgl. Hartwig, in: Cassel/Ramb/Thieme, 1988, S. 40. 



- 87 - 

durch Querschnittsklauseln und Abwägungsspielräume auch in Kernfragen (Wettbewerbsrecht) 

sind mit dem klassischen Ordoliberalismus kaum zu vereinbaren. Das europäische Recht 

enthält keine (strikt) verstandene Wirtschaftsverfassung. Die mangelnde Normierung eines 

solchen Konzepts im Primärrecht hatte dann auch zur Folge, dass die Bekenntnisse zur 

marktwirtschaftlich-wettbewerbsverfassten Ordnung weitgehend folgenlos geblieben sind.498 

Definiert man Wirtschaftsverfassung der EU deskriptiv als die Gesamtheit aller 

wirtschaftsrelevanten Vorschriften, die für das Wirtschaften schwerpunktmäßig maßgeblich 

sind, so werden an diese Oberbegriffsbildung keine zwingend ableitbaren Rechtsfolgen499 

geknüpft. Zwar können wirtschaftsverfassungsrechtliche Inhalte bei der Auslegung von 

Normen mittelbar Eingang finden. Jedoch bewegt man sich dabei im Rahmen der 

rechtswissenschaftlich unproblematisch umgrenzten Normauslegung – in diesem Falle speziell 

in Form des teleologischen Rückgriffs auf die Unionsziele (Art. 3 Abs. 3 Satz 2 EUV) oder die 

Primärzwecke bestimmter Politikbereiche. Diese Wirkungsweise kann bruchlos über die 

Auslegungsmethode nach dem effet utile500 integriert werden, wonach EU-Regeln so 

auszulegen sind, dass auf eine möglichst wirksame Erreichung der Unionsziele hingewirkt 

wird. Die Frage der methodischen Übertragbarkeit stellt sich in dieser Deutung von 

Wirtschaftsverfassung folglich nicht. 

Der Vollständigkeit halber sei auf die wenigen Fundstellen im Schrifttum hingewiesen, welche 

das Problem der Übertragbarkeit eines Wirtschaftsverfassungskonzepts auf EU-Ebene erkannt 

und (zumindest kurz) behandelt haben: 

Drexl (2003)501 fragt nach der Legitimität der Übertragung ordoliberalen Gedankengutes in das 

europäische Primärrecht und bejaht dies mit Hinweis auf die Mitwirkung von Hallstein und von 

der Groeben bei der Abfassung des EWGV 1957 und ihrer Nähe zur Freiburger Schule. Dies 

deutet Drexl dahingehend, dass ordnungspolitische Inhalte schon zu Beginn wissentlich und 

willentlich Eingang in das Primärrecht gefunden haben und nicht bloß interpretatorisch 

nachgeschoben worden sind.  

                                                 
498 Unten III. 2. h) (1), S. 166 f.; vgl. ferner Möschel, in: Goldschmidt/Wohlgemuth, Zukunft der Sozialen 
Marktwirtschaft, 2004, S. 184 (Bekenntnis zur Marktwirtschaft „nicht völlig bedeutungslos, aber ohne präzise 
zugeordnete Rechtsfolgen.“), S. 188. 
499 Statt vieler Storr, in: Fastenrath/Nowak, Der Lissabonner Reformvertrag, 2009, 219 (231). 
500 EuGH, Urt. v. 20.03.1997 – C-24/95 (Alcan) (ECLI:EU:C:1997:163); Bergmann, in: ders., Handlexikon EU, 
5. Aufl. (2015), Stichwort „effet utile“; Hagen, Harmonisierung der indirekten Steuern, 2000, S. 73 f.; 
Oppermann/Classen/Nettesheim, Europarecht, 8. Aufl. (2018), § 12 Rn. 36; Rottmann, Wettbewerbsrecht, 2008, 
S. 343. 
501 Drexl, in: v. Bogdandy, Europäisches Verfassungsrecht, 1. Aufl. (2003), S. 767 f. und Fn. 76. 
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Die Übertragbarkeit des Wirtschaftsverfassungskonzepts thematisiert auch Fenner (2017) 

kurz.502 Er fragt allerdings nicht nach der methodischen Zulässigkeit einer solchen Anleihe, 

sondern vielmehr, ob diese „sinnvoll“ sei, ohne dies dann näher zu diskutieren. 

Zur Übertragbarkeit staatsrechtlicher Figuren503 referiert von Bogdandy (2004)504 zunächst die 

von ihm nicht geteilte Meinung, eine solche sei abzulehnen, weil jeder Herrschaftsträger 

einzigartig sei und daher jede Vorfestlegung ausscheiden müsse. Dem widerspricht er dann mit 

dem Argument, dass Rechtswissenschaft auf „dogmatische Traditionsbestände“505 angewiesen 

sei. Weiterhin wird angeführt, dass sich sowohl die mitgliedstaatlichen Verfassungen als auch 

das EU-Primärrecht mit dem Problem staatlicher Macht befassten und mithin 

„Problemidentität“506 vorliege. Daraus wird eine Vergleichbarkeit abgeleitet, die den Weg für 

eine Übertragung freimachen soll. Im Ergebnis plädiert er dann für eine „Abstraktion und 

Respezifizierung“507 von Rechtsinstituten, etwa in Form eines supranationalen 

Föderalismus‘508 oder des Demokratieprinzips. 

Basedow (1992)509 stellt zum Zeitpunkt der Maastrichter-Vertragsänderung fest, dass das 

Wirtschaftsverfassungskonzept zu dieser Zeit ein vornehmlich deutsches Phänomen war, das 

nur sehr selten im Ausland aufgegriffen wurde. Mittlerweile existiert immerhin eine verbreitete 

Übersetzung: European Economic Constitution.510 Die Begrifflichkeit der economic 

constitution findet sich beiläufig auch bei den US-Ökonomen Buchanan/Wagner (1998)511. 

III. Eigener Ansatz 

1. Methode 

a) Allgemeines 

Die bisherigen Ansätze zur Beschreibung des wirtschaftssystemischen Gehalts des 

europäischen Rechts haben gemein, dass ihre Begründung rein qualitativ fundiert ist, wobei 

unklar ist, inwieweit das relevante EU-Recht systematisch ausgewertet worden ist. Die 

                                                 
502 Fenner, Ein neuer wettbewerbsorientierter Ansatz, 2017, S. 46. 
503 Die Subsumtion des Wirtschaftsverfassungskonzepts hierunter erscheint naheliegend. 
504 v. Bogdandy, in: FS Badura, 2004, 1033 (1034). 
505 v. Bogdandy, in: FS Badura, 2004, 1033 (1034). 
506 v. Bogdandy, in: FS Badura, 2004, 1033 (1043) (Hervorhebung im Original). 
507 v. Bogdandy, in: FS Badura, 2004, 1033 (1034). 
508 v. Bogdandy, in: FS Badura, 2004, 1033 (1035 ff.) mit Hinweis auf Badura in Fn. 10. 
509 Basedow, Von der deutschen zur europäischen Wirtschaftsverfassung, 1992, S. 9 f. und Fn. 10. 
510 Vgl. Joerges, The European Economic Constitution and Its Transformation Through the Financial Crisis, 
ZenTra Working Paper No. 47/2015. 
511 Democracy in Deficit, 1977, S. 29. 



- 89 - 

vorliegende Arbeit entwickelt dies erstens dahingehend weiter, dass der Umfang der 

berücksichtigten EU-Rechtsetzung erheblich erweitert wird.512 Zweitens werden die einzelnen 

EU-Politikbereiche nach ihrer volkswirtschaftlichen Bedeutung gewichtet. Die Überlegung 

dabei ist, dass ein Schwerpunkt zu Gunsten marktwirtschaftlicher Strukturen – dieser 

einstweilen unterstellt – sich auch darin zeigen müsste, dass die Regelungsreichweite liberaler 

oder liberalisierender Normen erheblich größer sein müsste als die interventionistischer 

Politiken. Als Maß soll dabei die volkswirtschaftliche Bedeutung in Form von 

Bruttowertschöpfungszahlen513 als objektives Kriterium herangezogen werden. Dies ist eine 

bewusste methodische Abweichung zur juristisch-systematischen Auslegung dergestalt, dass 

Schwerpunkte und Grundsätze sich beispielsweise daraus ergeben, ob eine Norm am Anfang 

oder an prominenter Stelle im Gesetz (bzw. AEUV/EUV) zu finden ist, vgl. Art. 3 Abs. 3 S. 2 

EUV. Das interpretatorische Pathos soll durch eine Verbindung mit der wirtschaftlichen 

Realität geerdet werden, wobei auch zuzugeben ist, dass dieser Ansatz methodische Grenzen 

hat und sein Aussagegehalt beschränkt ist.514  

Überblicksartig kann der eigene Ansatz in folgenden drei Punkten skizziert werden: 

1. Deskription 

In einem ersten Schritt wird der Normbestand beschrieben. Das einschlägige EU-Primärrecht 

wird ohne Einschränkung einbezogen, das Sekundärrecht hingegen nur in Bezug auf 

Richtlinien und Verordnungen. Vereinzelt wird sonstiges Sekundärrecht berücksichtigt, wenn 

dieses für den Politikbereich von besonderer Bedeutung ist (z. B. bei der Währungsunion). 

Nicht systematisch gewürdigt sind damit vor allem Beschlüsse und Entscheidungen, da viele 

dieser Rechtsakte sich lediglich mit der Subsumtion515 von EU-Recht befassen und damit in der 

Regel nur wenig normativen Mehrwert enthalten. 

2. Qualifikation 

Zweitens werden die vorgefundenen Regeln dahingehend qualifiziert, ob sie die 

liberal/liberalisierend, neutral oder interventionistisch ausgestaltet sind. Sollte die Durchsicht 

eines EU-Politikbereichs ergeben, dass keine nennenswerten liberalen oder 

                                                 
512 Auch umfassendere Analysen beschränkten sich typischerweise auf das EU-Primärrecht, vgl. Bruhn, 
Wirtschaftsverfassung der EU, 2008, S. 64-158. 
513 Eine Erörterung möglicher Indikatoren findet such unten bei III. 1. c), S. 111 ff. 
514 Das betrifft EU-Politikbereiche, die sich keinem Wirtschaftszweig/Teilmarkt zuordnen lassen. Zu den damit 
verbundenen methodischen Problemen, vgl. unten III. 1. c), S. 119. 
515 Etwa in Form von Feststellungen, welche regionalen Ursprungsbezeichnungen oder Saatgüter geschützt sind 
oder ob ein Mitgliedsstaat durch eine Maßnahme gegen EU-Wettbewerbsrecht verstoßen hat.  
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interventionistischen Tendenzen vorliegen (Neutralität) oder der EU-Einfluss sehr gering ist 

(Integrationstiefe), bleibt er für die Quantifikation generell außer Betracht. 

3. Quantifikation 

Drittens werden wirtschaftssystemisch relevante EU-Politikbereiche quantifiziert, d. h. deren 

volkswirtschaftliche Bedeutung anhand statistischer Daten fundiert geschätzt, soweit seine 

Tatbestandsregeln dies zulassen. 

b) Qualifikation 

(1) Berücksichtigte Rechtsakte 

Inhaltlich wurde das institutionelle EU-Recht (Organe, Zuständigkeiten, Verfahren usf.) sowie 

die EU-Handelspolitik und zugehörige Außenhandelsvorschriften, d. h. Zollvorschriften, 

Einfuhr- und Ausfuhrregeln zu Drittstaaten, generell unberücksichtigt gelassen. Zwar sind 

institutionelle Vorschriften entscheidend für das konkrete Zustandekommen bestimmter, 

materieller Regeln oder Entscheidungen. Jedoch liegt der Schwerpunkt dieser Arbeit auf der 

Darstellung des Ergebnisses des EU-Integrationsprozesses, wie ihn der EU-Bürger vorfindet. 

Im Übrigen sind die Aussparungen Platzgründen geschuldet.516  

Für eine Schwerpunktbildung zugunsten aktuell relevanter Vorschriften wird eine weiche 

zeitliche Grenze ab ca. 1990 gezogen. Frühere Sekundärrechtsakte werden nicht systematisch 

berücksichtigt. Der überwiegende Anteil der hier zitierten Sekundärrechtsakte ist somit 

geltendes Recht. Vereinzelt wurden aber auch ausgelaufene oder aufgehobene Rechtsakte 

berücksichtigt, da diese die EU-Wirtschaftsordnung während ihrer Gültigkeit geprägt haben. 

Beim Sekundärrecht liegt der Schwerpunkt der Betrachtung auf den grundlegenden 

Sekundärrechtsakten. Dies führt zur Aussparung von bloßen Durch- und 

Ausführungsrechtsakten der Kommission, erkennbar am Titelzusatz „zur Festlegung“, 

„Durchführung“, „Umsetzung“ oder als delegierter oder Änderungs-Rechtsakt.517 Diese dienen 

nur der näheren Spezifizierung eines in Bezug genommenen Rechtsakts, der in der Analyse 

vordergründig von Interesse ist. Sonstiges Sekundärrecht (Beschlüsse, Leitlinien) wird nur bei 

offenkundiger Bedeutung berücksichtigt.  

                                                 
516 Beide Bereiche enthalten zusammen insgesamt 2814 Rechtsakte (https://eur-
lex.europa.eu/browse/directories/legislation.html, Stand 25.05.2020). 
517 Ausgeschlossen sind damit Rechtsakte, die bestehende Richtlinien und Verordnungen punktuell verändern. 
Neufassungen bzw. Kodifikationen hingegen wurden als normale Basisrechtsakte erfasst. 
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(2) Reichweite des Marktprinzips 

Bereits oben518 wurde beim Wirtschaftsverfassungsbegriff die Grundsatzfrage berührt, welche 

Sozialbereiche in einem liberalen Staat dem Marktprinzip unterworfen werden sollten und 

welche nicht.519 Soweit ersichtlich existieren hierfür in der Wissenschaft keine umfassenden 

Vorschläge zur Konturierung.520 Abhandlungen zu diesem Themenfeld bewegen sich in der 

Regel auf einem Abstraktionsgrad, der einer Anwendung durch Subsumtion entgegensteht.521 

Fraglich ist vor diesem Hintergrund, ob bestimmte, „wirtschaftsferne“ Sozialbereiche 

(Landesverteidigung, Gefahrenabwehr, Justiz, Kultur) aufgrund einer allgemeinen Regel 

zusammengefasst und vorab ausgesondert werden können.  

In Betracht kommt hierfür das volkswirtschaftliche Konzept der public goods, d. h. der Güter, 

die aus bestimmten Gründen nicht kommerzialisiert522 werden. Zu public goods werden Güter 

gezählt, deren Inanspruchnahme keine Konkurrenz bedingt (Nichtrivalität) und bei deren 

Nutzung ein Ausschluss in Form von Preis- oder Zugangsbarrieren nicht praktiziert wird 

(Nichtausschließbarkeit).523 Vielfach wird nicht danach differenziert, ob die 

Nichtausschließbarkeit technisch (z. B. Atemluftnutzung) oder politisch bedingt ist.524 Als 

public goods werden u. a. angesehen: Landesverteidigung, Grundlagenforschung, 

Sozialleistungen525 oder das Straßennetz526. 

                                                 
518 Oben § 1, I. 2. c) (3) viii. (S. 30 ff.) und (4) viii. (S. 48 ff.). 
519 Vgl. Tietzel, in: Cassel/Ramb/Thieme, Ordnungspolitik, 1988, S. 81, 86; Ramb, ebd., S. 248 (Darstellung einer 
Legitimation von Staatsaufgabenbereichen durch demokratische Verfahren und damit verbundene Probleme). 
520 Zur Problematik der Identifikation „natürlicher“ Staatsaufgaben: Bull, Staatsaufgaben nach dem GG, 2. Aufl. 
(1977), § 7 Ziff. 1. (S. 99 ff.); Kaufmann, in: Grimm, Staatsaufgaben, 1994, 15 (19) (Definition von Staatsaufgaben 
als „Angelegenheit politischer Prozesse“); Ehlers, Aushöhlung der Staatlichkeit, 2003, S. 90 (Herleitung aus der 
Verfassung problematisch), S. 92 f., 106 (Streitdarstellung zu „genuinen Staatsaufgaben“) m. w. N. Soweit hierfür 
auf Klassiker – wie etwa Adam Smith (1776) – rekurriert wird, verbleibt es stets bei sehr abstrakten Beschreibungen 
staatlicher Verantwortung, vgl. beispielhaft Frenzel, Stromhandel, 2007, S. 250 f. 
521 Vgl. den Beitrag von Cassel, in: Cassel/Ramb/Thieme, Ordnungspolitik, 1988, S. 313 ff. 
522 Vgl. Bofinger, Volkswirtschaftslehre, 5. Aufl. (2020), S. 242 f. 
523 Baßeler/Heinrich/Utecht, Grundlagen und Probleme der Volkswirtschaft, 19. Aufl. (2010), S. 50; vgl. Mankiw, 
Essentials of Economics, 7th Edition (2015), S. 218 f., 221. 
524 Bofinger, Volkswirtschaftslehre, 3. Aufl. (2011), S. 243 f.; Zimmermann/Henke/Broer, Finanzwissenschaft, 12. 
Aufl. (2017), S. 56 (Wachpersonalbeispiel, das die Abgrenzung zum positiven externen Effekt vermissen lässt). 
525 Mankiw, Essentials of Economics, 7th Edition (2015), S. 220. 
526 Schäfer/Ott, Lehrbuch der ökonomischen Analyse, 6. Aufl. (2020), S. 86; ähnl. Isenmann, Marktwirtschaftliche 
Verkehrspolitik, 1994, S. 7 (Straßennutzung als Gemeingut). Die Einordnung erscheint durch mittlerweile 
bestehende technische Ausschließbarkeit (Maut-/Vignetten-Lösung) jedenfalls für Kraftfahrzeuge überholt, vgl. 
auch Bofinger, Volkswirtschaftslehre, 5. Aufl. (2020), S. 243. Auch die These der weitgehenden Nichtrivalität von 
Infrastrukturnutzung (Steyer, Transeuropäische Netze, 2001, S. 85) erscheint wenig überzeugend, da übermäßiger 
Verkehr Stau verursacht, Telekommunikationsleitungen begrenzte Kapazität aufweisen und Straßenbau mit der 
sonstigen Flächennutzung konkurriert. 
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Public goods werden nicht immer scharf von negativen externen Effekten unterschieden.527 So 

wird etwa das Problem des Umweltschutzes häufig beiden Kategorien zugeordnet. Bei 

Letzteren geht es aber vielmehr um die Übertretung von Freiheits- und Eigentumssphären durch 

Gefährdung oder Zufügung eines Schadens. Die Tatsache, dass die geschädigten Güter 

(Grundwasser, Wälder usf.) häufig im Eigentum von öffentlichen Körperschaften stehen, darf 

nicht die Natur der Einwirkung verdunkeln, zumal nicht ausgeschlossen ist, dass private 

Eigentumsrechte hierdurch tatsächlich verletzt werden, etwa durch Gesundheitsschädigung. 

Das Phänomen der public goods hingegen bezieht sich auf Güter, bei denen eine Knappheit aus 

natürlichen oder politischen Gründen fehlt. Die daraus folgende fehlende 

Kommerzialisierbarkeit ist von einer Schädigung ohne Weiteres trennbar. 

Ferner werden public goods auch als Form des Marktversagens charakterisiert.528 Das erscheint 

fragwürdig: Für nicht knappe Güter (Atemluft, Sonnenlicht) fehlt es bereits am Markt, weshalb 

sich die Folgefrage eines Marktversagens formal nicht mehr stellt. Es existiert kein 

wirtschaftswissenschaftliches Postulat, wonach jedes Gut kommerzialisierbar sein müsste. 

Hierzu muss man sich vergegenwärtigen, dass sich Ökonomie mit der effizienten 

Ressourcenallokation befasst und diese Aufgabe naturgemäß entfällt, wo es auf Effizienz 

mangels Knappheit des Guts von vornherein nicht ankommt. Teils wird die These des 

Marktversagens auch darauf gestützt, dass manche Güter durch die Trittbrettfahrer-Dynamik529 

(Nichtausschließbarkeit Dritter) nicht angeboten werden und dies ein Problem darstelle. Dies 

übergeht aber die entscheidende Vorfrage der wirtschaftlichen Nachfrage.530 Führen Angebots- 

und Nachfrageverhalten zu keinem Tauschvorgang, liegt ein Marktausfall vor.531 Er stellt 

keinen generellen Missstand dar, sondern reflektiert lediglich, dass bestimmte Leistungen oder 

Güter nicht hinreichend nachgefragt und dadurch auch nicht (zu bestimmten Preisen) angeboten 

werden. Es erscheint deshalb zweifelhaft, die Unterschreitung der Profitabilitätsschwelle 

generell als Marktversagen anzusehen. 

Im Ergebnis erscheint die Abgrenzung von EU-Politikbereichen nach der Kategorie der public 

goods nicht zielführend, weil beim Merkmal der Nichtausschließbarkeit auch die bloß politisch 

gewillkürte Nichtausschließbarkeit miteinbezogen wird. Dadurch wird die Abgrenzung ohne 

                                                 
527 Vgl. Baßeler/Heinrich/Utecht, Grundlagen und Probleme der Volkswirtschaft, 19. Aufl. (2010), S. 51 (Umwelt 
als öffentliches Gut); vgl. Bofinger, Volkswirtschaftslehre, 5. Aufl. (2020), S. 243 (zum Emissionshandel). 
528 Steinbach/van Aaken, Ökonomische Analyse des Völker- und Europarechts, 2019, Rn. 126; 
Baßeler/Heinrich/Utecht, Grundlagen und Probleme der Volkswirtschaft, 19. Aufl. (2010), S. 51; indirekt durch 
Überschriftbildung auch Zimmermann/Henke/Broer, Finanzwissenschaft, 12. Aufl. (2017), S. 56. 
529 Mankiw, Essentials of Economics, 7th Edition (2015), S. 218 (Feuerwerk). 
530 Abzugrenzen ist die wirtschaftliche Nachfrage (Bereitschaft zur Zahlung) von bloß politischer Nachfrage. 
531 Ramb, in: Cassel/Ramb/Thieme, Ordnungspolitik, 1988, S. 235. 



- 93 - 

klare Regel subjektiviert und von der Aufgabe optimaler Ressourcenallokation entkoppelt. Im 

Ergebnis ist damit Zimmermann/Henke/Broer (2017)532 zuzustimmen, wenn sie ausführen: 

„Der politische Streit über Art und Umfang der öffentlichen Aktivität lässt sich mit ihrer Hilfe 
[Theorie der öffentlichen Güter] nicht schlichten.“ 

Stattdessen wird in der vorliegenden Arbeit jeder EU-Politikbereich gesondert daraufhin 

überprüft, ob eine marktmäßige Verteilung von Gütern möglich erscheint, wobei die Effizienz 

der Verteilung durch wirtschaftlichen Wettbewerb gewährleistet werden soll. Erscheint dies 

prinzipiell möglich, wird der Sozialbereich dem Marktprinzip unterworfen, erscheint dies 

generell nicht effizient (z. B. bei Infrastruktur), wird eine staatliche Verantwortung 

angenommen, die Interventionen rechtfertigen kann, sofern diese sich auf das zwingend 

Erforderliche beschränken. Umgekehrt finden Markt- und Wettbewerbsprinzip Anwendungen, 

wo privatwirtschaftliche Machtkonzentrationen entstehen oder bereits vorhanden sind. Dies 

folgt aus dem wirtschaftssystemischen Zweck dieser Prinzipien, Missbrauch wirtschaftlicher 

Macht zu verhindern.533 Als terminologische Leitplanken dienen die Begriffe der 

Marktrahmenregeln, die die Spielregeln des wirtschaftlichen Wettbewerbs betreffen und eine 

marktmäßige Preisfindung befördern, und solcher Regeln zum Marktinhalt, die ein 

vorgefundenes Marktergebnis (aus politischen Gründen) willkürlich abändern (z. B. 

Preisobergrenzen). Diese Differenzierung berücksichtigt die zwei von Eucken (1952)534 

formulierten wirtschaftspolitischen Handlungsmaximen, wonach sich die Wirtschaftspolitik 

grundsätzlich535 auf die Gestaltung der Formen und nicht der Ergebnisse des 

Wirtschaftsprozesses zu beschränken habe. 

Das ordnungspolitische Fundament der hier entwickelten Methodik geht im Ergebnis von 

folgenden Ausnahmebereichen536 mit Blick auf Markt- und Wettbewerbsprinzip aus: 

 Staatliche Leistungen an Bedürftige537 (einschließlich Katastrophenhilfe); 

 Staatliche Leistungen zur Grundlagenforschung (nicht: Produkt-

/Innovationsforschung); 

                                                 
532 Finanzwissenschaft, 12. Aufl. (2017), S. 59. 
533 Eucken, Grundsätze der Wirtschaftspolitik, 1952, S. 334, 336.  
534 Eucken, Grundsätze der Wirtschaftspolitik, 1952, S. 334, 336. 
535 Hiervon ausgenommen sind globalwirtschaftliche Sozialleistungen, da sie einzelne Preise kaum verzerren und 
der eminenten Staatsaufgabe dienen, für ein menschenwürdiges Dasein zu sorgen.  
536 Vgl. hierzu auch die „genuinen Staatsaufgaben“ bei Ehlers, Aushöhlung der Staatlichkeit, 2003, S. 93-98. 
537 Hierzu wurde u. a. auch Katastrophenhilfe/-entschädigung gezählt, allerdings mit der Annahme, dass in solchen 
Fällen eine existentielle finanzielle Bedrohung vorlag (Bedürftigkeit) und die Entschädigung nicht bloß einem 
Vermögenserhaltungsinteresse dient. 
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 Staatliche Leistungen im Bildungssektor (Schulbildung, Berufsbildung, akademische 

Bildung); 

 Staatliche Infrastrukturpolitik (nicht: Transport/Verkehr); 

 Staatliche Verteidigungs- und Gefahrenabwehrpolitik; 

 Staatliche Förderung der Kultur. 

Sozialleistungen zur existentiellen Daseinsvorsorge538 sind nicht nur Ausfluss der 

Menschenwürdegarantie (Art. 1 Abs. 1 GG), sondern befördern die politische Stabilität eines 

Staates durch das gewährleistete finanzielle Minimum.539 Hierdurch wird zugleich eine 

Voraussetzung des wirtschaftlichen Wettbewerbs geschaffen540 und erhalten, nämlich die 

Menschen, die ihn verwirklichen. Die Auswirkungen auf die wirtschaftliche Effizienz der 

Volkswirtschaft hingegen werden als geringfügig angesehen, solange Sozialleistungen ein 

Einkommen nur ausnahmsweise ersetzen. Aus ordoliberaler Perspektive liegt der Schwerpunkt 

auf der Prävention541 sozialer Missstände durch ein funktionierendes Preis- und 

Wettbewerbssystem. Subsidiär besteht jedoch auch ein maßvoller Interventionsspielraum, 

soweit eine individuelle Absicherung nicht möglich ist.542 

Grundlagenforschung betrifft wissenschaftliche Erkenntnisse, die keine unmittelbaren 

Verwendungsmöglichkeiten erkennen lassen, aber die Basis für daran anknüpfende Produkt- 

und Innovationsforschung darstellen. Da ihre Erforschung für einzelne Marktteilnehmer nicht 

profitabel ist, aber im Ergebnis der Allgemeinheit nützt, wird ihre Förderung durch den Staat 

als ordnungspolitisch unbedenklich angesehen.543 

Die Bildungspolitik wird im Rahmen dieser Arbeit als ordnungspolitische Bereichsausnahme 

anerkannt, jedenfalls insoweit, als dass der Staat für ein Bildungsminimum zu sorgen hat. Dies 

folgt daraus, dass wirtschaftlicher Wettbewerb Chancengleichheit der Konkurrenten erfordert. 

Da der Bildungsgrad mit dem ökonomischen Erfolg einer Person korreliert544, ist davon 

auszugehen, dass ein wirksamer Wettbewerb ein gewisses Bildungsniveau seiner Teilnehmer 

erfordert. Ferner ist zu befürchten, dass eine rein private Bildungsfinanzierung kaum geeignet 

ist, wohlstandsbedingte Unterschiede zu Gunsten von Chancengleichheit abzubauen. 

                                                 
538 Vgl. auch Waldschmitt, Europäische Sozialunion, 2001, S. 17. 
539 Zur Friedensfunktion von Sozialrecht vgl. Waldschmitt, Europäische Sozialunion, 2001, S. 5. 
540 Ein stabiler Staat ist als Marktrahmenregulator Funktionsvoraussetzung eines effizienten Markts. 
541 Waldschmitt, Europäische Sozialunion, 2001, S. 6-10 m. w. N. 
542 Waldschmitt, Europäische Sozialunion, 2001, S. 8 („ultima ratio“). 
543 Zur problematischen Abgrenzung der wettbewerbsrelevanten Forschung, vgl. unten, III. 2. s), S. 246 ff. 
544 OECD, Bildung auf einen Blick, 2019, S. 108 (Tabelle relative Erwerbseinkommen nach Bildungsstand) 
(https://read.oecd-ilibrary.org/education/bildung-auf-einen-blick-2019_ae29148c-de#page108, 14.01.2020). 
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Die Zuordnung der Infrastrukturpolitik (Verkehrswege, Energienetze) zur staatlichen 

Verantwortung wird schwerpunktmäßig aus der Ineffizienz duplizierter Infrastrukturanlagen 

abgeleitet: Rein privat initiierter, „mehrgleisiger“ Netzausbau, der Voraussetzung für einen 

„Netz-Wettbewerb“ wäre, erscheint vor dem Hintergrund sonstiger Nutzungskonflikte545 

(knappes Grundeigentum) kaum effizient. Soweit man auch den Zahlungsverkehr zur 

Infrastruktur zählt, beschränkt sich der staatliche Interventionsspielraum auf dessen 

Stabilisierung, da das Argument ineffizienter Duplikation und sonstiger Nutzungskonflikte hier 

nicht zutrifft.546 Soweit staatliche Interventionen zum Infrastrukturausbau stattfinden, erfordert 

die ordnungspolitische Rechtfertigung dieses Eingriffs vor allem, dass die 

Benutzungsmodalitäten den Wettbewerb nicht verzerren, d. h. keine Privilegien eingeräumt 

werden.547 Nur am Rande soll hier erwähnt werden, dass der Infrastrukturausbau teils auch als 

Voraussetzung für generelles Wirtschaftswachstum angesehen wird548 und damit ein staatlicher 

Interventionsspielraum impliziert wird.549 

Schließlich wurde für Bereiche, die keine wirtschaftliche Machtkonzentration befürchten 

lassen, eine Ausnahme angenommen (Kulturpolitik550). 

(3) Qualifikation 

aa) Kategorien und Regeln der Qualifikation 

Ausgehend vom oben skizzierten Wirtschaftssystembegriff551 werden für die Zwecke der 

Qualifikation einzelner Rechtsakte drei Kategorien gebildet: 1) marktwirtschaftlich-liberale 

Regeln, 2) interventionistische Regeln sowie 3) bürokratisch-neutrale Regeln.552  

Betreffend 1) ist auf die zahlreichen Ausführungen im Schrifttum553 zu verweisen, welche einen 

Überblick über marktwirtschaftliche Funktionsbedingungen liefern. An dieser Stelle sollen die 

                                                 
545 Vgl. Steyer, Transeuropäische Netze, 2001, S. 62 (Umweltbelange bei Straßentiefbau). 
546 Zum Zahlungsverkehr ausführlich unten, III. 2. h) (2), S. 168 ff. sowie vi. (S. 194 ff.); fraglich ist die technische 
Knappheit auch beim Mobilfunk, vgl. BVerwG, Urt. v. 23.03.2011 – 6 C 6.10 und Martini, Markt als Instrument, 
2008, S. 18 und dort Fn. 71). 
547 Vgl. Rosenbusch, Marktliberalisierung, 2001, S. 80 f., 253 f. 
548 Steyer, Transeuropäische Netze, 2001, S. 88 f. 
549 Das wird hier nicht weiter vertieft, da wachstumspolitische Erwägungen nicht Gegenstand dieser Arbeit sind. 
550 Zur Gefahr der paternalistischen Behandlung von Bildungs- und kulturpolitischen Fragen Tietzel, in: 
Cassel/Ramb/Thieme, Ordnungspolitik, 1988, S. 97. 
551 Vgl. oben 1. Kap., I. 2. a), S. 5 ff. 
552 Andere Kategorisierung staatlicher Eingriffe bei Šik, Wirtschaftssysteme, 1987, S. 48. 
553 Beide Systeme: Jungbluth, Entwicklung des Wirtschaftsverfassungsrechts, 2017, S. 8; Müller-Graff, in: 
ders./Hatje, EnzEuR, Bd. 4, 2015, § 1 Rn. 8 f.; Marktwirtschaft: Eucken, Grundsätze der Wirtschaftspolitik, 
1952, S. 70 (Preismechanismus), 41, 245, 253, 255, 373 (Wettbewerbsprinzip); ders., ORDO 2 (1949), 1 (24 f. 
[Wettbewerb], 46 ff., 51 [Privateigentum], 52 f. [Vertragsfreiheit], 57 ff. [Haftung]); Behrens, in: Brüggemeier, 
Verfassungen für ein ziviles Europa, 1994, S. 76; Sauerland, in: Gabler, Wirtschaftslexikon, Stand 02/2018, 
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wesentlichen Eckpunkte nur stichwortartig genannt werden: Gewährleistung von 

Privateigentum, Wettbewerbsprinzip, Preismechanismus, Vertragsfreiheit (allerdings 

nachrangig, wenn im Widerspruch zum Wettbewerbsprinzip)554, Haftungsprinzip bzw. 

Koppelung von Eigentum und Verantwortung, Zurückhaltung bei wirtschaftlicher Betätigung 

des Staates. Als Referenzsystem wurde hier der Ordoliberalismus deutscher Prägung 

herangezogen. Hervorstechend gegenüber sonstigen Spielarten marktwirtschaftlicher 

Ordnungen ist dessen Annahme, dass Wettbewerb kein natürlicher Zustand sei, sondern aktiv 

hergestellt und gewährleistet werden müsse, wofür nur der Staat als Regulator in Frage käme.555 

Zu den liberalen Vorschriften (Chancengleichheit, freier Zugang zu Märkten) werden im 

Folgen auch liberalisierende Vorschriften gezählt, d. h. Regeln, die frühere nicht-

marktwirtschaftliche Verhältnisse (Grenzstrukturen, ehemalige Staatsmonopole) abbauen 

sollen. Regeln, die die institutionellen Rahmenbedingungen formen und auf eine 

wettbewerbsverfasste Marktwirtschaft ausrichten, werden unter den Begriff der 

Ordnungspolitik gefasst.556 Der Gegenbegriff zu diesen ordnungspolitischen Handlungsformen 

ist die Prozesspolitik557, die nicht den Wirtschaftsrahmen setzen, sondern bestimmte inhaltliche 

Ziele (Preise, Beschäftigung) erreichen will und hierfür in die private 

Wirtschaftsplankompetenz und den Wettbewerb eingreift. 

Betreffend 2) liegt der Blickpunkt auf Regeln, die das Marktergebnis nicht akzeptieren, sondern 

inhaltlich lenken, sei es direkt (z. B. Preisregeln) oder mittelbar, etwa durch Subventionen o. ä. 

Kennzeichnend für solche Regeln ist, dass eine materielle Lenkung des Ergebnisses politisch 

durchgesetzt werden soll (z. B. Erhalt bestimmter Arbeitsplätze) und nicht bloße seitliche 

Leitplanken für Unternehmensverhalten gesetzt werden. Ein starkes Indiz ist hierbei vor allem 

die selektiv begünstigende (bzw. benachteiligende) Behandlung von Personen, Unternehmen 

oder Wirtschaftszweigen. Dies geht typischerweise mit der besser oder schlechter begründeten 

These einher, ein Teilmarkt funktioniere generell oder im konkreten Fall nicht auf 

                                                 
Stichwort Marktwirtschaft; Šik, Wirtschaftssysteme, 1987, S. 20 f., 41 f., 50; Bonus, in: FS Narjes (1984), 138 
(140 ff. [Preismechanismus]); Thiele, Einführung in das Wirtschaftsverfassungsrecht, 1970, S. 28 ff.; 
Leschke/Thieme, in: Haucap/Thieme, Wirtschaftspolitik, 2018, S. 10 ff.; speziell zum Ordoliberalismus: Vincze, 
Verrechtlichung der Wirtschaftspolitik, 2009, S. 8 f.; Zentralverwaltungswirtschaft: Leschke/Thieme, in: 
Haucap/Thieme, Wirtschaftspolitik, 2018, S. 8 f.; Eucken, Grundsätze der Wirtschaftspolitik, 1952, S. 60, 67; 
ders., in: Schmölders, Der Wettbewerb, 1942, 29 (30 f.); Sauerland, in: Gabler, Wirtschaftslexikon, Stand 02/2018, 
Stichwort Zentralverwaltungswirtschaft; Šik, Wirtschaftssysteme, 1987, S. 22-45. 
554 Vgl. Witt, ORDO 63 (2012), 159 (161) („Zu verhindern, dass die Vertragsfreiheit zu einer Beschränkung des 
Wettbewerbs genutzt wird, ist eine Aufgabe, die staatlichen Organen zugewiesen wird.“) 
555 Vgl. Blanke/Böttner, in: Niedobitek, Europarecht, 2014, § 2 Rn. 179; Depenheuer, Wirtschaftsverfassung, 
1964, S. 36 f.; weniger klar Strauß, Wirtschaftsverfassung, 1952, S. 18 f. („Störungen“ der Marktwirtschaft). 
556 Vgl. Behrens, Europäisches Marktöffnungs- und Wettbewerbsrecht, § 2 Rn. 5, allerdings allgemeiner 
ausgerichtet auf die „wirtschaftlichen Ziele der Gesellschaft“ statt auf konkrete Wirtschaftssysteme.  
557 Zum Begriff vgl. Vincze, Verrechtlichung der Wirtschaftspolitik, 2009, S. 29. 
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marktwirtschaftliche Art und Weise.558 Interventionismus in diesem Sinne weist noch einen 

gewissen Abstand zur Zentralverwaltungswirtschaft auf, mit welcher er nicht verwechselt 

werden darf559: Eingriffe in das Marktsystem finden – teils in erheblichem – Umfang statt, 

jedoch ohne gesamtwirtschaftlichen, übergeordneten Plan und nur zur Korrektur bestimmter 

Einzelergebnisse. Da selektive Markteingriffe eine Ungleichbehandlung560 darstellen (Art. 3 

Abs. 1 GG), dem Wettbewerbsprinzip zuwiderlaufen (Art. 3 Abs. 3 Satz 2 EUV, 119 Abs. 1 

AEUV) und die Konsumentensouveränität561 verletzen, werden sie hier als 

rechtfertigungsbedürftig angesehen.562 

Hinsichtlich 3) ist anzumerken, dass Regeln, die lediglich Produktstandards festlegen oder 

negative externe Effekte vermeiden, als wirtschaftssystemisch neutral angesehen werden. 

Bezüglich ersterem folgt dies daraus, dass der Eingriff in die Wirtschaftsplankompetenz nur 

einen untergeordneten Punkt betrifft, nämlich die Art und Weise des Wirtschaftens, welcher 

eine marktmäßige Preisfindung nicht generell in Frage stellt. Im Hinblick auf letzteres (externe 

Effekte)563 folgt die ordnungspolitische Unbedenklichkeit aus dem Prinzip, dass die Freiheit 

eines Wirtschaftsakteurs ihre Grenze in der des anderen findet und ein Übergriff in Eigentum, 

Vermögen oder Freiheit anderer Bürger oder in Gemeingüter (Umwelt) auf eine 

systemimmanente Grenze trifft.564 Weil diese in der wirtschaftlichen Realität nicht immer von 

selbst eingehalten wird, sei es aus rechtlichen, technischen oder machtpolitischen Gründen, ist 

deren Beschränkung zulässig und dient lediglich dem allgemeinen Gerechtigkeitsgedanken, 

fremde Freiheitssphären zu respektieren. 

Nach der Durchsicht des EU-Primär- und Sekundärrechts wird die wirtschaftssystemische 

Ausrichtung des jeweiligen Politikbereichs festgestellt. Die vier möglichen Varianten hierbei 

sind: 1) liberal, 2) interventionistisch, 3) neutral und 4) gemischt. Es handelt sich grundsätzlich 

um Schwerpunktbetrachtungen. Neutrale Vorschriften bleiben bei der Schwerpunktbildung 

außer Betracht. Zu neutralen Vorschriften zählen auch auf den ersten Blick interventionistische 

                                                 
558 Vgl. Streinz, Europarecht, 10. Aufl. (2016), Rn. 1046 (Stahl- und Milchquoten). 
559 Bruhn, Wirtschaftsverfassung der EU, 2008, S. 34. 
560 Vgl. Bruhn, Wirtschaftsverfassung der EU, 2008, S. 119; Götz, Wirtschaftssubventionen, 1966, S. 265 (aus 
staatsrechtlicher Sicht); ferner Haverkate, Rechtsfragen des Leistungsstaats, 1983, S. 6, der auf „schwerwiegende 
Freiheitsprobleme“ bei staatlicher Leistungsvergabe verweist. 
561 Vgl. dazu Tietzel, in: Cassel/Ramb/Thieme, Ordnungspolitik, 1988, S. 88. 
562 Vgl. Bundesregierung, 26. Subventionsbericht, 2018, S. 9. Zu wirtschaftstheoretisch ungenügenden Fundierung 
interventionistischer Politik vgl. Tietzel, in: Cassel/Ramb/Thieme, Ordnungspolitik, 1988, S. 85 (die wohl 
fehlerhafte Annahme, zwischen „gesamtwirtschaftlichen Größen bestünden zeitlich unveränderliche 
Funktionsbeziehungen“, wie etwa bei der langfristig nicht nachweisbaren Philipps-Relation).  
563 Vgl. zum Begriff Schäfer/Ott, Lehrbuch der ökonomischen Analyse, 6. Aufl. (2020), S. 472 (Differenzierung 
„technische[r] externe Effekte“ und Drittparteieneffekte). 
564 Vgl. dazu Eucken, ORDO 2 (1949), 1 (75 [Gewerbepolizei]). 
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Normen, deren Eingriffe in den Preismechanismus bzw. das Marktprinzip von den oben 

definierten Rechtfertigungsgründen gedeckt sind bzw. zu Bereichsausnahmen zu zählen sind.565 

Sie sind durch den Zusatz „(gerechtfertigt)“ gekennzeichnet. Die Kategorie „gemischt“ betrifft 

Politikbereiche, in denen sowohl liberale als auch interventionistische Merkmale vorhanden 

sind, ohne dass ein eindeutiges Schwergewicht erkennbar ist. In diesen Fällen wird entweder 

auf abgrenzbare Teilmärkte abgestellt (z. B. Rechtsangleichung)566 oder – wenn eine 

Abgrenzung unmöglich ist –, die volkswirtschaftliche Bedeutung nach dem 

Mischungsverhältnis liberaler bzw. interventionistischer Elemente geschätzt und verteilt (z. B. 

Umweltpolitik)567. 

Auf das Problem, dass überhöhte Produktstandards materiell eine Marktzugangsbeschränkung 

und Bevorteilung einzelner (in der Regel großer) Marktakteure bedeuten kann, wird an dieser 

Stelle nur hingewiesen. Es ist nicht auszuschließen, dass übermäßige „Bürokratie“ die 

wettbewerbliche Situation verzerren und die volkswirtschaftliche Entwicklung behindern568 

kann. Es bedarf hierzu aber einer sorgfältigen Prüfung des jeweiligen Normbestandes, welche 

an dieser Stelle nicht geleistet werden kann. Es wird die vereinfachende Annahme getroffen, 

dass Produktregeln, Arbeitsschutzvorschriften569, Informationspflichten u. ä. Regeln neutral zu 

bewerten sind. 

Grundsätzlich wird Sekundärrecht bei dem Politikbereich verortet, den der Rechtsakt selbst als 

Rechtsgrundlage nennt, es sei denn, die Zuordnung ist offenkundig nicht sinnvoll, nicht 

eindeutig (mehrere Rechtsgrundlagen) oder sie fehlt.570 Die kompetenzielle Zuordnung wird 

nur bei liberalen bzw. interventionistischen Vorschriften systematisch überprüft, da nur diese 

ergebnisrelevant sind.571  

bb) Subventionsbegriff 

Haupterscheinungsform politischer Interventionen ist die Subvention. Daher bedarf der für die 

Qualifikationsprüfung bedeutsame Subventionsbegriff (lat. subvenire, zu Hilfe kommen, 

unterstützen) hier einiger definitorischer Ausführungen. Methodisch wird die Frage nach der 

                                                 
565 Vgl. oben III 1. b) (2), S. 93 f. 
566 Vgl. unten, III. 2. g), S. 149 ff. 
567 Vgl. unten, III. 2. t), S. 252 ff. 
568 Vgl. Weede, Wirtschaft, Staat und Gesellschaft, 1990, S. 23 f. 
569 Ordnungspolitische Unbedenklichkeit schon bei Eucken, ORDO 2 (1949), 1 (75). 
570 Beispielsweise RL 2014/17/EU, die sich auf Rechtsangleichung stützt, obwohl sie nur Verbraucherverträge 
erfasst (Art. 1, 4 RL 2014/17/EU). 
571 Neutrale Vorschriften bleiben für die Qualifikation des Politikbereichs hingegen außer Betracht, sodass eine 
exakte Zuordnung dort entbehrlich ist.  
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Existenz einer Subvention von ihrer ordnungspolitischen Rechtfertigung getrennt, da die 

wirtschaftlichen Wirkungen einer Subvention unabhängig von ihrer Zielsetzung, die in der 

Regel zugleich als Rechtfertigung dient, eintreten. 

Es existiert kein wissenschaftsübergreifender Subventionsbegriff und entsprechend dauert der 

kontroverse Streit über den sachgerechten Subventionsbegriff an.572 Bereits die 

Rechtswissenschaft operiert – je nach Zielsetzung – mit verschiedenen Begriffen: Der 

strafrechtliche Subventionsbegriff etwa dient der Konturierung von § 264 Abs. 8 StGB 

(Subventionsbetrug).573  

„Subvention im Sinne dieser Vorschrift ist 

1. eine Leistung aus öffentlichen Mitteln nach Bundes- oder Landesrecht an Betriebe 
oder Unternehmen, die wenigstens zum Teil 

a) ohne marktmäßige Gegenleistung gewährt wird und 

b) der Förderung der Wirtschaft dienen soll; 

2. eine Leistung aus öffentlichen Mitteln nach dem Recht der Europäischen Union, die 
wenigstens zum Teil ohne marktmäßige Gegenleistung gewährt wird.“ 

Der Finanzhilfebegriff umfasst neben Leistungen an Private auch solche an staatliche Stellen 

(Gemeinden, sonstige öffentlich-rechtliche Körperschaften) und ist damit weiter gefasst.  

In diesem Zusammenhang ist auch der haushaltsrechtliche Begriff der Zuwendung zu nennen 

Vgl. hierzu § 23 BHO:  

 „Ausgaben und Verpflichtungsermächtigungen für Leistungen an Stellen außerhalb der 
Bundesverwaltung zur Erfüllung bestimmter Zwecke (Zuwendungen) […]“ 

Einen eingrenzenden Mehrwert für den Subventionsbegriff liefert der Zuwendungsbegriff 

nicht, da er – wie auch die Finanzhilfe – auf ein ganz bestimmtes Normregime zugeschnitten 

ist und bestimmte Begünstigungen wie etwa Bürgschaften und Garantien nicht erfasst,574 

umgekehrt aber auch Leistungen an staatliche Stellen zum Inhalt hat, die wirtschaftssystemisch 

ambivalent sind. Der haushaltsrechtliche Zuwendungsbegriff bezeichnet somit ein aliud und 

steht selbstständig neben dem der Subvention.575 

                                                 
572 Vgl. Grüne, Subventionen, 1997, S. 9 f. m. w. N.; zum engeren Subventionsbegriff aus VGR-Sicht vgl. 
Brümmerhoff/Grömling, VGR, 10. Aufl. (2015), S. 67 f. 
573 Vgl. § 1 Abs. 1 SubvG, der den Subventionsbegriff aus § 264 Abs. 8 StGB ohne Modifikation übernimmt. 
574 Rodi, Subventionsrechtsordnung, 2000, S. 36. 
575 Rodi, Subventionsrechtsordnung, 2000, S. 34; ungenau Grüne, Subventionen, 1997, S. 21 (keine klare 
Trennung von Subvention und haushaltsrechtlicher Zuwendung). 
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In den Subventionsberichten gem. § 12 Abs. 2 StabG legt die Bundesregierung einen 

eigenständigen Subventionsbegriff zugrunde576, der auf einer Teilmenge des 

Finanzhilfebegriffs beruht. Er erfasst gem. § 12 Abs. 1 StabG: 

 „Bundesmittel, die für bestimmte Zwecke an Stellen außerhalb der Bundesverwaltung gegeben 
werden, insbesondere Finanzhilfen, sollen so gewährt werden, dass es den Zielen des § 1 nicht 
widerspricht.“ 

Obwohl Subventionsvergabe und -rückforderung überwiegend öffentlich-rechtlich beurteilt 

werden, enthalten weder das (deutsche) Verfassungs- noch das Verwaltungsrecht einen 

einheitlichen Subventionsbegriff. Vielmehr definieren die Subventionsprogramme ihre 

jeweiligen Subventionsbegriffe von Fall zu Fall nach Maßgabe der einschlägigen 

Subventionsrichtlinien gesondert.577 Das überrascht im Ergebnis nicht, weil der 

Subventionscharakter einer Norm oder Verwaltungstätigkeit für die juristische Bewertung in 

aller Regel bedeutungslos ist. 

Dem Subventionsbegriff nahestehend ist der EU-Beihilfebegriff, anhand dessen die 

Unionsrechtsmäßigkeit bestimmter mitgliedstaatlicher Zuwendungen an Unternehmen 

bewertet werden. Vgl. Art. 107 Abs. 1 AEUV: 

„Soweit in den Verträgen nicht etwas anderes bestimmt ist, sind staatliche oder aus staatlichen 
Mitteln gewährte Beihilfen gleich welcher Art, die durch die Begünstigung bestimmter 
Unternehmen oder Produktionszweige den Wettbewerb verfälschen oder zu verfälschen drohen, 
mit dem Binnenmarkt unvereinbar, soweit sie den Handel zwischen Mitgliedstaaten 
beeinträchtigen.“ 

Schließlich kann auf den weit gefassten578, welthandelsrechtlichen Subventionsbegriff in der 

Fassung der Uruguay-Runde (1994) verwiesen werden. Vgl. hierzu den Auszug aus Art. 1 des 

Übereinkommens über Subventionen und Ausgleichsmaßnahmen („SCMA“)579: 

„a) 1. eine Regierung oder öffentliche Körperschaft im Gebiet eines Mitglieds (in diesem 
Übereinkommen "Regierung" genannt) eine finanzielle Beihilfe leistet, d. h. wenn  

                                                 
576 Bundesregierung, 26. Subventionsbericht (2015-2018), BT-Dr 18/13456, Anl. 6 (S. 111 ff.).; krit. Rodi, 
Subventionsrechtsordnung, 2000, S. 35; Grüne, Subventionen, 1997, S. 15 („unzureichende und widersprüchliche 
Erfassung von Subventionstatbeständen“). Vgl. ferner Nieder-Eichholz, Subventionsordnung, 1995, S. 35 f. mit 
einer vergleichenden Übersicht (Definitionen der [Wirtschaftsforschungs-]Institute, des Statistisches Bundesamts 
sowie der Subventionsberichte).  
577 Rodi, Subventionsrechtsordnung, 2000, S. 7. 
578 Fab. Böhm, Strukturen internationalen Subventionsrechts, 2007, S. 75, 158. 
579 Subsidies and Countervailing Measures Agreement (https://www.wto.org/english/docs_e/legal_e/24-scm.pdf, 
25.06.2020). 
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i) diese Praktik der Regierung einen direkten Transfer von Geldern (z. B. Zuschüsse, 
Kredite und Kapitalzufuhren) sowie potentielle direkte Transfers von Geldern oder 
Verbindlichkeiten (z. B. Kreditbürgschaften) beinhaltet; 

ii) die Regierung auf normalerweise zu entrichtende Abgaben verzichtet oder diese 
nicht erhebt (z. B. Steueranreize wie Steuergutschriften) 

iii) eine Regierung Waren oder Dienstleistungen, die nicht zur allgemeinen Infrastruktur 
gehören, zur Verfügung stellt oder Waren aufkauft; 

iv) eine Regierung Zahlungen an einem Fördermechanismus leistet oder eine private 
Einrichtung mit der Wahrnehmung einer oder mehrerer der in i) bis iii) genannten 
Aufgaben, die normalerweise der Regierung obliegen, betraut oder dazu anweist und 
sich diese Praktik in keiner Weise von den Praktiken unterscheidet, die normalerweise 
von den Regierungen ausgeübt werden 

   oder  

a) 2. irgendeine Form der Einkommens- oder Preisstützung im Sinne des Artikels XVI des GATT 
1994 besteht 

   und 

b) dadurch ein Vorteil gewährt wird.“580 

Daneben verwenden auch die Wirtschaftswissenschaften keinen einheitlichen 

Subventionsbegriff. Annäherungen an die wirtschaftswissenschaftliche Typologie präsentiert 

Rodi (2000)581: 

„Staatsleistungen an Private, insbesondere Unternehmen, denen keine ‚ökonomische 
Gegenleistung‘ entspricht.“ 

 „Zuschüsse, die der Staat im Rahmen der Wirtschafts- und Sozialpolitik für laufende 
Produktionszwecke gewährt, sei es zur Beeinflussung der Marktpreise oder zur Stützung von 
Produktion und Einkommen.“ 

„begünstigende[r] Eingriff des Staates in den marktwirtschaftlichen Bereich […] 
(Wettbewerbsaspekt)“582, wobei das „diskriminierende Element“ (Andel)583 wesentliches584 
Merkmal einer Subvention sei. 

Götz (1966)585 weist auf den finanzwissenschaftlichen Subventionsbegriff hin, der sich 

exemplarisch bei Freudenberg (1934) findet: 

                                                 
580 Deutsche Übersetzung nach ABl. (EU) L 336 v. 23.12.1994, S. 156 ff. (ohne Umlaute im Original). 
581 Subventionsrechtsordnung, 2000, S. 30-32.  
582 W. Albers (Hrsg.), Handwörterbuch Wirtschaftswissenschaften, Bd. 7, 1977, Stichwort „Subventionen“, 
Stuttgart, zit. bei Rodi, Subventionsordnung, 2000, S. 31. 
583 Andel, Subventionen, 1970, S. 6. 
584 Rodi, Subventionsordnung, 2000, S. 31. 
585 Götz, Wirtschaftssubventionen, 1966, S. 13 f. 
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„Ausgaben öffentlicher Körperschaften, die privaten oder öffentlichen Erwerbsbetrieben 
zufließen und nicht als marktwirtschaftlicher [sic] Entgelt empfangener Güter und Leistungen 
aufzufassen sind.“ 586 

In der Literatur findet sich häufig der Gedanke, dass der Subventionsbegriff 

„bereichsspezifisch“587 sei und mithin vom zu untersuchenden Gegenstand abhänge.588 Wendet 

man diese Überlegung auf die vorliegende Arbeit an, ergibt sich aus dem 

Forschungsgegenstand – die wirtschaftssystemische Qualifikation des EU-Rechts – dass es 

entscheidend auf die Auswirkungen staatlichen Verhaltens auf das Prinzip der 

Ressourcenallokation589 und den Wettbewerb in einer marktwirtschaftlich verfassten 

Volkswirtschaft ankommt.  

Gegenstand staatlicher Subventionen können Geldleistungen oder Verschonungen590 von 

Geldzahlungspflichten sein. Der strafrechtliche Subventionsbegriff ist mit Blick auf die hier 

interessierende wirtschaftssystemische Einbettung (Preismechanismus, Wettbewerb) daher zu 

eng gefasst591, soweit er etwa Befreiungen und Ausnahmen von öffentlichen Verbindlichkeiten 

(Abgaben, Steuern) nicht erfasst592. Diese Lücke wird auch nicht durch § 370 AO 

(Steuerhinterziehung) geschlossen593, da die Norm nur die Verkürzung einer gesetzlich 

festgelegten Steuerpflicht meint, unabhängig davon, ob diese Steuerpflicht in ihrer konkreten 

Form selektiv begünstigt oder allgemein ausgestaltet ist. 

Für eine wirtschaftssystemische Sichtweise kommt es mit Blick auf indirekte Subventionen 

nicht auf das Vorhandensein eines Zahlungsstromes in Richtung des Subventionsempfängers 

an, da der Wettbewerb auch durch Entfallen staatlich festgelegter, allgemeiner 

Kostenpositionen gestört werden kann. Für Befreiungen von Steuerpflichten entspricht dies der 

                                                 
586 Freudenberg, Die Subventionen, 1934, S. 20. 
587 Rodi, Subventionsrechtsordnung, 2000, S. 29. 
588 Götz, Wirtschaftssubventionen, 1966, S. 17 (Relativität des Subventionsbegriffs); Nieder-Eichholz, 
Subventionsordnung, 1995, S. 20 f. 
589 Vgl. dazu Freudenberg, Die Subventionen, 1934, S. 41 ff. 
590 Fab. Böhm, Strukturen internationalen Subventionsrechts, 2007, S. 90 („Minderung von Belastungen“); Weiß, 
in: Ehlers/Wolffgang/Schröder, Subventionen im WTO- und EG-Recht, 2007, S. 23. 
591 Die begriffliche Eingrenzung durch § 264 Abs. 8 StGB ist nach Rodi (Subventionsrechtsordnung, 2000, S. 34) 
mit Blick auf die Entstehungsgeschichte mit „einer gewissen Beliebigkeit“ (Rodi a. a. O., S. 34) ausgefallen. 
592 Vgl. Fischer, StGB, 68. Aufl. (2021), § 264 Rn. 7. 
593 So aber Rodi, Subventionsrechtsordnung, 2000, S. 33 („strafrechtlich ausreichend [durch § 370 AO] erfaßt“). 
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EuGH-Rechtsprechung zum Beihilfeverbot.594 Ferner können „Entschädigungen“ 

Subventionen darstellen595, da auch ihnen das selektive, umverteilende Moment innewohnt.596 

Zu weitgehend wäre die Einbeziehung jeglicher differenzierenden Behandlung, wie sie sich aus 

Regulierungsstufen ergeben (z. B. Schadstoff- oder Immissionsgrenzwerte, Produktstandards). 

Es wird angenommen, dass solche Regeln nur der Gefährlichkeit bzw. dem störenden 

tatsächlichen Einfluss einer Tätigkeit Rechnung trägt und keine Sonderbehandlung des weniger 

stark Regulierten beinhaltet (d. h. sachgerecht ist). 

Fraglich ist, ob und wann staatlich angebotene Realleistungen Subventionen darstellen (z. B. 

Bildungspolitik, ÖPNV). Solche staatlichen Dienstleistungen stellen dann Subventionen dar, 

wenn ihre Kosten nicht allein durch ihre Teilnehmer finanziert werden. Staatliche Leistungen, 

die aus allgemeinen Haushaltsmitteln finanziert werden, sind folglich stets als Subventionen 

anzusehen. Fraglich ist, ob der Subventionscharakter ausnahmsweise dann entfällt, wenn sie 

für jedermann zugänglich sind. Man könnte argumentieren, es stünde jedem offen, das 

vorhandene Angebot des Staates zu nutzen oder nicht. Hiergegen spricht zunächst, dass bereits 

die Kostendeckung eine unfreiwillige Teilnahme aller enthält. Weil auch staatlich angebotene 

Realleistungen aufgrund ihrer Finanzierung umverteilend wirken, unterscheiden sich monetäre 

und tatsächliche Leistungen des Staates nicht prinzipiell. Ferner widerspricht ein reichhaltiges 

Leistungsangebot des Staates dem ordnungspolitischen Gebot der Zurückhaltung des Staates 

im Wirtschaftlichen, hinter dem der Gedanke steht, dass der Bürger durch seine finanzielle 

Nachfrage entscheidet, welche Leistungen am Mark profitabel erbracht werden können. Nur 

für bestimmte, die Staatsintegrität betreffende Leistungen (Polizei, Justiz, Landesverteidigung) 

kommt eine generelle Rechtfertigung in Frage. 

Problematisch vor diesem Hintergrund sind die gesetzlich veranlasste oder verstärkte 

Nachfrage zwischen Privaten. Es erscheint naheliegend597, dass durch die Pflicht zur Kfz-

Versicherung598 das entsprechende Marktvolumen (Versicherungsbeiträge) erhöht worden ist. 

Ebenso kann die Pflicht zur Ausstattung mit bestimmter Arbeitsschutzkleidung deren Hersteller 

begünstigen. Mangels Belastung staatlicher Haushalte sind solche Eingriffe zwar keine 

                                                 
594 EuGH, Urt. v. 15.06.2006 – C-393/04, Rn. 29 (Air Liquide Industries Belgium) (ECLI:EU:C:2006:403). 
595 Streitig, anders Rodi, Subventionsrechtsordnung, 2000, S. 45 (mangels Lenkungsabsicht); H. P. Ipsen, in: 
Kirchhof/Isensee, HStR, Bd. IV, 1990, § 92 Rn. 30. 
596 Solche Zahlungen können aus ordnungspolitischer Sicht, z. B. als Leistung an Bedürftige [Obdachlosigkeit, 
Arbeitslosigkeit], gerechtfertigt sein.  
597 Sicher ist nur, dass durch das Pflichtversicherungssystem die Kosten von Verkehrsunfällen und 
Versicherungsbeiträgen anders verteilt worden sind. 
598 Umverteilungswirkungen im Zusammenhang von „guten“ und „schlechten Risiken“ in Pflichtversicherungen 
ordnen Zimmermann/Henke/Broer, Finanzwissenschaft, 12. Auf. (2017) S. 55 als Subvention ein. 
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Subventionen, können aber aufgrund ihrer Lenkungswirkung sonstige Interventionen oder aber 

neutrale Marktrahmenregeln darstellen. Die finale Einordnung kann nicht generalisiert werden 

und ist von Fall zu Fall zu prüfen. 

Eine Besonderheit ist bei Subventionen im Zusammenhang mit Geldschöpfung zu beachten. 

Ob neu geschaffenes Geld tauglicher Subventionsgegenstand sein kann, wird unten erörtert.599 

Unmaßgeblich für die Einordnung einer staatlichen Maßnahme ist deren Bezeichnung als 

„Subvention“, „Prämie“, „Beihilfe“, „Erstattung“, „Finanzhilfe“, „Strukturmaßnahme“ usf.600 

Von welchem konkreten Hoheitsträger601 die Mittel ausgereicht werden (EU, EZB/NZB, 

Mitgliedsstaaten), spielt für den hiesigen Subventionsbegriff – in Erweiterung des insoweit 

nach herrschender Ansicht602 eingeschränkten EU-Beihilfebegriff (Art. 107 Abs. 1 AEUV) – 

keine Rolle, da die wirtschaftlichen Wirkungen keine Differenzierung zulassen.603 Beim 

Subventionsgeber wird häufig oberbegrifflich auf den „Staat“ rekurriert604, in all seinen 

körperschaftlichen Verästelungen.605 Das ist aus volkwirtschaftlicher Sicht zutreffend, 

allerdings ist die hierzu durchgeführte Subsumtion nicht selten unvollständig, da insbesondere 

das Verhalten der Zentralbanken übersehen wird, die dem staatlichen Sektor zuzuordnen sind. 

                                                 
599 III. 2. h) (2) x., S. 211 ff. 
600 Beispiele bei Götz, Wirtschaftssubventionen, 1966, S. 7. 
601 Zu weitgehend Rodi, Subventionsrechtsordnung, 2000, S. 49, der auch internationale Organisationen 
einbezieht. Da es auf die Umverteilungswirkung der Subvention ankommt (allgemeine Belasten, selektive 
Begünstigung), erfordert die staatliche Einnahmenseite Hoheitsgewalt, die derartige Organisationen in der Regel 
nicht innehaben oder die – soweit vorhanden –  derivativ von teilnehmenden Staaten abgeleitet ist. 
602 Nach herrschender Ansicht in der Rechtswissenschaft sind von der EU ausgereichte Subventionen keine 
Beihilfen im Sinne des Art. 107 Abs. 1 AEUV (vgl. unten Fn. 766 f.) und unterliegen folglich keinem formellen 
Beihilfekontrollverfahren i. S. d. Art. 108 AEUV. 
603 Vgl. dazu aus beihilferechtlicher Sicht Koenig/Paul, in: Streinz, EUV/AEUV, 2. Aufl. (2012), AEUV Art. 107 
Rn. 77 („tatsächliche Wirkung ist relevant“ und nicht die „konjunkturpolitische“ Rechtfertigung), vorsichtiger 
nunmehr Kühling in der 3. Aufl. (2018), AEUV Art. 107 Rn. 19 (externe Kritik dort in Fn. 82). I. E. auch Rodi, 
Subventionsrechtsordnung, 2000, S. 44 („jede Stelle, die mit der Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben betraut 
ist“). 
604 Vgl. Fab. Böhm, Strukturen internationalen Subventionsrechts, 2007, S. 80, der zwar den richtigen Obersatz 
mit einem weiten Staatsverständnis findet („any public body“), aber keine umfassende Subsumtion anstrebt und 
daher Zentralbanken unberücksichtigt lässt. 
605 Nieder-Eichholz, Subventionsordnung, 1995, S. 24 zählt auch solche Privatunternehmen zu tauglichen 
Subventionsgebern, die staatlich zur Subventionierung Dritter gezwungen werden. Das ist plausibel, allerdings 
besteht die Hauptfrage dann darin, inwieweit Subventionen haushaltswirksam sein müssen (zum Problem von 
staatlich veranlassten Vermögensverschiebungen zwischen Privaten, vgl. oben, III. 1. b) (3) bb), S. 104. 
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Subventionsempfänger sind stets Private.606 Ob die Zuwendung im Zusammenhang mit deren 

wirtschaftlicher Tätigkeit607 erfolgen muss, wird verschiedentlich beurteilt. Ein Ansatz608 

klammert sozialpolitisch motivierte Umverteilung (Arbeitslosengeld, Sozialhilfe, Kindergeld) 

aus dem Subventionsbegriff aus.609 Teils ergibt sich dies aus der (willkürlichen) Beschränkung 

auf sog. „Wirtschaftssubventionen“610, teils aus der für erforderlich gehaltenen Absicht zur 

Verhaltenslenkung.611 Nach einem anderen Ansatz, sind auch sonstige selektive, soziale 

Zuwendungen erfasst.612 Politökonomisch werden finanzielle Leistungen des Staates an Nicht-

Unternehmen auch als „Transferzahlungen“613 bezeichnet, wobei nicht klar ist, ob hieraus 

Unterschiede in der Beurteilung solcher Zahlungen folgen sollen. Die Tatsache, dass 

Zuwendungen an nicht wirtschaftlich Tätige häufig sozialpolitisch billigenswert sind 

(Arbeitslosengeld, Sozialhilfe), ändert nichts am Primärbefund, dass eine (staatlich 

willkürliche) Umverteilung stattfindet. Hiervon gingen letztlich auch die EU-Vertragsparteien 

aus, als sie für bestimmte soziale Zwecke Ausnahmen vom Beihilfeverbot statuierten (Art. 107 

Abs. 2 lit. a und b AEUV), die nicht erforderlich gewesen wären, wenn sozial motivierte 

Leistungen von vornherein keine Subventionen darstellen könnten.614  

Im Rahmen einer wirtschaftssystemischen Untersuchung erscheint eine Unterscheidung von 

Wirtschafts- und sonstigen Subventionen nicht sachgerecht: Ad absurdum kann angeführt 

werden, dass Subventionen für Unternehmen auch zur Verringerung von Verbraucherpreisen 

oder zum Erhalt von Lohneinkommen (Arbeitsplätze) eingesetzt werden. Hieraus müsste man 

                                                 
606 Anders Rodi, Subventionsrechtsordnung, 2000, S. 45 (auch zweckgebundene Zuweisungen an Körperschaften 
des öffentlichen Rechts). 
607 Vgl. Fab. Böhm, Strukturen internationalen Subventionsrechts, 2007, S. 144, der die Diskussion auf 
Verbraucher beschränkt und damit die grundsätzliche Frage – die Einbeziehung aller nicht mit 
Gewinnerzielungsabsicht handelnden Bürger oder Organisationen –  nur teilweise umreißt. Ungenau auch Weiß, 
in: Ehlers/Wolffgang/Schröder, Subventionen im WTO- und EG-Recht, 2007, S. 26 (Gewinnerzielungsabsicht 
nicht notwendig, gleichwohl wird nur auf Unternehmen abgestellt). 
608 Vgl. H. P. Ipsen, in: Kirchhof/Isensee, HStR, Bd. IV, 1990, § 92 Rn. 28 (Privater als „Wirtschaftsteilnehmer“). 
609 H. P. Ipsen, in: Kirchhof/Isensee, HStR, Bd. IV, 1990, § 92 Rn. 30 (mit der Begründung, eine 
Verhaltensbeeinflussung sei beim Empfänger nicht intendiert); Freudenberg, Die Subventionen, 1934, S. 20 
(Ausnahme für private Haushalte und Leistungen zur Konsumsteigerung). 
610 Nachweise beruhen auf Rodi, Subventionsrechtsordnung, 2000, S. 46: Stern, JZ 1960, 518 (519 f.); vgl. Götz, 
Wirtschaftssubventionen, 1966, S. 8 ff.; Henke, Recht der Wirtschaftssubventionen, 1979, S. 1; der Sache nach 
auch Grüne, Subventionen, 1997, S. 10 (Beschränkung auf Unternehmen als Empfänger). 
611 H. P. Ipsen, in: Kirchhof/Isensee, HStR, Bd. IV, 1990, § 92 Rn. 30. 
612 Vgl. Bruhn, Wirtschaftsverfassung der EU, 2008, S. 118 (auch Förderung von „Kunst und Kultur oder 
soziale[n] Belange[n]“). 
613 Z. B. Grüne, Subventionen, 1997, S. 12. 
614 Gegen eine Trennung von „Wirtschafts-“ und „sonstige „Subventionen“ Hamann, DVBl 1963, 486 (487); Götz, 
Wirtschaftssubventionen, 1966, S. 10 ist zwar der Ansicht, das Primärrecht kenne durchaus eine entsprechende 
Unterscheidung, eine differenzierende Behandlung will er hieraus aber nicht ableiten (ebd.); a. A. (für eine 
Begrenzung auf Wirtschaftsbereich): Stern, JZ 1960, 518 (519 f.); offen gelassen von Henke, Recht der 
Wirtschaftssubventionen, 1979, S. 1, der neben „Wirtschaftssubventionen“ auch „Kultur- und 
Sozialsubventionen“ nennt. 
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den nicht einleuchtenden Schluss ziehen, es handele sich um Nicht-Wirtschaftssubventionen, 

soweit eine Preisverringerung für Verbraucher intendiert war. Zweitens enthalten sowohl 

„Wirtschafts-“ als auch sonstige Subventionen das entscheidende und gemeinsame Moment der 

Umverteilung. Die eigentliche Frage ist daher, weshalb Umverteilung, die an Unternehmen 

anknüpft, anders zu behandeln sei als eine solche, die am Bürger ansetzt. Hier wie dort handelt 

es sich um hoheitliche Bevorteilung und in dieser Ungleichbehandlung liegt der Kern des 

Problems, der durch die fiktive Abgrenzung „Wirtschaft“ und „sonstigen Begünstigten“ 

vernebelt wird und bereits ein normatives Vorurteil (Billigung bestimmter Leistungszwecke) 

enthält.  

Mit Blick auf die hier gewählte wettbewerbsmäßige Betrachtungsweise kann auf die 

Konkurrenz zwischen der arbeitenden und arbeitslosen bzw. arbeitssuchenden Bevölkerung 

hingewiesen werden. Die auch in Sozialleistungen enthaltene Ungleichbehandlung kann 

ordnungspolitisch gerechtfertigt sein (Existenzabsicherung), auch wenn viele der hierzu 

gehörenden Begünstigungen (z. B. Ehegatten-Splitting) eher einem wohlfahrtsstaatlichen 

Konzept zuzuordnen sind. 

Rein staatsinterne Umverteilungen können vom Subventionsbegriff getrennt werden, denn das 

Marktprinzip gibt keine bestimmte staatliche Binnenstruktur vor. Daher sind Hoheitsträger 

nach hier vertretener Terminologie keine tauglichen „Subventionsempfänger“. 

Einen Sonderfall stellen öffentliche Unternehmen in Privatrechtsform dar. Grundsätzlich 

kommt es auf die Gesellschafter an und ob eine staatliche Körperschaft eine beherrschende 

Stellung615 innehat. Ist dies der Fall, ist das „Unternehmen“ dem Staat zuzurechnen.616 

Finanzielle Vorteile für derartige Rechtsträger werden hier nicht als Subvention angesehen, 

wenn der Staat 100 %617 der Anteile hält. In diesem Fall wird der Wettbewerb nicht durch 

subventionierte Konkurrenten, sondern durch das Leistungsangebot des Staates selbst gestört. 

Verletztes ordnungspolitisches Prinzip ist hierbei das der Zurückhaltung des Staates im 

Wirtschaftlichen, da dieser sich auf die Erledigung klassischer Staatsaufgaben beschränken 

sollte. 

                                                 
615 Jedenfalls ab 50 %, bei großen Gesellschaften bereits ab ca. 30 % (vgl. § 29 Abs. 2 S. 1 WpÜG). 
616 Bei geringerer Beteiligung des Staates kann hingegen eine Subvention an das Unternehmen vorliegen, da sein 
Eigenkapital gestützt wird (bei Gründung/Kapitalerhöhung) oder der Preis seiner Anteile staatlich gestützt wird 
(Ankauf am Sekundärmarkt, „marktfremde Nachfrage“). 
617 Liegt eine Beteiligung eines Privaten vor, liegt eine Subvention in der vermögensmäßigen Verbesserung seines 
Anteils, die die Subvention zur Folge hat (Begünstigung von Gesellschaftern). 
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Die umverteilende Wirkung von Subventionen bringt es mit sich, dass jede staatliche 

Begünstigung zugleich entsprechende Lastenträger aufweist. Werden Subventionen etwa aus 

öffentlichen Haushalten gewährt, sind zwar die öffentlichen Körperschaften formal die 

Belasteten618, dabei darf aber nicht vergessen werden, dass der „Staat“ stets aus den ihn 

finanzierenden Bürgern und deren Unternehmen besteht, deren Steuern und Abgaben der 

begünstigten Gruppe zugutekommen. Die Kollektivierung der Lasten dürfte ein Grund dafür 

sein, dass Subventionen von Teilen der Bevölkerung nicht besonders kritisch gesehen 

werden.619 Schwierig ist die genaue Verortung dieser Lasten, wenn der Staat 

Vermögensverschiebungen zwischen Privaten veranlasst (erzwingt).620 Vor dem Hintergrund 

des hier interessierenden wirtschaftssystemischen Subventionsbegriffs, kann die Lastenfrage 

jedoch in diesen Fällen offen bleiben, weil jedenfalls eine staatliche Preis- und 

Wettbewerbsverzerrung von Preisstrukturen mit solchen Eingriffen einhergeht. Folglich kommt 

der Frage, wer der „formell finanziell belastete staatliche Rechtsträger“ genau ist, keine 

besondere Bedeutung zu. 

Eine staatlich gewährte Leistung hat nur dann Subventionscharakter, wenn sie nur einem 

beschränkten Teilnehmerkreis offensteht bzw. zugutekommt und nicht der Allgemeinheit.621 

Dies wird durch die Begriffe der „Selektivität“622 (auch „Spezifität“623) ausgedrückt und kann 

formal durch Subventionsrichtlinien offen oder mittelbar erfolgen („faktische Spezifität“ 624). 

Diese Differenzierung findet sich bereits im WTO-Subventionsrecht (Art. 2 SCMA), wonach 

etwa das staatliche Angebot im Bildungssystem oder hinsichtlich der Infrastruktur 

grundsätzlich keine Subvention darstellt. Umgekehrt liegt Selektivität immer vor, wenn die 

Begünstigung bestimmten Privaten, Unternehmen oder abgegrenzten Wirtschaftszweigen 

vorbehalten wird (vgl. Art. 107 Abs. 1 AEUV). Selektivität in einem so verstandenen Sinne 

bezieht sich bei Subventionen in Bezug auf Unternehmen und Wirtschaftszweige stets auf einen 

bestimmten Markt. Soll ein bestimmtes Subventionsrecht (Beihilfenrecht, WTO-

Subventionsrecht) etwa den zwischenstaatlichen Handel schützen, kann eine Maßnahme selbst 

                                                 
618 Götz, Wirtschaftssubventionen, 1966, S. 29. 
619 Vgl. unten zu Agrarsubventionen Fn. 709. 
620 Z. B. EEG-Umlage (Stromverbraucher „subventionieren“ zwangsweise Stromerzeuger aus erneuerbaren 
Energien direkt, d. h. ohne den Umweg über öffentlichen Haushalte). 
621 Zur Ablehnung staatlicher Privilegschaffung, die nicht der Allgemeinheit offensteht, vgl. Vanberg, ORDO 65 
(2014), 345 (357).  
622 Grüne, Subventionen, 1997, S. 10. 
623 Fab. Böhm, Strukturen internationalen Subventionsrecht, 2007, S. 146. 
624 Vgl. die Beispiele aus dem Beihilfenrecht bei Fab. Böhm, Strukturen internationalen Subventionsrechts, 2007, 
S. 154 f. (Ermäßigung von Krankenversicherungsbeiträgen, Zinssubvention bei Nutzfahrzeugerwerb). 
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dann selektiv sein, wenn alle, aber nur inländische Unternehmen begünstigt werden.625,626 Dies 

liegt an der Reichweite des relevanten Marktes, der bei Freihandelszonen oder dem EU-

Binnenmarkt mehrere Staaten erfasst. Selektivität kann sich auch mittelbar zeigen, wenn eine 

öffentlich finanzierte Dienstleistung nur für einen sehr beschränkten Teilnehmerkreis von 

Relevanz ist. 

Subventionen sind stets zielgerichtet, auch wenn der politische Zweck für Außenstehende nicht 

immer sichtbar ist. Teilweise wird die Verfolgung eines „öffentliche[n] Zweck[s]“ als 

konstitutives Subventionsmerkmal angesehen.627 Bei näherer Betrachtung erscheint ein solches 

Merkmal jedoch kaum aussagekräftig und im Ergebnis überflüssig: Da Subventionen stets vom 

Staat ausgereicht werden, ist es selbstverständlich, dass er damit einen öffentlichen Zweck628 

verfolgt. Der Staat kann per definitionem nicht „privat“629 handeln. Für die Existenz einer 

Subvention kommt es nicht auf die mitunter schwer erforschbare oder irrige Motivation des 

Subventionsgebers an.630 Auszusondern sind lediglich Vermögensverschiebungen, die nicht 

final sind, weil sie irrtümlich oder offensichtlich rechtswidrig erfolgten und der Rückforderung 

unterliegen. Im Übrigen sind die Gründe zur Gewährung von Subventionen vielschichtig und 

häufig nur politisch erklärbar.631 An den preis- und wettbewerbsverzerrenden Folgen ändert 

eine bestimmte Motivation nichts. Die Beweggründe können daher nur einen Hinweis auf einen 

Rechtfertigungstatbestand einer Subvention enthalten.  

Eine staatliche Leistung wird erst dann zur Subvention, wenn ihr keine marktmäßige 

Gegenleistung des Privaten gegenübersteht. Aus dem Beihilfenrecht kann hierzu auf die Figur 

                                                 
625 Vgl. Art. 18 AEUV. 
626 Anders und ungenau Fab. Böhm, Strukturen internationalen Subventionsrechts, 2007, S. 148 f. der hierbei 
Fragen der Nivellierung von Regulierungsstandards mit der Subventionsvergabe vermischt. Tritt man 
entsprechenden völkerrechtlichen Freihandelsregeln bei, so wird auch die staatliche Souveränität betreffend 
finanzieller Wirtschaftsförderung suspendiert. Eine völlige Aufgabe der Wirtschaftspolitik („Ausgestaltung der 
Rahmenbedingung“, Fab. Böhm, a. a. O., S. 149) liegt darin nicht. 
627 H. P. Ipsen, in: Kirchhof/Isensee, HStR, Bd. IV, 1990, § 92 Rn. 29; ähnlich Freudenberg, Die Subventionen, 
1934, S. 20 („Produktionssteigerung oder Produktionserhaltung bezwecken“). 
628 Vgl. Haverkate, Rechtsfragen des Leistungsstaats, 1983, S. 4 (jeder Staatstätigkeit „oblieg[e]“ öffentliche 
Zweckverfolgung). 
629 Zwar handelt der Staat bisweilen auch (eigen-)erwerbswirtschaftlich. Dies widerspricht aber dem 
ordnungspolitischen Leitbild staatlicher Zurückhaltung im Wirtschaftlichen. Soweit man dem Staat solche 
Tätigkeiten erlaubt, entfernt man sich von einer marktwirtschaftlich verfassten Ordnung, womit sich auch die 
Frage nach der Abgrenzung (systemwidriger) Subventionen erledigt. 
630 Wie beim Beihilfebegriff, vgl. EuGH, Urt. v. 29.02.1996 – C-56/93 (ECLI:EU:C:1996:64); von 
Wallenberg/Schütte, in: Grabitz/Hilf/Nettesheim, Recht der EU, 71. EL Aug 2020, AEUV Art. 107 Rn. 46 m. N. 
aus der EuG-Rechtsprechung. Widersprüchlich Rodi, Subventionsrechtsordnung, S. 45 f., wonach die „Erreichung 
eines öffentlichen Zwecks“ konstitutives Merkmal sei, es aber nicht auf dessen „(tatsächliche[s]) Vorliegen“ 
ankommen solle (S. 46). 
631 Zur politischen Ökonomie von Subventionen vgl. Bruhn, Wirtschaftsverfassung der EU, 2008, S. 119. 
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des hypothetischen „marktwirtschaftlich handelnden Kapitalgeber[s]“632 rekurriert werden. 

Bloße „politische“ Gegenleistungen633 in Form von aufrechterhaltenen Arbeitsplätzen, 

allgemeinem Wirtschaftswachstum o. ä. hingegen sind irrelevant, weil die Allokation von 

Ressourcen durch den Staat dem Marktprinzip widerspricht. Ferner würde ein solches 

Begriffsmerkmal zu kaum lösbaren Subsumtionsproblemen führen, weil ein Urteil über die 

Erreichung nicht exakt definierter, politischer Ziele in hohem Maße willkürlich ist. Das gilt 

selbst dann, wenn im Rahmen der Subventionsvergabe konkrete Handlungs- oder 

Verhaltenspflichten auferlegt werden,634 denn sie spiegeln nicht die Bedürfnisse anderer Bürger 

(am Markt) wider, sondern Vorstellungen politischer bzw. administrativer Entscheidungsträger 

und haben ein zentralverwaltungswirtschaftliches Gepräge. 

Probleme bereitet die Eingrenzung nach der (nicht) marktmäßigen Gegenleistung, wenn für 

bestimmte Leistungen des Staates oder Produkte kein entsprechender Markt existiert.635 Zur 

Einordnung solchen Staatsverhaltens wurde eine qualitative, wettbewerbsorientierte Prüfung 

vorgenommen. Die vorliegende Arbeit hat derartige Begünstigungen etwa im Währungsrecht 

identifiziert, namentlich beim Zugang zu staatlich monopolisierten Gütern (Geld) oder 

Leistungen (bestimmte Zahlungsverkehrsarten, Geldschöpfung), die nur einem beschränkten 

Teilnehmerkreis geöffnet sind.636 

Für die Subventionsdefinition ist das Gegenleistungsmerkmal nur sinnvoll, wenn der Staat 

Anbieter einer Sach- oder Dienstleistung ist. Eine Subvention liegt in solchen Fällen nicht vor, 

wenn die Benutzer bzw. Empfänger der staatlichen Leistung die Kosten über Gebühren 

finanzieren. Wenn der Staat hingegen als Nachfrager auftritt, kann die vermeintlich 

marktmäßige Gegenleistung (i. d. R. Geld) nicht über die Tatsache hinwegtäuschen, dass der 

Markt für den Vermögenswert durch künstliche staatliche Nachfrage aufgebläht wird: In einem 

marktwirtschaftlichen System bestimmen die Bürger über ihr Nachfrageverhalten über 

Einzelpreise und Umsatzvolumina. Der Staat ist hierbei immer ein Störfaktor und muss sich – 

wenn er sich zu marktwirtschaftlichen Grundsätzen bekennt – sein Nachfrageverhalten strikt 

am Verwaltungsbedarf orientieren, nicht aber sonstigen Vermögensaufbau betreiben (z. B. 

staatliche Immobilienfonds zur Einnahmengenerierung, Wertpapierankäufe durch die 

                                                 
632 EuGH, Urt. v. 16.05.2002 – C-482/99 (ECLI:EU:C:2002:294); von Wallenberg/Schütte, in: 
Grabitz/Hilf/Nettesheim, Recht der EU, 71. EL (Aug 2020), AEUV Art. 107 Rn. 52; die Grenzen eines market 
economy investor-Test beleuchtet Fab. Böhm, Strukturen internationalen Subventionsrechts, 2007, S. 94-98. 
633 So aber H. P. Ipsen, in: Kirchhof/Isensee, HStR, Bd. IV, 1990, § 92 Rn. 29. 
634 Vgl. Rodi, Subventionsrechtsordnung, 2000, S. 46 f., (Subventionsbegriff erfasse nur Leistungen, an die 
konkrete Verhaltenspflichten gebunden sind). 
635 Rodi, Subventionsrechtsordnung, 2000, S. 33 (zu § 264 StGB). 
636 Dazu näher unten, III. 2. h) (2) v. bis ix., S. 181-211. 
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Zentralbank o. ä.). Staatliche Nachfrage ist diesen Fällen niemals „marktmäßig“, denn der 

Markt besteht aus Bürgern und nicht dem Staat. Hieraus ergibt sich im Übrigen die 

Notwendigkeit von Vergaberegeln, die den Umfang der Störung möglichst klein halten, indem 

sie versuchen, Wettbewerb bei der Auftragsvergabe herzustellen.637 

Terminologisch ist der hier skizzierte, relativ weitgehende Subventionsbegriff schließlich von 

der Umverteilung abzugrenzen. Er ist keinesfalls mit ihm gleichzusetzen. Umverteilung betrifft 

nicht die Primärverteilung durch den Markt („Verteilung“ im engeren Sinne), sondern eine 

sekundäre, politisch motivierte, willkürliche Änderung des Marktergebnisses entweder durch 

ungleiche Belastung oder ungleiche Begünstigung im Nachhinein. Umverteilung ist somit der 

Oberbegriff. Neben Subventionen kann man etwa auch staatsinterne638 Zahlungsströme (z. B. 

Umschichtung des Steueraufkommens zwischen Bund, Ländern, Kommunen, sonstigen 

öffentlich-rechtlichen Körperschaften, EU), vollzogen durch Zuweisungen und Finanzhilfen, 

unter den Begriff der Umverteilung fassen. Folglich sind Subventionen eine Teilmenge von 

Umverteilungsmaßnahmen. 

Typische Formen von Subventionen sind somit: Zuschüsse, Kredite zu nicht marktüblichen 

Konditionen oder in Krisenzeiten, Haftungsübernahme (Bürgschaften u. ä.), Ausnahmen bei 

Abgaben und Steuern, nicht gebührenfinanzierte Realleistungen sowie die (selektive) Vergabe 

öffentlicher Aufträge/Leistungen.639 

Zusammenfassend ergibt sich folgender Subventionsbegriff640: 

Subventionen sind alle geldwerten Vorteile641 in Form von 

- finanziellen Zuwendungen, 

-  (mindestens teilweisen) Befreiungen von öffentlich-rechtlich begründeten Geldleistungspflichten 

(Steuern, Abgaben, Gebühren), 

- staatlichen Realleistungen, soweit diese formal oder durch ihren typischen Benutzerkreis einen 

beschränkten Begünstigtenkreis642 aufweisen oder nicht vollständig gebührenfinanziert sind, oder 

- Geschäften zu günstigeren als marktmäßigen Konditionen, 

- nicht strikt am Verwaltungsbedarf ausgerichteter staatlicher Nachfrage oder 

                                                 
637 Beuttenmüller, Vergabefremde Kriterien, 2007, S. 83, 86, 96 f.; Döbling, Verwaltungskooperationen, 2011, S. 
59; Burgi, Vergaberecht, 2016, § 5 Rn. 2; Pache, DVBl 2001, 1781 (1783). 
638 Gemeint ist der Staat als Sektor, nicht ein konkreter Nationalstaat. 
639 Beispiele teilweise in Anlehnung an H. P. Ipsen, in: Kirchhof/Isensee, HStR, Bd. IV, 1990, § 92 Rn. 34; Grüne, 
Subventionen, 1997, S. 11. 
640 Eine andere Systematisierung findet sich bei Nieder-Eichholz, Subventionsordnung, 1995, S. 27. 
641 Vgl. Fab. Böhm, Struktur internationalen Subventionsrechts, 2007, S. 87. 
642 Im Sinne einer faktischen Zugangsverengung oder Nützlichkeit nur für bestimmte Kreise, vgl. dazu 
Koenig/Paul, in: Streinz, EUV/AEUV, 2. Aufl. (2012), AEUV Art. 107 Rn. 77. 
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- nicht wettbewerbsmäßig vergebenen öffentlichen Aufträgen oder Leistungen, 

die ein Hoheitsträger einer privaten Person, Organisation oder einem Wirtschaftszweig in selektiver 

Art und Weise verschafft.643 

Reduziert auf vier Merkmale ergibt sich folgende Kurzformel: 

Subventionen sind (1) Begünstigungen, die eine (2) staatliche Stelle einer (3) nichtstaatlichen 
Stelle in (4) selektiver Art und Weise verschafft.644 

(4) Integrationstiefe 

Es kann nicht generell ignoriert werden, dass die Union sich in bestimmten Bereichen auf bloße 

Koordinierung nationaler Systeme (Sozialversicherung) oder die Abgabe von Empfehlungen 

(Wirtschaftspolitik) beschränkt, wohingegen in anderen Bereichen eine volle 

Vergemeinschaftung durch zwingendes, durchsetzbares supranationales Recht Platz greift (z. 

B. Währungsunion). Integrationstiefe ist dabei prinzipiell stufenlos und entzieht sich einer 

numerisch exakten Fixierung. Um diesen Aspekt nicht völlig zu vernachlässigen, wird sie bei 

quantifizierbaren Politikbereichen anhand folgender Faktoren stufenlos von 0 (keine 

Integration) bis 1,0 (Vollharmonisierung) geschätzt:  

 Faktor 0 („unberücksichtigt“): Das EU-Recht beschränkt sich auf nicht-zwingende 

Wohlverhaltensregeln und Empfehlungen. 

 Faktor 0,1: Geringfügige EU-Impulse645, grundsätzlich mitgliedsstaatliche Kompetenz; 

 Faktor 0,5: Sowohl EU- als auch mitgliedstaatliches Recht ist relevant für den 

Wirtschaftsbereich, ohne dass ein klares Überwiegen einer Seite erkennbar ist. 

 Faktor 0,75: EU-Recht dominiert inhaltlich, es besteht aber noch eine nennenswerte 

Restkompetenz bei den Mitgliedsstaaten. 

 Faktor 1,0: EU-Recht ist zwingend und enthält (nahezu) alle wirtschaftlich bedeutsamen 

Rahmen- und/oder Förderungsbedingungen.  

c) Quantifikation 

Das beabsichtigte Vorgehen zur ökonomischen Gewichtung von Normkomplexen betritt in 

rechtswissenschaftlicher Hinsicht Neuland. Die Bedeutsamkeit von Normen ist bei der 

                                                 
643 Auf das Merkmal „ohne marktmäßige Gegenleistung“ wird verzichtet, weil dieses Erfordernis bereits in der 
Fallgruppe „gebührenfinanziert“ enthalten ist und in Fällen, in denen der Staat als Nachfrager auftritt, eine 
marktmäßige Gegenleistung von vornherein ausgeschlossen ist. 
644 Durch das Verb „verschaffen“ wird die Variante einbezogen, in der Private gezwungen werden, andere Private 
zu begünstigen. 
645 In Form von Regulierung oder Subventionierung. 
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Auslegung von Gesetzen und Vorschriften nur von beschränkter Relevanz. Ob eine Regel nur 

eine Person, eine Verhaltensweise oder die gesamte Volkswirtschaft täglich, monatlich, jährlich 

in geringfügiger, spürbarer, erheblicher oder existentieller Bedeutung betrifft, berührt den 

Geltungsanspruch einer Norm nicht. Die Reichweite einer Norm wird bei der Auslegung 

bestenfalls mittelbar berücksichtigt, etwa bei Rechtsfolgenabwägungen und 

Verhältnismäßigkeitsprüfungen. In neuerer Zeit hat sich zwar eine neue Sub-Disziplin von 

Rechts- und Wirtschaftswissenschaft herausgebildet – die ökonomische Analyse des Rechts –, 

die die Wirkung von Rechtsnormen auf ökonomische Teilbereiche, Interessengruppen und 

Märkte betrachtet.646 Jedoch haben diese Analysen eine andere Stoßrichtung: Während dort 

spezielle Folgenanalysen647 vorgenommen werden, soll hier die tatbestandliche Reichweite und 

Bedeutung von Normen für die Volkswirtschaft gewichtet werden.648 

Eine offene Grundsatzfrage ist dabei, wie „volkswirtschaftliche Bedeutung“ definiert werden 

sollte. Die volkswirtschaftliche Bedeutung von Branchen und Teilwirtschaften wird im Rahmen 

von Studien quantifiziert, die im Auftrag von Interessenverbänden erstellt werden. Es handelt 

sich erkennbar um Zahlenwerke mit Werbungscharakter. Immerhin können sie aber als 

Orientierung für geeignete Indikatoren ausgewertet werden.  

Esser/Kurte (2014) betrachteten den Markt für Kurier-, Express- und Paketdienstleistungen und 

stellten hinsichtlich der Bedeutung der Branche insbesondere auf Umsatz, Wachstum, 

Wertschöpfungsänderung649 und Beschäftigung ab.650 Ostwald/Legler/Gerlach/Schwärzler 

(2014) legten bei ihrer Analyse der Gesundheitswirtschaft in Hamburg u. a. Wert auf direkte, 

indirekte651 sowie induzierte652 Bruttowertschöpfung, Beschäftigung sowie den Anteil an der 

Gesamtbeschäftigung sowie auf den Außenhandelsbeitrag.653 Zur Bedeutung der 

Tabakwirtschaft in Deutschland legte Pavel (2012) Zahlen zu Konsum, direkter und indirekter 

                                                 
646 Beispiele aus der Literatur: Riha, Ökonomische Analyse, 2007 (Sachmängelgewährleistungsrecht des BGB); 
Schäfer/Ott, Lehrbuch der ökonomischen Analyse, 6. Aufl. (2020) (Zivilrecht); Steinbach/Aaken, Ökonomische 
Analyse des Völker- und Europarechts, 2019. 
647 Riha, Ökonomische Analyse, 2007, S. 19 („Einfluss des Rechts auf die gesamtgesellschaftliche Wohlfahrt“); 
Schäfer/Ott, Ökonomische Analyse des Zivilrechts, 6. Aufl. (2020), S. XXII (insbesondere die „Auswirkungen 
[der Rechtsstruktur] auf das Ziel der Allokationseffizienz“); Steinbach/Aaken, Ökonomische Analyse des Völker- 
und Europarechts, 2019, Rn. 13 (Anwendung „ökonomischer Analysemethoden auf rechtliche Fragestellerungen“) 
648 Normen können auch aufgrund scharfer Rechtsfolgen erhebliche Bedeutung aufweisen (Strafrecht). Der hier 
gewählte Ansatz beleuchtet daher nur eine Seite von mehreren möglichen. 
649 Ohne Klarstellung, ob Netto- oder Bruttowertschöpfung gemeint ist, vgl. Kurte/Esser, KEP-Studie 2014, S. 20. 
650 Kurte/Esser, KEP-Studie 2014, S. 6. 
651 Definiert als die Bruttowertschöpfung von Zulieferbetrieben (Einbeziehung der input-Branchen), vgl. 
Ostwald/Legler/Gerlach/Schwärzler, Gesundheitswirtschaft Hamburg 2015, S. 19. 
652 Definiert als die Verausgabung direkt oder indirekt entstandener Einkommen (ökonomische Folgewirkung 
einer Branche), vgl. Ostwald/Legler/Gerlach/Schwärzler, Gesundheitswirtschaft Hamburg 2015, S. 19. 
653 Ostwald/Legler/Gerlach/Schwärzler, Gesundheitswirtschaft Hamburg 2015, S. 1 f., 4, 7, 45. 
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Bruttowertschöpfung, induzierten Effekten, Erwerbstätigen sowie zur 

Außenhandelsverflechtung vor.654 Gottschalk/Egeln/Kinne (2017) beleuchteten die 

volkswirtschaftlichen Bedeutung von Familienunternehmen u. a. anhand von deren Umsätzen 

sowie Beschäftigtenzahlen.655  Bei einer  Analyse der Erdgasbranche (Erdgasförderungs- und 

Energiewirtschaft) stellten Ehrlich/Schlitte/Schulze/Wolf (2016) auf Wertschöpfung, 

Beschäftigung, Produktivität und den Anteil von Erdgas am Energiemix ab.656 Eine Studie von 

Hoch/Handrich/Pavel (2016) zur volkswirtschaftlichen Bedeutung der Werbewirtschaft 

rekurrierte auf Werbeaufwendungen657 anderer Branchen, den Anteil von Werbeaufwendungen 

in Relation zum BIP sowie Umsatzzahlen.658 Schließlich skizziert Mattes (2014)  die 

volkswirtschaftliche Bedeutung der Windenergie in Deutschland mithilfe von Kennzahlen zu 

direkter, indirekter, induzierter Bruttowertschöpfung, Beschäftigung sowie den damit 

verbundenen Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen.659  

Das Statistische Bundesamt (Destatis) veröffentlicht in seinen Jahrbüchern regelmäßig 

Kennzahlen auch zu den eben genannten Indikatoren, stellt dies aber nicht als 

„volkswirtschaftliche Bedeutung“ dar, sondern überlässt die Interpretation der Zahlen dem 

Nutzer. Gleichwohl ist davon auszugehen, dass das Bundesamt bestrebt ist, aktuelle, 

volkswirtschaftlich bedeutsame Zahlen zu präsentieren. Es ist daher naheliegend, dass es selbst 

von der Relevanz der mitgeteilten Statistiken ausgeht. Das Bundesamt teilt die Volkswirtschaft 

anhand der Definition der Wirtschaftszweige 2008 (WZ 2008) in wirtschaftliche 

Teilbereiche.660 Anhand dieser Trennung werden dann im jeweiligen Jahrbuch verschiedene 

Indikatoren aufgeführt; für 2017 etwa (jeweils nach WZ 2008): Bruttowertschöpfung661, 

Erwerbstätige662, Bruttoverdienste663, Umsätze664, sozialversicherungspflichtig Beschäftigte.665 

                                                 
654 Pavel, Volkswirtschaftliche Bedeutung Tabakwirtschaft 2012, S. 7, 9, 12 f. 
655 Gottschalk/Egeln/Kinne, Volkswirtschaftliche Bedeutung von Familienunternehmen, 2017, S. 10. 
656 Ehrlich/Schlitte/Schulze/Wolf, Wirtschaftliche Bedeutung der Erdgasbranche, S. 7 f. 
657 Gemessen daran, wieviel Prozent des Umsatzes für Werbung aufgewendet wird, vgl. Hoch/Handrich/Pavel, 
Ökonomische Bedeutung der Werbung 2016, S. 30.  
658 Hoch/Handrich/Pavel, Ökonomische Bedeutung der Werbung 2016, S. 22, 31. 
659 Mattes, Ökonomische Bedeutung der Windenergiebranche, 2014, S. 7 f., 16. 
660 Destatis, Klassifikation der Wirtschaftszweige (WZ 2008). 
661 Destatis, Statistisches Jahrbuch 2017, S. 330. 
662 Destatis, Statistisches Jahrbuch 2017, S. 355 ff., 366. 
663 Destatis, Statistisches Jahrbuch 2017, S. 384 f. 
664 Destatis, Statistisches Jahrbuch 2017, S. 516 f. 
665 Destatis, Statistisches Jahrbuch 2017, S. 536. 
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Eurostat verwendet für die Strukturierung der EU-Volkswirtschaften die NACE-Nomenklatur 

(VO 1893/2006). Hiernach werden Wirtschaftszweige in drei Tiefenebenen gegliedert: 99 

Abteilungen sowie jeweils untergeordnete Gruppen und Klassen.  

Für die Methodik kann auf ein Handbuch aus 2008666 sowie die Definitionen in Anh. I der VO 

290/2009 verwiesen werden. Die Aufteilung der Wirtschaftsbereiche ist ein Kompromiss 

zwischen Detailgenauigkeit und zumutbarer Arbeitsbelastung667 für die nationalen 

Statistikämter und weist damit natürliche Unschärfen, etwa bei der Einordnung von 

wirtschaftlichen Einheiten, auf, deren Tätigkeiten mehreren Bereichen zuzuordnen sind. Als 

Hauptindikatoren weist Eurostat in seinen Tabellen zu strukturellen Unternehmensstatistiken668 

u. a. aus: Anzahl der Unternehmen, Umsatz, Bruttowertschöpfung, Produktionswert, 

Personalaufwendungen sowie deren Relationen zu anderen Indikatoren.669 Es wird darauf 

hingewiesen, dass jahresbezogene Wirtschaftszweigzahlen nicht für alle Bereiche in allen 

Ländern zu Verfügung stehen.670 Lücken sind dabei vor allem auf Vertraulichkeit der Daten 

sowie Nichtverfügbarkeit zurückzuführen. Da Eurostat die einzige EU-weit methodisch 

vergleichbare Datengrundlage hierzu vorhält, werden die damit einhergehenden 

Ungenauigkeiten in Kauf genommen. 

  

                                                 
666 Eurostat, NACE Rev. 2, 2008 (https://ec.europa.eu/eurostat/de/web/products-manuals-and-guidelines/-/KS-
RA-07-015, abgerufen am 17.05.2019). 
667  Eurostat, NACE Rev. 2, 2008, S. 18. 
668 Entspricht der Wirtschaftszweig-Darstellung durch das Statistische Bundesamt. 
669 Eurostat (sbs_na_sca_r2). 
670 Vgl. Eurostat-Datenbank: Strukturelle Unternehmensstatistiken, Hauptindikatoren, Umsatz nach NACE Rev2 
(http://appsso.eurostat.ec.europa.eu/nui/submitViewTableAction.do, 02.09.2019); Lücken sind bei Einblendung 
aller Klassifikationskategorien (getrennt nach Mitgliedsstaat) erkennbar. 
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Abb. 1 – NACE-Struktur 

 

Quelle: Eurostat, NACE Rev. 2 Manual, 2008, S. 65. 

Damit lassen sich folgende Indikatoren typisiert zusammenfassen: 

 Absolute Indikatoren: 

o Umsatz; 

o Beschäftigungszahlen; 

o Bruttowertschöpfung (direkt, indirekt, induziert); 

o Konsum (Stückmengen). 

 Relative Indikatoren: 

o Anteil an Gesamtbeschäftigung (landes-, bundesweit o. ä.); 

o Anteil am BIP, Anteil am BIP-Wachstum; 
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o Anteil an Konsumerfüllung (Energie); 

o Anteil am Außenhandel. 

Nach alledem stellt sich die Frage, welcher Indikator geeignet erscheint, die wirtschaftliche 

Bedeutung am besten abzubilden. Richtet man den Blick auf (1) Produktionswerte, (2) 

Bruttowertschöpfung und (3) Umsatzzahlen, ist fraglich, welche Größe als die 

wirtschaftspolitisch relevanteste von ihnen erscheint. 

Produktionswerte werden gemäß Anh. I (Code 12 12 0) der VO  250/2009 für die Zwecke der 

NACE-Systematik wie folgt definiert: 

„Der Produktionswert misst den tatsächlichen Produktionsumfang der Einheit auf der Grundlage 
der Umsatzerlöse, einschließlich der Vorratsveränderung und des Wiederverkaufs von Waren 
und Dienstleistungen.“ 

Zu den Produktionswerten eines Wirtschaftszweigs zählen damit die aus anderen Sektoren 

empfangenen (eingekauften) Vorleistungen in Form von Sachen oder Dienstleistungen, die im 

Sektor selbst hergestellten Güter und Dienstleistungen sowie die getätigten Investitionen und 

gezahlten Löhne, Zinsen, den getätigten Kosten (zivilrechtliche Rechtsübertragung, 

verwaltungsrechtliche Kosten und Gebühren), die Einnahmen aus Verkauf, Verpachtung usf. 

Damit liefern die Produktionswerte ein relativ genaues Bild nicht nur vom Sektor selbst, 

sondern auch von den Verflechtungen mit Zulieferern und Abnehmern. Nur unvollkommen 

bilden Produktionswerte die Leistungsfähigkeit ab.671 Hierfür ist vielmehr die 

Bruttowertschöpfung das geeignetere Maß. Zu beachten ist, dass es bei der parallelen 

Betrachtung der Produktionswerte verschiedener Wirtschaftszweige zu Mehrfachzählungen 

kommt, weil Vorleistungen nicht herausgerechnet werden.672 Der Indikator umfasst ausweislich 

der Definition auch Vorratserhöhungen. Da die wirtschaftliche Bedeutung am Markt gemessen 

werden soll, ist dies problematisch, da erst der Verkauf die volkswirtschaftliche Relevanz für 

die Gesellschaft nachweist. 

Der Umsatz eines Wirtschaftszweigs wird gem. Anh. I (dort: Code 12 11 0) der VO 250/2009 

für die Zwecke der NACE-Systematik wie folgt definiert: 

„Für die Statistiken über die in Abschnitt 3 der Anhänge I bis IV und VIII der Verordnung (EG) 
Nr. 295/2008 [673] definierten Tätigkeiten mit Ausnahme der unter Abschnitt K der NACE Rev. 2 
fallenden Tätigkeiten umfasst der Umsatz die von der Erhebungseinheit während des 

                                                 
671 Brümmerhoff/Grömling, VGR, 10. Aufl. (2015), S. 52. 
672 Brümmerhoff/Grömling, VGR, 10. Aufl. (2015), S. 52. 
673 Die Ausnahme von Anhang VI betrifft Umsätze von Kreditinstituten. 
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Berichtszeitraums insgesamt in Rechnung gestellten Beträge, die den Verkäufen von Waren und 
Dienstleistungen an Dritte entsprechen. […] 

Der Umsatz schließt alle Steuern und Abgaben ein, die auf den von der Einheit in Rechnung 
gestellten Waren oder Dienstleistungen liegen, mit Ausnahme der Mehrwertsteuer (MwSt). Die 
MwSt wird in verschiedenen Phasen vom Unternehmen vereinnahmt und vollständig vom 
Endverbraucher getragen. 

Außerdem umfasst der Umsatz alle berechneten Nebenkosten (Transport, Verpackung usw.), die 
an die Kunden weitergegeben werden […] 

Ebenfalls nicht einbezogen sind die vom Staat oder der Europäischen Union erhaltenen 
Betriebssubventionen.“ 

Unter Grundannahme, dass Unternehmen langfristig profitabel agieren, ist davon auszugehen, 

dass der Umsatz die Kosten aller Vorleistungen sowie den Unternehmergewinn beinhaltet. 

Damit zeigt sich einerseits über die Erfassung der bezogenen Vorleistungen zugleich ein Maß 

für die Verflechtung mit anderen Wirtschaftsbereichen. Allerdings darf man die 

volkswirtschaftliche Verflechtung nicht als Selbstzweck ansehen: Ein unmittelbarer 

volkswirtschaftlicher Vorteil erwächst hieraus nicht und deshalb ist dessen Abbildung auch von 

keiner besonderen Relevanz. Man darf auch nicht übersehen, dass es vielschichtige sonstige 

Verflechtungen gibt, die nicht in Vorleistungen ausgedrückt werden, aber bedeutsam sein 

können, wie etwa der vom Bankensektor organisierte Zahlungsverkehr, der als Bindeglied 

zwischen Wirtschaftsakteuren ein arbeitsteiliges Wirtschaften erst ermöglicht.  

Ein erheblicher Nachteil von Umsatzzahlen als Indikator sind darin enthaltene Vorleistungen 

und Absätze mit Drittstaatenbezug. Rechnet man diese Faktoren nicht heraus, erhöhen in 

Drittländern produzierte Vorleistungen den EU-Umsatz, wenn nachfolgende 

Produktionsschritte in der EU stattfinden. Darüber hinaus ist in Umsatzzahlen die 

volkswirtschaftliche Bedeutung ausländischer Nachfrage unterschiedslos mit der Binnen-EU-

Nachfrage vermischt. Das ist problematisch, weil die Qualifikation an die EU-Rechtsordnung 

anknüpft und daher auch auf Binnen-EU-Wirtschaft zu beziehen ist. 

Umsatzzahlen zeigen im Übrigen nicht, was im Wirtschaftszweig erwirtschaftet wird, das 

seinerseits nachfragewirksam und damit andernorts wirtschaftlich belebend eingesetzt werden 

kann (höhere Löhne oder Investitionen als Wachstumsmotor). 

Als alternativer Indikator kommt die Bruttowertschöpfung in Betracht. Sie ergibt sich aus der 

Summe der in einer Periode hergestellten Güter und Dienstleistungen abzüglich der 

Vorleistungen. Die Nettowertschöpfung ergibt sich in einem weiteren Schritt durch 

Abschreibung der benutzten Produktionsmittel, wobei dies rechnerisch in der Regel auf 
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(fiktiven) Modellrechnungen beruht.674 Aufgrund der problematischen Berechnung der 

Abschreibungen und der Tatsache, dass verbrauchte Produktionsmittel über die 

Vorleistungsgröße (z. B. Kauf neuer Maschinen) rechnerisch schon mittelbar erfasst sind, soll 

im Folgenden nur die Bruttowertschöpfung betrachtet werden. Die Bruttowertschöpfung aller 

Wirtschaftszweige ergibt zusammengesetzt das BIP eines Landes.  

Durch den Abzug von Vorleistungen werden Doppelzählungen von Leistungen und Gütern 

vermieden und eine klarere Zuordnung ermöglicht. 

Die Bruttowertschöpfung bildet ferner die Leistungsfähigkeit eines Wirtschaftszweiges am 

deutlichsten ab und offenbart den aus Vorleistungen generierten Mehrwert. Dieser Mehrwert 

ist volkswirtschaftlich auch bedeutsam, weil er über das verbesserte Waren- und 

Dienstleistungsangebot und die enthaltenen zusätzlichen Einkommen Wohlfahrt und 

Wachstum erhöht. 

Aus diesen Gründen erscheint die Bruttowertschöpfung als das geeignete Maß 

volkswirtschaftlicher Bedeutung und wird der Quantifikation zugrunde gelegt. 

Der besteuernde Staat knüpft in vielfacher Art und Weise an die Geschäftstätigkeit 

wirtschaftender Bürger und Unternehmen an. (Sozialversicherungs-)Abgaben, direkte und 

indirekte Steuern können betriebswirtschaftlich zu einer Einpreisung dieser Kostenfaktoren 

führen. Im Rahmen dieser Arbeit können die vielfältigen staatlich veranlassten Preiselemente 

nicht systematisch herausgerechnet werden. Es wird daher die Eurostat-Methodik 

übernommen, wonach nur die Mehrwertsteuer systematisch abgezogen wird.675 

Da die vorliegende Charakterisierung der EU-Wirtschaftsordnung keinen Schwerpunkt auf 

zeitliche Dynamik legt, sondern auf die Gewichtung von Wirtschaftszweigen zu einem 

bestimmten Zeitpunkt, sind sämtliche Zahlen Nominalgrößen des Referenzjahres. Eine 

Inflationsbereinigung ist somit nicht erforderlich, zumal die Gewichtung der Politikbereiche 

auf deren Relationen und nicht ein bestimmtes Nominalniveau abzielt. 

Als Referenzzeitpunkt wurde aufgrund der Datenverfügbarkeit 2016 gewählt. Stichtag für noch 

berücksichtigte Rechtsakte ist der 31.12.2016. 

                                                 
674 Vgl. Brümmerhoff/Grömling, VGR, 10. Aufl. (2015), S. 52. 
675 Anh. I zu VO 250/2009 (Umsatz, Code 12 11 0, Absatz 2 der Definition). 



- 119 - 

Manche Politikbereiche weisen keine umfassenden Regeln für einen bestimmten 

Wirtschaftszweig auf. Die EU-Rechtsangleichungspolitik etwa kann als wirtschaftspolitisches 

Mosaik bezeichnet werden, deren Elemente sich jeweils auf bestimmte Teilmärkte beziehen. 

Dem würde eine Zuordnung zu einem ganzen EU-Wirtschaftszweig nicht gerecht werden. 

Daher wird in solchen Fällen die Quantifikation nicht nach Wirtschaftszweigen, sondern – 

soweit möglich – nach den relevanten Teilmärkten und deren Bruttowertschöpfung 

vorgenommen.676 Der Modus der Quantifikation – nach Wirtschaftszweig oder nach Teilmarkt 

– wird beim jeweiligen Politikbereich eingangs klargestellt.  

Schließlich fehlen bei manchen Querschnittsmaterien, die Leistungen an Private zum 

Gegenstand haben, schon die abgrenzbaren Teilmärkte (z. B. Regional- und Strukturpolitik), 

auf deren Volumen man zurückgreifen könnte. Die hier allgemein verwendete Methode, die 

Bedeutung von Normbeständen anhand des von ihnen regulierten Wirtschaftszweigs zu 

schätzen, ist für diese Bereiche generell ungeeignet. Das liegt vor allem daran, dass sich der 

Normgeber in diesen Fällen nicht an vorgefundenen Strukturen orientiert, sondern eine völlig 

eigenständige Bewertung dahingehend vornimmt, welche Arbeitsplätze gestützt und welche 

Summen zum Erhalt von Betrieben usf. aufgewendet werden sollen. Die Messung der auf diese 

Weise vergebenen Subventionen ist mit der wirtschaftszweigbezogenen Analyse numerisch 

nicht vergleichbar. Um gleichwohl alle wirtschaftssystemisch relevanten Politikbereiche 

abzubilden, wird für Bereiche mit Querschnittssubventionen bei der Quantifikation lediglich 

geschätzt, welcher Teil eines Subventionsprogramms für liberale, neutrale oder 

interventionistische Zwecke eingesetzt werden. Das Ergebnis der Quantifikation beruht daher 

auf zwei methodisch heterogenen Säulen, die nicht direkt vergleichbar sind: 1. Eine 

wirtschaftszweigbezogene Aussage gibt Auskunft darüber, in welchen Wirtschaftszweigen die 

EU liberal oder interventionistisch agiert. 2. Die Ausgaben der EU selbst werden durch 

Qualifikation getrennt (liberal, interventionistisch) und die hieraus resultierende Quote zeigt 

den Schwerpunkt beim (nicht wirtschaftszweigbezogenen) Ausgabenverhalten der EU. 

Die wirtschaftssystemische Prägung durch einen Rechtsakt kann stärker oder auch schwächer 

ausfallen (Liberalisierungs- bzw. Interventionstiefe). Bisweilen wird die Intensität von 

öffentlicher Förderung, etwa durch Subventionsquoten, näher beschrieben. Eine umfassende 

Analyse dieser Kategorie würde den Rahmen dieser Arbeit überschreiten. Die 

Nichtberücksichtigung führt dazu, dass auch kleinere Interventionen bereits zur Einordnung 

eines Politikbereiches maßgeblich sein können. Umgekehrt wird nicht berücksichtigt, wie stark 

                                                 
676 Das betrifft vor allem staatlich geprägte Politikbereiche wie die TEN, vgl. unten III 2. p), S. 233. 
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die Durchsetzungskraft liberaler Vorschriften (z. B. EU-Wettbewerbsrecht) durch Ausnahmen 

wieder beschränkt wird.  

d) Übersicht zur Methodik 

Qualifikationsregeln 

Methodische Kategorie Inhalt 

Normbestand Sachlich:  

 EU-Primärrecht; 
 EU-Sekundärrecht: (konsolidierte) Verordnungen und 

Richtlinien, ggf. auch sonstiges Sekundärrecht (falls besonders 
relevant); nicht: Durchführungs-, Festlegungs-, delegierte und 
Änderungsrechtsakte. 

Zeitlich:  

 Beginn: weiche Grenze seit ca. 1990; 

 Ende: 31.12.2016. 

EU-Politikbereiche  Formale Abgrenzung nach den Abschnitten des AEUV); 

 Keine a limine Ausgrenzung „wirtschaftsferner“ Politikbereiche, 
sondern Einzelfallprüfung. 

Wirtschaftssystemisches 
Referenzmodell 

 Wettbewerbsverfasste Marktwirtschaft (Art. 3 Abs. 3 EUV, 119 
Abs. 1 AEUV); 

 Zugrundelegung eines weit verstandenen Subventionsbegriffs; 

 Interventionen des Staates in eng umgrenzten Bereichen als 
neutral behandelt 677: 

o Verteidigung und Gefahrenabwehr; 
o Leistung an Bedürftige678; 
o Bildung; 
o Grundlagenforschung; 
o Infrastruktur; 
o Kultur. 

Qualifikation von 
Vorschriften 

Drei Kategorien: 

- liberale/liberalisierende Vorschrift; 
- bürokratisch-neutrale Vorschrift; 
- interventionistische Vorschrift. 

Qualifikation von 
Politikbereichen 

Grundsatz: 

                                                 
677 Die Bereiche wurden nach Maßgabe des wissenschaftlichen Schrifttums ausgewählt und stellen den Versuch 
dar, die Ansätze zur (ordnungspolitisch erlaubten) staatlichen Eingriffen in die Wirtschaftsordnung 
zusammenzufassen. 
678 Nur hinsichtlich Existenzsicherung (SGB II sowie besonders benachteiligte Personen [behinderte Menschen, 
Resozialisierung von Häftlingen, Basisleistungen im Zusammenhang mit Migration und Asyl u. ä.]). 
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 Schwerpunktbetrachtung bezogen auf den jeweiligen 
Politikbereich. 

Ausnahme: 

 bei fragmentarischen Politikbereichen679: Abgrenzung nach 
Teilmärkten. 

Vier Kategorien: 

- liberal; 
- neutral;  

o bei wirtschaftssystemischer Ambivalenz oder 
mangelnder Integrationstiefe; 

- interventionistisch; 
- gemischt; 

o z. B. bei fragmentarisch geregelten Politikbereichen; 
o Nebeneinander von liberalen und interventionistischen 

Elementen. 

Abgrenzung von EU- 
und nationalem Einfluss 

 Es wird nur EU-Einfluss wird gewürdigt, nicht hingegen 
nationale Politiken/Normen; 

 Abgrenzung nach Maßgabe einer (selbst) geschätzten 
„Integrationstiefe“; 

 Skala: 0 (kein EU-Einfluss) bis 1 (Vollharmonisierung durch 
EU). 

 

  

                                                 
679 Beispiel: Rechtsangleichung (Art. 114 ff. AEUV), Industriepolitik (Art. 173 AEUV). Bei solchen Materien 
erscheint eine Zuordnung zu Wirtschaftszweigen ungeeignet. Daher werden konkrete liberale/interventionistische 
Tendenzen spezifischen Teilmärkten zugeordnet, für die sie gelten. 
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Quantifikationsregeln 

Methodische Kategorie Inhalt 

Indikator Bruttowertschöpfung 

Modi der Quantifikation - Variante 1 (bei umfassender EU-Regelung): 
o Grundsätzlich nach Wirtschaftszweigen (NACE Rev2); 
o ggf. Aufteilung nach Mischungsverhältnis 

liberaler/interventionistischer Elemente (bei gemischten 
Politikbereichen). 

- Variante 2 (bei fragmentarischer EU-Regelung): 
o betroffener Teilmarkt. 

Liberalisierungs- bzw. 
Interventionstiefe 

Nicht berücksichtigt. 

Referenzjahr 2016. 

Inflation Ohne Inflationsbereinigung (Nominalbetrachtung im Referenzjahr). 
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2. Die EU-Politikbereiche im Einzelnen 

a) Binnenmarkt und Grundfreiheiten (Art. 26-37, 45-66 AEUV) 

Primärrecht 

Die Regeln zur Errichtung und Ausgestaltung des Binnenmarktes sind bereits in erheblichem 

Umfang auf EU-Primärrechtsebene zu finden. Das reichhaltige Sekundärrecht (1207 

Rechtsakte)680 befasst sich im Wesentlichen mit Zollunionsvorschriften, die hier – wie das 

Außenhandelsrecht generell – außer Betracht bleiben, sowie mit Rechtsakten, die die 

Grundfreiheiten flankieren (z. B. Dienstleistungs-RL 2006/123/EG). 

Die internen681 Säulen des Binnenmarktes sind die Warenverkehrs- (Art. 28 Abs. 1 AEUV), 

Dienstleistungs- (Art. 56 ff. AEUV), Niederlassungs- (Art. 49 AEUV), Kapital- und 

Zahlungsverkehrsfreiheit (Art. 63 ff. AEUV) sowie die Arbeitnehmerfreizügigkeit (Art. 45 

Abs. 1 AEUV). Diese Grundfreiheiten sind im EU-Primärrecht besonders, weil sie nicht 

schwerpunktmäßig die EU-Kompetenzausweitung zum Gegenstand haben, sondern sich vor 

allem an die Mitgliedstaaten richten und deren wirtschaftspolitischen, gesetzgeberischen 

Gestaltungsspielraum einschränken (negative Integration) und zur gegenseitigen Anerkennung 

von Produkt- und Ausbildungsstandards verpflichten. Man kann insoweit ein Stück weit von 

einem Fragment normativ verstandener Wirtschaftsverfassung sprechen. Nicht nur wird 

staatlich veranlasste Behinderung von Handel verboten, sondern es wird ferner den 

Mitgliedstaaten der Auftrag erteilt, gegen binnenmarktwidriges Verhalten ihrer Bürger 

einzuschreiten.682 Diese Regeln werden in der Praxis effektiv umgesetzt, was nicht zuletzt daran 

liegt, dass dem einzelnen Unionsbürger ein subjektives Recht683 verliehen wird, welches er 

selbstständig gerichtlich geltend machen kann. Die Wichtigkeit dieser Art der 

Rechtsdurchsetzung verfassungsfunktionaler Vorschriften kann nicht überschätzt werden. 

Insgesamt sind die Binnenmarktregeln (trotz einzelner Ausnahmetatbestände)684 ein 

Paradebeispiel liberaler Politik. 

                                                 
680 Stand 12/2019. 
681 Extern meint im Gegensatz hierzu die Zollunion. 
682 Oppermann/Classen/Nettesheim, Europarecht, 8. Aufl. (2018), § 22 Rn. 49 f. 
683 EuGH, Urt. v. 05.02.1963, C-26/62 (van Gend & Loos) (ECLI:EU:C:1963:1). 
684 Vgl. Art. 36 AEUV (Ausnahmen für öffentliche Sittlichkeit, Ordnung, Sicherheit, Gesundheit, Kultur usf.). 
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Sekundärrecht 

Liberale Vorschriften685: 

 Verfahren bei Verstoß gegen die Warenverkehrsfreiheit (VO 2679/98); 
 Arbeitnehmerfreizügigkeit (VO 492/2011, RL 2014/54/EU, 2014/50/EU); 
 Regulierung kollektiver Rechtswahrnehmung (RL 2014/26/EU)686; 
 Teilweise Anerkennung von Berufsqualifikationen (RL 2005/36/EG, RL 2006/123/EG, 

RL 98/5/EG); 
 Dienstleistungsfreiheit Binnenschiffsverkehr (VO 1356/96), Seekabotage 

(VO 3577/92), Audiovisuelle Dienste (RL 2010/13/EU)687. 

Bürokratisch-neutrale Vorschriften: 

 Statistik: Warenverkehr Intra-EU (VO 638/2004), Informationsgesellschaft 
(VO 808/2004); 

 Entsende-RL (96/71/EG); 
 Dienstleistungsverkehr: Anforderung an Verwaltungsverfahren (RL 2006/123/EG);  
 Schutz zugangskontrollierter Dienste [z. B. Pay-TV] (RL 98/84/EG). 

Interventionistische Vorschriften: 

 Keine. 

Qualifikation 

Die Entsende-Richtlinie (96/71/EG) regelt kollisionsrechtlich die Frage, welches Arbeitsrecht 

Anwendung findet, wenn Arbeitnehmer grenzüberschreitend eingesetzt werden (Art. 1 Abs. 3 

RL 96/71/EG). Dadurch können inländische Arbeitsbedingungen sowie 

Mindestlohnvorschriften auf ausländische Arbeitnehmer Anwendung finden. Hierin wird 

teilweise ein Hemmnis der Dienstleistungsfreiheit und damit der Binnenmarktintegration 

gesehen688, da deren Bezahlung zu „teuer“ sein könnte.689 Da die kritisierte Intervention 

national begründet ist690, kommt eine Zurechnung zur EU schon von vornherein nicht in Frage. 

                                                 
685 Zahlreiche weitere liberale Vorschriften wurden dem Politikbereich der Rechtsangleichung bzw. dem 
Wettbewerbsrecht zugeschlagen (Orientierung an der formalen, im Rechtsakt zitierten Rechtsgrundlage). 
686 Die RL knüpft durch den Kreis der Regulierten teils an national etablierte Monopole an (z. B. GEMA) und hält 
Regeln zur Binnenmarktintegration bereit. Da die RL derartige Strukturen nicht explizit billigt, sondern ihnen im 
Gegenteil Pflichten auferlegt, handelt es sich um eine Art Missbrauchskontrolle (politisch derzeit unvermeidbarer) 
Monopole. 
687 Liberalisierend: diskriminierungsfreier, innereuropäischer Zugang (Art. 15 Abs. 1 RL 2010/13/EU). Krit. zum 
protektionistischen EU-Quoten-Ansatz (vgl. Art. 16 Abs. 1 RL 2010/EU) Wentzel, in: ders., EU Integration, 2007, 
S. 223 (255), aber mit ebenfalls liberalisierendem Gesamtergebnis zum EU-Meiden-Richtlinienrecht Wentzel, 
a. a. O., S. 258 f. 
688 Waldschmitt, Europäische Sozialunion, 2001, S. 119 f. 
689 Das Argument, ausländische Arbeitnehmer würden strukturell überbezahlt, ist im Übrigen zu pauschal, würdigt 
unzureichend, dass nicht generell von einer geringeren Produktivität von deren Leistung ausgegangen werden 
kann. Umgekehrt könnte man ebenso fragen, weshalb eine ähnlich produktive Arbeitskraft nur deshalb schlechter 
bezahlt wird, weil sein Wohnsitz im Ausland liegt: Für das Aufteilungsverhältnis zwischen Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer ist der formale Wohnsitz des Arbeitsnehmers irrelevant. 
690 „Lohnpolitik“ ist Kompetenz der Mitgliedsstaaten. 
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Die Entsende-Richtlinie regelt nur das anwendbare Arbeitsrecht und es erscheint auch nicht 

ordnungspolitisch fernliegend, dass dasjenige Arbeitsrecht Anwendung findet, in dem der 

Einsatzort der Arbeitskraft tatsächlich liegt. Nur hilfsweise wird darüber hinaus darauf 

hingewiesen, dass die ordnungspolitische Einordnung des Mindestlohns umstritten691 ist: 

Einerseits bestehen aufgrund beschränkter Arbeitnehmermobilität (z. B. Sprache, familiäre 

Verantwortung, soziale Integration) auf bestimmten Teilmärkten monopolisierte692 

Arbeitsangebote. Da in diesen Fällen ein effektiver Wettbewerb nicht gelebt wird, können 

Mindestlöhne zu einer näher an einer wettbewerbsmäßigen Aufteilung der Produktivität 

zwischen Arbeitnehmer und Arbeitgeber beitragen.693 Andere legen mehr Wert auf 

Allokationseffizenz oder vermuteten negative Beschäftigungs- und Preiseffekte694 und lehnen 

Mindestlohnvorschriften auf dieser Grundlage ab.695 Eine tiefere Auseinandersetzung kann hier 

jedoch unterbleiben, da Mindestlohnvorschriften der EU nicht zuzurechnen sind. Die Entsende-

Richtlinie wird deshalb als neutral eingeordnet. 

Wenig überraschend weisen die Vorschriften zum Binnenmarkt im Übrigen einen stark 

liberalen sowie liberalisierenden Einfluss auf.  

Integrationstiefe 

Für die Integrationstiefe wird der Faktor 1,0 angesetzt, da die Grundfreiheiten von jedem EU-

Bürger gerichtlich geltend gemacht werden können und dies zu einer effektiven 

Rechtsdurchsetzung führt. Gleichwohl liegt in der Faktorsetzung eine leichte Überschätzung 

des Politikbereiches, da EU-Binnenhandel auch ohne Grundfreiheiten zu einem gewissen Grad 

existent wäre und nicht der komplette Binnenhandel auf die Grundfreiheiten zurückführen ist. 

                                                 
691 Vgl. Eucken, Grundsätze der Wirtschaftspolitik, 1952, S. 304 (wegen der Anomalie des Arbeitsangebots kann 
als ultima ratio eine „Festsetzung von Minimallöhnen akut werden.“). 
692 Vgl. Rödl, in: Klesczewski/Müller-Mezger/Neuhaus, Mindestlohn, 2017, 11 (21) (Monopolpreis als Nicht-
Marktpreis). 
693 Rödl, in: Klesczewski/Müller-Mezger/Neuhaus, Mindestlohn, 2017, 11 (21 ff.). 
694 Möschel, Wirtschaftsrecht im Wandel, 2011, S. 821; a. A. Nermerich, Mindestlohn, 2009, S. 114, 119 f. 
(differenzierte Auswirkungen) sowie S. 106 f. zu möglichen positiven Beschäftigungswirkungen von 
Mindestlöhnen (Doppelnatur von Löhnen als Kostenfaktor und als nachfragewirksames Einkommen); vgl. ferner 
Bietmann, Gesetzliche Wege zu einem systemkonformen Mindestlohn, 2010, S. 38 (differenzierte Wirkungen, 
u. a. Verluste in der Baubranche Ostdeutschlands). 
695 Waldschmitt, Europäische Sozialunion, 2001, S. 119 f. (Binnenmarkthemmnis); Neumann, ifo Schnelldienst 
6/2008, 16 f. („Ordnungspolitischer Sündenfall“); Sinn, ebd., 57 (57 f.) weitere Nachweise bei Bietmann, 
Gesetzliche Wege zu einem systemkonformen Mindestlohn, 2010, S. 35 (dort in Fn. 77). 
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Quantifikation 

Der Binnenmarkt kann anhand der Intra-EU-Handelsströme quantifiziert werden. Die Werte 

für Ein- bzw. Ausfuhren sind umsatzähnlich, sodass sich die Frage stellt, wie die Zahlen in 

Äquivalente zur Bruttowertschöpfung transformiert werden können. Eine konstante Quote aus 

Umsatz zu Bruttowertschöpfung existiert in einer Volkswirtschaft nicht, vielmehr hat jeder 

Wirtschaftszweig und jeder Betrieb seine eigene Bruttowertschöpfung, die vom Wert der 

Vorleistungen in Relation zu Umsätzen abhängt. Eine detaillierte Aufschlüsselung der 

Handelsgegenstände und der sektor- und landesspezifischen Bruttowertschöpfung unterbleibt, 

da sie den Rahmen der Arbeit überschreiten würde. Als grobe Lösung bietet sich die 

Heranziehung jeglicher EU28-Umsätze in Relation zum EU28-BIP an. Hierdurch können die 

grundsätzlich inkompatiblen Werte von Handelsvolumina (umsatzähnlich) und 

Bruttowertschöpfungszahlen schätzungsweise vergleichbar gemacht werden. Für 2016 ergibt 

sich eine solche „Globalquote“ von 54,8 %. Das bedeutet, dass im Jahr 2016 in das 

Umsatzvolumen durchschnittlich 56,5 % Bruttowertschöpfung enthielt und der Rest auf 

Vorleistungen entfiel.696 

Angewendet auf Intra-EU-Handelsvolumina ergibt sich für Warenhandel und 

Dienstleistungstätigkeiten folgende Zahlen: 

Indikator          Wert (Mio. €) Globalquote     Integrationstiefe   Ergebnis (Mio. €) 

Warenhandel Einfuhren697 3.045.710,2  * 0,548             * 1,0    = 1.669.049 

Dienstleistungen698      1.083.671,4  * 0,548             * 1,0    = 593.852 

Summe            = 2.262.901 

 

b) Landwirtschaft und Fischerei (Art. 38-44 AEUV) 

(1) Landwirtschaft 

Primärrecht 

Bereits das Primärrecht zeigt in seinen Zielsetzungen, den gewählten Instrumenten sowie der 

systematischen Einordnung, dass Landwirtschaft und Fischerei nicht ordnungspolitisch 

                                                 
696 Eurostat (nama_10_gdp), Bruttowertschöpfung zu Marktpreisen (14.986.564 Mio. €) sowie Eurostat 
(sbs_na_sca_r2), Umsätze (27.346.551 Mio. €). 
697 Eurostat (ext_lt_intratrd), EU-Intrahandel, Warenhandel EU28. 
698 Eurostat (bop_eu6_q), European Union and euro area balance of payments - quarterly data (BPM6), Summe 
der vier Quartale 2016, Gegenstand: Dienstleistungen (Code S), Stromgröße: credit. 
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gehandhabt werden. Gem. Art. 39 Abs. 1 lit. a) AEUV wird die Produktivitätssteigerung nicht 

dem wettbewerbsverfassten Agrarmarkt überlassen, sondern zur staatlichen Aufgabe erhoben. 

Ferner soll das Pro-Kopf-Einkommen der landwirtschaftlichen Bevölkerung selektiv und ohne 

weitere Bedingungen (z. B. Bedürftigkeit) erhöht werden. Es handelt sich damit um eine nicht 

marktkonforme Einkommenssubvention, die zudem mittelbar einen verzerrenden Einfluss auf 

die Preisbildung aufweisen dürfte, da Landwirte ihr Einkommen nicht vollständig durch Erlöse 

bestreiten müssen. Art. 40 Abs. 2 UAbs. 1 AEUV zählt weitere nichtmarktkonforme 

Instrumente der Agrarpolitik auf: Preisregelungen, Beihilfen, Einlagerungs- und 

Ausgleichsmaßnahmen (Aufkauf durch die EU), gemeinsame Einrichtungen zur Stabilisierung 

der Ein- oder Ausfuhr (z. B. Exportsubventionen). Folgerichtig wird in Art. 42 AEUV eine 

wettbewerbsrechtliche Ausnahme für die Agrarpolitik statuiert. Schließlich zeigt Art. 41 lit. b) 

AEUV, dass nicht der Verbraucher durch seine Nachfrage determinieren soll, was und wieviel 

produziert wird. Vielmehr soll sein Nachfrageverhalten durch Intervention beeinflusst werden 

(Absatzerhöhung). 

Sekundärrecht699 

Liberale Vorschriften: 

 Keine.  

Bürokratisch-neutrale Vorschriften: 

 Statistik: Landwirtschaftliche Gesamtrechnungen, Pestizide (VO 1185/2009); 
 Lebensmittelkennzeichnung, Lebensmittelrückverfolgbarkeit, Lebensmittel- und 

Futtermittelregeln, Futtermittelhygiene; 
 Sortenschutz (VO 1238/95, VO 2100/94), Sortenkatalog (RL 2002/53/EG); 
 Pestizidrecht, Pflanzenschutz (u. a. VO 1610/96, RL 98/56/EG); 
 Tierschutz- und Tierzuchtvorschriften, Medikamenteneinsatz bei Tieren; 
 Veterinärbescheinigungen, Etikettierungsvorschriften, Kontrollen Lebensmittelfleisch 

(VO 854/2004);  
 Tierimpfungen, Tierkrankheiten (VO 737/2008, VO 180/2008), Legehennen 

(RL 1999/74/EG), Veterinärkontrollen, Tierarzneimittel (VO 2019/6, RL 2001/82/EG); 
 Saatgut (RL 2002/57/EG, RL 2002/54/EG, RL 2002/55, RL 2009/145/EG, 

RL 2008/124/EG, RL 2008/90/EG, RL 2008/62/EG), Gemüsepflanzgut 
(RL 2008/72/EG), Pflanzkartoffeln (RL 2002/56/EG); 

                                                 
699 Die Zitierweise von Verordnungen im Fundstellenverzeichnis (eur-lex.europa.eu, 05.08.2019) hat sich 
mehrfach geändert und weist aktuell zwei Alternativen auf (Muster: „VO Nr. 1/2016“ oder „VO 2016/1“), die 
unsystematisch gebraucht werden. Da dies die Auffindbarkeit kaum beeinträchtigt, wurden Verordnungen so 
zitiert, wie sie vorgefunden wurden, aber unter Weglassung von „(EG) Nr.“ („VO 1/2008“ statt „VO (EG) Nr. 
1/2008“). Das bedeutet, dass die Jahreszahl nicht stets links bzw. rechts vom Schrägstrich steht, in der Regel ist 
sie aber offensichtlich. Vor 2000 wird sie nur zweistellig angegeben („98“ statt „1998“). Euratom-Verordnungen 
oder EZB-Rechtsakte wurden als solche gekennzeichnet, im Übrigen handelt es sich um EG-/EU-Rechtsakte.  
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 Vermarktungsvorschriften (Bezeichnungen, Gewichtsabweichungen, 
Qualitätsstandards): VO 543/2008, RL 2001/112/EG, VO 1151/2012. 

Interventionistische Vorschriften: 

 Verteilung von Interventionsgütern an Bedürftige (VO 983/2008, VO 1146/2007) 
(gerechtfertigt)700; 

 Finanzhilfen701 für Agrarwerbung (VO 3/2008); 
 Beihilfe zur Verringerung der Milcherzeugung (VO 2016/1612); 
 Exportsubventionen (VO 1234/2007, VO 1993/2005 [Malz], VO 903/2008 

[Schweinefleisch], VO 1187/2009 [Milch], VO 1359/2007 [Rindfleisch]); 
 Subventionsprogramme ELER (VO 1305/2013) sowie EGFL (VO 1306/2013), 

Subvention Weinsektor (VO 555/2008, VO 479/2008), Baumwolle (VO 637/2008), 
Exportsubvention Zucker/Sirup (VO 431/2003), Subventionsverfahrensrecht 
(VO 1306/2013), Preisintervention Butter, Weichweizen, Magermilchpulver usf. 
(VO 1370/2013), Vogelgrippe-Subvention zur Vernichtung von Eiern und Küken 
(VO 1010/2006), Olivenölsubvention (VO 528/1999), Hopfensubvention, Subvention 
für Seidenraupenzucht (VO 1744/2006), Tier- und Pflanzengesundheit 
(VO 652/2014)702 

 Gemeinsame Marktordnung703 Agrar (VO 1308/2013). 

Qualifikation 

Es zeigt sich, dass der Agrarsektor, obwohl er grundsätzlich marktwirtschaftlich704 organisiert 

ist, in erheblichem Umfang durch Produkt- und Einkommenssubventionen gelenkt wird. Das 

Organisationkonstrukt705 zur Bündelung der Instrumente ist die „Gemeinsame Marktordnung“, 

die allerdings überwiegend nicht-marktkonforme Elemente706 enthält und ca. 90 %707 aller 

Agrarprodukte umfasst. Während der Schwerpunkt der Förderung früher die Produktgattungen 

waren, so hat sich dieser aktuell zu Erzeugersubventionen verschoben, die von 

Produktionsanforderungen weitgehend entkoppelt sind.708  

                                                 
700 Zuvor in interventionistischer Art und Weise aufgekaufte Agrarprodukte werden an Bedürftige verteilt. 
Ordnungspolitisch ist dies – unbeschadet des problematischen Ankaufs – als soziale Maßnahme nicht spürbar 
wettbewerbsverzerrend. 
701 Die auf Absatzförderung zielende EU-Finanzhilfe hat Subventionscharakter, da sie dem Wirtschaftszweig der 
Landwirtschaft als Werbungsmaßnahme zugutekommt, vgl. Art. 1, 2 VO 3/2003. 
702 Zwar sind Finanzhilfen nur für Mitgliedstaaten und nicht für Privatunternehmen bzw. Landwirte vorgesehen 
(Art. 6 VO 652/2014), allerdings werden diese an betroffene Eigentümer weitergeleitet (vgl. Art. 11 lit. c bis f VO 
652/2014), sodass von einer mittelbaren Subventionierung gesprochen werden kann. 
703 Der Begriff „Marktordnung“ kann bestenfalls als euphemistisch bezeichnet werden. Treffender wäre die 
Bezeichnung „Interventions-“ bzw. „Subventionsordnung“. 
704 Oppermann/Classen/Nettesheim, Europarecht, 8. Aufl. (2018), § 24 Rn. 14.  
705 Vgl. Oppermann/Classen/Nettesheim, Europarecht, 8. Aufl. (2018), § 24 Rn. 19. 
706 Vgl. Fastenrath/Groh, Europarecht, 4. Aufl. (2016), Rn. 368 („mehr oder weniger planwirtschaftliche Züge“). 
707 Streinz, Europarecht, 10. Aufl. (2016), Rn. 1200. 
708 Vgl. Streinz, Europarecht, 10. Aufl. (2016), Rn. 1201. 
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Obwohl die Gemeinsame Agrarpolitik der wirtschaftssystemischen Grundausrichtung der 

Union als wettbewerbsverfasster Marktwirtschaft teils gravierend widerspricht, wird sie von 

der (sie finanzierenden) Bevölkerung politisch kaum kritisiert.709 

Teils werden Interventionen im Agrarbereich mit Marktstörungen auf den Gütermärkten710 oder 

der generell „zu niedrigen“ Produktivität dieses Wirtschaftszweiges begründet. Soweit ein 

Marktversagen bei Produktpreisen attestiert wird, wie dies u. a. in den Erwägungsgründen von 

EU-Rechtsakten ausdrücklich festgehalten ist (vgl. VO 2015/1853, Erwägungsgründe 1 bis 4), 

so kann diese Einschätzung nicht geteilt werden: Ein Absinken von Preisen aufgrund eines 

Überangebotes ist weder Marktstörung noch Marktversagen.711 Es existiert kein ökonomisches 

Gesetz, das ein endloses Mitwachsen der Nachfrage bei Angebotsausweitung zum Gegenstand 

hat. Soweit auf Produktivitätserwägungen rekurriert wird, ist anzumerken, dass bei einem 

Überangebot von Waren und entsprechend sinkenden Preisen die Produktivität 

landwirtschaftlicher Betriebe selbstverständlich dazu führt, dass nicht alle Betriebe 

wirtschaftlich überlebensfähig sein können. Im Übrigen wurde die Frage der strukturellen 

Unterlegenheit der Landwirtschaft bereits früher mit guten Argumenten in Zweifel gezogen.712 

Daher sind die Interventionen im Agrarsektor ordnungspolitisch nicht gerechtfertigt und stellen 

einen politischen Eingriff anlässlich gut kommunizierter und traditionsreicher 

Interessenvertretung dar. 

Quantifikation 

Die Landwirtschaftlichen Gesamtrechnungen (VO 138/2004) weisen die Bruttowertschöpfung 

zu Herstellerpreisen aus. Diese werden konstruiert aus Erzeugerpreis (Marktpreis)713 minus 

Gütersteuern plus Gütersubventionen. Sie entsprechen wirtschaftlich den Herstellungskosten 

und liegen in der Praxis höher als der Erzeugerpreis (Marktpreis). Darin zeigt sich die 

subventionsmäßige Preisverzerrung durch die GAP (Produktionskosten höher als 

Verkaufserlöse). 

Indikator   Wert (Mio. €)  Integrationsfaktor Ergebnis (Mio. €) 

Bruttowertschöpfung714  167.513,28  * 1,0   = 167.513,28 

                                                 
709 Zur politischen Ökonomie der GAP vgl. Wagener/Eger, Europäische Integration, 2009, S. 534 ff. 
710 Streinz, Europarecht, 10. Aufl. (2016), Rn. 1046 („Bereiche […], in denen der Wettbewerb nicht funktioniert“). 
711 Krit. zur Interventionspolitik im Agrarbereich auch Bruhn, Wirtschaftsverfassung der EU, 2008, S. 138. 
712 Schmitt, ORDO 41 (1990), 219 ff. 
713 Anh. I Ziff. 2.085 VO 138/2004. 
714 Eurostat (aact_eaa01), Bruttowertschöpfung zu Herstellungspreisen. 
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(2) Fischereipolitik 

Primärrecht 

Das zur Agrarpolitik Gesagte gilt für die Fischereipolitik grundsätzlich entsprechend, vgl. 

Art. 38 Abs. 1 UAbs. 2 AEUV a. E.  

Sekundärrecht 

Liberale Vorschriften: 

 Keine. 

Bürokratisch-neutrale Vorschriften: 

 Statistik (VO 762/2008 [Aquakultur], VO 217/2009 [Fänge Nordwestatlantik], 
VO 218/2009 [Nordostatlantik], VO 216/2009 [außerhalb Nordatlantik], VO 1921/2006 
[Fischereierzeugnisse], VO 1984/2003 [diverse Fischarten]); 

 Überfischungsschutz715: VO 1343/2011, VO 2015/1526, VO 2015/104, Regeln zu 
Flottengrößen (VO 1570/2005, VO 2104/2004), Vorschriften zu Fangmöglichkeiten 
nach Gewässern (VO 43/2009, VO 73/2016, VO 1322/2008), Fischereibeschränkung 
(VO 2016/1627 [Roter Thun], 1100/2007 [europäischer Aal]), Fangnetz-Regulierung 
(VO 517/2008), Fangquotenregelungen (VO 147/2007, 762/2004), Beschränkungen 
von Fischereiaufwendungen [indirekte Mengenregulierung]716 (VO 1415/2004, 
1954/2003, 2762/1999), Maßnahmen gegen Walbeifänge (VO 812/2004), 
Haifischschutz (VO 1185/2003); 

 Tiefseeschutz (VO 734/2008), Tiefsee-Fangerlaubnis und Aufwandsbeschränkung 
(VO 2347/2002); 

 EU-Fischereiaufsichtsagentur (VO 768/2005); 
 „Prangerliste“ illegal fischender Schiffe (VO 468/2010); 
 Vermarktungsnormen, Produktregulierung (VO 1536/92 [Thunfisch], VO 2136/89 

[Sardinen], VO 3703/85 [bestimmte Fische]). 

Interventionistische Vorschriften: 

 Beihilfeerlaubnis zur Produktionsverringerung (RL 83/515/EWG), Beihilfe 
Lagerhaltung (VO 429/2004); 

 Subventionsprogramm EMFF (VO 508/2014); 
 Gemeinsame Marktordnung Fischerei (VO 1379/2013): u. a. Regeln zur Bildung und 

Anerkennung von Branchenverbänden, Öffnung für finanzielle Förderung, 
Lagerhaltungsmechanismus (mit behördlichem Preissystem). 

Qualifikation 

Die EU-Fischereipolitik kann in drei Teilbereiche gegliedert werden: 

                                                 
715 Dies stellt zwar einen nicht unerheblichen Eingriff in die Wirtschaftsplankompetenz dar, dient aber letztlich 
dem Überfischungs-, d. h. Substanzschutz des Marktes selbst sowie dem Erhalt der tierischen Umwelt. 
716 Anders als bei der Zuckerabgabe oben, welche ebenfalls mengenregulierend wirkt, kann hier der 
Rechtfertigungsgrund des Umweltschutzes in Anschlag gebracht werden, da eine Überfischung zur Vernichtung 
der Produktionsgrundlage (Fischpopulation) führt. 
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Der erste Teilbereich umfasst den maritimen Umweltschutz und damit die „Erhaltung der 

Produktionsgrundlage“. 717 Kompetenziell ist dies durch Art. 4 Abs. 2 lit. d) AEUV abgesichert. 

Regeln, welche die Überfischung eindämmen sollen, können als ordnungspolitisch 

unbedenkliche Marktrahmenregeln verstanden werden, da sie die negativen externen Effekte 

auf die Umwelt beschränken und die Grundlage des Marktes für Fischereierzeugnisse 

erhalten.718 Hierdurch wird das private Ausbeutungs- und das allgemeinwohlorientierte 

Erhaltungsinteresse in Einklang gebracht. Problematisch ist allein, wie die erlaubten 

Fangmengen verteilt werden und inwieweit hierbei Wettbewerbsprinzipien gelten. Auf EU-

Ebene erfolgt die Verteilung der TAC719-regulierten Gewässer an die Mitgliedsstaaten durch 

Art. 5 Abs. 1 VO 2015/104 i.V.m. Anhang I. National erfolgt die Verteilung nach 

mitgliedsstaatlichem Recht, in Deutschland gem. § 3 Abs. 2 SeefischereiG nach Maßgabe von  

„Leistungsfähigkeit und Eignung der Fischereibetriebe, ihrer bisherigen Teilnahme an der 
betreffenden Fischerei, dem wirtschaftlichen Einsatz der Fischereiflotte und der bestmöglichen 
Versorgung des Marktes“.  

Damit erfolgt die Distribution nicht strikt nach der Maßgabe wirtschaftlicher Konkurrenz, 

sondern nach administrativen Ermessenserwägungen. Das sonst in der Marktwirtschaft für die 

Verteilung knapper Güter gebrauchte Instrument des Preismechanismus‘ hingegen wird nicht 

gewählt, obwohl es in Form von Fangquoten-Versteigerung durchaus denkbar wäre 

(idealerweise auf EU-Ebene). Die interventionistischen Tendenzen bei der nationalen Vergabe 

der Fangmengen sind allerdings nicht der EU, sondern den Mitgliedstaaten zuzurechnen. 

Der zweite Teilbereich umfasst das Subventionsprogramm EMFF (VO 508/2014) und die 

Gemeinsame Marktordnung der Fischerei720, die nicht-marktkonforme Elemente bereithält. 

Dieser Teilbereich kann als interventionistisch bezeichnet werden. 

Drittens schließt die EU sustainable fisheries agreements (SFAs)721 mit Drittstaaten sowie 

bilaterale Verträge (northern agreements) mit Norwegen, den Färöer-Inseln und Island ab, um 

Unionsschiffen eine Befischung auch außerhalb der EU-Gewässer zu ermöglichen. Hierbei 

gezahlte Finanzhilfen sind einerseits Gegenleistung zur Fischerei-Gestattung, andererseits 

dienen sie der Verfolgung von Umweltschutz außerhalb der EU. Da es sich um einen Bereich 

                                                 
717 Streinz, Europarecht, 10. Aufl. (2016), Rn. 1209. 
718 Vgl. Oppermann/Classen/Nettesheim, Europarecht, 8. Aufl. (2018), § 24 Rn. 43 („maritimer Umweltschutz“); 
Fastenrath/Groh, Europarecht, 4. Aufl. (2016), Rn. 372. 
719 Total Allowable Catches. 
720 Oppermann/Classen/Nettesheim, Europarecht, 8. Aufl. (2018), § 24 Rn. 42. 
721 Vgl. https://ec.europa.eu/fisheries/cfp/international/agreements_en, zuletzt aufgerufen am 29.05.2019. 



- 132 - 

handelt, der dem Außenhandelsrecht nahesteht, wird er für die Zwecke der Qualifikation nicht 

berücksichtigt.  

Die EU-Fischereipolitik fällt wegen der EMFF-Subvention im Ergebnis interventionistisch aus. 

Integrationstiefe 

Für die Integrationstiefe wird der Faktor 1,0 angesetzt, da Agrar- und Fischereirecht maßgeblich 

europäisch geprägt sind und ein entscheidender Teil der Subventionen aus EU-Mitteln stammt. 

Quantifikation 

Daten zur Fischereipolitik beziehen sich auf die NACE (Rev2) Abteilung A3 (Fischerei und 

Aquakultur).  

Indikator    Wert (Mio. €) Integrationsfaktor     Ergebnis (Mio. €) 

Bruttowertschöpfung722   7.089,4  * 1,0           = 7.089,4 

c) Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts (Art. 67-89 AEUV) 

Der EU-Politikbereich des Raums der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts umfasst im 

Wesentlichen die folgenden Regelungsbereiche: 1) EU-Außengrenzrecht723 (FRONTEX, 

RABIT, EUROSUR, Schengen-Raum) einschließlich Asyl-, Visa- und Einwanderungspolitik 

(u. a. Dublin-III [VO 604/2013], EURODAC [VO 2725/2000]), 2) zivil- und strafjustizielle 

Zusammenarbeit (Anerkennung gerichtlicher Entscheidungen, Kollisionsrecht, Koordinierung, 

Eurojust [Beschl. 2002/187/JI], EUStA [VO 2017/1939]) und Harmonisierung sowie 3) 

polizeiliche Zusammenarbeit in der Union (u. a. Europol, Art. 88 AEUV).724 Während das 

Recht der Außengrenzen und der justiziellen Zusammenarbeit ursprünglich vor allem als Annex 

zur Binnenmarktintegration diente, emanzipierte sich dieser Politikbereich im Laufe der Zeit 

durch differenzierte und eigenständigere Regelungen.725 Gleichwohl basiert es, wie bereits aus 

dem Binnenmarktrecht bekannt, auf dem Prinzip gegenseitiger Anerkennung726, das 

folgerichtig auf bestimmte staatliche Verantwortungsbereiche ausgedehnt wird. 

In wirtschaftssystemischer Hinsicht sind sämtliche der genannten Bereiche dem Marktrahmen 

zuzuordnen, d. h. den Bedingungen, auf die eine wettbewerbsverfasste Marktwirtschaft für 

                                                 
722 Eurostat (nama_10_a64). 
723 Vgl. dazu Pache, in: Niedobitek, Europarecht, 2014, § 10 Rn. 82 ff. 
724 Zum Normbefund vgl. auch Schwarz, Grundlinien der Anerkennung, 2016, S. 206 f. 
725 Schwarz, Grundlinien der Anerkennung, 2016, S. 207. 
726 Schwarz, Grundlinien der Anerkennung, 2016, S. 247 ff. 
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effizientes Funktionieren angewiesen ist. Bezüglich des EU-Außengrenzkontrollrechts gilt 

dies, weil die marktwirtschaftlichen Ordnungsprinzipien keine Aussage über die 

Ländergrenzen und die äußere Sicherheit treffen und eine effektive Kontrolle Gewalteinsatz 

erfordert, der aus guten Gründen beim Staat monopolisiert ist. Auch die Ziviljustiz erfüllt 

wirtschaftssystemisch die Aufgabe, zivile Rechte im gesamten EU-Binnenraum durchzusetzen. 

Kollisionsnormen regeln in neutraler Weise die Anwendbarkeit des jeweils geltenden Rechts 

und haben insoweit Ordnungsfunktion. Die strafjustizielle und polizeiliche Zusammenarbeit 

dient der Bekämpfung von Schwerkriminalität, Terrorismus sowie Straftaten zum Nachteil der 

finanziellen Interessen EU (Subventionsbetrugsbekämpfung).  

Eine detaillierte Durchsicht des Sekundärrechts erübrigt sich daher. 

d) Verkehrspolitik (Art. 90-100 AEUV) 

Primärrecht 

Die europäische Verkehrspolitik findet ihre Ausgestaltung überwiegend im Sekundärrecht.  

Erwähnenswert aus dem Primärrecht ist die vierfache Rechtssetzungskompetenz der EU gem. 

Art. 91 Abs. 1 lit. a) bis d) AEUV: (1) Regelungen zu internationalem Verkehr in/aus einem 

Mitgliedsstaat sowie Durchgangsverkehr, (2) Zulassungsregeln für Verkehrsunternehmen, 

(3) Verkehrssicherheit sowie (4) eine Generalklausel727 für sonstige „zweckdienliche 

Vorschriften“. Wirtschaftssystemisch von Interesse ist ferner die in Art. 93 AEUV statuierte 

Ausnahme vom Beihilfeverbot728 sowie die Diskriminierungsverbote (Art. 95 Abs. 1, 96 Abs. 1 

AEUV), die allerdings ihrerseits Rückausnahmen enthalten („angemessene Standortpolitik“, 

Art. 96 Abs. 2 AEUV). Primärrechtlich erscheint die Verkehrspolitik – wie bereits zu Zeiten 

des EWGV729 – mangels konkreter Vorgaben sehr offen.730  

Die EU-Verkehrspolitik ist von den Transeuropäischen Netzen (TEN, Art. 170-172 AEUV) 

abzugrenzen und befasst sich mit der Regulierung des Transports auf den vier Verkehrswegen 

Straße, Schiene, Wasser und Luft sowie nahestehende Themen (Ausbildung Transportberufe, 

Verkehrs-Verwaltungsrecht zur Gefahrenabwehr, Zulassungswesen, Transportunternehmen). 

Demgegenüber betrifft der Politikbereich der TEN spezifisch die Verkehrswege selbst 

                                                 
727 Vgl. Köberlein, Kompendium Verkehrspolitik, 1997, S. 287 (zur Vorgängervorschrift). 
728 Vgl. dazu Oppermann/Classen/Nettesheim, Europarecht, 8. Aufl. (2018), § 26 Rn. 20. 
729 Basedow, Wettbewerb auf den Verkehrsmärkten, 1989, S. 159 („nicht auf […] ordnungspolitische Prinzipien 
festgelegt“, Verkehrspreispolitik als Umverteilungssystem zu Gunsten von Land- und Montanwirtschaft in den 
Flächenländern), entsprechend problematisch war die Konsensfindung zwischen den Mitgliedsstaaten (ebd.). 
730 Köberlein, Kompendium Verkehrspolitik, 1997, S. 288 („weitgehend offen gelassen“); Bruhn, 
Wirtschaftsverfassung der EU, 2008, S. 144 („ordnungspolitisch nicht eindeutig“). 
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(Infrastruktur), ihren Ausbau, ihre technischen Merkmale sowie die Interoperabilität 

verschiedener Verkehrssysteme.731 Diese Trennung wird in der Diskussion darüber, ob bei der 

Verkehrspolitik im weiteren Sinne (Transport- und Infrastrukturpolitik) „natürliche“ Monopole 

vorlägen, nicht immer hinreichend differenziert.732 

Sekundärrecht 

Liberale Vorschriften: 

 Abbau Grenzkontrollen Straßen/Binnenschiffsverkehr (VO 1100/2008); 
 Harmonisierung Straßenentgelte schwere Nutzfahrzeuge (RL 1999/62/EG)733; 
 Vergaberecht bei ÖPNV-Aufträgen (VO 1370/2007); 
 Kabotage (VO 1072/2009), Seekabotage (VO 3577/92); 
 Trennung von Schienenbenutzer und Infrastrukturinhaber (RL 2012/34/EU); 
 Zugang zu Bodenabfertigungsdiensten [Dienstleistungsfreiheit] (RL 96/67/EG); 
 Flughafen-Entgelte [Transparenz, Diskriminierungsverbot] (RL 2009/12/EG); 
 Computerreservierungssysteme Flugverkehr (VO 80/2009), Slotvergabe Flughäfen 

[Wettbewerb] (VO 95/93). 

Bürokratisch-neutrale Vorschriften: 

 Statistik (RL 2009/42/EU, VO 70/2012, VO 833/2007, VO 437/2003, VO 1358/2003); 
 Lebensmitteltransport und Einlagerung (VO 37/2005), Lebensmittelbeförderung auf 

See [Hygiene, Produktschutz] (VO 579/2014); 
 Fahrgastrechte: Busreisen (VO 181/2011), Schifffahrt (VO 1177/2010), Bahn 

(VO 1371/2007), Luftverkehr (VO 261/2004); 
 PKW-Zulassung (RL 1999/37/EG), PKW-Kennzeichen (VO 2411/98), 

Kraftverkehrsunternehmer-Zulassung (VO 1071/2009); 
 Datenübermittlung Verkehrsdelikte (RL 2015/413, 2011/82); 
 Gefahrenabwehr und Behörden: Meldeformalitäten Häfen (RL 2010/65/EU), 

Gefahrenabwehr in Häfen (RL 2005/65/EG), Gefahrenabwehr Schiffe und 
Hafenanlagen (VO 725/2004, VO 324/2008), EU-Behörde für Sicherheit im Seeverkehr 
(VO 1406/2002, VO 911/2014), Bußgeldverhängung 
Schiffsüberprüfungsorganisationen (VO 788/2014), Finanzierung 
Seeüberwachungsbehörde Meeresverschmutzung (VO 1891/2006), „Prangerliste“ 
unzuverlässiger Seeunternehmer/Schiffe nach Flaggenstaaten (VO 801/2010, 
VO 802/2010), „Prangerliste“ Airlines bei Verstößen (VO 474/2006), Standards im 
Seeverkehr (VO 336/2006), Schiffsüberprüfung (VO 391/2009, VO 428/2010), 
Registrierung von Schiffen (VO 789/2004); 

 Binnenschifffahrtsinformationsdienste (VO 164/2010, VO 414/2007 bis 416/2007, 
RL 2005/44/EG); 

 Ausbildung von Seeleuten (RL 2008/106/EG), Befähigung Fluglotsen (VO 2015/340), 
Anforderungen fliegendes Personal (VO 1178/2011), Qualitätsstandards 
Flugsicherungsunternehmen (VO 550/2004); 

                                                 
731 Ähnliche Trennung bei Frenz, Hdb Europarecht, Bd. 6, 2011, Rn. 4324. 
732 Argumente referiert bei Basedow, Wettbewerb auf den Verkehrsmärkten, 1989, S. 41 ff., S. 48 ff. Keine 
Trennung von Verkehr und Infrastruktur bei Hennighausen, Marktwirtschaftliche Verkehrspolitik, 1994, passim. 
733 Politökonomische Erwägungen bei Dambach, Verkehrspolitik, 2007, S. 150 ff.  
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 Versicherungspflichten: Schiffe (RL 2009/20/EG), Kraftfahrzeuge (RL 2009/103/EG), 
Luftfahrtunternehmen (VO 785/2004); 

 Arbeitsschutz/Arbeitszeit: Berufskraftfahrer (VO 561/2006, RL 2006/22/EG, 
2002/15/EG), Schienenpersonal (RL 2005/47/EG), Seeleute (RL 1999/95/EG); 

 Fahrerlaubnisrecht (RL 2006/126/EG, VO 383/2012, VO 36/2010, RL 2003/59/EG); 
 Haftungsrecht: Personenbeförderung auf See (VO 392/2009), Luftfahrunternehmen 

(VO 2027/97); 
 Verkehrssicherheit: Betriebssicherheit (RL 2014/47/EU, RL 2014/47/EU), 

Fahrtenschreiber (VO 165/2014), Gefahrgutbeförderung (RL 2008/68/EG), Gurtpflicht 
PKW (RL 91/671/EWG), Profiltiefe (RL 89/459 EWG), Gefahrgutkontrollen 
(RL 95/50/EG), Schiffsausrüstung (RL 2014/90/EU), Sicherheit Fahrgastschiffe 
(RL 2009/45/EG, RL 2003/25/EG), Lufttüchtigkeitsanforderungen 
[Instandhaltungspflichten u. ä.] (VO 1321/2004), Lufttüchtigkeitszeugnisse 
(VO 748/2012), technische Regeln Flugbetrieb (VO 965/2012), Kollisionswarnsysteme 
Flugverkehr (VO 1332/2011), Luftsicherheit Zivilluftfahrt (VO 272/2009), LKW-
Spiegel (RL 2007/38/EG), RL 93/91/EWG, RL 92/62/EWG, RL 92/6/EWG, 
RL 91/662/EWG, RL 91/422/EWG, RL 90/629/EWG, RL 90/630/EWG, 
RL 89/459/EWG; Abmessung/Gewicht Straßenfahrzeuge (RL 96/53/EG); 

 Verwaltungsrecht Luftverkehr: Regulierung und Überwachung von 
Luftfahrtgenehmigungen (VO 1008/2008), Lärmvorschriften ziviler Luftverkehr 
(2006/93/EG), lärmbedingte Betriebsbeschränkungen Flugzeuge (VO 598/2014), 
Sicherheit Zivilluftfahrt (VO 300/2008), Liste nicht zugelassener Airlines 
(VO 2111/2005), Verwaltungsverfahren Flugplätze (VO 139/2014); Flugpläne 
(VO 1033/2006); 

 Flugverkehr, Technik: Flugverkehrsdaten [Geodaten] VO 73/2010, 
Luftkommunikation (VO 29/2009, VO 262/2009), Softwaresicherheit (VO 482/2008), 
Flugdatenaustausch (VO 1032/2006). 

Interventionistische Vorschriften:  

 Subventionen: Marco Polo I, II (VO 1382/2003, VO 1692/2006, VO 923/2009), 
Shift2Rail (VO 642/2014); 

 Rechte bestimmter Fluggäste734 (VO 1107/2006) (gerechtfertigt);  
 Sonderbeitragspflicht Binnenschifffahrt [Abwrackprämie] (VO 181/2008, 

VO 718/1999). 

Das reichhaltige europäische Verkehrsrecht umfasst Rechtsakte, die wirtschaftssystemisch alle 

drei der hier gebildeten Kategorien – liberal, neutral und interventionistisch – abdeckt. 

Liberalisierende Vorschriften finden sich vor allem im Sekundärrecht735, etwa bei der 

Liberalisierung des innereuropäischen Verkehrs (Kabotage)736, der Entkoppelung von 

Schienennutzer und Schienenbetreiber (RL 2012/34/EU), Vorschriften zur Slotvergabe und 

zum Marktzugang im Flughafenverkehr (VO 95/93, VO 80/2009), Harmonisierung von 

                                                 
734 Für die Zusatzkosten der Beförderung mobilitätseingeschränkter Fluggäste sieht die VO eine Umlage vor, die 
alle Fluggäste eines Flughafens erfasst, Art. 8 Abs. 4 Satz 2 VO 1107/2006. Der Umverteilungsmechanismus hat 
Interventionscharakter, erscheint aber als sozialpolitische Ausnahme gerechtfertigt. 
735 Vgl. Oppermann/Classen/Nettesheim, Europarecht, 8. Aufl. (2018), § 26 Rn. 12. 
736 Vgl. Köberlein, Kompendium Verkehrspolitik, 1997, S. 293-299 (Land-, See- und Luftverkehr). 
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Straßenentgelten737 sowie der Pflicht zum öffentlichen Vergabesystem im ÖPNV (VO 

1370/2007). Die Marktöffnung im Verkehrssektor hat somit nennenswerte Teilerfolge 

vorzuweisen.738 

Bürokratisch-neutrale Vorschriften befassen sich vor allem mit Harmonierungsvorschriften des 

jeweiligen mitgliedstaatlichen Verbraucher-, Verwaltungs-, Verkehrssicherheits- und 

Gefahrenabwehrrechts.739 Die große Regelungsdichte im See- und Luftverkehr kann mit den 

erheblichen wirtschaftlichen Werten sowie Gefahren für das Leben der Passagiere erklärt 

werden. Pflichtversicherungen sind zwar ein Eingriff auch in die Wirtschaftsplankompetenz, 

führen aber im Ergebnis zur Koppelung von Eigentum (Möglichkeit zum Kraftverkehr) und 

Verantwortung (Fähigkeit zur Schadensliquidation).740 

Es sind auch interventionistischen Tendenzen auszumachen: 

Bei den im Ergebnis wenig erfolgreichen741, mittlerweile ausgelaufenen Programmen Marco-

Polo I & II (zusammen EUR 500 Mio. über mehrere Jahre) wurden konkrete logistische 

Projekte von Unternehmen dahingehend kofinanziert, dass eine Verlagerung von 

Straßengüterverkehr hin zum Schienenverkehr gefördert wurde. Ordnungspolitisch liegt hierin 

eine preisverzerrende Subvention, weil nicht der Ordnungsrahmen (z. B. Infrastrukturausbau) 

gestaltet wird, sondern ein finanzieller, lenkender Anreiz gesetzt wurde, der dem allgemeinen 

Preismechanismus742 zuwiderlief. Dem entspricht es, dass der Europäische Rechnungshof die 

Verfehlung der Ziele des Programms maßgeblich in Verbindung mit der Verkennung der 

Marktverhältnisse brachte.743 

                                                 
737 Vgl. Hennighausen, Wegekostenfinanzierung, 2002, S. 66 (Harmonisierung v. Wettbewerbsbedingungen). 
738 Vgl. die vorsichtige Skepsis vor der Maastricht-Vertragsreform bei Basedow, Wettbewerb auf den 
Verkehrsmärkten, 1989, S. 179 ff. Das volle Potenzial von Marktinnovationen wird allerdings nicht ausgeschöpft, 
wie die regulatorischen Hemmnisse bei sonstigem Taxi-Verkehr (Uber) oder die nur teilweise Öffnung des 
Fernbus-Verkehrs zeigen. 
739 Vgl. Oppermann/Classen/Nettesheim, Europarecht, 8. Aufl. (2018), § 26 Rn. 23-25 f. 
740 Damit ist nicht gesagt, dass die konkrete Ausgestaltung nicht noch ordnungspolitisch stringenter sein könnte, 
etwa dergestalt, dass die Verwendung der eingezahlten Gelder durch den Versicherer beschränkt wird 
(Verwahrungsfunktion), um den Subventionseffekt eines „garantierten“ Marktes abzuschwächen. 
741 Europäischer Rechnungshof, Sonderbericht Nr. 3 // 2013 (Marco Polo), S. 6. 
742 Z. B. würde die Attraktivität des Schienenverkehrs dadurch steigen, dass Subventionen von Dieselkraftverkehr 
abgebaut und darüber hinaus in Schienenverkehrswege und -technologie investiert würde.  
743 Vgl. Europäischer Rechnungshof, Sonderbericht Nr. 3 // 2013 (Marco Polo), S. 20. 
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Insgesamt erscheint die EU-Verkehrspolitik gleichwohl als schwerpunktmäßig liberal, da die 

vereinzelten Interventionen keine übergroßen Volumina744 aufwiesen und teilweise 

ausgelaufen sind. 

Integrationstiefe 

Das EU-Verkehrsrecht umfasst zahlreiche Rechtsakte, die alle Transportwege (Straße, Schiene, 

Gewässer/See, Luft) erfassen. Wichtige verwaltungsrechtliche Formalitäten (Zulassung, 

Berufsqualifikation, technische Standards), Teile des Haftungsrechts und der Gefahrenabwehr 

sind europarechtlich geprägt, wobei den Mitgliedsstaaten noch ein erheblicher 

Gestaltungsspielraum offensteht (ÖPNV, Fernverkehr). Es wird ein Integrationsfaktor von 0,5 

festgestellt. 

Quantifikation 

Wie oben beim Primärrecht umrissen, ist die EU-Verkehrspolitik tatbestandsseitig auf den 

Transport bezogen. Transport findet auf vier Verkehrswegen statt: Straße, Schiene, Wasser und 

in der Luft. Erfasst wird dies durch die Abteilungen 49-51 der NACE-Systematik: 

Indikator   Wert (Mio. €) Integrationsfaktor   Ergebnis (Mio. €) 

Bruttowertschöpfung745  301.586,9 * 0,5    = 150.793,45 

Ein nicht unerheblicher Teil der Personenbeförderung in der EU findet mittels eigenen oder 

dienstlich746 genutzten Kraftfahrzeugs statt. Dies wird von den einschlägigen NACE-

Aggregaten nicht erfasst.747 Fraglich ist, ob auch dies zur wirtschaftlichen Bedeutung der EU-

Verkehrspolitik hinzuzuzählen ist. Hierfür spricht, dass öffentliche Verkehrsmittel in 

Wettbewerb zu dieser Beförderungsvariante steht und auch diese Fahrten von EU-

Verkehrsrecht reguliert werden (Zulassung, Pflichtversicherung, Verkehrssicherheit usf.). 

Gleichwohl ist eine Einbeziehung hier nicht erforderlich, weil bei diesen Fahrten eine 

gesonderte Bepreisung des Transports selbst nicht stattfindet (kein Beförderungsentgelt) und 

die wirtschaftliche Bedeutung des Transportmittels bereits anderweitig erfasst wird 

(Automobilherstellung und zugehörige Dienstleistungen, Kraftstoffmarkt usf.). Statistisch 

                                                 
744 Shift2Rail und Marco Polo I & II mit einem Finanzrahmen von EUR 950 Mio. über mehrere Jahre. Im Jahr 
2016 betrug die Gesamtsumme der Shift2Rail-Kofinanzierung bei  8 Projekte ca. 43,6 Mio. € (vgl. Projektliste 
und ausgewiesene Kofinanzierung, https://projects.shift2rail.org/s2r_projects.aspx, 13.01.2020). 
745 Eurostat (sbs_na_sca_r2), Bruttowertschöpfung zu Faktorkosten (Eurostat-Schätzung), Summe aus NACE 
Rev2 Abt. 49 Straßen- und Schienenverkehr, Rohrfernleitungen, Abt. 50 Seeverkehr und Abt. 51 Luftverkehr. 
746 Gemeint sind „inhouse“-Fahrten, nicht entgeltliche Transportverträge mit externen Unternehmen. 
747 Eurostat, NACE Rev2, 2008, S. 243 ff. 
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handelt es sich um einen Teilsektor zwar mit Verflechtungen zu anderen Wirtschaftsbereichen 

(Automobilmarkt, Kraftstoffe), jedoch mangels Dienstleistungsentgelt ohne trennbare748 

Wertschöpfung. Daher erscheint eine Einbeziehung sonstiger Kraftfahrzeug-

Personenbeförderung nicht sinnvoll. 

e) Wettbewerbsregeln (Art. 101-109 AEUV) 

Primärrecht 

Das Wettbewerbsrecht stellt das Herzstück einer auf Konkurrenz basierenden Marktwirtschaft 

dar und auch wenn der grundsätzlich liberale Charakter eines solchen Normenbestandes sehr 

naheliegend erscheint749, müssen die Details der wettbewerbsrechtlichen Regeln, d. h. deren 

Lücken, Legal- und Ermessensausnahmen, wirtschaftssystemisch näher beleuchtet werden.  

Es existiert keine allgemeingültige Definition des (wirtschaftlichen) Wettbewerbs.750 Dessen 

Fixierung hängt vielmehr vom wirtschaftssystemischen Vorverständnis ab. 751 Wie oben 

klargestellt, wird für die Zwecke dieser Arbeit primär auf ordoliberale Vorstellungen 

zurückgegriffen. 

Art. 101 Abs. 1 AEUV enthält das allgemeine Kartellverbot. Eine nicht unerhebliche 

ordnungspolitische Verwässerung hält die Ermessensausnahme in Abs. 3 für Vereinbarungen 

bereit, die der Verbraucherwohlfahrt, dem technischen oder wirtschaftlichen Fortschritt oder 

der Produktivität („Warenerzeugung“) dienen. Diese Ausnahme wird noch einmal durch 

Art. 104 AEUV dadurch erweitert, dass schon vor Erlass entsprechender Rechtsakte auf 

EU-Ebene nationale Behörden ihr Ermessen ausüben können, wobei der Kommission 

Aufsichtsfunktion zukommt (Art. 105 AEUV). 

Das Verbot des Missbrauchs einer marktbeherrschenden Stellung findet sich in Art. 102 UAbs. 

1 AEUV.  

Art. 106 AEUV befasst sich mit der Anwendbarkeit des EU-Wettbewerbsrechts auf öffentliche 

Unternehmen sowie solche, denen besondere bzw. ausschließliche Rechte durch die 

Mitgliedsstaaten gewährt wurden (staatliche bzw. staatlich veranlasste Monopole). Vom 

                                                 
748 Dienstliche Fahrten tragen zwar zur Wertschöpfung des im Sektor tätigen Unternehmens bei, sind jedoch nicht 
gesondert erfasst. Die Fahrerleistung ist über das Gehalt der angestellten Person erfasst, die in die 
Bruttowertschöpfung des Unternehmens einfließt. 
749 Vgl. Streinz, Europarecht, 10. Aufl. (2016), Rn. 1044; Oppermann/Classen/Nettesheim, Europarecht, 8. Aufl. 
(2018), § 20 Rn. 3. 
750 Opgenhoff, Europäische Fusionskontrolle, 2001, S. 30 ff. 
751 Opgenhoff, Europäische Fusionskontrolle, 2001, S. 30. 
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Kartell- und Beihilfeverbot sind diese freigestellt, soweit die Anwendung des 

EU-Wettbewerbsrechts die Erfüllung der ihnen übertragenen Aufgaben rechtlich oder 

tatsächlich verhindern würde.752 In der Rechtsprechung wurden hierzu u. a. grundsätzlich das 

Postwesen oder die Energieversorgung gezählt.753 Eine pauschale Zuordnung von Sektoren zur 

Abmessung dieser wettbewerbsrechtlichen Lücke ist daher nicht möglich. Die Offenheit der 

Bereichsausnahme für Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichen Interesse (Art. 106 

Abs. 2 AEUV) stellt wirtschaftsverfassungsrechtlich eine Nicht-Entscheidung dar, da es die 

wesentliche Frage, welche Bereiche hierunter zu fassen sind, an Kommission und EuGH 

weitergibt. Aufgrund ihrer schwachen demokratischen Legitimation wurde hieran kritisiert, 

dass die EU-Kompetenzabgrenzung zu unscharf ausgefallen754 und nicht rechtssicher und 

vorhersehbar755 sei.  

 Art. 107 Abs. 1 AEUV enthält das allgemeine Beihilfeverbot. Abs. 2 formuliert 

ordnungspolitisch überwiegend vertretbare Ausnahmen für die Sozialpolitik, Entschädigung 

bei Naturkatastrophen sowie für die wirtschaftlichen Folgen der Teilung Deutschlands. 

Problematischer erscheinen die Ausnahmen in Abs. 3: a) Konjunkturpolitik für wirtschaftlich 

schwache Regionen, b) Förderungen für Vorhaben von „gemeinsamem europäischen 

Interesse“, c) Förderung der „Entwicklung gewisser Wirtschaftszweige oder 

Wirtschaftsgebiete“, d) Beihilfen für den Erhalt von Kultur sowie e) sonstige Beihilfen, die der 

Rat auf Vorschlag der Kommission bestimmt. Abgesehen von der Ausnahme für die 

Kulturpolitik wird das Beihilfeverbot durch Art. 107 Abs. 3 AEUV aufgeweicht.756 Neben 

tatbestandlich sehr breiten Befreiungen („gewisse Wirtschaftszweige“) ist am Ende noch eine 

Generalklausel vorgesehen, die der Kommission große Regulierungsspielräume bietet. Diese 

werden durch die (normativ schwach gehandhabte) Bindung an marktwirtschaftliche 

Grundsätze (Art. 119 Abs. 1 AEUV) nicht nennenswert eingeschränkt.757  

Eingegrenzt werden die Art. 101, 102, 107 AEUV tatbestandlich durch die Eignung des 

Verhaltens zur spürbaren758 Beeinträchtigung des Handels zwischen den Mitgliedsstaaten 

                                                 
752 Vgl. Streinz, Europarecht, 10. Aufl. (2016), Rn. 1090. 
753 EuGH, Urt. v. 19.05.1993 – C-320/91 (Corbeau [Post]) (ECLI: ECLI:EU:C:1993:198), Urt. v. 27.04.1994 – C-
393/92 (Almelo [Energie]) (ECLI:EU:C:1994:171). 
754 Rottmann, Wettbewerbsrecht, 2008, S. 344. 
755 Rottmann, Wettbewerbsrecht, 2008, S. 348. 
756 Cremer, in: Calliess/Ruffert, EUV/AEUV, 5. Aufl. (2016), AEUV Art. 107 Rn. 48.  
757 Vgl. Cremer, in: Calliess/Ruffert, EUV/AEUV, 5. Aufl. (2016), AEUV Art. 107 Rn. 53 („nicht verpflichtet, 
diesem Prinzip einen Vorrang […] einzuräumen“) 
758 Zur Anwendung der Spürbarkeit auf die Zwischenstaatlichkeit Weiß, in: Calliess/Ruffert, EUV/AEUV, 5. Aufl. 
(2016), AEUV Art. 101 Rn. 131 f. m. w. N aus der Rechtsprechung (Fn. 410), allerdings mit der referierten 
Ausnahme, dass die Spürbarkeit bei Art. 107 Abs. 1 AEUV nicht erforderlich sei, vgl. Cremer, in: Calliess/Ruffert, 
EUV/AEUV, 5. Aufl. (2016), AEUV Art. 107 Rn. 36. 
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(Zwischenstaatsklausel). Zur Konkretisierung sah die Leitlinie der Kommission 

(2004/C101/07)759 vor, dass eine solche Eignung dann nicht anzunehmen ist, wenn der 

Marktanteil der Beteiligten 5 % und der Jahresumsatz der einschlägigen Produkte 40 Mio. € 

nicht übersteigt.760 In einer neueren Bekanntmachung der Kommission (2016/C262/01)761 

finden sich diese Schwellenwerte nicht mehr und es soll vielmehr eine Einzelfallprüfung Platz 

greifen. Wirtschaftssystemisch handelt es sich im Bereich der nicht „spürbaren“ bzw. rein 

nationalen Wettbewerbsverzerrungen um eine bewusst in Kauf genommene Lücke im 

Wettbewerbsrecht. Mangels Billigungswirkung sind die Mitgliedstaaten nicht gehindert, 

hiergegen vorzugehen. Daher liegt hierin keine interventionistische Ausnahme seitens der EU, 

sondern nur um die Beschränkung der Effektivität der statuierten Verbote. 

Sektorale Ausnahmen vom Wettbewerbsrecht finden sich für die Agrar- und Fischereipolitik 

(Art. 42 Abs. 2 AEUV) und die Verkehrspolitik (Art. 93, 96 AEUV),762 deren 

interventionistische Züge jenen Politikbereichen zugerechnet werden. 

Zur Kenntnis genommen wird ferner der Umstand, dass die Kommission bei der Prüfung des 

Vorliegens einer Wettbewerbsverfälschung sich von wirtschaftstheoretischen Ansätzen leiten 

lässt, welche Wettbewerb nicht als Regulator von privater Machtkonzentration versteht, 

sondern als Mittel zur „ökonomischen Entwicklung“ sowie der (vermeintlich bestmöglich 

gesteigerten) Verbraucherwohlfahrt.763 Diese Auslegungspraxis („more economic 

approach“)764 ist nicht unumstritten765 und erlaubt die Billigung von Verhaltensweisen, die dem 

Kartellverbot grundsätzlich zuwiderlaufen, wenn die Prognose der Kommission ein 

Überwiegen der genannten Schutzgüter (Verbraucherwohlfahrt, „ökonomische Entwicklung“) 

ergibt. Derartige Ausnahmen aus Effizienzerwägungen von wettbewerbsrechtlichen 

Grundregeln sind problematisch, weil solche Prognosen und Beurteilungen fehleranfällig sind 

                                                 
759 ABl. (EU) C 101 v. 27.4.2004, S. 81.  
760 Oppermann/Classen/Nettesheim, Europarecht, 8. Aufl. (2018), § 20 Rn. 12. 
761 ABl. (EU) C 262 v. 19.07.2016, S. 1 (Rn. 190 ff.). 
762 Streinz, Europarecht, 10. Aufl. (2016), Rn. 1096. 
763 Krit. zur Legitimation von wettbewerbsrechtlichen Ausnahmen unter Berufung auf die (vermeintlich 
gesteigerte) Konsumentenwohlfahrt Möschel, Wirtschaftsrecht im Wandel, 2011, S. 420 (Erkenntnisprobleme und 
Negation individueller Freiheit). 
764 Vgl. hierzu auch Oppermann/Classen/Nettesheim, Europarecht, 8. Aufl. (2018), § 20 Rn. 4; aus Sicht der 
Fusionskontrolle Opgenhoff, Europäische Fusionskontrolle, 2001, S. 210 f. 
765 Referiert bei Koenig/Paul, in: Streinz, EUV/AEUV, 2. Aufl. (2012), AEUV Art. 107 Rn. 91; teilweise Apologie 
bei Oppermann/Classen/Nettesheim, Europarecht, 8. Aufl. (2018), § 20 Rn. 4; krit. Opgenhoff, Europäische 
Fusionskontrolle, 2001, S. 223 (problematische „Spekulation“ der Kommission, sofern Zukunftsaussagen 
getroffen werden). 
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und dem Marktprinzip widersprechen, da ein staatliches statt eines wettbewerblichen 

Erkenntnis- und Selektionsverfahrens gewählt wird. 

Das EU-Beihilfenrecht erfasst nach seinem „eindeutigen“766 Wortlaut nicht Beihilfen seitens 

der EU selbst. Diese „Eindeutigkeit“ kann man in Frage stellen, denn schließlich stammen 

EU-Haushaltsmittel überwiegend aus staatlich erhobenen Mitteln der Mitgliedsstaaten und 

deren Eignung zur Wettbewerbsverzerrung wird durch die Umleitung über den EU-Haushalt 

nicht gemindert. Gleichwohl entspricht diese Auslegung der überwiegenden Ansicht in der 

(deutschsprachigen) Rechtswissenschaft, die diese Nichtanwendbarkeit allerdings auch nicht 

zum Anlass nimmt, einen beihilferechtlichen Freifahrtschein zu erteilen.767 Es haben sich 

vielmehr verschiedene, differenzierende Ansichten zur Kontrolldichte entwickelt, die hier nicht 

näher dargestellt werden können.768  ür diese Arbeit ist nur entscheidend, dass eine formale 

Lücke769 im EU-Wettbewerbsrecht besteht, die nicht notwendig wettbewerbskonform 

aufgefüllt wird. Für die Einordnung des Wettbewerbsrechts im Ganzen ist dies aber nicht 

relevant, weil interventionistische Tendenzen den jeweiligen spezielleren Politikbereichen 

zugeordnet werden (z. B. Währungspolitik, Forschungspolitik). 

Damit zeigt sich, dass trotz der starken liberalisierenden Grundtendenz bereits das 

EU-Primärrecht eine Fülle von Ausnahmetatbeständen und Ermessensspielräumen besteht, die 

nicht mehr als ordnungspolitisch bezeichnet werden können.770 

Sekundärrecht 

Liberale Vorschriften: 

 Schadensersatzrecht bei Wettbewerbsverstößen (RL 2014/104/EU); 
 Fusionskontrolle (VO 802/2004, VO 139/2004); 
 Liberalisierung Telekommunikationsnetze (RL 2002/77/EG) und 

Telekommunikations-einrichtungen (RL 2008/63/EG). 

Bürokratisch-neutrale Vorschriften: 

 Kommissionsverfahren Wettbewerbsrecht (VO 1/2003, VO 773/2004); 
                                                 
766 Cremer, in: Calliess/Ruffert, EUV/AEUV, 5. Aufl. (2016), AEUV Art. 107 Rn. 82; vgl. ferner 
Oppermann/Classen/Nettesheim, Europarecht, 8. Aufl. (2018), § 21 Rn 3. 
767 Typische Vorgehensweise, etwa bei Frenz, Hdb Europarecht, Bd. 3, 2007, § 4 Rn. 77-83: Zunächst formale 
Aussonderung (Rn. 77-79), danach materielle Wiedereingliederung (Rn. 83). Überzeugender und weniger 
umständlich wäre es, den argumentativen Umweg durch eine direkte Anwendung zu vermeiden. Ähnlich Kühling, 
in: Streinz, EUV/AEUV, 2. Aufl. (2012), AEUV Art. 107 Rn. 18 (materielle Selbstverpflichtung der EU-Organe). 
768 Cremer, in: Calliess/Ruffert, EUV/AEUV, 5. Aufl. (2016), AEUV Art. 107 Rn. 82 m. w. N. in Fn. 615; Bär-
Bouyssière, in: Schwarze, EU-Kommentar, 4. Aufl. (2019), AEUV Art. 107 Rn. 5 (vertragszielgemäße 
Ermessensausübung als Maßstab). 
769 Vgl. Bruhn, Wirtschaftsverfassung der EU, 2008, S. 123 („ordnungspolitisch nur schwer zu begründen“). 
770 Weniger krit. (insbesondere betreffend Ausnahmevorschriften) Künzle, Wettbewerb und Intervention in der 
EU, 2004, S. 21 (EU-Wettbewerbsrecht insgesamt „vorbildlich“, Hervorhebung im Original). 
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 Transparenz finanzieller Beziehungen öffentlicher Unternehmen (RL 2006/111/EG); 
 Beihilfekontrollverfahren (VO 2015/1589); 
 Anmeldeformular Beihilfe-Notifikation, Fristen, Zinsen bei Rückforderung von 

Beihilfen (VO 794/2004); 
 GFVO (Beihilfe)771: Rahmenverordnung (VO 2015/1588), De-minimis-Beihilfen 

allgemein (VO 1407/2013), De-minimis-Beihilfen Dienstleistungen von allgemeinem 
wirtschaftlichen Interesse (VO 360/2012). 

Interventionistische Vorschriften: 

 GFVO (Kartell)772: Forschung und Entwicklung (VO 1217/2010), 
Spezialisierungsvereinbarungen (VO 1218/2010), vertikale Vereinbarungen 
Kraftfahrzeugsektor (VO 461/2010), vertikale Vereinbarungen (VO 330/2010), 
Seeschifffahrtsunternehmen (VO 906/2009, VO 246/2009), Luftverkehr (VO 487/2009, 
VO 1459/2006), Versicherungswirtschaft (VO 1534/91, VO 267/2010), Technologie-
Transfer (VO 316/2014). 

Anderen Politikbereichen zugerechnet: 

 Fischerei (VO 1388/2014), Agrar- und Forstsektor (VO 702/2014), De-minimis 
Beihilfen Agrar (VO 1408/2013), De-minimis-Beihilfen Fischerei (VO 717/2014). 

Qualifikation 

Das EU-Wettbewerbsrecht kann in drei Teilbereiche segregiert werden: 

Ein erster Teilbereich umfasst die liberale Wirkung des (zwingend) geltenden 

EU-Wettbewerbsrechts in dessen Anwendungsbereich. Das Kartellverbot, das Verbot des 

Missbrauchs einer marktbeherrschenden Stellung und das grundsätzliche Beihilfeverbot 

konstituieren den marktwirtschaftlich-liberalen Kern des EU-Wettbewerbsrechts. 

Hierzu wurde grundsätzlich auch das Fusionskontrollrecht (VO 802/2004, VO 139/2004) 

gezählt, obwohl Unternehmensübernahmen wettbewerbspolitisch nicht generell 

unproblematisch sind.773 Es sei darauf hingewiesen, dass es keine Form des 

Leistungswettbewerbs darstellt, Konkurrenten oder deren Vertragspartner durch 

Unternehmensübernahmen vom Markt zu entfernen.774 Dessen ungeachtet werden Fusionen 

teilweise auch als wettbewerbsfördernd oder zumindest unschädlich angesehen.775 Der 

innewohnende Konflikt von Vertragsfreiheit und Privateigentum (an Unternehmensanteilen) 

gegenüber dem Wettbewerbsprinzip wird durch die Fusionskontrolle dahingehend reguliert, 

                                                 
771 Gruppenfreistellungsverordnungen gem. Art. 108 Abs. 4 AEUV oder Vorläufernormen. 
772 Gruppenfreistellungsverordnungen im Sinne von Art. 101 Abs. 3 AEUV bzw. Vorläufernormen (Art. 81 Abs. 
3 EGV) 
773 Die Ausnahmen von einem strikten Wettbewerbsprinzip werden teilweise in Zusammenhang mit 
industriepolitischen Erwägungen gebracht, die der Fusionskontroll-VO zugrunde gelegen hätten, Opgenhoff, 
Europäische Fusionskontrolle, 2001, S. 39 m. w. N. zur Kritik hieran (dort Fn. 70). 
774 Vgl. zu Gefahren auch Bruhn, Wirtschaftsverfassung der EU, 2008, S. 117. 
775 Referiert bei Opgenhoff, Europäische Fusionskontrolle, 2001, S. 28 f., 208. 
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dass Zusammenschlüsse (wenigstens) nicht zur „erheblichen Behinderung des wirksamen 

Wettbewerbs“776 im Binnenmarkt führen dürfen, Art. 2 Abs. 3 VO 139/2008. In der Praxis ist 

die Zahl untersagter Zusammenschlüsse auf EU-Ebene gering.777 Nicht verwunderlich ist, dass 

eine so konzipierte Fusionskontrolle in bestimmten Fällen, Verdichtungen bei 

Marktkonzentrationen nicht verhindert hat.778 In die Abwägung können Effizienzerwägungen 

einfließen.779 Um den Rahmen dieses Abschnitts nicht zu sprengen, wird daher der Streit über 

den (leistungs-)wettbewerblichen Nutzen von Fusionen ausgespart und auf den 

liberalisierenden Mehrwert der (im Vgl. zu nationalen Regeln strengeren) EU-Vorschriften 

abgestellt und als liberal eingeordnet. 

Liberalisierend wurden ferner die Telekommunikationsrichtlinien eingeordnet, die zu einer 

Erosion vormals mitgliedsstaatlicher Monopolstrukturen beigetragen haben.780 

Der zweite Teilbereich erfasst die zahlreichen Ausnahmen des EU-Wettbewerbsrechts, 

namentlich Verkürzungen auf Tatbestandsseite (z. B. Zwischenstaatsklausel), auf 

Rechtsfolgenseite (z. B. Ermessensausnahmen gem. Art. 101, 107 Abs. 3 Abs. 4 AEUV) und 

die Lücke bei den Unionsbeihilfen. Als bloße Nicht-Regulierung wurde dies als 

wirtschaftssystemisch neutral eingeordnet, da EU-rechtlich kein Ergebnis vorgegeben wird. 

Anders liegt es hingegen beim dritten Teilbereich, der die Anerkennung grundsätzlich 

wettbewerbsverfälschender Praktiken zum Gegenstand hat. Sie besteht in den 

Gruppenfreistellungverordnungen und der Entscheidungspraxis der Kommission. Die 

Gruppenfreistellungen sind wettbewerbsrechtliche Ausnahmen in Verordnungsform und 

beruhen auf Art. 101 Abs. 3 AEUV (Kartell) bzw. Art. 108 Abs. 4 AEUV (Beihilfe). 

Kartellrechtsbezogene Freistellungsverordnungen weisen folgende Struktur auf: Nach der 

Definition der erfassten Tätigkeiten781 folgt ein Erlaubnistatbestand für bestimmte 

Verhaltensweisen, die nach dem allgemeinen Verbot (Art. 101 Abs. 1 AEUV) grundsätzlich 

unzulässig wären. Die Ausnahme wird dann zweifach beschränkt: Erstens werden besonders 

wettbewerbsschädliche Verhaltensweisen genannt, die von der Ausnahme nicht erfasst sein 

sollen („Kernbeschränkungen“). Zweitens werden Marktanteilsschwellen definiert, die die sich 

                                                 
776 Behrens, Europäisches Marktöffnungs- und Wettbewerbsrecht, 2017, § 21 Rn. 779 (Hervorhebung im 
Original). 
777 Möschel, Wirtschaftsrecht im Wandel, 2011, S. 417 („ein bis zwei Fälle pro Jahr“), wobei nicht 
genehmigungsfähige Vorhaben häufig durch Auflagen im Verfahren genehmigungsfähig gemacht werden (ebd.). 
778 Krit. Möschel, Wirtschaftsrecht im Wandel, 2011, S. 418 (Energiemarkt). 
779 Opgenhoff, Europäische Fusionskontrolle, 2001, S. 219.  
780 Vgl. dazu Rosenbusch, Marktliberalisierung, 2001, S. 90 f.; Rottmann, Wettbewerbsrecht, 2008, S. 365. 
781 Z. B. „Forschung und Entwicklung“ (VO 1217/2010), „vertikale Vereinbarungen“ (VO 330/2010). 
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absprechenden Unternehmen nicht erreichen dürfen. Sie variieren zwischen 20-30 %.782 Die 

Gruppenfreistellungen stellen einen Kompromiss zwischen striktem Ordnungsprinzip und der 

administrativen Machbarkeit eines EU-weiten, tatbestandlich nahezu umfassenden 

Wettbewerbsrechts dar. Der trotz Marktanteilsschwellen und Kernbeschränkungen 

verbleibende erlaubte Raum für wettbewerbsschädliches Verhalten, erscheint – auch wenn 

ordnungspolitisch nicht wünschenswert783 – in der Gesamtschau als nicht prägend. 

Beihilfebezogene Gruppenfreistellungen erlauben grundsätzlich verbotene Beihilfen gemessen 

am Betrag, der innerhalb von drei Steuerjahren geleistet werden. Für den Politikbereich des 

EU-Wettbewerbsrechts wurden nur die allgemeine De-minimis-GFVO (VO 1407/2013) sowie 

die Freistellung in Bezug auf Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichen Interesse 

(„DAWI“) (VO 360/2012) berücksichtigt. Die übrigen Verordnungen (Agrar und Fischerei) 

wurden dem Bereich Landwirtschaft und Fischerei zugeordnet. Nach der allgemeinen De-

Minimis-GVFO sind Beihilfen bis zu 200.000 € innerhalb von drei Steuerjahren ohne 

besondere Bedingung und ohne Anmeldung bei der Kommission erlaubt.784 Die Freistellung 

hinsichtlich DAWI ist mit bis zu 500.000 €785 noch etwas großzügiger ausgestaltet. Für die 

wirtschaftssystemische Würdigung786 sind diese Freistellungen neutral einzuordnen, weil sie 

lediglich die Effektivität des allgemeinen Beihilfeverbots schmälern, ohne die Beihilfen selbst 

anzuordnen oder nahezulegen. Der interventionistische Charakter der erlaubten Beihilfen ist 

vielmehr den jeweiligen EU-Politikbereichen zuzuordnen oder – hinsichtlich nationaler 

Beiträge bzw. Subventionen – dem jeweiligen Mitgliedsstaat. 

Schließlich kann die Kommission auch Freistellungen im Einzelfall erteilen, welche für die 

Mitgliedsstaaten bindend sind. Bei dieser Verwaltungsentscheidung kann u. a. auch auf 

Querschnittsmaterien rekurriert werden, etwa Umweltschutzbelange787. In der Regel handelt es 

sich um ordnungspolitisch nur schwer begründbare Interventionen788, die den Wettbewerb 

behindern. Vor dem Hintergrund der großen Tatbestandsreichweite des sonstigen EU-

                                                 
782 Vgl. Art. 3 VO 316/2014 (GVFO Technologie-Transfer) mit höheren Schwellen für direkte Wettbewerber. 
783 Weniger streng Künzle, Wettbewerb und Intervention in der EU, 2004, S. 129 (GVO-Politik „wettbewerblich 
[unbedenklich]“). 
784 Vgl. Art. 3 Abs. 1 VO 1407/2013. 
785 Ebenfalls innerhalb drei Steuerjahre, Art. 2 Abs. 2 UAbs. 1 VO 360/2012. 
786 Vgl. Bruhn, Wirtschaftsverfassung der EU 2008, S. 123, der aufgrund des großen Subventionsspielraums den 
Begriff der Beihilfenkontrolle statt des Beihilfeverbots für passender hält. 
787 Lorenz, Umweltschutz, 2004, S. 104-111. 
788 Vgl. Behrens, Europäisches Marktöffnungs- und Wettbewerbsrecht, 2017, § 26 Rn. 926 f. („begründete 
Vermutung“, dass eine bessere Funktionserfüllung als durch Wettbewerb erreicht werden würde).  
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Wettbewerbsrechts erscheinen diese begrenzten Ausnahmen nicht prägend für den gesamten 

Politikbereich. 

Das EU-Wettbewerbsrecht ist trotz einiger interventionistischer Elemente als 

schwerpunkmäßig liberal einzuordnen.  

Integrationstiefe 

Während bei der Auslegung und Durchsetzung des Kartellverbots (Art. 101 AEUV) eine EU-

Dominanz vorliegt789, dürfen die Mitgliedsstaaten im Rahmen von Art. 102 AEUV (Missbrauch 

marktbeherrschender Stellung) im Falle einseitiger790 Handlungen strengere Regeln vorsehen 

(Art. 3 Abs. 2 S. 2 VO 1/2003).791  

Auf dem Gebiet der Fusionskontrolle sind die nationalen und EU-Zuständigkeiten gem. Art. 1 

VO 139/2004 aufgeteilt. Während die EU hiernach für besonders großvolumige 

Zusammenschlüsse zuständig ist792, verbleibt den Mitgliedsstaaten ein erheblicher Spielraum 

für die Kontrolle sonstiger Fusionen.793 

In Bezug auf Beihilfen lässt die EU durch die Gruppenfreistellungen einen moderaten 

Spielraum für die Mitgliedsstaaten. Für den übrigen Bereich der förmlichen Beihilfe-

Kontrollverfahren ist zu berücksichtigen, dass das Beihilfeverbot zahlreiche Ausnahmen 

enthält, die die Mitgliedsstaaten auch wirtschaftspolitisch nutzen. 

Im Ergebnis besteht trotz erheblichen EU-Einflusses im Wettbewerbsrecht auch für die 

Mitgliedstaaten noch Spielraum für wirtschaftspolitische Akzente. Es wird ein Integrationsgrad 

von 0,75 angesetzt. 

                                                 
789 Die Kommission kann kartellrechtliche Verfahren gem. Art. 11 Abs. 6 VO 1/2003 an sich ziehen. Vgl. auch 
Streinz, Europarecht, 10. Aufl. (2016), Rn. 1055. 
790 Für eine Erstreckung auch auf sonstige (zweiseitige) Missbrauchshandlungen plädiert Eilmansberger, in: 
Streinz, EUV/AEUV, 2. Aufl. (2012), AEUV Art. 102 Rn. 11 m. w. N. 
791 Oppermann/Classen/Nettesheim, Europarecht, 8. Aufl. (2018), § 20 Rn 44. 
792 Art. 1 Abs. 3 VO 139/2004 (kumulativ): Gesamtumsatz 2,5 Mrd. € (weltweit), 100 Mio. € (in drei 
Mitgliedstaaten), 25 Mio. € (in jedem Mitgliedsstaat) sowie 100 Mio. € (EU-weit). 
793 Am Beispiel des BKartA im Zeitraum 2014-2016 im Format „[Jahr] ([Entscheidungsanzahl, [Zahl der 
Hauptprüfverfahren]“: 2014 (1123, davon 20 Hauptprüfverfahren), 2015 (1155, 10), 2016 (1169, 13), vgl. des 
BKartA, Jahresbericht 2014, 2015, 2016, stets S. 21. Zum Vgl. die Verfahrensanzahl bei der Kommission (ohne 
Verweisungsentscheidungen): 2014 (500, 7), 2015 (533, 8); 2016 (593, 8), vgl. Kommission, Statistik 
Fusionskontrolle (https://ec.europa.eu/competition/mergers/statistics.pdf, 23.06.2020). 



- 146 - 

Quantifikation 

Das EU-Wettbewerbsrecht erfasst die gesamte Volkswirtschaft mit Ausnahme der 

Landwirtschaft und Fischerei (Art. 42 AEUV) sowie des Verkehrssektors (Transport)794, 

Art. 93 AEUV. Ausgehend vom EU28-BIP als Indikator ist aufgrund der zahlreichen 

Erleichterungen für KMU aus EU-wettbewerbsrechtlicher Sicht795 der Anteil der 

KMU-Bruttowertschöpfung herauszurechnen.796 Hinsichtlich der Datengrundlage ist darauf 

hinzuweisen, dass die Eurostat-Zahlen zu Größenklassen von Unternehmen797 methodisch nicht 

ganz kongruent zur Definition der Kommission798 sind und den KMU-Sektor etwas 

überschätzen, da die Bilanz- und Umsatzhöchstgrenzen fehlen. Der Gedanke, die 

KMU-Bruttowertschöpfung herauszurechnen, trägt der Kommissionspraxis Rechnung, gegen 

wettbewerbswidriges Verhalten wesentlich eingeschränkter vorzugehen als bei größeren 

Unternehmen. Ferner profitieren KMU besonders von de-minimis-Sekundärrecht, da die 

Grenzwerte i. d. R. nicht überschritten werden. 

Zur Abgrenzung des hier verwendeten, sehr weitgehenden Indikators (EU28-BIP) von anderen 

in die Quantifikation eingeflossenen Politikbereichen, werden deren 

Bruttowertschöpfungszahlen799 hier abgezogen. Der Indikator zum Wettbewerbsrecht wird 

somit als Auffanggröße behandelt, dessen Umfang durch Subtraktion abgegrenzt wird. Damit 

werden Doppelzählungen weitgehend vermieden. 

Indikator     Wert (Mio. €) Integrationsfaktor     Ergebnis (Mio. €) 

EU28-BIP800     14.986.564,1 

   abzgl. BWS von KMU801    - 4.018.312,7 

   abzgl. BWS (andere Politikbereiche)802 - 4.640.610,3 

Differenz      6.327.641,1 * 0,75          = 4.745.730,8 

                                                 
794 In Abgrenzung zur Infrastruktur (Transportwege). 
795 Vgl. Klotz/Zurkinden, Wirtschaft und Wettbewerb, 2/1999, S. 120-132. 
796 Vgl. die abweichende Indikatorwahl der Bedeutung von KMU bei Behrens, Europäisches Marktöffnungs- und 
Wettbewerbsrecht, 2017, § 43 Rn. 1636, der auf die Gesamtzahl der KMU an der Gesamtzahl von Unternehmen 
abstellt (99,8 %). 
797 Als Indikator verwendet Eurostat nur Beschäftigtenzahlen. 
798 Definition gem. Art. 2 VO 1287/2013 i. V. m. Art. 2 Abs. 1 des Anh. der Empfehlung (KOM) 2003/361/EG: 
Unternehmen mit weniger als 250 Beschäftigten, die weniger als EUR 50 Mio. jährlich umsetzen und eine 
Bilanzsumme von weniger als EUR 43 Mio. aufweisen. 
799 Ohne Gewichtung durch den dortigen Integrationsfaktor. 
800 Summe aller Umsatzzahlen (2016) nach NACE Rev2 abzgl. Abt. 49-51 (Verkehr, EUR 834.419,8 Mio.). 
Quelle: Eurostat (sbs_na_sca_r2). 
801 Eurostat (sbs_sc_sca_r2), Summe der Bruttowertschöpfung in den Unternehmensgrößenklassen 0-9, 10-19, 20-
49, 50-249 Beschäftigte. 
802 Binnenmarkt, Landwirtschaft und Fischerei, Verkehr, Vergaberecht, Werbung, Bankaufsichtsrecht, Währung, 
Forschung, Energie. 



- 147 - 

f) Steuerliche Vorschriften (Art. 110-113 AEUV) 

Primärrecht 

Art. 110 bis 113, 115 AEUV enthalten Kompetenzen der Union zur Harmonisierung bestimmter 

Steuern und Abgaben. Regelungsanlass ist, dass der Binnenmarkt durch diskriminierende 

Steuer- und Abgabenpolitik803 der Mitgliedstaaten gestört werden kann804, wie etwa durch 

produktbezogene Verbrauchssteuern beim Binnenhandel oder direkte Steuern bei der 

unternehmerischen Standortwahl. Schließlich können steuerliche Vorschriften offen oder 

verdeckt Beihilfecharakter805 aufweisen, die zugunsten der Binnenmarktintegration abgestellt 

werden müssen. 

Art. 110 AEUV enthält ein spezielles Diskriminierungsverbot bei der Besteuerung von Waren. 

Systematisch handelt es sich um eine spezielle Ausformung des allgemeinen unionsrechtlichen 

Diskriminierungsverbots (Art. 18 AEUV).806  

Zum Regelungsbereich von Art. 111 AEUV gehört die beim Export von Waren häufig 

vorgesehene Erstattung der Mehrwertsteuer. Die Norm verbietet eine überschießende 

„Rückvergütung“807, weil dies eine Subvention808 darstellen und den Wettbewerb verfälschen 

würde.  

Der praktisch wenig bedeutsame809 Art. 112 AEUV verbietet zudem diesteuerrechtliche 

Diskriminierung bei Ein- und Ausfuhr durch „Entlastungen und Rückvergütungen“ (der Sache 

nach: Ausfuhrsubventionen).810 

Art. 113 AEUV sieht die Harmonisierung indirekter Steuern vor, die allerdings aufgrund 

des Einstimmigkeitsprinzips verfahrensmäßig stark beschränkt ist.  

                                                 
803 Zur Terminologie „Abgaben“ und „Steuern“ vgl. Hagen, Harmonisierung der indirekten Steuern, 2000, S. 60 
(weite Auslegung am Bsp. Art. 90 EGV = Art. 110 AEUV: jegliche „hoheitlich auferlegte Belastungen“ mit 
Warenbezug). 
804 Vgl. Scherpenberg, Ordnungspolitik im EG-Binnenmarkt, 1992, S. 147 f. 
805 EU-Beihilfe- und Steuerangleichungsrecht sind parallel anwendbar, Oppermann/Classen/Nettesheim, 
Europarecht, 8. Aufl. (2018), § 35 Rn. 29. 
806 Hagen, Harmonisierung der indirekten Steuern, 2000, S. 59; Oppermann/Classen/Nettesheim, Europarecht, 
8. Aufl. (2018), § 35 Rn. 18. 
807 Die Terminologie kann als misslungen bezeichnet werden, weil es sich nicht um eine Gegenleistung 
(„Vergütung“) handelt. 
808 Hagen, Harmonisierung der indirekten Steuern, 2000, S. 66; Oppermann/Classen/Nettesheim, Europarecht, 
8. Aufl. (2018), § 35 Rn. 21. 
809 Seiler, in: Grabitz/Hilf/Nettesheim, Das Recht der EU, 71. EL (Aug 2020), AEUV Art. 112 Rn. 2 
810 Seiler, in: Grabitz/Hilf/Nettesheim, Das Recht der EU, 71. EL (Aug 2020), AEUV Art. 112 Rn. 2. 
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Schließlich enthält Art. 115 AEUV aus dem Politikbereich der Rechtsangleichung eine 

Kompetenz zur Harmonisierung direkter Steuern, sofern sich diese auf das Funktionieren des 

Binnenmarktes auswirken (z. B. Standortwahl und Mobilität von Unternehmen). 

Insgesamt stellt die EU-Steuerpolitik damit einen Annex zur Binnenmarktintegration dar811 und 

teilt deren liberale Grundausrichtung. 

Eine eigenständige Steuererhebungskompetenz existiert auf EU-Ebene nicht. Es wurden 

lediglich einige Einnahmen-Posten dem EU-Haushalt zugeführt: Zölle, Abschöpfungen, EU-

Anteil an der Mehrwertsteuer und Beiträge der Mitgliedsstaaten (nach BNE).812  

Sekundärrecht 

Liberale Vorschriften: 

 Harmonisierung der Besteuerung: Gewinnausschüttungen zwischen Mutter-Tochter-
Gesellschaften verschiedener MS (RL 2011/96/EU), bestimmte umwandlungs- und 
gesellschaftsrechtlichen Maßnahmen (RL 2009/133/EG), Lizenz- und Zinszahlungen 
verbundener Unternehmen (RL 2003/49/EG), Tabaksteuer (RL 2011/64/EU), 
Energieerzeugnisse und Strom (RL 2003/96/EG), Alkoholsteuern (RL 92/83/EWG, 
RL 92/84/EWG), bestimmte gesellschaftsrechtliche Maßnahmen (RL 2008/7/EG), 
Verfahrensanerkennung Alkoholdenaturierung [Verbrauchssteuerbefreiung] (VO 
3199/93); 

 Mehrwertsteuerbefreiungen bestimmter Einfuhren (RL 2009/132/EG), Steuerbefreiung 
persönliche Gegenstände (RL 2009/55/EG); 

 Harmonisierung Verbrauchssteuersystem (RL 2008/118/EG), Mehrwertsteuersystem 
(RL 2006/112/EG, RL 91/680/EWG), Mehrwertsteuererstattungen in anderem 
Mitgliedsstaat (RL 2008/9/EG). 

Bürokratisch-neutrale Vorschriften: 

 EDV-System bzgl. der Beförderung verbrauchssteuerpflichtiger Waren unter 
Steueraussetzung (VO 684/2009); 

 Verbrauchssteuerfreistellungsbescheinigung (VO 31/96); 
 Streitbeilegungsverfahren zwischen MS bei Steuerabkommen (RL 2017/1852/EU); 
 Begleitdokument für Waren im steuerlich freien Verkehr (VO [EWG] 3649/92); 
 Behördenkoordinierung Betrugsbekämpfung Mehrwertsteuer (VO 904/2010) 
 steuerliche Kennzeichnung von Gasöl und Kerosin (RL 95/60/EG); 
 Bekämpfung Steuervermeidungspraktiken (RL 2016/1164/EU); 
 Zusammenarbeit Besteuerungsbehörden (RL 2011/2016); 
 Fiscalis 2020 [Förderung Finanzbehörden, Weiterbildung usf.] (VO 1286/2013); 
 Verwaltungszusammenarbeit Verbrauchssteuern (VO 389/2012); 

                                                 
811 Scherpenberg, Ordnungspolitik im EG-Binnenmarkt, 1992, S. 177 f. Oppermann/Classen/Nettesheim, 
Europarecht, 8. Aufl. (2018), § 35 Rn. 5 („Hilfs- und Ergänzungsfunktion“). 
812 Vgl. Oppermann/Classen/Nettesheim, Europarecht, 8. Aufl. (2018), § 35 Rn. 12. 
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Interventionistische Vorschriften: 

 Keine. 

Qualifikation 

Die Berücksichtigung des Sekundärrechts bestätigt den primärrechtlichen Befund. Damit ergibt 

sich eine grundsätzlich liberale Ausrichtung der EU-Steuerangleichungspolitik.  

Quantifikation, Integrationsfaktor 

Quantifikation und Integrationsfaktorbestimmung813 können unterbleiben, weil die 

liberalisierenden Wirkungen bereits bei der Binnenmarktintegration erfasst werden und 

Steuerharmonisierung im Übrigen, d. h. im nichtwettbewerblichen Bereich, eine staatliche 

Binnenangelegenheit ist, die wirtschaftssystemisch neutral ist. 

g) Rechtsangleichung (Art. 114-118 AEUV) 

Primärrecht 

Die allgemeine Rechtsangleichung in der EU ist kein „Selbstzweck“ 814 und wurde daher auch 

nicht in die Unionsziele (Art. 3 Abs. 3 EUV) aufgenommen. Vielmehr ist diese Kompetenz als 

Annex zur Binnenmarktintegration zu verstehen. Anders als bei den Binnenmarktregeln stellt 

die Rechtsangleichung eine positive Integration815 dar und eröffnet damit weitreichende 

politische Spielräume für die EU. Hierzu ist auch die Schaffung EU-eigener Rechtsformen zu 

zählen (SE, EWIV, Gemeinsame Unternehmen), obwohl dies streng genommen keine 

Harmonisierung darstellt816, sondern eine supranationale Neuregelung. Primärziel der 

Harmonisierung von Marktrahmenregeln ist die Beförderung eines unverfälschten 

Wettbewerbs in der EU. Dies steht im Einklang mit ordnungspolitischen Prinzipien.817 Soweit 

neben dem Abbau von Regelungsunterschieden neue Standards festgelegt werden, können 

diese auch mit nicht-marktkonformen Mitteln (Preisregeln) erfolgen. Daher kommt es trotz 

                                                 
813 Vgl. die Einschätzung bei Hagen, Harmonisierung der indirekten Steuern, 2000, S. 235 („hoher 
Harmonisierungsgrad“ in Bezug auf indirekte Steuern). 
814 Oppermann/Classen/Nettesheim, Europarecht, 8. Aufl. (2018), § 32 Rn. 1; vgl. ferner Blanke/Böttner, in: 
Niedobitek, Europarecht, 2014, § 2 Rn. 124. 
815 Blanke/Böttner, in: Niedobitek, Europarecht, 2014, § 2 Rn. 122. 
816 Vgl. dazu Oppermann/Classen/Nettesheim, Europarecht, 8. Aufl. (2018), § 32 Rn. 34 (zu Verordnungen). 
817 Vgl. zum ökonomischen Hintergrund Blanke/Böttner, in: Niedobitek, Europarecht, 2014, § 2 Rn. 179; das 
Argument der zu verringernden Transaktionskosten findet sich bei Blanke/Böttner, in: Niedobitek, Europarecht, 
2014, § 2 Rn. 190 und Frenz, Hdb Europarecht, Bd. 6, 2011, Rn. 4249. 
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ordnungspolitisch unbedenklicher Hauptzielrichtung auf die konkrete Umsetzung durch das 

Sekundärrecht an. 

Art. 114 Abs. 1 AEUV stellt die (weit gefasste) Grundnorm dar, deren einziges 

Tatbestandsmerkmal funktional818 umschrieben ist: Errichtung und Funktionieren des 

Binnenmarkts. Bereichsausnahmen existieren gem. Art. 114 Abs. 2 AEUV für das Steuer- und 

Arbeitsrecht. Auf diesen Gebieten kann eine Harmonisierung gem. Art. 115 AEUV erfolgen, 

allerdings nur einstimmig und nur bei engem („unmittelbaren“) Binnenmarktbezug.819 Die 

praktisch wenig bedeutsamen820 Art. 116 f. AEUV enthalten eine EU-Kompetenz bei 

Wettbewerbsverzerrungen. Art. 118 AEUV ermächtigt die EU zur Regelung des geistigen 

Eigentums.  

Die Mitgliedsstaaten können nur bedingt abweichen und müssen dies bei der Kommission 

anzeigen (Art. 114 Abs. 4 bis 6 AEUV). Die Kommission prüft anhand bestimmter Schutzgüter 

(öffentliche Ordnung [Art. 36 AEUV], Arbeits- und sonstige Umwelt) oder Regelungsanlässe 

(Abs. 5: neue technische Erkenntnisse), ob die Abweichung gerechtfertigt ist. 

Strukturell ähnlich zur Rechtsangleichung ist die allgemeine Annex-Kompetenz der EU gem. 

Art. 352 Abs. 1 AEUV (Abrundungskompetenz). Anders als Art. 114 ff. AEUV betrifft sie alle 

Politikbereiche, allerdings erfordert ein Rechtsakt hierbei Einstimmigkeit im Rat. 

Die Abgrenzung der Rechtsangleichung zu anderen Politikbereichen ist problematisch.821 Für 

die Zwecke dieser Arbeit wird jeder Rechtsakt grundsätzlich nach der in diesem selbst zitierten 

Ermächtigungsgrundlage eingeordnet. In seltenen Fällen werden Rechtsakte abweichend 

eingeordnet, wenn sich dies mit Blick auf den schwerpunktmäßig (bedeutsamsten) Zweck des 

Rechtsakts aufdrängt. Ebenso wird bei Rechtsakten verfahren, die keine (konkrete) 

Rechtsgrundlage nennen. 

                                                 
818 Blanke/Böttner, in: Niedobitek, Europarecht, 2014, § 2 Rn. 126. 
819 Oppermann/Classen/Nettesheim, Europarecht, 8. Aufl. (2018), § 32 Rn. 17; vgl. auch Blanke/Böttner, in: 
Niedobitek, Europarecht, 2014, § 2 Rn. 156 zur Mehrstufigkeit der parallel denkbaren EU-Kompetenzgrundlagen: 
spezieller Politikbereich (z. B. Art. 168 AEUV), ferner Art. 114 Abs. 1 AEUV und schließlich Art. 115 AEUV. 
820 Seit Einführung (1958) ungenutzt, Oppermann/Classen/Nettesheim, Europarecht, 8. Aufl. (2018), § 32 Rn. 18. 
821 Vgl. dazu EuGH, Urt. v. 5.10.2000 – C-376/98 (Tabakwerbung I) (ECLI:EU:C:2000:544); Urt. v. 12.12.2006 
– C-380/03 (Tabakwerbung II) (ECLI:EU:C:2006:772), wonach eine Sperrwirkung spezifischer 
Kompetenzgrundlagen anderer Politikbereiche gegenüber Art. 114 ff. AEUV nicht bestehen soll. In der Literatur 
existieren zahlreiche abweichende Vorschläge zur Abgrenzung, vgl. daher auch Oppermann/Classen/Nettesheim, 
Europarecht, 8. Aufl. (2018), § 32 Rn. 29 f. sowie Epiney, in: Niedobitek, Europarecht, 2014, § 8 Rn. 47 f. jeweils 
m. w. N. 
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Sekundärrecht 

Liberale Vorschriften: 

 Vergaberecht (RL 2014/24/EU, RL 2014/23/EU, RL 2014/25/EU, RL 2009/81/EU, VO 
2195/2002, RL 92/13/EWG, RL 2014/55/EU, RL 2009/81/EG); 

 Vergleichende Werbung (RL 2006/114/EG). 

Bürokratisch-neutrale Vorschriften:  

 Statistik: VO 763/2008, VO 862/2007, VO 716/2007, VO 782/2005; 
 Angleichung von Standards: Arbeitsschutzausrüstung (VO 2016/425), Funkanlagen 

(RL 2014/53/EU), Detergenzien [Spülmittel] (VO 648/2004), RL 2015/1535, 
VO 1025/2012, VO 765/2008, Waagen (RL 2014/31/EU), Messgeräte (RL 
2014/32/EU, RL 2009/34/EG), Elektro-Geräte (RL 2014/30/EU, RL 2014/35/EU), 
Kosmetika (VO 1223/2009, RL 95/32/EG, RL 93/73/EG), Textilien (VO 1007/2011), 
Düngemittel (VO 2003/2003), gasverbrennende Geräte (VO 2016/426), Ausgangsstoffe 
von Sprengstoffen (VO 98/2013), Biozidprodukte (VO 528/2012), Bauprodukte 
(VO 305/2011), Robbenerzeugnisse (VO 1007/2009), Druckgeräte (RL 2014/68/EU), 
Aufzüge (RL 2014/33/EU), Schutzgeräte Explosion (RL 2014/34/EU), Explosivstoffe 
(RL 2014/28/EU), Druckbehälter (RL 2014/29/EU), Sportboote und Wassermotorräder 
(RL 2013/53/EU), Pyrotechnik (RL 2013/29/EU), Spielzeugsicherheit 
(RL 2009/48/EG, RL 2014/79/EU), Nennfüllmenge Verpackungen (RL 2007/45/EG), 
Maschinen (RL 2006/42/EG), Verpackung (RL 94/62/EG), Schuherzeugnisse 
(RL 94/11/EG); 

 Fahrzeugverwaltungsrecht (VO 167/2013, RL 2007/46/EG, VO 661/2009, VO 78/2009, 
VO 79/2009, VO 715/2007, VO 168/2013, RL 2005/64/EG); 

 Strafnahes Recht: Barmittelverbringung [Geldwäsche] (VO 1889/2005), 
Marktmissbrauch (VO 596/2014, RL 2014/57/EU); 

 Zivilrecht: 
o Gesellschaftsrecht (RL 2001/86/EG822, VO 2157/2001, VO 1435/2003, 

VO 2137/85, RL 2009/102/EG, RL 2007/36/EG, RL 2004/25/EG, 
RL 2003/72/EG); 

o Rechnungslegung, Publizität (RL 89/117/EWG, VO 537/2014, VO 1606/2002, 
VO 1126/2008, RL 2013/34/EU, RL 2006/43/EG); 

o Schutz von Geschäftsgeheimnissen (RL 2016/943); 
o Zahlungsverzug (RL 2011/7/EU); 

 Geistiges Eigentum: Marken-, Urheber und Patentrecht (VO 386/2012, VO 1257/2012, 
VO 1260/2012, VO 2246/2002, VO 6/2002, RL 2015/2436, RL 2009/24/EG, 
RL 2006/115/EG, RL 2006/116/EG, RL 2004/48/EG, RL 2001/84/EG, 
RL 2001/29/EG, RL 98/71/EG, RL 98/44/EG, RL 96/9/EG, RL 93/83/EWG), Nutzung 
verwaister Werke (RL 2012/28/EU); 

 Waffenerwerb und -besitz (RL 91/477/EWG), Verbringung von Verteidigungsgütern 
(RL 2009/43/EG, RL 2010/80/EU); 

 Harmonisierung Tabakwerbung und -sponsoring (RL 2003/33/EG); 
 Versicherungsrecht: EU-Versicherungsaufsicht (VO 1094/2010), Berichtspflicht 

gegenüber EZB (VO 1374/2014/EZB), Statistik Versicherungswesen (VO 1228/1999), 
Versicherungsvertrieb (RL 2016/97); 

                                                 
822 Die Neutralität der SE-Mitbestimmungs-RL folgt daraus, dass das EU-Recht keinen Zwang zur 
unternehmerischen Mitbestimmung enthält und nur die mitgliedstaatlich angeordnete Mitbestimmung beim 
Wechsel in die SE respektiert. 
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 Infrastruktur: Zahlungsverkehr (VO 260/2012, VO 260/2012, VO 924/2009, 
RL 2015/2366, RL 98/26/EG, RL 2014/92/EU, RL 2009/110/EG, VO 795/2014/EZB); 

 Elektronische Kommunikationsnetze (RL 2002/77/EG, RL 2002/19/EG)823; 
 Verwaltungsharmonisierung Gewinnung von Kohlenwasserstoffen (RL 94/22/EG); 
 Datenrecht: Datenschutz (RL 2002/58/EG, VO 2016/679, VO 611/2013), 

Informationsweiterverwendung im öffentlichen Sektor (RL 2003/98/EG); 
 Institutionelles Recht: Zugang zu EU-Dokumenten (VO 1049/2001), Elektronisches 

Amtsblatt EU (VO 216/2013); 
 Kapitalmarktrecht, Prospektrecht:, RL 2014/65/EU, Aufsicht Finanzkonglomerate 

(RL 2002/87/EG), AIF (RL 2011/61/EU), Finanzsicherheiten-RL (2002/47/EG), 
ESMA-VO (1095/2010), VO 600/2014, VO 648/2012, Ratingagenturen 
(VO 1060/2009), OGAW (RL 2009/65/EG, RL 2010/42/EU, RL 2010/43/EU, 
RL 2007/16/EG), 2003/71/EG, RL 2001/34/EG, VO 583/2010, VO 584/2010, 
RL 2007/14/EG, RL 2006/73/EG, VO 1287/2006, VO 809/2004, Zentralverwahrer 
[Wertpapierdienstleister] (VO 909/2014), Leerverkäufe und CDS (VO 236/2012), 
EuVECA (VO 345/2013), EuSEF (VO 346/2013); 

 Verwaltungszusammenarbeit (VO 1024/2012); 
 Einlagensicherungssysteme (RL 2014/49/EU); 
 internetbezogene Rechtsakte: elektronische Identifikation (VO 910/2014), barrierefreie 

Websites öffentlicher Stellen (RL 2016/2102), E-Kommunikation (RL 2002/21/EG), 
Genehmigungsverfahren (RL 2002/20/EG), RL 2000/31/EG; 

 Roaming-Entgelte (VO 2015/2120, VO 531/2012); 
 Verfahrensvorschriften zu nationalen Arzneimittelpreisregeln (RL 89/105/EWG); 
 Universaldienste (RL 97/67/EG, RL 2002/22/EG); 
 Bio-Produkte (VO 834/2007, VO 1235/2008, VO 889/2008). 

Interventionistische Vorschriften: 

 Anlegerentschädigung (RL 97/9/EG); 
 Bankaufsichtsrecht: SRM (VO 806/2014), SSM (VO 468/2014/EZB, 2014/17/EZB), 

Kreditinstituts- und Wertpapierfirmen-Aufsicht (RL 2013/36/EU), Bankaufsicht 
(VO 575/2013, VO 2016/455/EZB), EBA [EU-Bankaufsichtsbehörde] (VO 
1093/2010), Sanierung & Liquidation (RL 2001/24/EG), Abwicklungs-RL 
(RL 2014/59/EU). 

Qualifikation 

Die Regulierung von Werbung zur Verhinderung irreführender Information wird als liberal 

angesehen, weil durch die verbesserte Informationsgrundlage des Verbrauchers der 

Wettbewerb gestärkt wird.  

Das EU-Vergaberecht enthält einige neutrale sowie im Übrigen liberale Tendenzen. Als 

neutrale Teilregelung des EU-Vergaberechts wird zunächst die Definition des 

vergaberechtlichen Vokabulars („CPV“, Common Procurement Vocabulary) durch 

                                                 
823 Neutrale Einordnung als Kompromiss aus liberalen Tendenzen (Gleichbehandlungsverpflichtung und 
Zugangserleichterung, Art. 10, 12 RL 2002/19/EG) und interventionistischen (Preiskontrolle, Art. 13 
RL 2002/19/EG). 
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VO 2195/2002 angesehen, da sie lediglich Begrifflichkeiten grenzüberschreitend vergleichbar 

macht. Beim Vergaberecht werden nach Maßgabe von Schwellenwert-Regeln (Art. 4 

RL 2014/24/EU) in materieller Hinsicht zwei Bereiche unterschieden: Unterhalb der 

Schwellenwerte gelten mitgliedsstaatliche Vergaberegeln824, deren Anwendung durch 

primärrechtliche Grundsätze (Transparenz, Verhältnismäßigkeit, Nicht-Diskriminierung, 

Nachprüfbarkeit)825 beeinflusst wird. Der EU-Einfluss in diesem Bereich beschränkt sich auf 

letztgenannte Grundsätze und kann als liberalisierend angesehen werden, weil der 

mitgliedsstaatliche Spielraum zu Wettbewerbsverfälschungen durch Auftragsvergabe 

verkleinert wird.  

Oberhalb der Schwellenwerte gelten verschiedene Richtlinien, die strukturell ähnlich sind.826 

Im Einzelnen betreffen sie Vergabe im Allgemeinen (RL 2014/24/EU), Wasser-, Energie- und 

Verkehrsversorgung (RL 2014/23/EU), Konzessionsvergabe (RL 2014/25/EU) und Vergabe im 

Zusammenhang mit Sicherheit und Verteidigung (RL 2009/81/EG). Die Vergabe im ÖPNV-

Sektor (VO 1370/2007) wurde dem EU-Verkehrsrecht zugeordnet. Die Richtlinien haben 

gemein, dass bei den Zuschlagskriterien neben Kosten, Qualität und Lebensdauer (technische 

Kriterien) auch sonstige politische Ziele enthalten sind (Umweltbezug und Soziales als 

vergabefremde Aspekte, vgl. Art. 67 Abs. 2 S. 1 RL 2014/24/EU).  

Grundsätzlich sieht das EU-Vergaberecht als Zuschlagskriterien die Eignung des Bieters und 

dessen technische, wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit vor. Der Auftraggeber hat 

die Wahl zwischen dem Angebot mit dem niedrigsten Preis oder dem wirtschaftlich günstigsten 

Angebot. Ordnungspolitisch ist dieses Grundgerüst nicht zu beanstanden. 

Fraglich ist, ob Nebenkriterien827 ein Einfallstor für interventionistische Vergabe-

Entscheidungen sein können828 und dies der EU zuzurechnen wäre.  

Ökologische Zuschlagskriterien werden in Art. 68 Abs. 1 lit. b RL 2014/24/EU 

ordnungspolitisch vertretbar mit den damit verbundenen Umweltkosten in Rechnung gestellt 

werden. Das ist dem Konzept, Umweltschäden in Kostenkalkulationen einzupreisen, 

grundsätzlich kompatibel. Relevanz hatten Umweltkriterien schon seit längerer Zeit in der 

                                                 
824 In Deutschland v. a. durch §§ 97 ff. GWB. Das GG hingegen reguliert die öffentliche Auftragsvergabe – 
unbeschadet eines allgemeinen Willkürverbots (Art. 3 Abs. 1 GG) – kaum, vgl. Burgi, Vergaberecht, 2016, § 3 
Rn. 10. 
825 Burgi, Vergaberecht, 2016, § 3 Rn. 21 ff.; Döbling, Verwaltungskooperationen, 2011, S. 70 ff.; vgl. EuGH, 
Urt. v. 7.12.2000 – C-324/98 (Telaustria) Rn. 60-62. 
826 Überblick bei Burgi, Vergaberecht, 2016, § 3 Rn. 44. 
827 Deren rechtliche Zulässigkeit ist streitig, vgl. Pache, DVBl 2001, 1781 (1789) m. w. N. 
828 Vgl. Pache/Rüger, EuZW 2002, 169 (170) (Haupteinfallstor für Protektionismus). 
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Vergabepraxis und die einschlägige Rechtsprechung des EuGHs billigte die Berücksichtigung 

bestimmter Umweltziele bereits früher.829 

Als vergabefremde Aspekte wurden ferner soziale Zuschlagskriterien in der Vergabepraxis 

eingesetzt. Der EuGH hat es etwa für zulässig angesehen, als Zuschlagskriterium die 

Beschäftigung von Langzeitarbeitslosen vorzusehen830 oder Aufträge dringender 

Krankentransporte831 durch Direktvergabe ohne Vergabeverfahren an 

Freiwilligenorganisationen zu erteilen. 

Maßgeblich für die Qualifikation des EU-Einflusses ist aber letztlich, dass die 

Berücksichtigung solcher Kriterien von den Richtlinien weder vorgegeben noch nahegelegt 

wird (Art. 67 Abs. 2 S. 1 RL 2014/24/EU: „kann […] beinhalten“). Soweit Interventionen 

hierbei tatsächlich stattfinden832, spricht der Rechtsrahmen vielmehr für eine Zurechnung zu 

den jeweiligen Mitgliedsstaaten. 

Das EU-Vergaberecht oberhalb der Schwellenwerte wurde aufgrund der RL 2014/24/EU 

geprüft. Die weiteren Richtlinien (2014/23 und 25) sind in Bezug auf Zuschlagskriterien 

vergleichbar und haben eine ähnliche Normstruktur (vgl. Art. 82 Abs. 2 RL 2014/25/EU). Eine 

detaillierte Überprüfung unterbleibt daher. In Bezug auf die RL 2009/81/EG betreffend die 

Vergabe von Aufträgen mit Sachbezug zu Sicherheit und Verteidigung wird angenommen, dass 

die dort zusätzlich statuierten Ausnahmen vom regulären Vergaberecht (u. a. Art. 13 lit. a, 30 

a. E., 35 Abs. 3, 56 Abs. 5 RL 2009/81/EG) vom Rechtfertigungsgrund innere und äußere 

Sicherheit833 gedeckt sind.  

Bezogen auf das vormals nicht harmonisierte deutsche Vergaberecht besteht eine wesentliche, 

europarechtlich veranlasste Änderung in der Einräumung eines subjektiven öffentlichen Rechts 

für den Bieter (§ 97 Abs. 6 GWB).834 Dieser kann Verstöße gegen Vergaberegeln im eigenen 

Namen gerichtlich geltend machen. Dadurch steigt die Durchsetzungskraft der Normen, da 

nicht nur eine nach Personal und Ressourcen beschränkte Behörde, sondern auch der Bürger 

deren Einhaltung erzwingen kann. 

                                                 
829 EuGH, Urt. v. 04.12.2003 – C-448/01 (Wienstrom) (ECLI:EU:C:2003:651) (Nutzung erneuerbare Energie). 
830 EuGH, Urt. v. 20.09.1988 – C-31/87 (Beentjes) (ECLI:EU:C:1988:422); vgl. dazu Beuttenmüller, 
Vergabefremde Kriterien, 2007, S. 80 ff. 
831 EuGH, Urt. v. 28.091.2016 – C-50/14 (CASTA) (ECLI:EU:C:2016:56). 
832 Ordnungspolitische Kritik bei Beuttenmüller, Vergabefremde Kriterien, 2007, S. 83-90. 
833 Vgl. oben, III. 1. b) (2), S. 93 f. 
834 Pache, DVBl 2001, 1781 (1786). 
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Am Rande ist zu erwähnen, dass die EU-Eigenvergaben durch das EU-Haushaltsrecht 

vergaberechtlich reguliert werden.835 Die Vorschriften sind zwar im Vergleich zum 

Richtlinienrecht weniger detailliert, weniger ambitioniert und gerichtlich anders 

durchzusetzen,836 gleichwohl gelten auch hier die Grundsätze von „Transparenz, 

Verhältnismäßigkeit, Gleichbehandlung und Nichtdiskriminierung.“837 Das 

EU-Eigenvergaberecht unterscheidet sich nicht prinzipiell vom sonstigen EU-Vergaberecht. 

Insgesamt weist das EU-Vergaberecht durch die Transparenz, Verfahrens- und materiellen 

Regeln und die Ausrichtung auf einen Wettbewerb der Bieter einen liberalisierenden838 

Charakter auf. 

Als neutral wurde die der Warenverkehrsfreiheit nahestehende Vereinfachung des Transports 

von Verteidigungsgütern eingeordnet (RL 2009/43/EG, RL 2010/80/EU), da für diese Güter 

kein normaler Markt existiert. 

Das Kapitalmarktrecht befasst sich mit dem Schutz des Funktionierens des Kapitalmarktes als 

solchen sowie dem (institutionellen)839 Anlegerschutz.840 Die hierfür wichtigsten Instrumente 

sind Veröffentlichungspflichten (insbesondere Ad-Hoc-Publizität, § 15 WpHG), 

Verhaltenspflichten (Insiderhandelsverbot [Art. 14 VO 596/2014], Verbot der 

Marktmanipulation [Art. 15 VO 596/2014]), Prospektpflichten sowie die EU-Aufsichtsbehörde 

ESMA. Vereinzelt werden auch bestimmte Geschäfte als solche beschränkt (Leerverkäufe, 

VO 236/2012). Das Kapitalmarktrecht erscheint vor diesem Hintergrund ordnungspolitisch 

grundsätzlich unbedenklich, weil es Informationsasymmetrien abbaut und typisierte Fälle des 

Marktmissbrauchs (Insiderhandel) einschränkt, auch wenn Teilbereiche (Prospektpflicht) sich 

der Kritik mangelnder Effektivität ausgesetzt sehen.841 Wenngleich einige 

kapitalmarktrechtliche Vorschriften eine liberalisierende Wirkung aufweisen (Abbau von 

Informationsdefiziten), ist bei einer Vielzahl kapitalmarktmäßiger Investitionen fraglich, ob 

                                                 
835 In der Haushaltsperiode 2007-2013: Art. 121 ff. VO 1268/2012 und Art. 101 ff. VO 966/2012. 
836 Burgi, Vergaberecht, 2016, § 5 Rn. 5. 
837 Burgi, Vergaberecht, 2016, § 5 Rn. 6. 
838 Man kann eine als übermäßig hohe Staatsquote mit guten Gründen als nicht liberal ansehen. Davon zu 
unterscheiden ist aber die Frage, wie ein hieran anknüpfendes Gesetz (Vergaberecht) wirkt: Da Vergaberecht den 
politischen Spielraum zu Gunsten des Wettbewerbs einschränkt befördert es das Wettbewerbsprinzip in einen 
grundsätzlich nicht wettbewerbsmäßig organisierten, politischen Gestaltungsspielraum. 
839 Juristisch streitig ist, inwieweit aus kapitalmarktrechtlichen Regeln individuelle Schadensersatzansprüche 
abgeleitet werden können, vgl. Buck-Heeb, Kapitalmarktrecht, 11. Aufl. (2020), Rn. 13 ff. 
840 Buck-Heeb, Kapitalmarktrecht, 11. Aufl. (2020), Rn. 11 ff. 
841 Henselmann/Klein/Maier, Der Wertpapierprospekt – Empirische Befunde zur Qualität der Risikoangaben bei 
Neuemissionen, working paper Nr. 2009-1, Universität Erlangen-Nürnberg, S. 32 (mangels Quantifikation der 
Risiken im Prospekt sei fraglich, „ob der Wertpapierprospekt […] seinen Zweck des Anlegerschutzes überhaupt 
erfüllen kann.“). 
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diese dem Gedanken des Leistungswettbewerbs entsprechen: Wetten auf Kursentwicklung, 

Vermögenseinsatz zur Übernahme von Konkurrenten oder Verschleierung von Kreditrisiken842 

durch Verbriefung („toxische Wertpapiere“). Da im Rahmen dieser Arbeit keine umfassende 

Analyse hierzu stattfinden kann, wird der Bereich kompromisshalber als neutral eingeordnet. 

Als neutral wurden die Verfahrensregeln bei der nationalen Arzneimittelpreiskontrolle 

angesehen (RL 89/105/EWG). Die Richtlinie nimmt zur Kenntnis, dass in Mitgliedsstaaten 

Vorschriften gelten, die direkt an Arzneimittelpreise anknüpfen.843 Da die EU die Preiseingriffe 

nicht selbst anordnet, wird die darin liegende Intervention den Mitgliedsstaaten zugerechnet. 

Die EU beschränkt sich in der Richtlinie auf Verfahrensregeln. 

Fraglich ist, wie die Obergrenzen für Endkunden-Roaming-Gebühren (VO 531/2012) 

wirtschaftssystemisch zu beurteilen sind. Hierin liegt prima facie ein Eingriff in die 

Preisbildung dahingehend, dass Roaming-Anbieter künftig Roaming-Dienste nur zu 

gesetzlichen Höchstpreisen abrechnen dürfen. De facto hat dies dazu geführt, dass die Entgelte 

weitgehend entfallen und in pauschale Vertragsentgelte eingeflossen sind. In der 

Preisobergrenze könnte eine verhältnismäßige Preisrahmenregulierung vorliegen, da die 

Anbieter nicht gehindert sind, generell höhere (Pauschal-)Entgelte zu verlangen. Andererseits 

zahlen damit Nicht-Roaming-Nutzer ggf. für die Bereitstellung von Roaming-Diensten, obwohl 

sie den Dienst nicht nutzen. Darin liegt eine Entkopplung von Bestellern und Begünstigten. 

Allerdings muss man auch berücksichtigen, dass dies in vielen Preisstrukturen ebenso der Fall 

und generell ein schwer vermeidbares Phänomen von Paketpreisen ist. In der Sache dürfte die 

Regelung ohnehin nur solche Einnahmen von Roaming-Anbietern verringern, denen von 

vornherein keine entsprechenden Kosten (Großkunden-Roaming-Entgelte) gegenüberstanden. 

Vielmehr wird die Ausnutzung von Wettbewerbshindernissen844 bei bestehenden 

Vertragsverhältnissen durch eine vertretbare845 Lösung verhindert. Daher wird die preisnahe 

Regelung gerade noch als ordnungspolitisch haltbar, d. h. neutral, angesehen. 

Einige Rechtsakte weisen interventionistische Tendenzen auf: 

                                                 
842 Die marktmäßige Selektion schlechter Kreditvergabeentscheidungen wird damit herausgezögert und im 
Wertpapiermarkt intransparent verteilt. Eigentum und Verantwortung/Haftung werden teilweise entkoppelt.  
843 Z. B. § 130a Abs. 3a SGB V, vgl. dazu BSG, Urt. v. 25.10.2018 – B 3 KR 10/16 R. 
844 In Form von Sprachbarrieren, Unkenntnis des Vertragsrechts usf. Auch der EuGH (Urt. v. 08.06.2010 – C-58/08 
[Vodafone], Rn. 58 [ECLI:EU:C:2010:321]) ging vom Fehlen eines wirksamen Wettbewerbs aus. 
845 Beispielsweise zur Pflicht einer einfach bedienbaren Smartphone-Applikation, die eine einfache gestaltete 
(Sprache, Transparenz, Verfügbarkeit) Kurztarif-Buchung zu Inlandspreisen möglich macht, an der alle Roaming-
Anbieter der EU sich beteiligen könnten. Die überhöhten Gebühren sind Zeichen mangelnden Wettbewerbs (zu 
komplizierter Wechsel in das ausländische Netz [SIM-Karte, Vertrag, Sprachbarrieren usf.]). 
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Die Finanzkrise 2007/08 offenbarte gesamtwirtschaftliche Systemrisiken, die maßgeblich auch 

vom Bankensektor ausgingen. Ihre Kreditvergabe an die sonstige Wirtschaft, die Organisation 

des Zahlungsverkehrs und ihre Beteiligung am Geldschöpfungsprozess846 haben 

gesamtwirtschaftliche Bedeutung847, weshalb Insolvenzen bereits mittelgroßer Kreditinstitute 

gesamtwirtschaftliche Folgen haben können. Hinzu kommt, dass der Bankensektor aufgrund 

seiner erheblichen internen Verflechtungen (Interbankenmarkt und -kredite, Geldmarkt), seiner 

geringen Eigenkapitalausstattung848 und der Wert-Volatilität der bilanzierten Aktiva 

wirtschaftlich betrachtet besonders instabil ist. Um diese systemischen Risiken849 der Banken 

zu Gunsten ihrer volkswirtschaftlichen Stellung als Hauptkreditgeber850 und 

währungsrechtlichen Bedeutung („Sparerschutz“)851 auf ein vertretbares Maß zu reduzieren, hat 

die EU den Ansatz gewählt, die generelle finanzielle Stabilität von Banken durch 

Eigenkapitalvorschriften zu stärken. Zugleich hat diese Supranationalisierung des 

Bankenaufsichtsrechts zur Binnenmarktharmonisierung beigetragen.852 Ordnungspolitisch 

kann man am Gesamtkonzept kritisieren, dass nicht die Systemrisiken selbst als Ansatzpunkt 

gewählt wurden (Interbankenverflechtung, Sicherung des Zahlungsverkehrs853). Man hätte 

auch die externen Effekte selbst adressieren und abstellen können, etwa indem man den 

Zahlungsverkehr bilanziell ausgliedert und Geschäfte zwischen Banken beschränkt.854,855 

Ferner ist es bedenklich, die Überprüfung von Bankbilanzrisiken einer Behörde zu 

überantworten, auch wenn diese weniger die Einzelpositionen als vielmehr das 

(unternehmensinterne oder extern seitens einer Rating-Agentur erstellte) Risikokonzept 

überprüft und bestimmte regulatorische Kennziffern errechnet. Die Annahme, eine staatliche 

                                                 
846 Schwintowski, in: ders., Bankrecht, 4. Aufl. (2014), § 1 Rn. 9 (S. 3) zählt das „Recht der Geldschöpfung“ daher 
zum „Bankrecht im funktionalen Sinne“. Das trägt der tatsächlichen wirtschaftlichen Bedeutung der Banken 
Rechnung und führt zur weitergehenden Kompetenzproblematik einer Geldpolitik, welche auf die Kooperation 
mit Banken aufgrund der Konstruktion der Währungsordnung angewiesen ist. 
847 Vgl. Auerbach, Banken- und Wertpapieraufsicht, 2015, B. I. 2., S. 22, wonach neben dem Systemschutz 
neuerdings auch kollektiver Verbraucherschutz in der Praxis der Bankenaufsicht eine Rolle spielt. 
848 Vgl. das Eigenkapital-Niveau der Realwirtschaft, Bundesbank, Monatsbericht 12/2019, S. 52. 
849 Vgl. Erwägungsgründe Nr. 19, 32 VO 575/2013. 
850 Einige Länder sind nach Görgens/Ruckriegel/Seitz, Europäische Geldpolitik, 5. Aufl. (2008), S. 337 besonders 
„bankorientiert“ (Deutschland, Italien, Griechenland), andere hingegen orientieren sich stärker an 
Kapitalmarktfinanzierungen (Vereinigtes Königreich, Schweden, USA). Vgl. Mantzke, Liquiditätsnormen, 1994, 
S. 91 zum bankaufsichtsrechtlichen Schutzziel der „Funktionsfähigkeit der Kreditwirtschaft“. 
851 Vgl. Erwägungsgrund Nr. 33 VO 575/2013. 
852 Vgl. Erwägungsgrund Nr. 34 VO 575/2013. 
853 Konsequent wäre es insofern, die währungsrechtlichen Elemente aus dem Bankensektor herauszutrennen und 
dem Währungsrecht zuzuordnen. Dem entspricht es, wenn in der Literatur auch Bankenregulierung als Bestandteil 
der Währungshoheit angesehen wird, soweit Geldschöpfungs- und Zahlungsverkehrsfunktionen berührt sind, vgl. 
Herrmann, Währungshoheit 2010, S. 116. 
854 Für den bankaufsichtsrechtlichen Ansatz hingegen L. Müller, in: Hahn, 1989, S. 107. 
855 In keinem anderen Wirtschaftsbereich sind Konkurrenten (!) derart eng durch (Kredit-)Geschäfte und ähnlich 
strukturiertes Anlagevermögen miteinander verbunden. Eine wettbewerbsverfasste Marktwirtschaft legt vielmehr 
das Gegenteil nahe, nämlich dass Wettbewerber überleben und dann um Marktanteile ausscheidender Teilnehmer 
konkurrieren können. 
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Stelle (BaFin, EZB, NZB) könne und solle bei der Finanzverfassung einzelner Banken 

mitreden, ist ordnungspolitisch kaum haltbar.856 Wer schlecht wirtschaftet, muss aus dem Markt 

ausscheiden und nicht durch den Staat vor gewissen Risiken geschützt werden, die er im 

eigenen Interesse abstellen sollte. Dies gilt selbstverständlich auch bei sonstigen privaten 

Investitionsentscheidungen und rechtfertigt keinen Ausbau des Bankaufsichtsrechts zu einer 

Art allgemeinen, mittelbaren „Vermögensfürsorge“ des Staates.857 Jeder Investor hat die Folgen 

seiner Entscheidungen selbst zu tragen und hierbei hat die Bankaufsicht keine 

„ordnungspolitische Aufgabe“ zu erfüllen. Der Staat ist nach hier vertretener Ansicht 

stabilitätspolitisch nur dazu aufgerufen, negative externe und systemische Effekte von 

Bankinsolvenzen gering zu halten, etwa indem man den Geldbenutzer (Zahlungsverkehr) von 

Investoren (Einleger) trennt.858 Hierzu ist eine Risikoanalyse von Bankaktiva weder notwendig 

noch staatlicherseits leistbar. 

Es darf bezweifelt werden, ob das Bankaufsichtsrecht, trotz seiner gesetzestextlichen 

Ausuferung, vor einer weiteren Bankenkrise bewahren kann. Es besteht das grundsätzliche 

Problem, dass die Effektivität der Eigenmittelregulierung von der Präzision der 

Rechnungslegung abhängt. Man darf sich von diesen Zahlenwerken nicht täuschen lassen: Die 

Investmentbank Lehman Brothers erschien auch kurz vor ihrem Zusammenbruch noch als 

bilanziell unverdächtiges Unternehmen.859 Bestätigt wird dies durch die jüngere 

Bilanzfälschung im Fall „Wirecard“ (2020).860 Selbst abseits dieser Extremfälle schwanken 

Eigenkapitalquoten und Unternehmensgewinne je nach gewähltem Rechnungslegungsstandard 

(GAAP, IFRS). Dies verdeutlicht, dass die Anknüpfung an den Jahresabschluss eine sehr 

beschränkte Methode ist, gerade wenn Aktiva zu bewerten sind, deren „Werte“ schwer 

einzuschätzen sind (Bonität) oder sich schnell verändern können (Volatilität).  

Eine Preisverzerrung durch das Bankaufsichtsrecht liegt darin, dass Staatsanleihen bei der 

Eigenmittelberechnung im Hinblick auf ihre Ausfallwahrscheinlichkeit privilegiert behandelt 

werden (Art. 114 Abs. 4 VO 575/2013). Hieraus lässt sich erklären, wie sich negative 

                                                 
856 Diese Unvereinbarkeit eines strikten Aufsichtsrechts sieht auch E. Martini, in: Hahn, Geldverfassung, 1989, 
S. 98, er geht aber offenbar aus, es gebe ein gesundes Maß an „Bankaufsicht“, die eine „ordnungspolitisch[e] 
Aufgabe“ erfülle (S. 102 f). 
857 In diese Richtung aber Kuntze (in: Hahn, Geldverfassung, 1989, S. 104), der meint, das Bankaufsichts- und 
Kapitalmarktrecht müssten ausgebaut werden, damit Marktteilnehmer vor dem Verlust ihres Vermögens an der 
Börse bewahrt werden. 
858 Für ein Ansetzen an den Systemrisiken selbst auch Panzera, in: Rochon/Rossi, Encyclopedia of Central 
Banking, 2015, S. 71. Beispielsweise könnte man hierfür Girokonten bilanziell ausgliedern und die Verwendung 
der Guthaben durch die Bank von einer ausdrücklichen Erklärung des Inhabers abhängig machen.  
859 ZEIT v. 12.03.2010 („Methoden zur Bewertung der Vermögenswerte seien möglicherweise unzulänglich gewesen“). 
860 FAZ v. 22.06.2020 (1,9 Mrd. € d. Bilanzsumme existierten offenbar nicht bzw. sind verschwunden). 
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Staatsanleihezinsen dauerhaft halten können und weshalb bestimmte Marktteilnehmer861 an 

solchen „Investitionen“ interessiert sind. Auch diese Art der Preisverzerrung ist 

ordnungspolitisch nicht haltbar und als interventionistisch einzuordnen.  

Teilweise wird das Bankaufsichtsrecht als ordnungspolitisch angesehen und eine Parallele zum 

polizeilichen Gefahrenabwehrrecht gezogen.862 Dieser Vergleich ist schief, soweit hierfür der 

Bankgläubigerschutz vorgebracht wird, denn Polizeirecht dient nicht der Absicherung privater, 

zivilrechtlicher Verträge. Derartige Betrachtungen haben zwar den richtigen Kern, nämlich den 

Gedanken, dass Unbeteiligte (Bankkunden) vor (unfreiwilligen) Kreditrisiken geschützt 

werden sollen, versäumt es aber, das eigentliche Problem herauszuarbeiten: den faktischen 

Zwang der Gläubigerstellung zur Teilnahme am bargeldlosen Zahlungsverkehr. Dadurch 

verliert der (private) Girokonto-Vertrag sein Freiwilligkeitsmoment. Staatsorganisatorisch 

versagt hier die Bereitstellung einer sicheren Zahlungsverkehrsinfrastruktur, die weder von den 

Zentralregierungen noch von den Notenbanken zur Verfügung gestellt wird. Eine 

ordnungspolitische Lösung dieses Dilemmas besteht aber in der Verhinderung der 

zwangsweisen Gläubigerstellung und nicht in der behördlichen (und daher notwendig 

lückenhaften) „Kontrolle“ von Bankbilanzrisiken. Daher ist auch eine sozialpolitische 

Begründung863 von Bankaufsicht überflüssig, da es sich nicht um ein Problem Bedürftiger, 

sondern der gesamten Volkswirtschaft handelt. 

Das Bankaufsichtsrecht enthält nach alledem erhebliche Eingriffe in die 

Wirtschaftsplankompetenz (Liquiditäts- und Eigenmittelvorschriften) und missachtet die 

Eigenverantwortung von Banken, die behördlicherseits angehalten werden, die eigene 

Insolvenz zu vermeiden. Damit werden marktwirtschaftliche Grundprinzipien missachtet. 

Soweit hierfür die Stabilität der Währung als Rechtfertigung vorgebracht wird (Sparerschutz, 

Zahlungsverkehr), wird auf die weiteren Ausführungen zur Währungspolitik864 verwiesen. Es 

handelt sich dabei um geldpolitisch willkürlich in Kauf genommene Risiken, die technisch 

vermeidbar und richtigerweise im Währungs- und nicht sonstigen Bankgewerberecht zu lösen 

wären. 

Nach alledem wird das Bankaufsichtsrecht als interventionistisch eingeordnet. 

                                                 
861 Ein Teil der Staatsanleihen wird von den NZB im Rahmen von Ankaufsprogrammen erworben (PSPP). 
862 Mantzke, Liquiditätsnormen, 1994, S. 87 f. (Gläubigerschutz). 
863 Mantzke, Liquiditätsnormen, 1994, S. 90. 
864 III. 2. h) (2) v. bis ix., S. 181-210. 
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Die RL 97/9/EG verpflichtet die Mitgliedsstaaten zur Einrichtung eines Anlegerschutzsystems 

mit einer Deckungssumme von 20.000 ECU (Art. 4 Abs. 1 RL 97/9/EG). Ordnungspolitisch ist 

diese teilweise Entkoppelung von Investitionsrisiko und Gewinnchance abzulehnen. Sie wird 

daher als interventionistisch eingeordnet. 

Strukturell ähnlich ist die Pflicht zur Etablierung eines Einlagensicherungssystems für 

Girokonto-Guthaben und bestimmte Festgeld- und Spareinlagen (Art. 2 Abs. 1 Nr. 3 

RL 2014/49/EU). Es handelt sich um eine Annex-Regulierung von Problemen, die aus dem 

Währungsrecht stammen, namentlich des (faktischen) Zwangs zur Eröffnung eines (nicht 

krisensicheren) Buchgeldkontos bei einer Geschäftsbank zum Zwecke des bargeldlosen 

Zahlungsverkehrs. Die damit einhergehende Unsicherheit im Zahlungsverkehr im Falle einer 

Finanzkrise (Liquiditätsenge, bank run) soll durch ein Einlagensicherungssystem bis zu einer 

gewissen Summe abgesichert werden. Obwohl die Währungsstabilität und der Zahlungsverkehr 

als zentrale Infrastrukturinstitutionen ohne weiteres auf einfacherem Wege und wesentlich 

effektiver geschützt werden könnten865, wird das nicht ordnungspolitische Grundgerüst der 

Geldordnung (fraktionales Reservesystem, Vermischung von Geschäftsbankenbuchgeld mit 

sonstigen Bankverbindlichkeiten) hierdurch weiter unter Verletzung des Prinzips von Eigentum 

und Verantwortung verkompliziert und perpetuiert.866 Neben Effektivitätseinwänden – die 

Ausstattung der Einlagensicherung ist geheim – haben die Einlagensicherungssysteme selbst 

nur einen untergeordneten Umverteilungseffekt. Dieser wird in Krisenzeiten ohnehin durch 

größere Bankenrettungspakete der Regierungen oder des ESZB in den Schatten gestellt. Im 

Ergebnis stellt die Einlagensicherung zwar eine Intervention dar, sie ist aber der 

ordnungspolitisch zweifelhaften Inkaufnahme gesamtwirtschaftlicher Risiken in der 

Währungspolitik zuzuordnen.867 

Die Universaldienst-Regulierung (RL 97/67/EG, RL 2002/22/EG) verpflichtet die 

Mitgliedsstaaten dazu, dass bestimmte infrastrukturrelevante Basisdienstleistungen (u. a. Art. 

2 RL 97/67/EG [Postdienste], Art. 4 Abs. 1 RL 2002/22/EG [Festnetzanschluss]) 

flächendeckend und zu erschwinglichen868 Preisen zur Verfügung gestellt werden. Das genaue 

Niveau und der Umfang der Universaldienstleistung wird von der EU nicht abschließend 

                                                 
865 Dies erfordert zwei Änderungen: Volldeckung von Buchgeld und vermögensmäßige Trennung von 
Buchgeldkonten von der übrigen Bankbilanz. Dies entspräche einer Ausgliederung des Zahlungsverkehrs aus dem 
eigentlichen Bankensektor und würde den Kontoinhaber davor bewahren, unfreiwillig Geschäftsbanken-Gläubiger 
zu werden. 
866 Zu den Risiken und Wettbewerbsverfälschungen durch Buchgeldschöpfung unten, III. 2. h) (2), S. 171 ff. 
867 Dazu näher unten, III. 2. h) (2) v., S. 181 ff. 
868 Vgl. Art. 9 RL 2002/22/EG. 
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vorgegeben und es besteht ein nicht unerheblicher Gestaltungsspielraum der Mitgliedstaaten.869  

Trotz des Interventionseffekts bei der Abwälzung von Infrastrukturkosten (u. a. durch 

Subvention) wird die Universaldienst-Regulierung als neutral eingeordnet, weil (1) ein starker 

Infrastrukturbezug besteht, (2) die Mitgliedsstaaten ungehindert sind, den Interventionsumfang 

gering zu halten und (3) die Bereitstellung der Universaldienste generell an Bedeutung verloren 

hat und weiter verlieren wird.870 

Insgesamt fällt die EU-Rechtsangleichungspolitik gemischt aus. 

Integrationstiefe 

Aufgrund des fragmentarischen Charakters der EU-Rechtsangleichungspolitik wird für jedes 

Teilelement ein eigener Integrationsfaktor gewählt. 

Der Integrationsfaktor zum EU-Vergaberecht wird auf Grundlage des Verhältnisses der 

Vergabevolumina geschätzt, die vom sekundären EU-Vergaberecht erfasst sind oder von der 

EU selbst ausgereicht werden und ins Verhältnis zum Bereich unterhalb der Schwellenwerte 

gesetzt.  

Europaweite Zahlen zum Umfang öffentlich vergebener Aufträge durch die Mitgliedsstaaten 

insgesamt fehlen und sind nur vereinzelt in Länderberichten enthalten.871 Eine Anfrage an die 

Kommission hat ergeben, dass eine EU-weite Datengrundlage zum Umfang öffentlicher 

Auftragsvergabe innerhalb der EU, insbesondere zum Bereich unterhalb der Schwellenwerte, 

nicht existiert.872 Die Kommission schätzt den nationalen Vergabesektor daher anhand von 

Eurostat-Daten, die sich auf bestimmte Staatsausgaben beziehen, die hätten vergeben werden 

können.873 Das ist sehr ungenau und weist keine Kongruenz zu tatsächlich vergebenen 

Auftragsvolumina auf. Die Bedeutung des Vergabesektors wird dadurch strukturell überschätzt. 

Gleichwohl wird im Folgenden mangels besserer Alternative auf diese Schätzung 

                                                 
869 Rottmann, Wettbewerbsrecht, 2008, S. 364; Fredebeul-Krein, Wirtschaftsdienst, 1998/VIII, 461 (465, 467). 
870 Verdrängung physischer Post und des Festnetzanschlusses durch E-Mail, Mobilfunk u. ä. 
871 Zudem nicht stets auf Englisch verfügbar, vgl. https://ec.europa.eu/growth/single-market/public-
procurement/country-reports_en, 03.01.2019. 
872 Anfrage an die Generaldirektion GROW v. 02.01.2020 und Antwort v. 06.01.2020.  
873 Während die Kommission (KOM [2008, 2193], S. 4 (Fn. 1) die Methodik noch nicht offenlegt (lediglich 
Bezugnahme auf Daten, die Eurostat gemeldet wurden), findet sich eine klarere Passage in: Kommission, Public 
Procurement Indicators 2015, 12/2016, S. 1 Ziff. i. V. m. S. 3 Ziff. 2.2. Vgl.: „The estimate of total expenditure 
on works, goods and services for the general government sector can be interpreted as expenditures which could 
have been publicly procured (excluding utilities).“ Hierauf bezieht sich die Zahl von 1.800 Mrd. € (2006), die für 
2015 auf 2015,3 Mrd. € angewachsen ist (Kommission, Public Procurement Indicators 2016, S. 1 Ziff. 2).  
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zurückgegriffen874 und der Vergabesektor 2016 mit ca. 2.009,60 Mrd. € quantifiziert.875 Der 

Integrationsfaktor ergibt sich sodann schätzungsweise aus dem Anteil von EU-weit 

ausgeschriebenen Vergaben (450,21 Mrd. €)876 sowie EU-Eigenvergaben (11,367 Mrd. €)877 

zum geschätzten Gesamtvolumen (2.009,6 Mrd. €) und beträgt mithin rd. 0,23.878  

Für den Teilmarkt Werbung wird ein Nebeneinander von EU-Recht (Tatbestandsweite von 

Art. 2 lit. a RL 2006/114/EG) und nationalen Vorschriften879 festgestellt. Mangels eindeutigen 

Schwerpunkts wird ein Integrationsfaktor von 0,5 gewählt. 

Eine Parallelität von EU- und nationalen880 Regelungen wird auch für Universaldienste 

angenommen und folglich ein Integrationsfaktor von 0,5 in Rechnung gestellt. 

Das Bankaufsichtsrecht in der Union ist stark europäisiert. Dies ist Ausprägung der politisch 

angestrebten Bankenunion, die es zum Ziel hat, Regulierungsstandards zu vereinheitlichen und 

grenzüberschreitende Wettbewerbshindernisse abzuschaffen. Soweit national bedeutsame 

Bankaufsichtsregeln existieren (KWG), sind sie maßgeblich von EU-Recht beeinflusst (u. a. 

VO 575/2013). Es wird im Ergebnis ein Integrationsfaktor von 1,0 gewählt. 

Quantifikation 

Die EU-Rechtsangleichungspolitik hat fragmentarischen Charakter, weshalb auf Teilmärkte der 

jeweils wirtschaftssystemisch relevanten Rechtsakte abgestellt wird. Im Einzelnen: 

Der Bereich des Vergaberechts in der EU kann durch die Gesamtsumme aller öffentlichen 

Aufträge gewichtet werden. Wie bereits beim Integrationsfaktor oben angemerkt, fehlt eine 

verlässliche Datengrundlage zum Gesamtvolumen, weshalb erneut auf die 

Kommissionsschätzung zurückgegriffen wird. Methodisch entsprechen Auftragsvolumina 

allerdings eher Umsätzen als Bruttowertschöpfung, denn der Auftragnehmer muss mit der 

vergebenen Summe auch seine Vorleistungen abdecken. Vor diesem Hintergrund ist es fraglich, 

ob das Gesamtvolumen zumindest schätzungsweise in ein Äquivalent zur Bruttowertschöpfung 

                                                 
874 So auch die übrige vergaberechtliche Literatur, vgl. Döbling, Verwaltungskooperationen, 2011, S. 58; Weyand, 
Vergaberecht, 4. Aufl. (2013), Einl. Ziff. 2 Rn. 1. 
875 Errechnet aus: Kommission, Public Procurement Indicators 2017, 07/2019, S. 1 (Rückrechnung von 2 % 
Wachstum bezogen auf den Wert aus 2017 [2049,8 Mrd. €]) 
876 Kommission, Public Procurement Indicators 2015, 12/2016, S. 1. 
877 Datengrundlage https://ted.europa.eu/can-reports/2016_ALL.xlsx, 06.01.2020. 
878 Zwar übt das EU-Recht auch im Bereich unterhalb der Schwellenwerte Einfluss aus – Grundsätze des 
Vergabeverfahrens –, jedoch soll die ohnehin komplizierte Methodik nicht weiter überfrachtet werden. Die die 
damit verbundene Ungenauigkeit wird in Kauf genommen. 
879 In Deutschland vor allem §§ 4-7 UWG. 
880 In Deutschland: PostG sowie die Postuniversaldienstleistungsverordnung (PUDLV). 



- 163 - 

transformierbar wäre . Bereits oben wurde für den EU-Binnenhandel auf die allgemeine 

Relation zwischen Umsätzen und Bruttowertschöpfung als grobe Schätzgröße abstellt 

(Globalquote). Mangels Datengrundlage zur Verteilungder Vergabesummen auf die 

Wirtschaftsbereiche  wird auch hier auf die Globalquote Umsätze zu Bruttowertschöpfung 

abgestellt.881  

Der wettbewerbsfördernde Effekt der Werbungs-RL (2006/114/EG) wird anhand der 

Bruttowertschöpfung des Werbungssektors (NACE Abt. 73) geschätzt. 

Mangels Datengrundlage sowohl zum Begünstigtenkreis als auch zum Umfang erfolgter 

Anlegerentschädigung unterbleibt die Quantifikation der (interventionistischen) RL 97/9/EG. 

Für das Bankaufsichtsrecht wird grundsätzlich auf die Bruttowertschöpfung des Bankensektors 

abgestellt.882 Die Abgrenzung zur Währungspolitik ist problematisch, denn beide 

Normbereiche knüpfen an den Bankensektor an: Für das Bankaufsichtsrecht sind 

Kreditinstitute die Regulierten, in der Währungspolitik sind sie die maßgeblichen 

Geschäftspartner der Zentralbank und haben eine zentrale Rolle beim Zahlungsverkehr sowie 

im Geldschöpfungsprozess. Eine scharfe Abgrenzung erscheint hier nicht möglich, weshalb 

hier die volkswirtschaftliche Bedeutung des Bankensektors für die Eurozone pragmatisch in 

zwei Hälften geteilt werden soll. Für das Gesamtergebnis ist die Aufteilung nicht von 

Bedeutung, da beide Bereiche interventionistisch und mit dem numerisch gleichen 

Integrationsfaktor eingeordnet werden.  

Ferner ist zu beachten, dass das Bankaufsichtsrecht EU-weit gilt, die EU-Währungspolitik 

jedoch nur die Eurozone betrifft. Dies wird dadurch abgebildet, dass (1) der 

Bruttowertschöpfungsanteil der Eurozonen-Banken hälftig auf die Bereiche Bankaufsichtsrecht 

und Währungspolitik verteilt und (2) der Bruttowertschöpfungsanteil der Rest-EU (voll) dem 

Bankaufsichtsrecht zugewiesen wird. 

  

                                                 
881 Vgl. bereits oben, III. 2. a), S. 125. Datengrundlage zur Globalquote: Eurostat (nama_10_gdp), 
Bruttowertschöpfung EU28 zu Marktpreisen (14.985.291,7 Mio. €) sowie Eurostat (sbs_na_sca_r2), Umsätze 
EU28 (26.512.132,4 Mio. €), jeweils 2016. 
882 Eurostat (nama_10_a64), Erbringung von Finanzdienstleistungen. 
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Nach alledem ergeben sich folgende Zahlen: 

Bereich  Indikator  Wert (Mio. €) I-Faktor     Globalquote      Ergebnis (Mio. €) 

Vergaberecht Schätzung d. KOM883  2.009.600 * 0,224  * 0,548  = 246.682,4 

Werbung BWS884     61.757,9 * 0,5    = 30.878,95 

Bankaufsicht  

   50 % d. BWS EA-Banken885   159.973,75886     

   100 % d. BWS Rest-EU-Banken887 143.331,2888 

   Summe (Bankaufsicht)  303.304,95 * 1,0       = 303.304,95 

h) Wirtschafts- und Währungspolitik (Art. 119-144 AEUV) 

(1) Wirtschaftspolitik 

Primärrecht 

Die allgemeine Wirtschaftspolitik wurde bisher nicht auf die EU kompetenziell übertragen889 

und hieraus erklärt sich der geringe Integrationsgrad der aktuellen, allgemeinen 

EU-Wirtschaftspolitik. Nach einem Bekenntnis zum Grundsatz einer offenen Marktwirtschaft 

mit freiem Wettbewerb (Art. 119 Abs. 1 AEUV) folgt eine (nicht justitiable) 

Koordinierungspflicht der Mitgliedsstaaten hinsichtlich ihrer nationalen Wirtschaftspolitik 

(Art. 121 Abs. 1 AEUV). Die Koordination bezieht sich auf die in Art. 120 AEUV in Bezug 

genommenen, vielfältigen Unionsziele des Art. 3 EUV. Flankiert wird dies durch regelmäßige 

Berichte der Kommission und Bewertungen durch den Rat (Art. 121 Abs. 3 AEUV). 

Zur EU-Wirtschaftspolitik werden ferner Fiskalregeln gezählt, die die Haushalte der 

Mitgliedsstaaten betreffen.890 Die systematische Einordnung unter „Wirtschaftspolitik“891 

                                                 
883 Mangels Datengrundlage zu nicht EU-weit ausgeschriebenen Aufträgen wird auf die (sehr grobe) Schätzung 
der Kommission zurückgegriffen, vgl. oben III. 2. g), S. 161 f.  
884 Eurostat (sbs_na_sca_r2) NACE Abt. 73 Werbung und Marktforschung. 
885 Bruttowertschöpfung nach Eurostat (nama_10_a64), NACE Abt. 64 Erbringung von Finanzdienstleistungen: 
309.264 Mio. € (Eurozone) sowie 145.178,3 Mio. € (restliche EU). Eine Präzisierung der Daten auf 64.19 
(Kreditinstitute) und 64.92 (Spezialkreditinstitute) zur Aussonderung von sonstigen, nicht bankmäßigen 
Finanzdienstleistungen war nach Auskunft von Eurostat nicht möglich (03.10.2020).  
886 Hälftige Aufteilung bei der Eurozone dient der Abgrenzung zur Währungspolitik, vgl. unten III. h), S. 214. 
887 Schweden, Dänemark, Vereinigtes Königreich, Polen, Tschechien, Rumänien, Bulgarien, Kroatien, Ungarn. 
888 Bei sofortigem Brexit 2016 wäre die Bedeutung von 143.331 Mrd. € auf 51.675 Mrd. € gesunken (rd. 64 %). 
889 Herrmann, in: Pechstein/Nowak/Häde, Frankfurter Kommentar, 2017, AEUV Art. 119 Rn. 42, 46; Häde, in: 
Calliess/Ruffert, EUV/AEUV, 5. Aufl. (2016), AEUV Art. 119 Rn. 4 f.; Steinle, Europäische 
Beschäftigungspolitik, 2001, S. 175; krit. zur Abgrenzung von Wirtschaftspolitik zu sonstigen Bereichen Vincze, 
Verrechtlichung der Wirtschaftspolitik, 2009, S. 36 f. 
890 Deskriptiv Vincze, Verrechtlichung der Wirtschaftspolitik, 2009, S. 38 ff. 
891 Vgl. zur Definition Schulze-Steinen, Rechtsfragen, 1997, S. 46 f. m. w. N. 
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(statt: Haushalts-892/Fiskalpolitik) ist wenig glücklich, denn weder handelt es sich um 

Regulierung wirtschaftlicher Tätigkeit noch hat der Haushalt einer Volkswirtschaft und dessen 

Verschuldungsgrad direkte Verbindungen zur privaten Wirtschaft. In der Sache handelt es sich 

um das Verbot der monetären Staatsfinanzierung, das es der EZB sowie den NZBen verbietet, 

EU-Organen bzw. -Stellen sowie Mitgliedstaaten893 Kredite zu gewähren. Flankiert wird das 

(nicht lückenlose)894 Verbot durch den Ausschluss eines bevorrechtigten Zugangs von 

staatlichen Stellen zu Finanzinstituten, Art. 124 AEUV (Umgehungsschutz). Abgerundet wird 

die Pflicht zur Haushaltsdisziplin durch das Beistandsverbot (Art. 125 AEUV), welches der 

Union und den Mitgliedsstaaten untersagt, für Verbindlichkeiten anderer Mitgliedsstaaten 

einzustehen. Die strikte Anwendung der Verbote war in der Praxis der Rettungsmaßnahmen 

(Finanzkrise 2007/08) stets umstritten895, weil es politisch starke Anreize zur Nichtbeachtung 

gab. Ob das EFSF-Abkommen und den ESM-Vertrag noch zum EU-Recht gezählt werden oder 

zum sonstigen, mitgliedsstaatlichen Völkerrecht kann hier wegen wirtschaftssystemischer 

Neutralität offen bleiben und die Erwähnung unten erfolgt nur aufgrund der thematischen Nähe 

zur EFSF-VO (407/2010). 

Das eigentliche Primärziel der Fiskalregeln findet sich sodann in Art. 126 Abs. 1 AEUV, 

nämlich die Pflicht zur Vermeidung nicht tragfähiger, öffentlicher Defizite. Die Einzelheiten 

wurden im Prot. Nr. 12 zum AEUV geregelt, das auf der Ermächtigung Art. 126 Abs. 14 AEUV 

beruht. 

Sekundärrecht 

 Statistik: Sektorkonten (VO 1161/2005), Zahlungsbilanz (VO 184/2005, VO 184/2005, 
VO 1055/2008), Finanzkonten (VO 501/2004), Stahlindustrie (VO 48/2004, VO 
772/2005), ESVG (VO 2516/2000, VO 1889/2002, VO 448/98), BNE (VO 1722/2005, 
VO 116/2005), Industrieproduktion (VO 860/2010, VO 163/2010, VO 36/2009, VO 
1165/2007, VO 294/2007, VO 317/2006, VO 912/2004), Staatsdefizit (VO 479/2009, 
VO 1222/2004, VO 1500/2000, VO 264/2000), Konjunktur (VO 472/2008, VO 
657/2007, VO 1502/2006, VO 586/2001, VO 1165/98), Unternehmen (VO 1618/1999), 
Versicherungsdienstleistungen (VO 1227/1999, VO 1228/1999, VO 1225/1999); 

 Defizitrecht: VO 472/2013, VO 473/2013; 

                                                 
892 Schulze-Steinen, Rechtsfragen, 1997, S. 48 f. 
893 Unabhängig von der staatsrechtlichen, internen Ebene: Bund, Land, Gemeinde, sonstige öffentlich-rechtliche 
Körperschaft. 
894 Nicht erfasst vom Verbot sind etwa die Gewinne der NZB, vgl. unten III. 2.  h) (2) v., S. 188, die teilweise an 
Zentralregierungen ausgekehrt werden. 
895 Vgl. die hierzu ergangene Rechtsprechung: EuGH, Urt. v. 27.11.2012 – C-370/12 (Pringle) 
(ECLI:EU:C:2012:756); BVerfG, Urt. v. 18.03.2014 – 2 BvR 1390/12 u. a. (ESM). 
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 EFSM (VO 407/2010), ESM-Vertrag896 (Nachfolger des EFSF897); 
 Konvergenzdarlehen für Zahlungsbilanzstabilisierung von Mitgliedstaaten 

(VO 332/2002). 

Qualifikation 

Die Pflicht zur Ausrichtung auf marktwirtschaftliche Grundprinzipien (Art. 119 AEUV) und 

die Koordinierung der nationalen Wirtschaftspolitiken (Art. 121 Abs. 1 AEUV) weist liberalen 

Anstrich auf, praktische und zwingende Konsequenzen für die Politik der Mitgliedstaaten 

erwachsen hieraus jedoch kaum. Der normative Gehalt des Bekenntnisses zu einem 

grundsätzlich wettbewerbsverfassten, marktwirtschaftlichen System (Art. 119 Abs. 1 AEUV) 

wird mangels strikter Handhabung als gering898 oder ungeklärt899 bezeichnet. Teils wird hieraus 

das Verbot des Wirtschaftssystemwechsels900 oder ein Rechtfertigungszwang901 beim Erlass 

nicht marktkonformer Rechtsakte abgeleitet. Aufgrund der zahlreichen Ausnahmetatbestände 

und Querschnittsklauseln im EU-Primärrecht können die Hürden für solche Rechtfertigungen 

als gering bezeichnet werden.  

Es existieren im Schrifttum902 auch strengere Deutungen der Bindungsregel (Art. 119 AEUV), 

allerdings kommt es für die hier interessierende Einordnung auf die tatsächlich gelebte Praxis 

an, die durch die EuGH-Rechtsprechung geprägt wird. Mangels Entscheidungen, die nicht-

marktkonformes Verhalten der EU oder der Mitgliedsstaaten allein unter Rückgriff auf Art. 119 

Abs. 1 AEUV, Art. 3 Abs. 3 S. 2 EUV verbieten903, wird die Wirkmächtigkeit des 

Systembekenntnisses als sehr gering eingestuft. 

                                                 
896 Deutsche Ratifikation durch Gesetz zum Vertrag vom 02.02.2012, BGBl. II, 981 ff. 
897 Vertrag zwischen den Eurozonenländern und der EFSF-Zweckgesellschaft (luxemburgische 
Kapitalgesellschaft) v. 07.06.2010 
(https://www.esm.europa.eu/sites/default/files/20111019_efsf_framework_agreement_en.pdf, 18.02.2020). 
898 Herrmann, in: Pechstein/Nowak/Häde, Frankfurter Kommentar, 2017, AEUV Art. 119 Rn. 50; Hatje, in: 
Schwarze, EU-Kommentar, 4. Aufl. (2019), AEUV Art. 119 Rn. 12 („kein rechtlicher Maßstab“); Part, in: 
Meyer/Stöger, EUV/AEUV, 134. Lfg. (2012), AEUV Art. 119 Rn. 12 (keine Verpflichtung ableitbar); zur 
Erstreckung auf die EU-Beschäftigungspolitik vgl. Steinle, Europäische Beschäftigungspolitik, 2001, S. 300 ff. 
899 Malfère, in: ESCB Legal Conference 2019, S. 21 (“open question”).  
900 Frenz, Hdb Europarecht, Bd. 6, 2011, § 3, S. 589 (Rn. 2114), wobei Grenzen und Kriterien für die Beurteilung, 
ab wann eine Planwirtschaft vorliege, nicht näher ausgeführt wird. 
901 Vgl. Selmayr, in: von der Groeben/Schwarze/Hatje, Europäisches Unionsrecht, 7. Aufl. (2015), AEUV Art. 127 
Rn. 7 („bedürfen allerdings einer […] währungspolitischen Rechtsfertigung“ [sic]); Kempen, in: Streinz, 
EUV/AEUV, 3. Aufl. (2018), AEUV Art. 119 Rn. 15 („Staatliche Eingriffe zulässig“ bei „verfassungs- bzw. 
vertragslegitimen Eingriffsgrund“ unter Beachtung der Verhältnismäßigkeit). 
902 Steinle, Europäische Beschäftigungspolitik, 2001, S. 306 ff.; Behrens, Europäisches Marktöffnungs- und 
Wettbewerbsrecht, 2017, § 5 Rn. 81 („justiziable Rechtsfrage“). 
903 Vgl. Flynn, in: ESCB Legal Conference 2018, S. 44 (“lack of litigation” in Bezug auf das Marktprinzip in Art. 3 
Abs. 3 EUV). 
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Eine weitere Ausprägung der geringen Integrationstiefe ist  in der EU-Kompetenz zum 

(rechtlich folgenlosen) Empfehlungs- und Verwarnungserlass zu sehen (Art. 121 Abs. 4 

AEUV). 

In der Literatur finden sich Ansätze, wonach wirtschaftspolitische EU-Zielvorschriften 

zumindest beschränkt justitiabel seien. Sie rekurrieren allerdings in der Regel auf sonstige EU-

Politikbereiche (z. B. Wettbewerbsrecht und zugehörige EuGH-Rechtsprechung)904 und nicht 

explizit auf die allgemeinen Vorschriften (Art. 3 Abs. 3 Satz 2 EUV, Art. 119 Abs. 1 AEUV). 

Die hier verwendete Methodik, EU-Politikbereiche möglichst klar zu trennen, lässt eine solche 

Vermischung nicht zu, sodass die hier vertretene These von der vernachlässigbar geringen 

(allgemeinen) wirtschaftspolitischen Harmonisierung in der EU aufrechterhalten wird, auch 

wenn volkswirtschaftliche Verflechtungen zu (rechtsverbindlich) anderen Politikbereichen 

selbstverständlich existieren (Fiskalregeln, Preisstabilität, Binnenmarkt). 

Anders liegt der Fall bei den Fiskalregeln zur Haushaltsdisziplin, die zwingenden Charakter 

und rechtsverbindliche Folgen haben (Art. 126 Abs. 11 AEUV).905 Die Praxis zeigte hier 

allerdings, dass Haushaltsregeln trotzdem häufig und nicht nur unerheblich übertreten worden 

sind. Wirtschaftssystemisch sind Haushaltsregeln dem Staatssektor zugeordnet und haben 

insoweit keine unmittelbare Bedeutung für eine wettbewerbsverfasste Marktwirtschaft. Die 

Schutzrichtung der Haushaltsdisziplin weist vielmehr in Richtung gesamtgesellschaftlicher und 

staatlich-finanzieller Stabilität, durch die etwa die Möglichkeit der Kreditaufnahme am 

Kapitalmarkt aufrechterhalten wird. Im Ergebnis werden diese Regeln hier als 

wirtschaftssystemisch ambivalent eingeordnet, sodass eine Gewichtung der EU-

Wirtschaftspolitik im Ergebnis unterbleiben kann. 

Mangels hinreichender konturierter EU-Kompetenz906 in Sachen allgemeiner 

Wirtschaftspolitik bleibt diese im Weiteren außer Betracht. 

                                                 
904 So etwa bei Schulze-Steinen, Rechtsfragen, 1997, S. 107 ff., 113 (EU-Wettbewerbsrecht). 
905 U. a.: Darlehenspolitik der EIB verändern, Sicherheitsleistung verlangen oder Geldbußen verhängen. 
906 Gegenläufige Tendenzen etwa bei Schulze-Steinen, Rechtsfragen, 1997, S. 157 („Unverbindlichkeit der 
Empfehlung […] [Art. 121 AEUV] sollte […] nicht überbewertet werden“), S. 189 (zum [rein interpretatorisch 
ermittelten] materiellen Gehalt der Koordinierungspflicht Art. 103 EGV [Art. 121 AEUV]). Mangels erkennbarer 
Auswirkungen auf reale Wirtschaftspolitik in den Mitgliedsstaaten oder die Rechtsprechung des EuGH wurde von 
zu geringer Integrationstiefe ausgegangen. Die geringe Justitiabilität wird von Schulze-Steinen, a. a. O. S. 198 
letztlich auch eingeräumt. 
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(2) Währungspolitik907 

Primärrecht 

Adressat des EU-Währungsrechts ist das ESZB908, welches dem vorrangigen Ziel der 

Preisstabilität und nachrangig der Unterstützung der allgemeinen Wirtschaftspolitik in der 

Union verpflichtet ist, Art. 127 Abs. 1 AEUV. Die folgenden Ausführungen beziehen sich auf 

das Eurosystem (Art. 282 Abs. 1 S. 2 AEUV) und nicht das gesamte ESZB, da sich die 

Währungspolitik der EZB nur an die NZBen richtet, deren Währung der Euro ist.  

Preisstabilität wird mehrheitlich als Preisniveaustabilität verstanden909, wobei im Detail streitig 

ist, ob dies – wie von der EZB vertreten – ein Inflationsziel von knapp unter 2 % oder ein 

Oszillieren um 0 % erfordert.910 Auf die Probleme des HVPI als Indikator von Preisstabilität 

wird an dieser Stelle nur hingewiesen,911 er ist allerdings neben dem allgemeinen BIP-Deflator 

das derzeit beste Instrument, das die Wirtschaftswissenschaften zur Preisniveaubestimmung 

anbieten. Wirtschaftssystemisch ist die möglichst weitgehende Ausschaltung von Inflation als 

liberal einzuordnen912, weil ein funktionierender Preismechanismus voraussetzt, dass das 

Messgerät (Geld) nicht durch marktfremde, insbesondere währungspolitische Einflüsse, 

verfälscht wird.  

Art. 127 Abs. 2 AEUV präzisiert die Aufgaben des ESZB näher und enthält neben der 

Durchführung von Devisengeschäften (Spiegelstrich 2), der Verwaltung von 

Währungsreserven (Spiegelstrich 3) auch die infrastrukturelle Verantwortung für das 

Funktionieren des Zahlungsverkehrs (Spiegelstrich 4).  

Eine kompetenzielle Besonderheit ist bei der Zahlungsverkehrsverantwortung hervorzuheben. 

Von seiner Kompetenz zur Förderung (Art. 127 Abs. 2 AEUV) hat das ESZB aktuell durch die 

                                                 
907 Treffender wäre der Ausdruck „Geldpolitik“, da sich Art. 127 ff. AEUV mit dem inländischen Währungsrecht 
befasst („Geldpolitik“ im ökonomischen Sprachgebrauch) und das internationale Währungsrecht, insbesondere die 
Wechselkurspolitik, hiervon trennt und dem Rat zuordnet (Art. 219 AEUV). Gleichwohl wird hier der Begriff der 
„Währungspolitik“ verwendet, weil dies der Terminologie des AEUV und der ESZB-S entspricht. 
908 Bestehend aus EZB (Leitungsorgan, vgl. Art. 129 Abs. 1 AEUV) und nationalen Notenbanken (NZBen), Art. 
127 Abs. 1 Satz 1 AEUV, Art. 1 UAbs. 1 ESZB-Satzung. 
909 Manger-Nestler, in: Pechstein/Nowak/Häde, Frankfurter Kommentar, AEUV Art. 127 Rn. 3 ff. 
910 Vgl. Griller, in: Grabitz/Hilf/Nettesheim, Das Recht der EU, 71. EL (Aug 2020), AEUV Art. 127 Rn. 18 f.; 
Lutz, Makroökonomik, 3. Aufl. (2009), S. 104; Görgens/Ruckriegel/Seitz, Europäische Geldpolitik, 5. Aufl. 
(2008), S. 147 (zum Erfordernis von Geldmengenausweitung bei Wirtschaftswachstum); Herrmann, 
Währungshoheit, 2010, S. 227; Waldhoff, in: Siekmann, EWU, 2013, AEUV Art. 127 Rn. 12 ff. 
911 Vgl. Rossi, in: Rochon/Rossi, Encyclopedia of Central Banking, 2015, S. 248 ff. und Colander, ebd. S. 10 f. 
912 Zu weiteren Nachteilen von Inflation in marktwirtschaftlichen Ordnungen vgl. Buchanan/Wagner, Democracy 
in Deficit, 1977, S. 61-68; Lutz, Makroökonomik, 3. Aufl. (2009), S. 103 ff.; Waldhoff, in: Siekmann, EWU, 2013, 
AEUV Art. 127 Rn. 7 m. w. N. 
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Einrichtung und den Betrieb des TARGET2-Zahlungssystems Gebrauch gemacht. Dies betrifft 

jedoch nur einen Teil des Euro-Zahlungsverkehrs, nämlich den grenzüberschreitenden 

Zahlungsverkehr in Bezug auf Zentralbankreserven. Der wirtschaftlich bedeutsamere Teil des 

Geschäftsbankenbuchgeld-Zahlungsverkehrs ruht daher in den Händen der Geschäftsbanken. 

Ob Art. 127 Abs. 2 AEUV einen Eingriff bzw. die Gestaltung dieses Zahlungsverkehrs 

erfasst913, ist vor dem Hintergrund, dass der Zahlungsverkehr auch seitens des Rates, des EU-

Parlaments durch RL 1015/2366 und auf nationaler Ebene geregelt wird, zweifelhaft. Die in 

Art. 22 ESZB-S vorgesehene Verordnungsermächtigung blieb bisher ungenutzt.914 In 

Deutschland etwa beaufsichtigt die BaFin (§ 4 Abs. 1a FinDAG915) u. a. den (Buchgeld-

)Zahlungsverkehr auf Grundlage des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes (ZAG).916 Diese 

Kompetenzspaltung ist bemerkenswert, weil dies außerhalb der geldpolitischen Kompetenz des 

Eurosystems zu finden ist, obwohl hierdurch eine zentrale Geldfunktion (Zahlungsmittel) von 

Geschäftsbankenbuchgeld abhängt. Dies dürfte damit zusammenhängen, dass der EU-

Gesetzgeber (wie schon bei der Beschränkung der Mindestreservepflicht durch VO 2531/98) 

Geschäftsbankenbuchgeld nicht als Euro-Geld im „rechtlichen Sinne“ angesehen hat, da es 

nicht bei der Notenbank monopolisiert ist. Primärrechtlich setzt sich diese Deutung im Übrigen 

in Art. 19.2 ESZB-S fort, welche hierfür eine Ausnahme von der ESZB-Kompetenz statuiert. 

Vor diesem Hintergrund ist es zweifelhaft, ob die EZB tatsächlich rechtlich die Befugnis hätte, 

in nationale Geschäftsbankenbuchgeldsysteme einzugreifen.917 Es rächt sich die mangelnde 

Klarheit des (EU-)Gesetzgebers darüber, welche Geldarten als Euro-preisstabilitätsrelevant 

anzusehen sind und wo die Trennlinie zwischen preisstabilitätsrelevanten Zahlungsmitteln und 

sonstigen Zahlungsmitteln (allgemeine Zahlungsverkehrsfreiheit, Art. 63 Abs. 2 AEUV) 

sinnvollerweise zu ziehen wäre.918,919 Die hierin liegende Vernachlässigung der Sicherung 

primärer Geldfunktionen von Euro-Geschäftsbankenbuchgeld würde aus Stabilitätsgründen 

vielmehr nahelegen, alle auf Euro lautenden Geldarten und deren Übertragungsregeln 

                                                 
913 Vgl. Keller, in: Siekmann, EWU, 2013, ESZB-S Art. 22 Rn. 25, 89. 
914 Lediglich „soft law“ wurde von der EZB in Form von Zahlungsverkehrsstandards geschaffen, Keller, in: 
Siekmann, EWU, 2013, ESZB-S Art. 22 Rn. 11. 
915 Finanzdienstleistungsaufsichtsgesetz vom 22. April 2002, BGBl. I S. 1310. 
916 Z. B. § 1 UAbs. 2 Nr. 3 ZAG (SEPA-Überweisungen, Lastschriften). 
917 Vgl. Griller, in: Grabitz/Hilf/Nettesheim, Das Recht der EU, 71. EL (Aug 2020), AEUV Art. 127 Rn. 50-56; 
Potacs, in: Schwarze, EU-Kommentar, 3. Aufl. (2012), AEUV Art. 127 Rn. 8. 
918 Ein eigener Vorschlag unten, III. 2. h) (2) iv., S. 178-181. Das Kompetenzproblem aufgreifend: Keller, in: 
Siekmann, EWU, 2013, ESZB-S Art. 22 Rn. 102-104, allerdings ohne Überlegungen zur Trennung von Euro- und 
sonstigen Zahlungsmitteln.  
919 Vgl. dazu Herrmann, Währungshoheit, 2010, S. 119 f. mit der Unterscheidung einer (enger gefassten) 
Geldpolitik, die nur einen Teilbereich einer (weit verstandenen) Währungshoheit, einschließlich des 
Zahlungsverkehrs, Bankenaufsicht usf., darstellt. Watzinger, Rechtliche Probleme der Ausgestaltung von 
Zahlungsverkehrssystemen, 2016, S. 94, 151 ff. beschränkt die ESZB-Kompetenz im Zahlungsverkehrswesen 
nicht ausdrücklich auf Euro-Zahlungsverkehr. 
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(Zahlungsverkehr) in die Kompetenz des ESZB einzubeziehen. Die juristische Qualifikation 

der Förderung des Zahlungsverkehrs als bloßen „Nebenauftrag“920 der Zentralbank ist 

normtextlich zutreffend, ökonomisch betrachtet aber eine grobe Fehlgewichtung seitens der 

EU-Vertragsparteien, soweit sie den Euro-Zahlungsverkehr betrifft. 

Art. 128 AEUV enthält das Genehmigungsmonopol der EZB für die Ausgabe von Euro-

Banknoten (Abs. 1) sowie Euro-Münzen (Abs. 2) und ist damit die Kernvorschrift des 

Emissionsmonopols für auf Euro lautende gesetzliche Zahlungsmittel. 

Art. 127 Abs. 1 Satz 3, 119 Abs. 1 AEUV binden die Durchführung der Währungspolitik an 

den Grundsatz einer offenen Marktwirtschaft mit freiem Wettbewerb.921 Hiernach sei eine 

Subventionsvergabe durch die EZB unzulässig,922 eine tiefergehende Prüfung der EZB-

Geldpolitik auf Subventionselemente unterbleibt jedoch in der Regel. Der normative Gehalt 

wird in der (deutschsprachigen) Rechtswissenschaft als gering und kaum justitiabel 

angesehen.923  

Zum EU-Primärrecht zählt ferner die ESZB-Satzung (Art. 129 Abs. 2 AEUV, 51 EUV), die 

detailliertere Regeln zum geldpolitischen Instrumentarium enthält: 1) Kontenführung (Art. 17 

ESBZ-S), 2) Offenmarkt- und Kreditgeschäfte, 3) Mindestreserve-Politik (Art. 19 ESZB-S) 

sowie 4) eine Generalklausel für neue (insbesondere auch belastende)924 geldpolitische 

Instrumente (Art. 20 ESZB-S)925. 

Die hier nicht näher betrachtete Wechselkurspolitik ist vom Mandat des ESZB entkoppelt und 

dem Rat zugeordnet (Art. 219 AEUV). 

                                                 
920 Waldhoff, in: Siekmann, EWU, 2013, AEUV Art. 127 Rn. 57; ihm folgend Watzinger, Rechtliche Probleme der 
Ausgestaltung von Zahlungsverkehrssystemen, 2016, S. 96. 
921 Wutscher, in: Pechstein/Nowak/Häde, Frankfurter Kommentar, 2017, AEUV Art. 127 Rn. 13; a. A. Herrmann, 
ebd., AEUV Art. 119 Rn. 57 (Bindung nur bei der Unterstützung der Wirtschaftspolitik); anders Kempen, in: 
Streinz, EUV/AEUV, 3. Aufl. (2018), AEUV Art. 127 Rn. 7 (nur „evident nicht-marktwirtschaftliche 
Verhaltensweisen“ ausgeschlossen). 
922 Thiele, EuZW 2014, 694 (695). 
923 Dazu bereits oben, III. 3. h) (1), S. 166 f. 
924 Vgl. Keller, in: Siekmann, EWU, 2013, ESZB-S Art. 20 Rn. 7, wonach verpflichtende (öffentlich-rechtliche) 
Instrumente einer legitimierenden Ratsverordnung bedürfen. Umkehrschluss folgert Keller ferner (plausibel), dass 
freiwillige Instrumente keiner Verordnung bedürfen, sondern vom EZB-Rat selbst eingeführt werden können. 
Hiervon wurde bisher kein Gebrauch gemacht (Keller, a. a. O. Rn. 8). 
925 „Instrumentenerfindungsrecht“, vgl. Herrmann, in: Pechstein/Nowak/Häde, Frankfurter Kommentar, 2017, 
AEUV Art. 119 Rn. 54 und Thiele, EuZW 2014, 694 (695). 
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Sekundärrecht926 

Liberale Vorschriften: 

 Beschaffungen Eurosystem (EZB/2008/17, EZB/2014/44, EZB/2016/2 
[Vergaberegeln]). 

Bürokratisch-neutrale Vorschriften: 

 Statistik: Zinssätze (EZB/2014/30, EZB/2013/34), Bilanzierung (EZB/2013/33, 
EZB/2013/38, EZB/2013/39, EZB/2013/40), HVPI ([Kommissionsverordnungen:] 
VO 2602/2000, VO 2601/2000, VO 1920/2001, VO 1921/2001, VO 93/2013, 
VO 1114/2010, VO 330/2009, VO 1708/2005, VO 1617/1999, VO 2646/98, 
VO 2214/96, VO 1749/96; [Rats-Verordnungen:] VO 701/2006, VO 2166/1999; 
[EU-Parl.:] VO 2016/792), gewerbsmäßiger Euro-Bargeldtransport (VO [EU-Parl.] 
1214/2011, VO [Rat] 55/2013), Statistik (VO [Rat] 2015/373, VO [Rat] 2533/98), 
Geldmarkt (EZB/2014/48), Finanzierungsrechnung (EZB/2013/64), Statistik-
Datenschutz (EZB/2016/1); 

 Mindestreservepflicht (EZB/2011/26, EZB/2007/11, EZB/2006/15, EZB/2003/9, 
EZB/2000/11); 

 EZB-Sanktionen927 (EZB/1999/4, VO [Rat] 2532/98); 
 Verwaltung Währungsreserven (EBZ/2008/5; EZB/2002/6); 
 Euro-Banknotenrecht: Bargeldinformationssystem CIS 2 [u. a. Information der EZB 

über Münzausgabe durch Mitgliedsstaaten] (EZB/2008/8), Währungsumstellung 
(EZB/2006/9, EZB/2001/1), Transaktionen Fremdwährungen (EZB/2003/12), 
Reproduktion, Umtausch, Einzug von Euro-Banknoten (EZB/2003/5, EZB/2000/6, 
EZB/1998/NP10), Euro-Banknoten Gestaltung (EZB/1999/3), Ausgabe Euro-
Banknoten und Intra-EU-Salden Bargeld (EZB/2010/29), Banknotenherstellung 
(EZB/2013/54), Echtheitsprüfung und Wiederausgabe Euro-Banknoten 
(EZB/2010/14), Stückelung, Umtausch, Einzug Euro-Banknoten (EZB/2013/10), 
Verfahren zur Genehmigung bei Euro-Bargeldausgabe (EZB/2015/43), FGÜS 
[Falschgeldüberwachungssystem] (EZB/2001/11), Datenaustausch 
Bargelddienstleistung (EZB/2012/16); 

 Regulierung von NZB: Monetäre Einkünfte (EZB/2016/36)928, Inlandsgeschäfte 
(EZB/2014/9); 

 TARGET2-Securities (EZB/2012/13, EZB/2010/2); 
 Verwaltung von Rettungsmaßnahmen: Verwaltung EFSF (EZB/2010/17), Verwaltung 

Finanzhilfe Griechenland (Durchführungsbeschluss [Rat] 2016/542). 

Interventionistische Vorschriften: 

 Mindestreserve-Obergrenze (VO [Rat] 2531/98); 
 TARGET2 (EZB/2012/27, EZB/2007/7, Vorläufer: EZB/2005/16 [TARGET]); 
 Ständige Fazilitäten und notenbankfähige Sicherheiten: 

o Ständige Fazilitäten (EZB/2014/60); 
o Notenbankfähige Sicherheiten (EZB/2015/35, EZB/2014/60, EZB/2014/31); 

                                                 
926 Ausnahmsweise wird sämtliches Sekundärrecht betrachtet, da wichtige geldpolitische Instrumente außerhalb 
der Verordnungs-/Richtlinienform geregelt sind. Rechtsakte der EZB werden in der Schreibweise 
EZB/Jahr/Nummer zitiert und nicht in der üblichen Form (z. B. VO Jahr/Nummer), um kenntlich zu machen, von 
welchem EU-Organ der Rechtsakt stammt. 
927 Bei Verstößen gegen EZB-Rechtsakte/-Entscheidungen. 
928 Zweifelhafte Ausnahme vom Verbot monetärer Staatsfinanzierung (Art. 123 Abs. 1 AEUV), währungspolitisch 
mit Blick auf Preisstabilität derzeit aber irrelevant. 
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 Offenmarktgeschäfte:929 CSPP (EZB/2016/16), TLTRO I (EZB/2014/34), TLTRO II 
(EZB/2016/10), PSPP (EZB/2015/10), ABSPP (EZB/2014/45), CBPP3 (EZB/2014/40). 

Qualifikation 

Während das primäre EU-Währungsrecht durch die Verpflichtung zur Preisstabilität und dem 

Grundsatz einer offenen Marktwirtschaft mit freiem Wettbewerb als liberal bezeichnet werden 

kann (Geldordnung als Marktrahmen), offenbart der Blick in das Sekundärrecht neben 

bürokratisch-neutralen Vorschriften auch interventionistische Elemente. 

Als wirtschaftssystemisch neutral werden die Bereiche Statistik, Verwaltung von 

Rettungsmaßnahmen (Fiskalpolitik), Verwaltung von Währungsreserven, das Euro-

Banknotenrecht (Sicherung des Notenmonopols) sowie das Sanktionsrecht der EZB 

eingeordnet, da sie nur Umverteilung zwischen Staaten (Rettungsmaßnahmen) oder Regeln 

ohne eigene inhaltliche Zielsetzung betreffen (Sanktionsrecht, Statistik). 

i. Definitionen 

Vor der Würdigung der weiteren geldpolitischen Instrumente sind einige Begriffe zu definieren: 

Mit „Zentralbankreserven“930 werden Ansprüche von Geschäftsbanken gegen die EZB bzw. 

NZBen bezeichnet, die auf Auszahlung von Euro-Bargeld gerichtet sind.931 „Bargeld“ umfasst 

in Euro denominierte Scheine und Münzen als derzeit einziges gesetzliches Zahlungsmittel in 

der Eurozone (Art. 10 S. 2 VO 974/98). Unter „Geschäftsbankenbuchgeld“ (auch: Giralgeld932, 

Sichteinlagen) versteht man den auf Auszahlung von Bargeld gerichteten, täglich fälligen 

Anspruch einer Nichtbank gegen eine Geschäftsbank (Girokonto-Guthaben). Sowohl 

Zentralbankreserven als auch Geschäftsbankenbuchgeld sind Buchgeld im eigentlichen Sinne 

und haben gemein, dass sie Ansprüche und keine absoluten Rechte darstellen, wie etwa 

Eigentum an Bargeld. „Geldarten“933 sind die in einer bestimmten Währung denominierten 

Vermögenswerte, die Geldcharakter aufweisen. Die Bezeichnung „Euro-Geld“ fasst die drei 

                                                 
929 Der OMT-„Beschluss“ (besser: Ankündigung) v. 06.09.2012 wird im Rahmen dieser Arbeit nicht 
berücksichtigt, da er nicht vollzogen wurde und seine „beruhigende Wirkung“ sich primär auf Staatsanleihemärkte 
und dortige Zinserwartungen bezieht. 
930 Auf den Begriff des „Zentralbankgeldes“ (vgl. Lutz, Makroökonomik, 3. Aufl. [2009], S. 119) wurde verzichtet, 
da er nicht erkennen lässt, ob Zentralbankreserven oder Bargeld gemeint ist (vgl. Terzi, in: Rochon/Rossi, 
Encyclopedia of Central Banking, 2015, S. 87 f.). Naheliegend ist es, „Zentralbankgeld“ als Oberbegriff für beides 
zu verwenden, wie etwa die Bundesbank (https://www.bundesbank.de/de/startseite/glossar, Stichwort 
Zentralbankgeld, 23.01.2020). 
931 Untechnisch kann man dies als „Giro-Kontoguthaben“ einer Bank bei einer NZB nennen. Bei Lutz 
(Makroökonomik, 3. Aufl. [2009], S. 116) findet sich die ebenfalls gebräuchliche Bezeichnung „Reserve“. 
932 Schaal, Geldtheorie, 2. Aufl. (1989), S. 16. 
933 Abzugrenzen ist dies von der Wendung der „Form des Geldes“ (Schaal, Geldtheorie, 2. Aufl. [1989], S. 21; 
Hervorhebung im Original), die auf die Deckung bestimmter Geldarten abzielt (Warengeld versus Fiat-Geld). 
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aktuell bestehenden Geldarten der Eurozone (Zentralbankreserven, Bar- und 

Geschäftsbankenbuchgeld) zusammen. 

Die Begriffe Währung und Geld(-arten) beziehen sich, sofern nicht explizit abweichend 

klargestellt, im Folgenden auf den Euro. 

ii. Referenzmodell 

Ebenfalls vor der Würdigung ist ein hypothetisches Referenzmodell einer interventionslosen 

Geldpolitik zu skizzieren. Ausgangspunkt muss dabei die Überlegung sein, wofür 

Geldschöpfung in einer marktwirtschaftlichen Ordnung erforderlich ist. Die ökonomischen 

Theorien hierzu sind zahlreich934 und können im Rahmen dieser Arbeit nicht dargestellt 

werden. Es wird daher die vereinfachende Annahme getroffen, dass ein gewisses Maß an 

Geldschöpfung zur Vermeidung von Deflation erforderlich sein kann, um das primärrechtliche 

Ziel der Preisstabilität zu gewährleisten. Entscheidend für eine marktwirtschaftliche 

Ausgestaltung ist ferner, wie die geldpolitischen Instrumente ausgestaltet sind, die operativ die 

Erreichung dieses Ziel bewerkstelligen sollen, denn je nach Modus der Geldschöpfung gehen 

nicht unerhebliche Umverteilungswirkungen mit ihnen einher. Als Modi bieten sich u. a. zwei 

Modelle an: Erstens kann die Zentralbank – wie aktuell – Geld durch Kreditvergabe an Private 

in Umlauf bringen. Unterbleibt hierbei eine Selektion der Kreditnehmer (Chancengleichheit, 

Wettbewerb) und richtet sich der Zins strikt an Marktzinsen aus (Preismechanismus), so wäre 

diese Art der Geldschöpfung ordnungspolitisch nicht zu beanstanden. Eine Zentralbank kann 

Geld935 grundsätzlich auch auf direktem Wege an Bürger verteilen, ohne dass bestimmte 

Gruppen bevorzugt werden (Helikoptergeld936, Bürger-Dividende937). Eine sektorale 

Begünstigung im Zusammenhang mit einem nicht voll gedeckten 

Geschäftsbankenbuchgeldsystem könnte man durch eine entsprechende Reservepflicht 

technisch mühelos eliminieren. Letztgenannte Instrumente beruhen – ohne vollständige 

Deckungsgleichheit – aus Elementen des Chicago-Plans von Fisher (1935)938 sowie aktuellen 

                                                 
934 Vgl. zur monetaristischen Sicht Schaal, Geldtheorie, 2. Aufl. (1989), S. 118 f. (Ausweitung realer 
Güterproduktion durch Geldmengenwachstum „alimentieren“); die keynesianische Sicht betont die 
konjunkturpolitische Bedeutung vgl. Michler, in: Wentzel, EU Integration, 2007, S. 85 (105). 
935 Zweckmäßigerweise in Form von Zentralbankreserven. Die Auszahlung kann – sofern erwünscht – dann bei 
den NZBen oder nach Überweisung an Geschäftsbanken dort erfolgen. 
936 Vgl. Friedman, Optimale Geldmenge, 1969, S. 14; Belke, Intereconomics, Heft 1/2018, 34 (37). 
937 So die Idee von Th. Mayer, referiert bei Wenzlaff/Löscher, in: Hagemann/Kromphardt/Materbauer, Keynes, 
Geld und Finanzen, 2018, S. 313. 
938 I. Fisher, 100 % Money, in: Barber, The Works of Irving Fisher, 1997, 11.; zur Vorgeschichte des Chicago-
Plans s. Massonnet, in: Rochon/Rossi, Encyclopedia of Central Banking, 2015, S. 92 f. 
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Vollgeld-Reformvorschlägen (Vereinigtes Königreich, Schweiz, Deutschland, Island)939. Die 

Überlegung, dass sich Geldpolitik einer Umverteilung (durch selektive Begünstigung) zu 

enthalten habe, hat mittlerweile der Präsident der Deutschen Bundesbank Weidmann geäußert, 

allerdings im Kontext mit dem Ankauf von Staatsanleihen durch das Eurosystem: 

„Das Eurosystem zum Beispiel trägt durch den Ankauf von Staatsanleihen oder geringere 
Anforderungen an Sicherheiten dazu bei, Risiken zwischen den Steuerzahlern des Euro-Raums 
umzuverteilen. 

Diese Umverteilung ist ein durchaus relevantes demokratie-theoretisches Problem. Umverteilen 
sollten nämlich grundsätzlich nur dazu demokratisch legitimierte Parlamente und Regierungen 
– nicht aber politisch unabhängige Notenbanken.“940 

Die vorliegende Arbeit erweitert diesen Gedanken um die Umverteilungswirkungen sonstiger 

geldpolitischer Instrumente, die – soweit ersichtlich – bisher kaum beleuchtet oder vorschnell 

als „unvermeidliche Folge“941 von Geldpolitik eingeordnet worden sind.  

Das Verhältnis von EU-Geldpolitik zu marktwirtschaftlichen Grundprinzipien wurde jüngst im 

Rahmen der ESCB Legal Conference 2018 thematisiert.942 In der entsprechenden Panel-

Diskussion wurde etwa die Frage aufgeworfen, ob Marktprinzipien in Konflikt mit dem 

Preisstabilitätsziel stünden.943 Teilweise wurde die Meinung vertreten, es sei überhaupt nicht 

möglich, zu beurteilen, wann Geldpolitik noch (bzw. nicht mehr) mit marktwirtschaftlichen 

Prinzipien vereinbar wäre.944  

Kaiser geht in ihrem Beitrag davon aus, das EU-Primärrecht würde anerkennen, dass die 

Notenbanken den Preis des Geldes und Geldmarktkonditionen beeinflussen sollen.945 Hierbei 

handelt es sich jedoch bereits um eine (abgeleitete) Interpretation des EU-Primärrechts, da die 

Beeinflussung von Zinsen weder im AEUV und noch in der ESZB-Satzung angesprochen 

werden. In Art. 18 ff. ESZB-S werden lediglich Geschäfte mit Kreditinstituten und 

Offenmarktgeschäfte erlaubt, ohne die Konditionen genauer zu regeln. Offen ist auch, ob dabei 

eine Lenkung durch das ESZB intendiert sein darf. Kaiser geht davon aus, dass eine 

                                                 
939 Instruktiv sowie kritisch dazu Wenzlaff/Löscher, in: Hagemann/Kromphardt/Materbauer, Keynes, Geld und 
Finanzen, 2018, S. 301 ff.; ferner Bundesbank, Monatsbericht 04/2017, S. 33 ff.; Massonnet, in: Rochon/Rossi, 
Encyclopedia of Central Banking, 2015, S. 1 ff. 
940 Walter-Eucken-Vorlesung vom 11.02.2013, Freiburg i. Br. (Text unter 
https://www.bundesbank.de/de/presse/reden/krisenmanagement-und-ordnungspolitik-710712, 19.09.2019). 
941 Hellwig, Perspektiven der Wirtschaftspolitik, 2018, 345 (347), der immerhin einräumt, dass die Fixierung auf 
Banken und Staatsanleihen Fehlanreize setzt und den Wettbewerb behindert (S. 347). 
942 EZB, ESCB Legal Conference 2018, S. 21 ff. 
943 EZB, ESCB Legal Conference 2018, S. 23 (Beitrag K. Kaiser). 
944 EZB, ESCB Legal Conference 2018, S. 24 (Beitrag C. Hopman), u. a. auch mit der These, interventionistische 
Geldpolitik sei in Fällen von Marktversagen „acceptable“. 
945 Kaiser, in: ESCB Legal Conference 2018, S. 31. 
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Konfliktbeziehung zwischen dem Preisstabilitätsziel und Markt- und Wettbewerbsprinzip 

bestünde, wobei Einmischungen in letzteres unproblematisch seien, solange die 

Verhältnismäßigkeit gewahrt werde.946 Ferner liege den in der ESZB-S enthaltenen 

geldpolitischen Instrumenten die Annahme der Primärrechtsvereinbarkeit und folglich auch die 

die der Marktkonformität zugrunde. Letzterem muss widersprochen werden: Erstens regelt die 

ESZB-S nicht die Konditionen der Geschäfte (Marktzins, Leitzins, konkrete Sicherheiten, keine 

abschließende Regelung zuzulassender Geschäftspartner). Zweitens besteht zwischen 

Primärrechtskonformität und Marktkonformität kein notwendiger Zusammenhang, da es sich 

um positives Recht handelt, das auf willkürlicher Setzung beruht. Nach dieser Logik könnte 

man ad absurdum ebenso argumentieren, EU-Subventionen könnten schon materiell keine 

Beihilfen sein, weil sie vom Beihilfenkontrollrecht rechtlich nicht erfasst seien. Der 

Schlussfolgerung von Kaiser kann nicht gefolgt werden.  

Hopman stellt in seinem Beitrag fest, dass bestimmte Leitzinsen Effekte auf Ertragskurven 

hätten und der Kauf bestimmter Vermögenswerte marktverzerrend sei, wobei Abstufungen 

nach dem Grad der Schwere auszumachen sind.947 Eine Rechtfertigung für Interventionen wird 

dann in Fällen von Marktversagen gesehen, etwa in der Finanzkrise 2007/08.948 Dabei wird 

übersehen, dass Subventionseffekte der Geldpolitik bereits vor und einige Zeit nach der Krise 

unverändert zum EZB-Instrumentarium gehörten und daher nicht als Krisenmaßnahmen 

angesehen werden können. 

Keiner der Panel-Diskutanten scheint dabei einen klaren Begriff von Subventionen vor Augen 

zu haben. Entsprechend werden auch einzelne geldpolitische EZB-Instrumente nicht auf ihre 

Selektivität hin untersucht. Vielmehr wird (vorschnell) ein Konflikt von Preisstabilität und 

Marktprinzipien behauptet, der dann durch eine Verhältnismäßigkeitsprüfung gelöst werden 

soll. Dabei wird übersehen, dass die Frage, ob eine Subvention vorliegt, gerade kein 

Abwägungs-, sondern Subsumtionsproblem darstellt. Der Verhältnismäßigkeitsgrundsatz wird 

erst relevant, wenn man eine Intervention als solche erkannt hat und sich anschließend fragt, ob 

sie ausnahmsweise gerechtfertigt ist (z. B. Notfall-Stabilisierung während der Finanzkrise 

                                                 
946 Kaiser, in: ESCB Legal Conference 2018, S. 32. 
947 Hopman, in: ESCB Legal Conference 2018, S. 38 f. 
948 Hopman, in: ESCB Legal Conference 2018, S. 40 f. (“interbank market […] failed”). Nach hier vertretener 
Ansicht beruhte dieses “Marktversagen” auf unzureichenden Rahmenbedingungen der Geldordnung (fraktionales 
Reservesystem und daraus folgende Bankenlabilität, -verflechtung und strukturelle sowie langfristige, 
traditionsreiche Abhängigkeit des Bankensektors von Zentralbankliquidität). 
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2007/08). Die entscheidende Vorfrage, welche Instrumente marktkonform sind und welche 

nicht, wurde nicht aufgeworfen.  

In diesem Zusammenhang ist ferner auf die Überlegung einzugehen, ob aus der Tatsache, dass 

der Staat eine eigene Währung schafft, zugleich ein Freibrief für jegliche weitere Intervention 

folgt. Sieht man in einer staatlichen Währungsordnung bereits eine Intervention – unabhängig 

davon, ob sie marktwirtschaftlich grundsätzlich erlaubt ist oder nicht949 – könnte man geneigt 

sein, jegliches Folgeverhalten der Währungsbehörde zu billigen, ist doch die „heutige 

Währungsordnung notwendig ‚interventionistisch‘ gestaltet“950. Dem ist entgegenzutreten: 

Erstens ist die Etablierung einer Währungsordnung schon deshalb noch kein Eingriff 

(Intervention) in die marktmäßige Allokation, weil durch die Schaffung einer Geldordnung 

Markttransaktionen erst ermöglicht werden. Unabhängig davon hat eine Währungsbehörde 

bzw. der Währungsgesetzgeber zweitens die Wahl, auf welche Art und Weise Geldschöpfung 

betrieben wird. Erlässt er hierüber – wie in der Eurozone – nur fragmentarische Regeln und 

überlässt dies im Übrigen dem Gestaltungsspielraum der Notenbank951, dann ist dies eine aus 

ordoliberaler Sicht problematische952 Folgeentscheidung, die sich nicht aus dem 

Preisstabilitätsdogma ergibt. Drittens ist auch die konkrete Instrumentenwahl der Notenbank 

nicht zwingend durch das Preisstabilitätsziel vorgegeben.  

Die Auffächerung dieser politischen Entscheidungsebenen soll deutlich machen, dass aus dem 

Fundament einer staatlichen Währung noch keine (zwingend über den Bankensektor zu 

bewerkstelligende) Art und Weise der Geldschöpfung vorgegeben ist und es für die 

Qualifikation einer Währungsordnung viel zu kurz gegriffen wäre, festzustellen, dass sie 

„staatlich“, mithin per se interventionistisch sei. 

iii. Schwerpunkt der Analyse: (Nicht-)Vorliegen von interventionistischen Elementen 

Der folgende Abschnitt beschränkt sich auf die Frage, ob die EU-Geldpolitik 

interventionistische Elemente enthält. Die Frage, ob ein strikt ordnungspolitisches 

                                                 
949 Nicht preisverzerrende und den Wettbewerb fördernde Staatseingriffe werden vom Ordoliberalismus 
befürwortet. 
950 Selmayr, Recht der WWU, 2002, S. 29. 
951 Entgegen Gaddum, in: Hahn, Geldverfassung, 1989, S. 11 f. war das Zentralbank-Instrumentarium auch zu 
Zeiten der Bundesbank nicht „gesetzlich durchnormiert“ (S. 12), vgl. §§ 19-22 BBankG 1992: Keine Festlegung 
des Geldschöpfungsmodus, keine Regeln zur Lombardzinshöhe, Möglichkeit von Offenmarktgeschäften (§ 21 
BBankG 1992) und von Geschäften mit Jedermann (§ 22 BBankG 1992). Die Differenz zum ESZB besteht 
bestenfalls im Fehlen einer der Art. 20 ESZB-S ähnlichen Generalklausel (Instrumentenerfindungsrecht). 
952 Krit. zu Gestaltungsspielräumen geldpolitischer Institutionen Simons, Journal of Political Economy, Vol. 44 
(1936), S. 5, 15 f., der im Grundsatz eine strikte, mechanistische geldpolitische Architektur befürwortet. 
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Referenzmodell volkswirtschaftlich zweckmäßiger wäre953 und zu mehr Stabilität, Wachstum 

und Beschäftigung führen würde, ist nicht Gegenstand dieser Arbeit. Insbesondere wird keine 

Aussage darüber angestrebt, ob geldpolitische Interventionen realwirtschaftlich langfristig 

wünschenswert sind, wie es von keynesianischer Seite vertreten wird.954 Im Folgenden wird der 

Fokus auf die Identifikation von Interventionen gelegt und Rechtfertigungsansätze nur 

beleuchtet, soweit sie hervorstechen und üblicherweise zur Verteidigung bestimmter 

geldpolitischer Instrumente vorgebracht werden.955 Bereits über die Qualifikation von 

Geldpolitik als Interventionsfeld besteht in der Wissenschaft kein erkennbarer Konsens und 

häufig wird die Frage der Marktkonformität geldpolitischer Instrumente nicht separat 

beleuchtet.956 Rechtswissenschaftlich wird bisweilen sogar der Eindruck erweckt, es sei 

selbstverständlich, dass die EZB keine Subventionen vergeben dürfe.957 Soweit man einen 

Vorrang marktkonformer Instrumente anerkennt, wird dies lediglich in Bezug zu (belastenden) 

hoheitlichen Maßnahmen diskutiert. Selektive, begünstigende Maßnahmen hingegen werden 

kaum problematisiert.958 Wirtschaftswissenschaftliche Sichtweisen lassen die 

Subventionsfrage häufig offen und betrachten nur die Wirkungen bestimmter Instrumente unter 

                                                 
953 Krit. zu Vollgeld-Systemen Wenzlaff/Löscher, in: Hagemann/Kromphardt/Materbauer, Keynes, Geld und 
Finanzen, 2018, S. 301 ff.;  
954 Vgl. dazu Michler, in: Wentzel, EU Integration, 2007, S. 85 (105: Konjukturstabilisierung); instruktiv Vincze, 
Verrechtlichung der Wirtschaftspolitik, 2009, S. 29-36. 
955 Die klassische Ordnungsökonomie (Eucken) steht nicht jedem staatlichen Eingriff kritisch gegenüber. 
Maßnahmen zur Existenzfürsorge (Minimum an Sozialpolitik) und zur Wettbewerbsförderung sind nicht nur 
erlaubt, sondern sogar erforderlich. Der Bereich der Geldpolitik wurde hierzu aber nicht gezählt. Sie sollte 
vielmehr mechanisch und ohne (geld-)politisches Ermessen strikt an Preisstabilität ausgerichtet werden, vgl. 
Eucken, Grundsätze der Wirtschaftspolitik, 1952, S. 311. Daher verlässt eine Rechtfertigung geldpolitischer 
Wettbewerbsverfälschungen und Ermessensspielräume den Boden der Ordnungsökonomie. 
956 Rechtswissenschaftliche Arbeiten beschränken sich in der Regel auf die Feststellung der abstrakt geltenden 
Rückkopplung ohne Prüfung der tatsächlichen ESZB-Praxis (vgl. hierzu Tschekuschina, Instrumente des ESZB, 
2008, S. 23 f.; Gaitanides, Recht der EZB, 2005; Watzinger, Rechtliche Probleme der Ausgestaltung von 
Zahlungsverkehrssystemen, 2016, S. 86 f.) oder unter Einräumung eines Spielraums für Interventionen 
(Hahn/Häde, Währungsrecht, 2. Aufl. (2010), § 17 Rn. 6 [nur „rechtfertigungsbedürftig“] und Rn. 8 [kaum 
„justitiabel“] [Hervorhebungen jeweils im Original]); nur scheinbar streng Zahradnik, in: Jaeger/Stöger, 
EUV/AEUV, 218. Lfg. (Jul 2011), AEUV Art. 127 Rn. 8 (dem „freien Wettbewerb“ widersprechende Maßnahmen 
unzulässig), dann aber die (unkritische) Darstellung der Instrumente in Rn. 10 ff. 
957 Griller, in: Grabitz/Hilf/Nettesheim, Das Recht der EU, 71. EL (Aug 2020), AEUV Art. 127 Rn. 26 („sehr 
großer Ermesssensspielraum“ des EZSB auf dem Gebiet der Währungspolitik); Thiele, EuZW 2014, 694 (695, Fn. 
14); bemerkenswert auch Potacs, in: Schwarze, EU-Kommentar, 3. Aufl. (2012), AEUV Art. 127 Rn. 6 
(Marktkonformität der Instrumente erforderlich und Sonderkredite an „marode Betriebe“ seien untersagt), vor dem 
Hintergrund, dass man insolvenzreife, aber systemrelevante Banken durchaus unter die Wortgruppe „marode 
Betriebe“ fassen könnte; vorsichtiger Kempen, in: Streinz, EUV /AEUV, 3. Aufl. (2018), AEUV Art. 127 Rn. 7 
(nur „evident nicht-marktwirtschaftliche Verhaltensweisen“ ausgeschlossen); ebenso Waldhoff, in: Siekmann, 
EWU, 2013, Art. 127 Rn. 30 (nichtmarktkonforme Maßnahmen nur rechtfertigungsbedürftig). 
958 So wohl Manger-Nestler, in: Pechstein/Nowak/Häde, Frankfurter Kommentar, AEUV Art. 127 Rn. 8; ähnlich 
Tschekuschina, Instrumente des ESZB, 2008, S. 24 (belastende Eingriffe durch das ESZB gegenüber 
Marktteilnehmern nachrangig); Wutscher, in: Schwarze, EU-Kommentar, 4. Aufl. (2019), AEUV Art. 127 Rn. 13 
(ohne nähere Prüfung mit der These, dass „Offenmarkt- und Kreditgeschäfte idR nicht“ marktverzerrend seien) 
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Meidung der Rückkopplung an marktwirtschaftliche Grundprinzipien.959 Die Lücke zwischen 

liberalen Grundsätzen und der Geldpolitik wurde bereits 1936 von Simons erkannt: 

„[It] may be said that economists […] have accepted and propagated the first serious heresy 
among liberals.“ (S.3), betreffend die Errichtung eines Zentralbankensystems. “Thus, traditional 
liberalism […] is at least seriously embarrassed by the difficulty of answering urgent monetary 
questions in a manner consistent with its central tenets.” (S. 14)960 

Insbesondere besteht (bis heute) kaum eine Diskussion über die konkreten Mittel zur 

Erreichung einer stabilen Währung und den Kriterien, denen diese genügen müssen 

(Marktkonformität, Effizienz, Stabilität).961 

iv. Abgrenzung zu sonstigen Zahlungsmitteln 

Eine weitere Vorüberlegung besteht in der Abgrenzung von preisstabilitätsrelevanten Geldarten 

wie dem Geschäftsbankenbuchgeld zu sonstigen, privaten Zahlungsmitteln wie Libra962 oder 

Bitcoin.963. Hierfür müssen die Begriffe Geld und Währung genauer definiert werden. Die 

Geldtheorie hat bisher keine abschließende und unumstrittene Definition des Geldes 

entwickelt.964 Es besteht allerdings eine gewisse Einigkeit965 darüber, dass Geld funktional zu 

verstehen ist und daher allgemein akzeptierte Zahlungsmittel umfasst, die die Tausch- und 

Wertspeicherfunktion erfüllen.966 Die Grenze, ab der von einer hinreichend „allgemeinen“ 

Akzeptanz967 ausgegangen werden kann, ist zwar nicht absolut trennscharf, aber dennoch 

hinreichend konturiert.968 So kann Bargeld und Geschäftsbankenbuchgeld jeweils als Geld in 

                                                 
959 Vgl. Schaal, Geldtheorie und Geldpolitik, 2. Aufl. (1989), S. 253 ff., bei dem ordnungspolitische Grundsätze 
(Eucken) beziehungslos neben geldpolitischen Interventionswirkungen (S. 262 ff.) und Prozesspolitik (S. 257 ff.) 
dargestellt werden. Schaal erkennt im Ansatz, dass Zentralbankpolitik ganz überwiegend an Geschäftsbanken 
adressiert ist (S. 262), stellt aber nicht die Frage der Marktkonformität, obwohl sich dies bei Zinsen „unter dem 
Marktzinssatz“ (S. 265, Hervorhebung Im Original) geradezu aufdrängt. Überwiegend deskriptiv auch Michler, 
in: Wentzel, EU Integration, 2007, S. 85 ff. 
960 Simons, Journal of Political Economy, Vol. 44 (1936). 
961 Simons, Journal of Political Economy, Vol. 44 (1936), S. 12 (“little discussion of appropriate [monetary] 
means”). 
962 Vgl. dazu Th. Mayer, in der FAZ v. 07.07.2019. 
963 Vgl. SZ v. 10.07.2019 („Bitcoin setzt Aufwärtskurs fort“). 
964 Massonnet, in: Rochon/Rossi, Encyclopedia of Central Banking, 2015, S. 326 (kein allgemeiner Konsens). 
Strittig ist vor allem die Frage nach der Einbeziehung der Aggregate M2 und M3, vgl. Issing, Geldtheorie, 15. Aufl. 
(2011), I. (S. 1, 5 ff.); Herrmann, Währungshoheit, 2010, S. 44 (analytische Zielsetzung maßgeblich).  
965 Hahn, Währungsrecht, 1990, § 2 Rn. 55 („weitgehende Einigkeit“). 
966 Herrmann, Währungshoheit, 2010, S. 40 ff. (m. w. N.); K. Vogel, in: Kirchhof/Isensee, HStR, Bd. II, 3. Aufl. 
(2004), § 30 Rn. 10; Görgens/Ruckriegel/Seitz, Europäische Geldpolitik, 5. Aufl. 2008, S. 60 ff.; Ehrlicher, in: 
HdWW, Bd. 3, 1981, S. 376 f.; Schaal, Geldtheorie, 2. Aufl. (1989), S. 20 f.; vgl. auch Spahn, Geldpolitik, 3. Aufl. 
(2012), S. 3 f. 
967 Wirtschaftswissenschaftlich wird statt Akzeptanz i. d. R. auf die Vokabel „Vertrauen“ rekurriert, vgl. Spahn, 
Geldpolitik, 3. Aufl. (2012), S. 3, hingegen wie hier bei S. 4 („Akzeptanz eines ‚Geldmediums‘ “). 
968 A. A. Fröhlich, Zahlungsbilanzsalden, 1986, S. 46 („was als Zahlungsmittel zu gelten habe, ist nicht eindeutig 
abzugrenzen.“). 
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der Eurozone angesehen werden969, weil man damit nahezu alle Transaktionen (gegenüber 

Wirtschaftsteilnehmern und dem Staat) abwickeln kann, obwohl weder Bargeld noch 

Geschäftsbankenbuchgeld allein für alle Transaktionen in Frage käme.970 Ferner spricht vieles 

dafür, auch Zentralbankreserven als Geld anzusehen, da Banken diese als Zahlungsmittel 

einsetzen.971 Diese Einsicht findet sich bereits bei Eucken (1923).972 Es bedarf für den 

Geldcharakter keiner absoluten Akzeptanz und – entgegen der Ansicht staatlicher Geldtheorien 

– auch keines hoheitlichen „Verleihungsakts“, sei es durch bloße Definition oder einen wie 

auch immer technisch ausgestalteten Annahmezwang.973 Dass auch nicht-staatlich geschaffene 

Vermögenswerte Geld werden können, zeigt die Geschichte des Geschäftsbankenbuchgeldes 

eindrücklich, bei dem man kaum von einem „staatlichen Verleihungsakt“ der Geldeigenschaft 

sprechen kann. Vielmehr handelte es sich um fragmentarische staatliche Einzelentscheidungen 

(Gesetze, Verwaltungspraxis) im Zusammenspiel mit der Verkehrssitte, die zur allgemeinen 

Akzeptanz von Geschäftsbankenbuchgeld führten und die These von der Maßgeblichkeit einer 

staatlichen Gelddefinition (erneut) widerlegten. 

Soweit die Rechtsordnung an den Begriff des Geldes verwendet (z. B. §§ 244, 270, 935 Abs. 2 

BGB) muss man beachten, dass hierbei ein rechtlicher Geldbegriff974 konstruiert wird, der nicht 

in Konkurrenz zum wirtschaftlichen Geldbegriff steht, sondern akzessorisch an ihn anknüpft. 

Daher wäre es verfehlt, einen Streit zwischen „wirtschafts-“ und „rechtswissenschaftlichem“ 

Geldbegriff zu führen. Für die hier interessierende Untersuchung des EU-Währungsrechts ist 

allein der wirtschaftliche Geldbegriff von Interesse, weil nur er umfänglich und bruchlos 

Umverteilungs- und damit Interventionswirkungen (Begünstigungen) geldpolitischer 

Maßnahmen erfasst. 

                                                 
969 Vgl. Hahn/Häde, Währungsrecht, 2. Aufl. (2010), § 3 Rn. 24 (Geldcharakter von Geschäftsbankenbuchgeld). 
970 Kleinere Geschäfte oder Lokale akzeptieren bisweilen nur Bargeld, größere Händler und der Staat hingegen 
nur Buchgeld. Eurozonenbürger sind daher auf beide Geldarten angewiesen, wobei die gebührenfreie und einfache 
Umtauschbarkeit dazu führt, dass der Geldcharakter der verschiedene Euro-Geldarten (Bar- und Buchgeld) 
gegenseitig gestützt wird. 
971 Ferner auch Zentralbankreserven, da sie völlig sichere Ansprüche gegen NZBen darstellen und auf 
Bargeldauszahlung gerichtet sind. Zutreffend daher Spahn, Geldpolitik, 3. Aufl. (2012), S. 20. 
972 Eucken, Kritische Betrachtungen zum deutsche Geldproblem, 1923, S. 63 (Guthaben bei der Reichbank 
„[wirken] grundsätzlich ebenso auf die Preise […] wie Banknoten“), mit Hinweis auf J. St. Mill. 
973 Vgl. Knapp, Staatliche Theorie des Geldes, 3. Aufl. (1921), S. 24 f. („Geltung durch Proklamation“), S. 131, 
135 (Girozahlungsverkehr als bloße, private „Zahlgemeinschaft“); ferner Hahn, Währungsrecht, 1990, § 2 Rn. 14 
m. w. N.; aus neuerer Zeit Selmayr, Recht der WWU, 2002, S. 30 f. („Verleihung der Geldeigenschaft“ durch den 
Staat). Hiervon zu unterscheiden ist die Festlegung einer Währung, die allerdings vom Geldcharakter zu 
unterscheiden ist und umgekehrt nicht das „Zu-Geld-Werden“ sonstiger nichtstaatlicher Zahlungsmittel 
ausschließt. 
974 Vgl. hierzu Hahn/Häde, Währungsrecht, 2. Aufl. (2010), § 3. 
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Nicht als Geld, sondern als bloße makroökonomische Indikatoren werden hier die Geldmengen 

M2 und M3 angesehen975, da sie nicht unmittelbar zur Zahlung alltäglicher Transaktionen 

verwendet werden, sondern erst in Bar-, Buchgeld oder Zentralbankreserven umgewandelt 

werden müssen. 

„Währung“ bezeichnet die Denomination eines Geldbetrages oder – naturwissenschaftlich 

gedacht – die „Einheit“ des Zahlungsmittels.976 Nicht jede Währung ist notwendigerweise 

Geld977, aber jedes Geld ist in irgendeiner Währung denominiert.978 Währungen werden häufig, 

aber nicht ausschließlich, staatlich organisiert. Begriffshistorisch liegt dies darin begründet, 

dass Währung von der staatlichen „Gewährleistung“ eines bestimmten Edelmetallgehalts von 

Münzen herrührt.979 Teils wird der Währungsbegriff daher auf staatliche Geldordnungen 

beschränkt.980 Für neuere Zahlungsmittel, wie der des Bitcoins hingegen, hat sich der Begriff 

der „Kryptowährung“ durchsetzt, bei dem die staatliche Komponente fehlt. Die begriffliche 

Streitfrage kann hier im Ergebnis aber dahinstehen, da mit der abweichenden Denomination ein 

hinreichendes Abgrenzungskriterium identifiziert ist.  

Setzt man Geld und Währung in Beziehung zu Preisstabilität so ist darauf hinzuweisen, dass 

Preisstabilität immer währungsbezogen ist, d. h. nur innerhalb einer Währung (Denomination) 

gedacht werden kann. So betrachtet gibt es eine US-Dollar-Preisstabilität, Euro-Preisstabilität 

usf. Von einer „Bitcoin-Preisstabilität“ wird hier nicht gesprochen, weil es dem Bitcoin noch 

am geldtheoretischen Merkmal der allgemeinen Akzeptanz fehlt: Kein Bürger kann sein Leben 

mit Bitcoins bestreiten, ohne diese ständig in andere Währungen umtauschen zu müssen. Das 

schließt nicht aus, dass Bitcoins nicht theoretisch in Zukunft Geldcharakter aufweisen könnten: 

Jeder Gegenstand kann in der Theorie zum Geld avancieren, real vollziehen sich diese 

gesellschaftlichen Prozesse aber langsam, weshalb die Abgrenzung zwischen Geld und bloßem 

Vermögenswert zeitbezogen ist und mehrere Jahre oder Jahrzehnte erfordern dürfte. 

                                                 
975 So aber Schaal, Geldtheorie, 2. Aufl. (1989), S. 25. 
976 Diese Metapher ist nicht neu, vgl. die Nachweise und Terminologie bei Herrmann, Währungshoheit, 2010, S. 
113 ff. („monetary unit“, „unit of account“, „Währungseinheit“); Schaal, Geldtheorie und Geldpolitik, 2. Aufl. 
(1989), S. 51 (Währungseinheit); andere Terminologie bei Selmayr, Recht der WWU, 2002, S. 23. 
977 Beispiel: US-Dollar sind in der Eurozone kein „Geld“, sondern nur (liquider) Vermögenswert. 
978 Bei „Warenwährungen“ entfällt die formale Denomination, weil das Gut greifbar und damit klar definiert ist, 
anders als ein bedrucktes Papier (Bargeld) oder eine bloß buchmäßig erfasste, virtuelle Forderung (Buchgeld). 
979 Vgl. Herrmann, Währungshoheit, 2010, S. 73 f. 
980 Freimuth, in: Siekmann, EWU, 2013, Art. 128 Rn. 4; uneindeutig Hahn/Häde, Währungsrecht, 2. Aufl. (2010), 
§ 2 Rn. 2; vgl. ferner Herrmann, Währungshoheit, 2010, S. 73 f. zu verschiedenen Definitionsstandpunkten. 
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Mit Blick auf die Preisstabilität ist weiter zu berücksichtigen, dass Inflation stets aus dem 

umfassenden Anstieg von Einzelpreisen einer bestimmten Währung besteht981. Einzelpreise 

bilden das Wertverhältnis einer Währung zu einer bestimmten Ware ab und sind damit 

währungsbezogen. Auf diese Weise kann Euro-Geldschöpfung Nachfragedruck bei bestimmten 

Euro-Einzelpreisen auslösen982 und damit das Preisniveau verändern. Umgekehrt wäre es nicht 

plausibel, wie etwa US-Dollar-Geldschöpfung in Euro angegebene Preise verändern soll. Ohne 

weitere Annahmen ist dies nicht konstruierbar. Hieraus folgt, dass die Geldschöpfung fremder 

Denomination für sich genommen keinen Einfluss auf die Euro-Preisstabilität hat.983 Aufgrund 

dessen ist die private Geldschöpfung, soweit sie nicht in Euro denominiert ist (Libra, Bitcoin) 

oder (noch) keinen Geldcharakter aufweist (z. B. PayPal),984 nicht preisstabilitätsrelevant und 

kann hier außer Betracht bleiben. Dies ist zugleich der Grund, weshalb die Mindestreserve 

gerade Geschäftsbankenbuchgeld erfasst: Es ist in Euro denominiert und weist Geldcharakter 

auf.985 

v. Beschränkung der Mindestreservepflicht 

Fraglich ist, wie die Beschränkung der Mindestreservepflicht auf maximal 10 % durch Art. 4 

VO 2531/98 einzuordnen ist. Währungsordnungen, die solche, nicht vollständige gedeckte 

Sichteinlagen beinhalten, werden mit der Wortgruppe des „fractional reserve banking“986 

umschrieben und reichen weit in die Geschichte zurück.987 Aktuell beträgt die Mindestreserve 

                                                 
981 Inflationsquoten dürfen nicht darüber hinwegtäuschen, dass in der Wirtschaftsordnung kein „magischer“, 
ubiquitärer, gleichmäßiger Preisanstieg stattfindet, sondern nur Verschiebungen bei Einzelpreisen aus deren Mittel 
dann die Inflation bzw. Deflation errechnet wird. 
982 Die „Kann-“Formulierung soll andeuten, dass Inflation von der nachfragewirksamen Geldmenge her gedacht 
werden muss (daher auch die Variable der Umlaufgeschwindigkeit in der Quantitätsgleichung). Gehortetes Geld 
führt nicht zu Inflation, kann dies aber, sobald die Sparneigung aufgegeben wird. Geldschöpfung ist insoweit 
notwendige, aber nicht hinreichende Inflationsbedingung. Vgl. dazu auch K. Vogel, in: Kirchhof/Isensee, HStR, 
Bd. II, 3. Aufl. (2004), § 30 Rn. 21. 
983 Währungsfremde Geldschöpfung kann allerdings eine bestimmte Wechselkurspolitik provozieren, die ihrerseits 
dann inländische Folgen für die Preisstabilität hat. Dieser Zusammenhang ist aber weder zwingend und die 
maßgebliche Ursache ist erst die folgende inländische (auf Wechselkurse abzielende) Währungsmaßnahme. 
984 PayPal-Guthaben sind zwar u. a. auch in Euro denominiert. Allerdings werden Forderungen gegen PayPal 
(„PayPal-Guthaben“) nicht allgemein als Zahlungsmittel akzeptiert. Dabei darf nicht übersehen werden, dass 
hinter PayPal-Transaktionen häufig verknüpfte Buchgeld-Konten bei Geschäftsbanken stehen und eine Akzeptanz 
daher auch derivativ aus dem Euro-Buchgeldsystem der Geschäftsbanken herrühren kann. Das macht PayPal-
Guthaben aber noch nicht zu „Geld“ im obigen Sinne. 
985 Die aktuelle Mindestreservepflicht umfasst tatbestandlich noch andere Vermögenswerte, die nicht unter die 
hiesige preisstabilitätsrelevante Geldmenge gezählt wird: Art. 3 Abs. 1 lit. b, 4 Abs. 1 lit. b bis d VO 1745/2003 
(Schuldverschreibungen, Einlagen mit Laufzeit, Repogeschäfte). Der Reservesatz von 0 % zeigt, dass sich das 
ESZB diese Varianten nur aus Vorsichtsgründen bereits in die VO aufgenommen hat. 
986 So die internationale Terminologie, vgl. Bertocco, in: Rochon/Rossi, Encyclopedia of Central Banking, 2015, 
S. 215; Wilson, in: Boulding/Wilson, Redistribution, 1978, S. 44. 
987 Historische Ausführungen bei Hahn, Währungsrecht, 1990, § 1 Rn. 16 ff. (vom ägyptischen Korngiroverkehr 
bis zu den heutigen Geschäftsbanken); vgl. auch Cantillon, Über die Natur des Handels, 1755, S. 191 ff. 
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in der Eurozone 1 % in Bezug auf Sichteinlagen (Geschäftsbankenbuchgeld).988 Zum 

Vergleich: Der Reservestandard der Bundesbank wurde etwa durch § 16 Abs. 1 Satz 2 BBankG 

(1992)989 erst bei 30 % gedeckelt.990 

Ein Urteil über die Beschränkung des Reservesatzes setzt die wirtschaftssystemische 

Würdigung der Mindestreserveverpflichtung selbst voraus und umfasst die weitergehenden 

Fragen, was zur preisstabilitätsrelevanten Geldmenge zu zählen ist und ob eine private 

Geldschöpfung grundrechtlich geschütztes991, nicht preisstabilitätsrelevantes Verhalten ist992 

oder unter welchen Voraussetzungen sie der währungsrechtlichen Kompetenz einer 

Zentralbank unterliegt.993  

Zur ersten Frage besteht zumindest insoweit ein wissenschaftlicher Konsens, als dass die auf 

privater Geldschöpfung beruhende Geschäftsbankenbuchgeldmenge (neben Bargeld von Nicht-

Banken) zu M1 und damit zur (inflations-)relevanten Geldmenge zu zählen ist.994 Auf die 

weitergehende Frage, ob hierzu auch weitere Aggregate wie M0 [„Geldbasis“] (Bargeld sowie 

Zentralbankreserven der Banken)995, M2 (Termingelder bestimmter Laufzeit oder 

Kündigungsfrist)996 und M3 (bestimmte Wertpapiere)997 zu zählen sind, wird nur der 

Vollständigkeit halber hingewiesen.998 Da sich die Mindestreserve nur auf Teile von M1 bezieht 

und M1 unstreitig (und zu Recht) als preisstabilitätsrelevant angesehen wird, wird die 

Diskussion hierauf fokussiert.  

Die zweite Frage – die Reichweite der ESZB-Kompetenz in Sachen Euro-Geldschöpfung – 

wird vom EU-Primärrecht nicht zweifelsfrei beantwortet. Der Erwägungsgrund Nr. 6 

                                                 
988 Absenkung durch Art. 1 EZB/2011/26. 
989 BGBl. I 1992, S. 1782; vgl. Keller, in: Siekmann, EWU, 2013, ESZB-S Art. 19 Rn. 5. 
990 Keller, in: Siekmann, EWU, 2013, ESZB-S Art. 20 Rn. 3 (Fn. 3), der auch einen Zusammenhang zwischen 
Reservesätzen und aktuellen Bankenkrisen (Irland, Island) sieht, allerdings durch Zufluss ausländischer Gelder. 
991 So wohl Hahn, Währungsrecht, 1990, § 19 Rn. 29, der Mindestreservepflichten als „Eingriffsverwaltung“ 
ansieht, auch wenn sie an staatlich monopolisierte Währungen (z. B. Deutschmark) anknüpft und nicht echte 
„Privatwährungen“. 
992 Vgl. Hierzu den häufig zitierten Streit von Currency- und Banking-School bei Ehrlicher, HdWW, Bd. 3, 1981, 
S. 379. Bei diesem Streitstand werden die Sachfragen, was Geld ist und welche Regeln der Geldordnung 
zweckmäßig bzw. gerecht wären, häufig vermischt. 
993 Vgl. Herrmann, Währungshoheit, 2010, S. 116 („Bedingungen zur Schaffung von Buchgeld“ gehört zum weit 
gefassten Währungshoheitsbegriff). 
994 K. Vogel, in: Kirchhof/Isensee, HStR, Bd. II, 3. Aufl. (2004), § 30 Rn. 7; Lutz, Makroökonomik, 3. Aufl. (2009), 
S. 115; aus der US-amerikanischen Literatur: Wilson, in: Boulding, Redistribution, 1978, S. 39*; Jasper, in: 
Gabler, Wirtschaftslexikon, 07/2018, Stichwort Geldtheorie. 
995 Budzinski, in: Gabler, Wirtschaftslexikon, Stand 02/2018, Stichwort monetäre Basis.  
996 Vgl. Freimuth, in: Siekmann, EWU, 2013, AEUV Art. 128 Rn. 5 (Einlagen mit Laufzeit 2 Jahre oder 
Kündigungsfrist 3 Monate). 
997 Vgl. Freimuth, in: Siekmann, EWU, 2013, AEUV Art. 128 Rn. 5 („Anteile an Geldmarktfonds, 
Repoverbindlichkeiten, Geldmarktpapiere und Bankschuldverschreibungen mit Laufzeit bis zwei Jahre“). 
998 Vgl. Budzinski, Gabler, Wirtschaftslexikon, Stand 02/2018, Stichwort Geldmenge. 
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(VO 2531/98) enthält den einzigen Anhaltspunkt für eine Rechtfertigung der Beschränkung, 

dass nämlich „ein[e] beträchtlich[e], unerwünscht[e] Einlagenauslagerung oder 

Disintermediation“ vermieden werden solle. Die politisch-willkürlich Integration des 

Bankensektors in die Wertschöpfungskette ist somit das hinter der Beschränkung stehende 

Motiv. Es ist ein interventionistisches Motiv, weil es nicht auf Leistung und sondern auf 

legislativem Privileg beruht. Eine ordnungspolitische Alternative bestünde darin, in Euro 

denominierte Zahlungsmittel mit Geldcharakter in die Währungshoheit und eine 

100 %-Deckungsregel einzubeziehen. Damit wird eine klare Grenze zur sonstigen, 

grundrechtlich geschützten Berufsfreiheit (Art. 12 Abs. 1 GG) gezogen, da niemand gehindert 

ist, seine eigene Währung zu erfinden und zu etablieren (Libra, Bitcoin usf.). Der Bankensektor 

macht aber genau das nicht, sondern beteiligt sich an der Kaufkraft der (staatlich etablierten) 

Euro-Währung. Folglich handelt es sich bei Euro-Geldschöpfung nicht um Privathandeln. Die 

problematische Verbindung privater gewinnorientierter Geschäftstätigkeit auf Basis einer 

staatlich gestützten Währung bringt Hayek auf den Punkt: 

„An institution which has proved as harmful as fractional reserve banking without responsibility 
of the individual bank for the money (i.e, cheque deposits) it created cannot complain if support 
by a government monopoly that has made its existence possible is withdrawn.“999 

In den Wirtschaftswissenschaften wird der regulatorische Hintergrund von Geldschöpfung 

nicht immer genau beleuchtet und der Eindruck erweckt, die Geldmenge sei natürlicherweise 

endogen und von der Zentralbank nicht direkt steuerbar.1000 Umgekehrt und ebenfalls unrichtig 

ist die Darstellung, die Notenbank kontrolliere die Geldbasis und damit auch die Geldschöpfung 

im Bankensektor.1001 Beide Sichtweisen sind mit Blick auf die Geldpolitik der letzten 

Jahrzehnte ungenau. Es wird unzureichend berücksichtigt, dass es sich bei der legislativen 

Aufteilung der Möglichkeit von Euro-Geldschöpfung um eine willkürliche, politische 

Entscheidung handelt, bestimmte Geldarten (Geschäftsbankenbuchgeld) bewusst nicht die 

Zentralbankkompetenz einzubeziehen.  

                                                 
999 Hayek, The Denationalization of Money, 3rd Ed. (1990), S. 123. 
1000 Vgl. etwa Lutz, Makroökonomik, 3. Aufl. (2009), S. 116; Illing/König, EZB als Lender of Last Resort, DIW 
Wochenbericht Nr. 24/2014, S. 541; weitere Nachweise bei Figuera, in: Rochon/Rossi, Encyclopedia of Central 
Banking, 2015, S. 28 f. (Banking und Currency School-Debatte) und Bertocco, ebd. S. 157 f. sowie Massonnet, 
ebd. S. 328 (Endogenität); Felkel, Wirkungsweise monetärer Impulse, 1998, S. 28.; Wohltmann, in: Gabler, 
Wirtschaftslexikon, 02/2018, Stichwort Monetarismus; in Bezug auf Geschäftsbankenbuchgeld sowie dem 
weiteren Aggregat M3 Görgens/Ruckriegel/Seitz, Europäische Geldpolitik, 5. Aufl. (2008), S. 284; präziser 
hingegen Schaal, Geldtheorie, 2. Aufl. (1989), S. 93 f., der immerhin beide Ansichten darstellt, aber nicht in voller 
Klarheit sieht, dass die Frage nach Exo- und Endogenität eine solche des währungsrechtlichen Rechtsrahmens ist, 
der (politisch willkürlich) in die eine oder andere Richtung ausschlagen kann.  
1001 So etwa Felkel, Wirkungsweise monetärer Impulse, 1998, S. 21. 
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Die fehlende vollständige Monopolisierung der Geldschöpfung liefert zugleich den Grund, 

weshalb die reverse-causation These1002 weder generell falsch noch richtig ist: In einer 

Währungsordnung, die die Geldschöpfung auch Privaten überlässt, sind realwirtschaftlich auf 

die Geldmenge rückwirkende Effekte mühelos zu erklären: Verfolgt die Zentralbank keine 

Geldmengenpolitik, sondern stellt (unbegrenzt) Geld zu bestimmten Konditionen bereit, dann 

kann auch eine erhöhte Geldnachfrage der (Real-)Wirtschaft eine monetäre Ausweitung 

induzieren. Zu bedenken ist aber auch hier, dass die Existenz eines solchen Effekts kein 

Naturgesetz ist, sondern Merkmale des veränderlichen währungsrechtlichen Rahmens. 

Die Endogenität folgt ferner auch nicht aus der Existenz sonstiger Geldmengenaggregate (M2, 

M3). Die Darlegung eines nachvollziehbaren Zusammenhangs, wie die Schaffung bestimmter 

Finanzaktiva (M3) einen nachhaltigen Preisanstieg (ohne gleichzeitige Reserve-, Bar- oder 

Geschäftsbankenbuchgeldausweitung oder Erhöhung der Umlaufgeschwindigkeit) zur Folge 

haben soll, unterbleibt dann auch.1003 Grundsätzlich möglich erscheint es, diese Lücke zwischen 

Finanzaktiva und Preisniveau durch die Theorie geldpolitischer 

Transmissionsmechanismen1004 zu schließen. Die wissenschaftliche Auseinandersetzung 

hierzu besteht im Bestreben, bestimmte Wirkungskanäle der aktuellen Geldpolitik zu 

identifizieren, zu gewichten und vorhersehbar zu machen. Diskutiert werden dabei u. a. der 

Zinskanal, Wechselkurskanal, Bankenkanal, Bilanzkanal, Kreditkanal, Kostenkanal sowie die 

mit Geldpolitik verbundenen Erwartungen.1005 Wenig überraschend haben geldpolitische 

Entscheidungen der EZB einen Einfluss auf damit verbundene Größen. Die Forschung ist 

jedoch weit davon entfernt, belastbare und präzise Aussagen über die Wirkungsweise zu 

treffen.1006 Die EZB geht davon aus, dass ihre geldpolitischen Instrumente über den Umweg 

des Bankensektors Einfluss auf bestimmte nominale Größen in der Volkswirtschaft haben.1007 

Art, Umfang und das Ausmaß zeitlicher Verzögerung der Transmission sind jedoch „weder 

theoretisch noch empirisch klar“1008 und die genauen Wirkungsmechanismen „nur 

                                                 
1002 Vgl. dazu Felkel, Wirkungsweise monetärer Impulse, 1998, S. 75; umgekehrte Kausalität meint in diesem 
Zusammenhang eine Rückwirkung der Wirtschaft (Geldnachfrage) auf die Geldpolitik. 
1003 Gegen die Einbeziehung von M2 und M3 spricht, dass M1 den engsten Einfluss auf den BIP-Deflator hat, vgl. 
Felkel, Wirkungsweise monetärer Impulse, 1998, S. 41. 
1004 Instruktiv Spahn, Geldpolitik, 3. Aufl. (2012), S. 107 ff. 
1005 Görgens/Ruckriegel/Seitz, Europäische Geldpolitik, 5. Aufl. (2008), S. 287 ff.; Bundesbank, Die Deutsche 
Bundesbank, 2006, S. 56 ff.; Schaal, Geldtheorie, 2. Aufl. (1989), S. 116-157. 
1006 Vgl. auch Jasper, in: Gabler, Wirtschaftslexikon, 02/2018, Stichwort Geldtheorie („gravierende 
Meinungsunterschiede“ zu konkreten Wirkungen von monetären Impulsen); zur keynesianischen Sicht vgl. 
Schaal, Geldtheorie, 2. Aufl. (1989), S. 122 ff. 
1007 EZB, Die Geldpolitik der EZB, 2011, S. 62 ff. 
1008 Görgens/Ruckriegel/Seitz, Europäische Geldpolitik, 5. Aufl. (2008), S. 287, 295; auch die EZB selbst 
bezeichnet die bisherigen Ergebnisse eher bescheiden, vgl. EZB, Die Geldpolitik der EZB, 2011, S. 67 („haben 
die [Forschungs-]Ergebnisse den […] [Transmissions-]Prozess nur teilweise beleuchten können.“); vorsichtig 



- 185 - 

unzureichend identifiziert“1009. Vor diesem Hintergrund ist es bemerkenswert, dass die EZB 

mit der Berufung auf einen vermeintlich „gestörten“ Transmissionsmechanismus in Bezug auf 

Staatsanleihezinsen bestimmter Euro-Mitgliedsstaaten vor dem EuGH einen juristischen Erfolg 

erzielen konnte.1010  

Problematisch an dieser Strategie ist, dass der Blick für das Wesentliche verloren geht: Erstens 

wird ein Zusammenhang in der Regel nur zu bestimmten Preisen und Zinsen hergestellt1011, 

nicht aber zum vorrangigen Ziel der Preisniveaustabilität. Zweitens wird bei der „Steuerung“ 

von Zinsen und Preisen die marktwirtschaftliche Ausrichtung der EU-Geldpolitik 

vernachlässigt. Drittens ist die Stimulation von Wirtschaftswachstum und Beschäftigung keine 

Aufgabe der Geldpolitik und es ist bisher auch keine fundierte Theorie erkennbar, die die mittel- 

und langfristige Wirkungslosigkeit1012 (nicht: Umverteilungsneutralität)1013 von Geldpolitik in 

Bezug auf realwirtschaftliche Größen in Frage stellen würde. In ähnlichem Maße bedenklich 

ist die im Zusammenhang damit häufig beiläufig geäußerte These, Inflation sei nicht bloß 

monetär, sondern durch sonstige wirtschaftliche Effekte bedingt.1014 Hieraus speist sich dann 

die Vorstellung, die Notenbank müsse allgemeine wirtschaftspolitische (Zwischen-)Ziele 

definieren und über die (unsicheren) Transmissionskanäle verfolgen, obwohl Art. 127 Abs. 1 

                                                 
auch Schaal, Geldtheorie, 2. Aufl. (1989), S. 116 (Transmissionsmechanismus „ist [...] kompliziert“ und „läuft 
nicht nach einem festen, sich wiederholenden […] Mechanismus ab.“) 
1009 Michler, in: Wentzel, EU Integration, 2007, S. 85 (100). 
1010  EuGH, Urt. v. 16.06.2015 – C-62/14 (OMT) (ECLI:EU:C:2015:400). 
1011 Vgl. dazu Ehrlicher, HdWW, Bd. 3, 1981, S. 389, wonach Preissteigerungen in einem Wirtschaftsbereich im 
Zusammenhang zu Preissenkungen in einem anderen stehen können. Ob das Preisniveau hierdurch beeinflusst 
wird, ist daher nicht immer sicher und bedarf einer „kreislauftheoretischen Sicht“ (Ehrlicher, a. a. O. S. 389). 
1012 Monetaristische Annahme, referiert bei Ehrlicher, in: HdWW, Bd. 3, 1981, S. 384 („reale[r] Wirtschaftsablauf 
[kann] durch Veränderungen der Geldmenge nur vorübergehend“ verändert werden). Davon geht auch die 
Bundesbank, Deutsche Bundesbank, 2006, S. 57 f. aus. 
1013 Dieser Aspekt fehlt in der nur scheinbaren Zweiseitigkeit, dargestellt bei Felkel, Wirkungsweise monetärer 
Impulse, 1998, S. 1 (Geldmengenausweitung als Konjunkturmotor oder wohlfahrtsvermindernde 
Preisniveausteigerung): Selbst wenn Geldpolitik Wirtschaftswachstum begünstigen könnte, ist die Frage der 
Marktkonformität der Mittel noch lange nicht beantwortet und eine Rechtfertigung für „diskretionäre Eingriffe“ 
(Felkel, a. a. O., S. 1) nicht abgeleitet, denn Geldschöpfung kann, muss aber nicht selektiv erfolgen. Eine 
Rechtfertigung kommt erst dann in Frage, wenn geklärt ist, ob die Wachstumseffekte aus der 
Geldmengensteigerung oder deren selektiver Umsetzung herrührt. 
1014 Eine ernst zu nehmende Widerlegung der Quantitätstheorie wurde gleichwohl nicht geleistet (vgl. zur 
empirischen Evidenz Spahn, Geldpolitik, 3. Aufl. [2012], S. 127). Es steht zu vermuten, dass alternative Ansätze 
zur Inflationsklärung (referiert bei Ehrlicher, in: HdWW, Bd. 3, 1981, S. 387 ff.) die (politisch willkürlich 
statuierte) Endogenität der Geldmenge nicht hinreichend beachten und daher nicht ausschließen (können), dass 
innerhalb der von ihnen zugrunde gelegten Kausalkette auch eine Geldmengenausweitung stattfindet, die für einen 
Preisniveauanstieg zwingend erforderlich ist. Vgl. dazu Ehrlicher, HdWW, Bd. 3, 1981, S. 390 („Vertreter der 
realwirtschaftlichen Theorie räumen […] ein, daß sich stärkere Preissteigerungen nur durchsetzen können, wenn 
entweder die Geldmenge oder die Umlaufgeschwindigkeit zunimmt.“). Vgl. auch Schaal, Geldtheorie, 2. Aufl. 
(1989), S. 221 zur „realwirtschaftlich induzierte[n] Inflation“ (die nur durch Erhöhung der Umlaufgeschwindigkeit 
denkbar sei). Kritik an der Quantitätstheorie setzt nicht selten an der These der Neutralität des Geldes in Bezug 
auf reale Größen an, vgl. Godin, in: Rochon/Rossi, Encyclopedia of Central Banking, 2015, S. 355 und 
Tedeschi/Mastromatteo, ebd. S. 420 f. Ob damit auch die inflationstheoretische Aussage der Quantitätstheorie 
bestritten wird, ist dabei nicht klar. 
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AEUV zu einer eigenständigen EZB-Wirtschaftspolitik gerade nicht ermächtigt.1015 Viertens 

ist es nicht nachvollziehbar, warum die EZB das selbst gewählte Inflationsziel von knapp unter 

2 % (HVPI) nicht dadurch anstrebt, die Geldschöpfung auf diejenigen Akteure zu 

konzentrieren, die den nächsten Bezug zu Verbraucherpreisen haben: die Verbraucher selbst. 

Einen direkteren Weg zur so definierten Inflation (HVPI) dürfte es wohl kaum geben. Dennoch 

findet Geldschöpfung überwiegend über den Banken- und Kapitalmarktsektor statt, welche 

selbstverständlich investieren und nicht konsumieren.1016 Aus der Gesamtschau ergibt sich 

daher zwanglos der Befund, dass trotz „lockerer“ EU-Geldpolitik die Verbraucherpreise 

geringe, Vermögenswerte1017 hingegen erhebliche Teuerungsraten aufweisen.1018 Die 

Inkonsistenz einer solchen Geldpolitik vermag damit verbundene Subventionseffekte daher 

kaum aus „technischen Gründen“ (Unvermeidbarkeit) zu rechtfertigen. 

Vor dem Hintergrund, dass die private Geschäftsbankenbuchgeldschöpfung unmittelbare 

Auswirkungen auf Preisstabilität und den (Refinanzierungs-)Wettbewerb haben kann, erscheint 

die These, private Geldschöpfung sei nicht oder nur eingeschränkt von der Währungshoheit des 

EZSB erfasst1019, in mehrerlei Hinsicht fragwürdig: Verpflichtet man eine Notenbank zur 

Herstellung von Preisstabilität in einer bestimmten Währung, so ist es nicht plausibel, ihr die 

hierfür erforderlichen Mittel – die Kontrolle der gesamten, relevanten Geldmenge – zu 

versagen.1020,1021 Weiterhin muss berücksichtigt werden, dass die Inflation nach 

wirtschaftswissenschaftlicher Theorie (Quantitätstheorie)1022 ferner von der 

                                                 
1015 Dies mag öffentlich nicht in dieser Klarheit kommuniziert werden, jedoch drängt sich diese Fragestellung auf, 
wenn Impulse für Wirtschafts- und Beschäftigungswachstum dem Verantwortungsbereich der Zentralbank 
zugeordnet werden. Skeptisch zum (angeblich reziproken) Zusammenhang von Inflation und Arbeitslosigkeit 
Gaddum, in: Hahn, Geldverfassung, 1989, S. 14. 
1016 Zwar übertragen sich Preiseffekte dort irgendwann teilweise auf Konsumentenpreise. Jedoch ist wohl kaum 
ein größerer Umweg als über diese Sektoren denkbar. 
1017 Zur Vermögenspreisinflation vgl. Colander, in: Rochon/Rossi, Encyclopedia of Central Banking, 2015, S. 10 f. 
1018 Es existiert keine amtliche Statistik zu Vermögenspreisinflation, vgl. daher Immenkötter, 
Vermögenspreisindex für Deutschland Q2-2019, S. 10.  
1019 In diese Richtung wohl Tschekuschina, Instrumente des ESZB, 2008, S. 24, wonach belastende Eingriffe, etwa 
durch Mindestreserveverpflichtungen, „interventionistisch“ und nachrangig seien. 
1020 Man könnte die Geldschöpfung auch Privaten überlassen (vgl. Nachweise bei Herrmann, Währungshoheit, 
2010, S. 297), allerdings ergeben sich aus der aktuellen Geldordnung hinreichende Anhaltspunkte, insbesondere 
dem Noten- und Reservemonopol des ESZB, dass eine staatliche Kontrolle der Euro-Preisstabilität intendiert ist. 
Hiermit verträgt sich eine normtechnisch nur fragmentarisch umrissene „ÖPP“ (Thomas Mayer) hinsichtlich der 
Buchgeldschöpfung nicht. 
1021 Theoretisch bestünde noch die Möglichkeit, die Mindestreserveverpflichtung nicht nur auf Sichteinlagen, 
sondern auf sonstige Bankaktiva auszuweiten (vgl. Keller, in: Siekmann, EWU, 2013, ESZB-S Art. 20 Rn. 14). 
Dieses Szenario ist politisch wenig wahrscheinlich und konstruktiv umständlich. Eine stringente geldpolitische 
Regel sollte aus rechtsstaatlichen, kompetenziellen und Effektivitäts-Gründen auf Klarheit und Unmittelbarkeit 
der Regulierung abzielen. 
1022 Ehrlicher, in: HdWW, Bd. 3, 1981, S. 381 ff.; Lutz, Makroökonomik, 3. Aufl. (2009), S. 123 ff.; abweichend 
Illing/König, DIW Wochenbericht Nr. 24/2014, S. 549 (Erwartungen in Bezug auf künftige Staatsausgaben als 
Inflationsursache). 
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Umlaufgeschwindigkeit abhängt, deren Kontrolle noch problematischer ist. Es ist daher nicht 

einsichtig, weshalb man bereits auf das einfacher regulierbare Element der Geldmenge zu 

großen Teilen1023 verzichtet. Die Entstehungsgeschichte der Beschränkungsvorschrift (Art. 

19.2 ESZB-S, Art. 4 VO 2531/98) lässt vermuten, dass es sich um einen politischen Konflikt 

zwischen dem Gouverneursausschuss1024 und den Zentralregierungen gehandelt haben könnte, 

da ersterer in seinem ESZB-S-Entwurf noch keinen Abs. 2 (Deckelung des 

Mindestreservesatzes auf 10 %) vorgesehen hat.1025 

Spahn (2012) vertritt die Ansicht, es sei „irreführend, Geschäftsbanken als Geldschöpfer zu 

betrachten“1026, da sie aufgrund der damit einhergehenden Verschuldung strukturelle 

Liquiditätsprobleme hätten. Es mag zutreffen, dass Geschäftsbanken keine eigene Währung 

ausgeben („Commerzbank-Euro“1027), das ist aber auch belanglos1028, soweit sie durch 

Erweiterung der Geschäftsbankenbuchgeldmenge – die übrigens durch das Eurosystem nur 

indirekt gehemmt werden kann – an der Preisstabilität und Kaufkraft des Euro als Währung 

teilnehmen. Die Liquiditätsenge ist auch kein Argument gegen die Geldeigenschaft: 

Geschäftsbankenbuchgeld kann und wird völlig unproblematisch als Euro-Geld eingesetzt und 

die Kontrolle über die Menge haben unmittelbar nur die emittierenden Geschäftsbanken. Es ist 

daher keineswegs „irreführend“ sie auch als Geldschöpfer zu bezeichnen. 

Die fehlende 100 %-Reservepflicht führt technisch dazu, dass Geschäftsbanken am 

Geldschöpfungsprozess beteiligt sind. Die von ihnen vergebenen Kredite erfolgen daher nicht 

aus tatsächlich vorliegenden, eigenen Zahlungsmitteln (wie bei Nichtbanken-Kreditgebern), 

sondern beruhen auf Geldschöpfung. Man kann daher in Frage stellen, ob „Kredit“ überhaupt 

der richtige Terminus für dieses Geschäft darstellt, denn die Bank verzichtet nicht auf eigene 

Mittel, sondern verschuldet sich lediglich gegenüber Dritten.1029 Aus der fehlenden 

100 %-Deckung der neu geschaffenen Mittel erwachsen Banken verschiedene Vorteile: 

                                                 
1023 Knapp 8 Billionen Euro-Geschäftsbankenbuchgeld existierten im April 2019, vgl. Bundesbank, Monatsbericht 
06/2019, S. 11* (Spalte 5). Demgegenüber betrugen die Zentralbankreserven und Euro-Bargeld zur selben Zeit 
zusammen 3,17 Billionen Euro (ebd., S. 11* Spalte 1, S. 18* Spalte 3). 
1024 Präsidenten der Notenbanken. 
1025 Vgl. Keller, in: Siekmann, EWU, 2013, ESZB-S Art. 19 Rn. 2-3. 
1026 Spahn, Geldpolitik, 3. Aufl. (2012), S. 20. 
1027 Spahn, Geldpolitik, 3. Aufl. (2012), S. 20. 
1028 Und im Übrigen eine verunklarende Vermischung der Terminologie von Währung, Geld (sowie Geldart als 
Subkategorien), die hier aus gutem Grund eingangs klargestellt wurden. Geschäftsbankenbuchgelder sind zwar 
keine eigenen Währungen, aber aufgrund des Forderungscharakters sind die Sichtguthaben nicht uniform, sondern 
hängen von der Bonität des Kreditinstituts ab. 
1029 Zum Verzichtsmerkmal vgl. Spahn, Geldpolitik, 3. Aufl. (2012), S. 8. Instruktiv Werner, in: Rochon/Rossi, 
Encyclopedia of Central Banking, 2015, S. 117. Während der normale Kreditgeber nur ein Aktivum (Geld) gegen 
ein anderes eintauscht (Rückzahlungsforderung plus Zinsforderung), verschuldet sich die Bank zusätzlich zu 



- 188 - 

Cantillon-Effekt 

Diejenigen, die Geld erstmals in Umlauf bringen, realisieren dabei einen besonderen Gewinn 

zu Lasten der übrigen Geldbenutzer, da sie zu Preisen handeln können, die noch nicht durch 

inflationäre Wirkungen erhöht worden sind. Dies wurde bereits von Cantillon (1755) erkannt: 

„Wenn die Vermehrung des Bargeldes von Gold- oder Silberminen ausgeht […] werden der 
Eigentümer dieser Minen, die Unternehmen, die Schmelzer, die Raffinierer […] ihre Ausgaben 
entsprechend ihren Gewinnen erhöhen. […] alle diese Vermehrungen der Ausgaben für Fleisch, 
Wein, Wolle usw. vermindern notwendig den Anteil der anderen Bewohner des Staates […]“1030. 

In der Eurozone fällt dieser Gewinn 1) dem Eurosystem sowie 2) den geldschöpfenden 

Geschäftsbanken und ihren Kreditnehmern zu.  

Ad 1): Zwar ist die Kaufkraftverschiebung hin zu staatlichen Stellen wettbewerbsneutral. Es 

gibt jedoch keinen Anlass für eine auf Preisstabilität ausgerichtete Notenbank, Gewinne zu 

erwirtschaften.1031 Es handelt sich aus ordnungspolitischer Sicht um einen (unerwünschten) 

Nebeneffekt von bilanzwirksamen geldpolitischen Maßnahmen und um eine systemwidrige 

Verwässerung des Verbots monetärer Staatsfinanzierung (Art. 123 Abs. 1 AEUV)1032, soweit 

Notenbankgewinne an Zentralregierungen abgeführt werden.1033  

Ad 2): Durch die Beteiligung an der Euro-Geldschöpfung fällt ein Teil dieses Gewinns im Wege 

des Cantillon-Effekts den Geschäftsbanken zu. Bei der Geldschöpfung im Wege der 

Kreditgewährung an Nichtbanken stellt sich die Frage, ob das neue Geld bei der Bank oder 

beim Kreditnehmer geschöpft wird und wie insoweit der Cantillon-Bonus zwischen ihnen 

verteilt wird. Die erste Frage ist dahingehend zu beantworten, dass die Bank als maßgeblicher 

Akteur der Geldschöpfung anzusehen ist, weil sie die entscheidende Initiative im 

                                                 
diesem Buchungsvorgang. Diese bilanzielle Betrachtung zeigt den strukturellen Unterschied, der die gemeinsame 
Subsumtion unter „Kredit“ fraglich erscheinen lässt. Genauer wäre es etwa von geldschöpfungsfinanziertem 
Kredit zu sprechen. Die wirtschaftliche Rechtfertigung des dort verlangten Zinses wäre eine andere, da die Bank 
nicht auf eigene Mittel „verzichtet“. Die von ihr in Kauf genommene Verschuldung belastet sie nur zu dem Teil 
(ca. 1/3), zu dem Geschäftsbankenbuchgeld tatsächlich durch Auszahlungen vernichtet oder Überweisungen einer 
anderen Bank zugewiesen wird. Hingegen beträgt der Liquiditätsverzicht des normalen Kreditgebers 100 %. 
1030 Über die Natur des Handels, 1755, S. 105. 
1031 Umgekehrt sind „Verluste“ in Zentralbankbilanzen anders zu interpretieren als solche in Bilanzen normaler 
Wirtschaftsteilnehmer, vgl. zur Interpretation von Notenbankbilanzen Siekmann, in: FS Baums, Bd. II, 2017, 1145 
(1167 ff.) und speziell S. 1168 (bei Fn. 124) zu Lücken in Notenbankbilanzen (ELA-Kredite); zu den 
Besonderheiten von Zentralbankbilanzen vgl. Binder, JZ 2015, 328 (334) und Hellwig, Perspektiven der 
Wirtschaftspolitik, 2018, 345 (348: „Banknoten keine Schuldtitel“, deren Passivierung als „Relikt aus der 
Vergangenheit“). 
1032 Das dort statuierte Verbot ist textlich zu eng gefasst und verbietet daher die Abschöpfung der Gewinne durch 
nationale Haushalte nicht. Der Grundgedanke ist gleichwohl verletzt, wenngleich in volkswirtschaftlich relativ 
geringem Maße (einstellige Mrd.-Beträge, vgl. Bundesbank, Geschäftsbericht 2018, S. 46 [1,9 Mrd. €]). 
1033 Art. 33.1 ESZB-S: Nettogewinne werden zu 80 % an EZB-Eigentümer (NZBen) verteilt. Diese geben die 
Gewinne dann an ihre Nationalregierungen weiter, z. B. in Deutschland gem. § 27 Nr. 2 BBankG. 
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Kreditgeschäft aufweist (Finanzierungszusage, Zinsen, Sicherheiten, sonstigen Konditionen). 

Technisch betrachtet liegt in der Kreditgewährung (Valutierung) die erste Verwendungsstufe 

des neuen Geldes (Kreditmarkt). Die weitere Verwendung durch den Kreditnehmer hingegen 

ist bereits eine zweite Verwendungsebene, die zeitgleich erfolgen kann (z. B. direkte 

Kaufpreiszahlung) oder etwas verzögert (spätere Überweisung des neuen Guthabens). Die 

zweite Frage – die Verteilung des Cantillon-Bonus bei Kreditgeldschöpfung – wird 

dahingehend beantwortet, dass die Bank über den Kreditzins automatisch am (jeweils 

schwächeren)1034 Cantillon-Effekt nachgelagerter Ebenen partizipiert, wobei die genaue Höhe 

von der Relation von Kreditzins zu individueller Inflationsanfälligkeit1035 abhängt. 

Der Erwerb von sonstigen Vermögenswerten durch Geschäftsbankenbuchgeld-Schöpfung 

dürfte quantitativ wenig Bedeutung haben, da hierfür erforderlich wäre, dass die jeweilige Bank 

die Gegenstände von eigenen Kunden erwirbt.1036 Ob eine Geschäftsbankenbuchgeldschöpfung 

der Banken „im Gleichschritt“ etwas an dieser Schätzung ändert, bedarf näherer Untersuchung, 

die hier unterbleiben soll.1037 

Cheng/Angus (2012) versuchten den Cantillon-Effekt zu modellieren. Hierfür untersuchten sie 

Preis- und Wohlfahrtseffekte in zwei Szenarien: Geldschöpfung in Zuschussform (1) zu 

Gunsten von Sparern („savers“) oder (2) zu Gunsten von Arbeitnehmer („workers“). 

Geldschöpfung über die Sparer führe dabei vor allem zu erhöhten Kapitalgüterpreisen, 

Geldschöpfung zu Gunsten von Arbeitnehmern zu höheren Konsumgüterpreisen. Sie kommen 

– wie bereits Autoren vor ihnen –  zu der Schlussfolgerung, dass im Zweifel diejenigen einen 

Vorteil haben, die neu geschaffenes Geld zuerst ausgeben können.1038 Der Mehrwert der 

Modellbildung1039 für das Ergebnis ist dabei nicht besonders klar. 

Insolvenzreife, Liquiditätsvorteil 

Weil Geschäftsbankenbuchgeld wirtschaftlich betrachtet Geld darstellt, folgt eine faktische 

Besserstellung von Geschäftsbanken im Hinblick auf ihre Insolvenzreife. Aufgrund der bloßen 

                                                 
1034 Mit jeder Verwendungsstufe wird die Differenz zur eintreten Inflationswirkung aufgrund Zeitablaufs kleiner. 
1035 Gemeint ist damit, dass für Banken weniger HVPI-Warenkörbe von Interesse sind, als vielmehr 
Teuerungsraten der von ihr typischerweise gehaltenen Finanz- und Sachanlagen (Vermögenspreisinflation). 
1036 Beim Erwerb von Kunden anderer Banken muss die Summe im Interbankenmarkt mit Zentralbankreserven 
und nicht mit Geschäftsbankenbuchgeld bezahlt werden. 
1037 Der in Fn. 1036 beschriebene Zahlungsvorgang entfällt in der Höhe, in der die Fremdbank Gegenstände von 
Kunden der Ursprungsbank erwirbt (Saldierung/Aufrechnung von Interbank-Forderungen). In Höhe dieser 
Differenz werden Gegenstände tatsächlich (ausnahmsweise) durch Geschäftsbankenbuchgeld erworben. 
1038 Sie beruht auf starken Annahmen und Vereinfachungen, vgl. Cheng/Angus, MONASH Discussion Paper 
12/2012, S. 25. 
1039 So die Einschätzung der Autoren selbst: Cheng/Angus, MONASH Discussion Paper 12/2012, S. 26 f. 
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Teildeckung von Buchgeld operieren Geschäftsbanken mit einem strukturell bedingt erhöhtem 

Liquiditätsrisiko1040, welches auch nicht durch ihre „Funktion“ zur Fristentransformation1041 

aufgelöst wird.1042 Die (massenhafte) Auszahlung der Buchgeldkonten ist auch aktuell ein 

volkswirtschaftliches Risiko und würde zahlreiche Banken mit an Sicherheit grenzender 

Wahrscheinlichkeit in die Insolvenz treiben1043, obwohl diese Auszahlung für sich völlig 

harmlos und dem Zweck des hinter dem Buchgeld stehenden Anspruchs entspräche 

(Aufbewahrung als Geldfunktion). Insolvenzrechtlich sind Banken nur deshalb nicht bereits im 

Normalzustand insolvenzreif, weil die Rechtsprechung nur solche Verbindlichkeiten 

berücksichtigt, die der Gläubiger „ernstlich einfordert“.1044 Daran fehlt es jedoch bei 

Sichteinlagen, soweit diese zirkulieren und nicht durch Bargeldauszahlung erfüllt werden. Aus 

alledem folgt einerseits ein volkswirtschaftliches Stabilitätsrisiko für die Währung (bank run), 

dessen Inkaufnahme vor dem Hintergrund des Preisstabilitätsziels kaum überzeugen kann und 

systemimmanente Rettungsanreize schafft, die ordnungspolitisch nicht haltbar sind. Die 

mikroökonomische Kehrseite hiervon ist die zwangsweise Kreditvergabe seitens Nichtbanken 

an Geschäftsbanken durch Geldeingänge auf Buchgeldkonten (Bareinzahlung, 

Überweisungsgutschriften),1045 deren Vermischung mit sonstigem Bankvermögen der 

Bankkunde nicht widersprechen1046 kann. Die Tatsache, dass diese Verbindlichkeit – obwohl 

jederzeit fällig – aufgrund ihres wirtschaftlichen Geldcharakters üblicherweise nur teilweise 

ausgezahlt und im Übrigen durch Überweisung zirkuliert1047, führt zu einem Liquiditätsbonus 

gegenüber sonstigen Wirtschaftsteilnehmern, deren Schulden kein Geld darstellen, daher nicht 

umlaufen und zeitnah erfüllt werden müssen. 

                                                 
1040 Herrmann, in: Pechstein/Nowak/Häde, Frankfurter Kommentar, 2017, AEUV Art. 119 Rn. 27. 
1041 Fristentransformation beschreibt den Vorgang, bei dem Banken kurzfristige Einlagen (teilweise) in langfristige 
Kapitalanlagen umwandeln, vgl. Wenzlaff/Löscher, in: Hagemann/Kromphardt/Materbauer, Keynes, Geld und 
Finanzen, 2018, S. 309. Weder dies noch die bankaufsichtsrechtliche Begrenzung gem. § 4 Abs. 1 Nr. 2 
LiquiditätsV (nur 10 % der Sichteinlagen als Verbindlichkeiten als Liquiditätsbedarf i. S. v. § 2 Abs. 1 LiqV) 
schützen effektiv vor einem bank run. 
1042 Im Krisenfall ist daher das Eingreifen der Notenbank als lender of last resort naheliegend, vgl. Herrmann, in: 
Pechstein/Nowak/Häde, Frankfurter Kommentar, 2017, AEUV Art. 119 Rn. 27. 
1043 Deskriptiv Spahn, Geldpolitik, 3. Aufl. (2012), S. 30 zum Zusammenhang von Illiquidität und Insolvenz. 
1044 BGHZ 173, 286 (292); i. E. zust. K. Schmidt, InsO, 19. Aufl. (2016), § 17 Rn. 12 f.; vgl. auch Steffek, in: 
Kübler/Prütting/Bork, InsO, 78. Lfg. 11/18, § 17 Rn. 34 ff. 
1045 Vgl. hierzu den Zwang zur Eröffnung eines Buchgeldkontos bei einer Geschäftsbank unten, III. 2. h) (2) vi., 
S. 195 f. 
1046 Auf Verhandlungen lassen sich Banken hierbei nicht ein (AGB) und Alternativen zum aus anderen Gründen 
zwingend erforderlichen Giro-Kontoverkehr gibt es derzeit nicht. 
1047 Genau genommen wird eine Buchgeldforderung durch Überweisung transformiert: Die alte 
Buchgeldforderung erlischt und eine neue entsteht bei der Empfängerbank. Die Forderungen sind aber keinesfalls 
identisch, weil sie sich auf verschiedene Schuldner beziehen. 
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Die Nichteinbeziehung von Geschäftsbankenbuchgeld in die Währungshoheit beruht auf der 

Verkennung des Geldcharakters von Geschäftsbankenbuchgeld1048 und darin liegt ein 

Hinterherhinken1049 von Regulierung gegenüber der wirtschaftlichen Entwicklung. Die dadurch 

entstandene Möglichkeit der Geschäftsbanken, höhere (und in der Regel profitable) Umsätze 

zu generieren, wird als nicht marktmäßig angesehen, weil hierin eine Umverteilung zu Lasten 

der Verlierer1050 der Inflationswirkung des neuen Geldes stattfindet.  

Vor diesem Hintergrund wird plausibel, weshalb die Bundesbank davon ausgeht, dass 

funktionierende Finanzmärkte die Voraussetzung (!) von Preisstabilität seien.1051 Schlägt man 

der Zentralbank die Kontrolle der Geldmenge aus der Hand, kann sich diese gezwungen sehen, 

die Geldmenge indirekt und mittelbar zu steuern (Zinspolitik, Offenmarktpolitik). 

Ordnungspolitische Prinzipien legen die umgekehrte Sichtweise nahe: Preisstabilität ist die 

Voraussetzung, dass sich Preise am Kapitalmärkten nach Effizienzgesichtspunkten bilden 

können. Durch die ständigen und großvolumigen Interventionen im Bankensektor und am 

Kapitalmarkt (Ankaufsprogramme)1052 kann insoweit von einem „normalen“ Teilmarkt keine 

Rede mehr sein.  

Ordnungspolitische Schlussfolgerung 

Nach alledem entspräche es ordnungspolitischen Grundsätzen, einen Reservesatz von 100 % 

auf alle preisstabilitätsrelevanten, staatlich emittierten Geldarten zu verhängen, denn nur so 

wird sichergestellt, dass alle Kreditgeber dieser Währung gleichen Wettbewerbsbedingungen 

unterliegen. Folglich ist die Deckelung der Mindestreservesätze auf maximal 10 % durch 

Art. 19.2 ESZB-S, Art. 4 VO 2531/98 eine Zementierung dieses (bank-)sektoralen Privilegs 

und wirtschaftssystemisch ein interventionistisches Element der EU-Geldpolitik. 

 

                                                 
1048 Beispielhaft Hahn, Währungsrecht, 1990, der den Geldcharakter von Zentralbankreserven und 
Geschäftsbankenbuchgeld stark vernachlässigt (Erwähnung nur am Rande, vgl. § 19 Rn. 6). Diese Geldarten sind 
nicht erst mit der Euro-Währungsunion entstanden, sondern bestanden in der EU, insbesondere auch Deutschland 
bereits vorher (zweistufiges Zentralbanksystem). 
1049 Wilson, in: Boulding/Wilson, Redistribution, 1978, S. 41 („the exercise of this power [monetary authority] 
under the law has lagged far behind the evolution of the monetary system“). 
1050 Wer die Lasten der Inflation trägt, kann mangels Datengrundlage derzeit nur schwer beantwortet werden, vgl. 
auch Ruebling, in: Boulding/Wilson, Redistribution, 1978, S. 68 („distributional consequences of inflation are far 
from clear-cut“). Allgemein gesagt sind das diejenigen, die ihre monetären Vermögenspositionen (Lohnanspruch, 
Kreditforderung, Sichteinlagen) nicht an die Inflationsentwicklung anpassen können. 
1051 Bundesbank, Die Deutsche Bundesbank, 2006, S. 103. 
1052 Diese werden unten näher beleuchtet, III. 2. h) (2) viii., S. 206 ff. 
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Phaup (1978) führt zur Verteidigung eines bloß fraktionalen Reservesystems an, die 

Mindestreservepflicht stelle eine Umverteilung von Bank-Anteilsinhabern zu Steuerzahlern 

dar, weil Banken gezwungen werden, ertragslose Reserven gegen profitable Aktiva zu 

tauschen.1053 Hiergegen kann man erstens vorbringen, dass die Mindestreserve im Eurosystem 

(anders als 1978 in den USA) verzinst wird.1054 Zweitens und gewichtiger ist, dass die 

Geschäftsbankenbuchgeldschöpfung eine Umverteilung von Kaufkraft von Nichtbanken hin zu 

Banken darstellt. Dies ist rechtfertigungsbedürftig, weil eine einseitige1055 (!) Umverteilung 

dem demokratischen Gesetzgeber vorbehalten ist und nicht einer weitgehend unabhängigen und 

gerichtlich kaum angreifbaren Währungsbehörde oder privaten Kreditinstituten. Im Übrigen 

entspricht eine einseitige Umverteilung nicht liberalen Grundwerten, wenn die beteiligten 

Akteure hierbei keine freie Investitionsentscheidung getroffen haben.1056   

In der Monopolisierung der auf Euro lautenden Geldschöpfung liegt kein Eingriff in die 

Berufsfreiheit (Art. 12 Abs. 1 GG) und das Eigentum (Art. 14 Abs. 1 GG) von Banken, weil sie 

sich durch die Denomination auf die Integrität und Preisstabilität des Euro stützen. Folglich ist 

die Mindestreserveverpflichtung, soweit sie sich nur auf eine staatliche Währung bezieht, kein 

Grundrechtseingriff, sondern verhindert den Übergriff Privater zu Lasten anderer Privater. 

Vereinzelt wurde die ordnungspolitische Sonderbehandlung von Banken erkannt und damit 

gerechtfertigt, dass die Zahlungsverkehrssysteme zwingend eine (wettbewerbsrechtlich 

bedenkliche) Zusammenarbeit aller Banken und der Gläubigerschutz eine Einlagensicherung 

erfordere („spezifisch[e] Kooperationszwänge“).1057 Im gleichen Atemzug wurde die 

ehemalige deutsche Ausnahmeregelung für Banken nach § 102 GWB a. F. (1989)1058 für 

unverzichtbar gehalten, da man Banken nicht dem „marktwirtschaftliche[n] Ausleseprinzip“1059 

überlassen könne. Es zeigt sich damit eine tiefe Verwurzelung der marktwirtschaftlichen 

Sonderbehandlung von Banken. Gleichwohl kann dieser Bewertung nicht zugestimmt werden, 

denn Zahlungsverkehr und Einlagen können auch ohne wettbewerbsrechtliche Ausnahmen 

stabilisiert werden.1060 Als drittes Argument wurde ins Feld geführt, dass bestimmte 

Transaktionen nur als Konsortialgeschäfte realisierbar wären. Dabei wird versäumt näher 

                                                 
1053 Phaup, in: Boulding/Wilson, Redistribution, 1978, S. 116. 
1054 Bundesbank, Die Deutsche Bundesbank, 2006, S. 137. 
1055 Nicht auf Vertrag oder demokratischer Legitimation beruhend. 
1056 Zum systemimmanenten Zwang der Nutzung eines Girokontos näher unten, vgl. III 2. h) (2) vi., S. 195 f. 
1057 Herrhausen, in: Hahn, Geldverfassung, 1989, S. 84 f., Zitat bei S. 86. 
1058 BGBl. 1989 I, S. 2486 (Ausnahmen von der Generalklausel [§ 1 GWB] sowie §§ 15, 38 Nr. 11 GWB a. F.). 
1059 Bericht der Bundesregierung (1975) zur GWB-Reform (Fn. 1058), zitiert von Herrhausen, in: Hahn, 
Geldverfassung, 1989, S. 84. 
1060 Einlegerschutz erfordert „nur“ eine entsprechend hohe Mindestreserve und Ausgliederung von Sichteinlagen 
aus der operativen Bankbilanz. 
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darauf einzugehen, weshalb diesem Konsortium nur Banken angehören sollten und nicht auch 

sonstige Privatinvestoren, sei es aus dem Privatkundengeschäft, sei es über den Kapitalmarkt. 

Schließlich vermag auch die Apologie, im Bankensektor herrsche ohnehin ein starker 

Konkurrenzdruck1061, nicht zu überzeugen: Es geht nicht um Wettbewerbsverzerrungen 

zwischen Banken, sondern um die Wettbewerbslage im Vergleich zu sonstigen 

Finanzierungsquellen. Deren Attraktivität wird komparativ verschlechtert, wenn Zentralbanken 

(sowie die Rechtsordnung) zu deren Gunsten Ausnahmen vorsehen. 

Spahn (2012) geht davon aus, dass die Konzentration von Kreditvergabe bei Geschäftsbanken 

gesamtwirtschaftlich vorteilhaft sei, da die Möglichkeit von Fristentransformation bestünde 

und durch Diversifikation das Ausfallrisiko verringert werden würde. Insgesamt würden 

Informations- und Transaktionskosten durch ein solches System gesenkt werden im Vergleich 

zu bloß bilateralen Privatkreditbeziehungen. Liquiditätsrisiken von Banken werden durch 

Notfallkredite eines lenders of last resort aufgefangen werden, wobei aber ein moral hazard-

Problem in Bezug auf riskante Investitionen existiere. Diese Einschätzung lässt einerseits die 

Gegenüberstellung vom behaupteten volkswirtschaftlichen Nutzen gewisser Höhe und den 

damit verbundenen Kosten (Banken-bail-out) vermissen. Es ist keineswegs offensichtlich, ob 

die Kosten einer Bankenrettung oder der volkswirtschaftliche Nutzen von Zentralbank-

Refinanzierungspolitik überwiegen. Es handelt sich um eine bloße Behauptung. Ferner wird 

eine Abkehr von marktwirtschaftlichen Prinzipien vorgenommen, die rechtfertigungsbedürftig 

ist und offenlässt, weshalb Banken vor Insolvenzen durch staatlich veranlasste Kredite gerettet 

werden sollen, wohingegen andere Wirtschaftsteilnehmer ein Insolvenzverfahren durchlaufen 

müssen. Dass in dieser Konsequenz die beste Disziplinierungswirkung läge1062, wird nicht 

anerkannt. Auch wird durch die too big too fail-Argumentation, das eigentlich Problem nicht 

erkannt: Die Abhängigkeit der Geldordnung von der finanziellen Gesundheit von Banken, die 

mit Blick auf das Wettbewerbsprinzip (auch) dem marktmäßigen Selektionsprozess 

unterworfen sein müssen, solange sie private Gewinne erwirtschaften. Es erscheint vor der 

komplexen Gemengelage überzeugender, die Wurzel des Problems anzupacken1063, statt labile 

Geldhäuser (politisch willkürlich) von Zeit zu Zeit zu stützen. 

                                                 
1061 Herrhausen, in: Hahn, Geldverfassung, 1989, S. 84. An Aktualität hat diese Einschätzung nichts eingebüßt. 
1062 Vgl. Monvoisin, in: Rochon/Rossi, Encyclopedia of Central Banking, 2015, S. 43, die in Bezug auf das bank 
run Risiko Regulierung durch Selbstdisziplinierung empfiehlt. 
1063 Volldeckung von Euro-Geschäftsbankenbuchgeld und Ausgliederung aus Bankbilanzen oder 
Zurverfügungsstellung von Zentralbankkonten. 
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vi. TARGET2, TARGET2-Securities 

TARGET2 ist eine vom Eurosystem eingerichtete Zahlungsplattform. Sie dient dem 

reibungslosen grenzüberschreitenden Zahlungsverkehr in der Eurozone und ist technisch ein 

Echtzeit-Abrechnungssystem für Euro-Zentralbankreserven, Art. 1 Nr. 1 EZB/2012/27. Das 

System deckt damit den bedeutenden Zahlungsverkehr für die Euro-Geldart der 

Zentralbankreserven ab und ermöglicht grenzüberschreitende Euro-Zahlungen innerhalb der 

Eurozone.1064 Der Zugang zu TARGET2 ist gem. Art. 4 Abs. 1, Abs. 2 EZB/2012/27 beschränkt 

auf Kreditinstitute, NZBen, bestimmte öffentliche Stellen, Wertpapierfirmen und Stellen, die 

„Nebensysteme“ betreiben.1065 Unterschieden wird dabei die direkte Teilnahme (in Gestalt 

eines Vertragsverhältnisses mit der NZB) und die indirekte Teilnahme, bei der auf Grundlage 

vertraglicher Vereinbarung mit einem direkten Teilnehmer Zahlungsaufträge durchgeführt 

werden können.1066 Indirekte Teilnehmer müssen gleichwohl Kreditinstitute sein (Art. 6 

EZB/2012/27), sodass der Benutzerkreis hierdurch nicht qualitativ erweitert wird. Für die 

Teilnahme an TARGET2 werden (moderate) Gebühren erhoben (Anl. IIA EZB/2012/27, Anl. 

VI Geschäftsbedingungen TARGET2-BBk. 

Es fragt sich, ob Nichtbanken als „Nebensysteme“ (Art. 17 ESZB-S, Art. 2 Nr. 31 

EZB/2012/27, Art. 4 Nr. 2 lit. d TARGET2-BBk) zugelassen werden können. Die Definition 

von Nebensystemen ist sehr abstrakt und bezeichnet gem. Art. 2 Nr. 31 EZB/2012/27 

„ein der Aufsicht und/oder Überwachung durch eine zuständige Behörde unterliegendes, von 
einer Stelle mit Sitz im Europäischen Wirtschaftsraum (EWR) betriebenes und die 
Überwachungsanforderungen an den Standort der Infrastrukturen, die Dienstleistungen in Euro 
anbieten, in der jeweils geltenden und auf der Website der EZB veröffentlichten Fassung ([Fn.] 
3) erfüllendes System, in dem Zahlungen und/oder Finanzinstrumente eingereicht und/oder 
ausgeführt werden, wobei die daraus resultierenden Zahlungsverpflichtungen gemäß dieser 
Leitlinie und einer bilateralen Vereinbarung zwischen dem Nebensystem und der betreffenden 
Zentralbank des Eurosystems über TARGET2 abgewickelt werden“. 

In Verbindung mit Anh. II Art. 4 Abs. 2 lit. d EZB/2012/27 ergibt sich, dass die Zulassung von 

Nebensystemen im Ermessen der jeweiligen NZB steht. Eine Ablehnung kann unter anderem 

damit begründet werden, dass die Zulassung die Stabilität von TARGET2 oder die Erfüllung 

                                                 
1064 Instruktiv zum grenzüberschreitenden Euro-Zahlungsverkehr Watzinger, Rechtliche Probleme der 
Ausgestaltung von Zahlungsverkehrssystemen, 2016, S. 277 ff. Banken allein könnten grenzüberschreitende 
Zahlungsvorgänge nicht in derselben Art durchführen, weil sie für den Ausgleich ihrer Nostro-Konten (Konten 
von Geschäftsbanken bei anderen Geschäftsbanken) eine Abrechnung über Zentralbankreserven vornehmen und 
sich gegenseitig nicht mit Geschäftsbankenbuchgeld bezahlen. Geschäftsbankenbuchgeld wird nur vom Publikum 
und nicht von Banken als Zahlungsmittel genutzt. 
1065 Vgl. Watzinger, Rechtliche Probleme der Ausgestaltung von Zahlungsverkehrssystemen, 2016, S. 241 f. 
1066 Indirekte Teilnahme ist für geringfügige TARGET2-Nutzung gedacht, vgl. Watzinger, Rechtliche Probleme 
der Ausgestaltung von Zahlungsverkehrssystemen, 2016, S. 244. 
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der primärrechtlichen Aufgaben (Preisstabilität) gefährden würde (Anh. II Art. 8 Abs. 4 lit. c 

EZB/2012/27). Eine derartige Begründung wurde auch tatsächlich bereits im Talanx-Verfahren 

von der Bundesbank im Jahr 2010 vorgetragen.1067 Gegenstand des Verfahrens war die Frage, 

ob Nichtbanken einen Anspruch auf Kontoeröffnung bei der Bundesbank hätten. Das 

Verwaltungsgericht Frankfurt a. M. verneinte diese Frage in juristisch1068 wenig angreifbarer 

Art und Weise und schloss sich der Argumentation der Bundesbank an. Diese trug unter 

anderem vor, die Liquiditätssituation der Banken sei gefährdet, wenn sonstige 

Wirtschaftsteilnehmer nicht mehr am Geschäftsbankenbuchgeld-Zahlungsverkehr teilnehmen 

würden.1069 Da auch die damals geltende EZB-Leitlinie zu TARGET2 Nebensysteme kannte, 

muss davon ausgegangen werden, dass die Linie der Bundesbank, nur mit obigen 

Geschäftspartnern zu kontrahieren, bis heute aktuell ist und auch eine Verneinung des 

Nebensystemzugangs umfasst. Bemerkenswert daran ist, dass die Bundesbank im Verfahren 

erklärt hatte, sie würde seit dem 31.12.2003 eine restriktive Linie bei Geschäften mit 

Nichtbanken verfolgen und daher keine Konten mehr für „Wirtschaftsunternehmen“ führen.1070 

Offenbar geht die Bundesbank davon aus, dass Banken keine „Wirtschaftsunternehmen“ seien 

oder einer begünstigenden Sonderbehandlung bedürfen. Somit ergibt sich aus der Variante der 

„Nebensysteme“ keine nennenswerte Veränderung des Geschäftspartnerkreises mit Blick auf 

die Praxis im Eurosystem. 

Wirtschaftssystemisch beinhaltet TARGET2 eine öffentliche Leistung an die zugelassenen 

Geschäftspartner in Form der Teilnahme am Zentralbankreserven-Zahlungsverkehr. Die damit 

verbundenen Guthaben (Zentralbankreserven als Forderungen gegen Eurosystem-NZBen) sind 

wirtschaftlich betrachtet absolut sicher. 

(Rechts-)Wissenschaftliche Untersuchungen zu TARGET2 existieren bereits im Hinblick auf 

das Beistandsverbot (Art. 123 AEUV) sowie die weiteren Fiskalregeln (Art. 124 f. AEUV).1071 

Die Marktkonformität von TARGET2 wurde hingegen – soweit ersichtlich – nicht thematisiert. 

Fraglich ist daher, wie die Beschränkung des Zugangs zu TARGET2 wirtschaftssystemisch 

einzuordnen ist. Hierin könnte eine staatliche Leistung liegen (Beteiligung an einer 

Monopolstellung1072), deren beschränkte Verfügbarkeit bestimmte Wirtschaftsteilnehmer 

                                                 
1067 VG Frankfurt, Urt. v. 11.02.2010 – 1 K 2319/09.F (Talanx). 
1068 Entscheidend hierfür ist, dass weder das BBankG noch Art. 127 ff. AEUV, ESZB-S Andeutungen eines hierfür 
erforderlichen subjektiv-öffentlichen Rechts enthalten. 
1069 Referiert vom VG Frankfurt, Urt. v. 11.02.2010 – 1 K 2319/09.F (Talanx). 
1070 VG Frankfurt, Urt. v. 11.02.2010 – 1 K 2319/09.F, Rn. 48 (Talanx). 
1071 Watzinger, Rechtliche Probleme der Ausgestaltung von Zahlungsverkehrssystemen, 2016, S. 308 ff. 
1072 Schaffung und Überweisung von Zentralbankreserven sind beim ESZB monopolisiert. 
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begünstigt. Inhaltlich werden durch die Beschränkung nicht zugelassene Teilnehmer auf den 

(krisenanfälligen) sonstigen Bankensektor verwiesen. Daraus folgt, dass die auf den unbaren 

Zahlungsverkehr angewiesene Allgemeinheit erstens Insolvenzrisiken von Geschäftsbanken 

trägt, obwohl dem keine (freie)1073 Investitionsentscheidung zugrunde liegt. Hieran ändert es 

nichts, dass die konkrete Girokontoeröffnung auf Initiative des jeweiligen Bankkunden beruht, 

da ein systemimmanenter Zwang zur Teilnahme am unbaren Zahlungsverkehr existiert: Viele 

private Unternehmen wie auch staatliche Stellen1074 akzeptieren nur Zahlung in 

Geschäftsbankenbuchgeld oder gewähren (Sozial-)Leistungen in Überweisungsform. Auch 

wenn damit die Benutzung von Bargeld nicht völlig und systematisch ausgeschlossen ist1075 

(vgl. § 224 Abs. 4 AO), besteht eine klare privat- und staatswirtschaftliche Tendenz zur 

Nutzung des Zahlungsverkehrs in Geschäftsbankenbuchgeld. 

Kehrseite dieses faktischen Zwangs ist der ebenfalls systemimmanente Zufluss von Mitteln auf 

Girokonten. Diese Mittel werden von der Geschäftsbank nicht „verwahrt“, sondern im Rahmen 

der laufenden Geschäftstätigkeit für das operative Geschäft verwendet. Nur ein Bruchteil 

hiervon ist verfügbar (Eurozone: ca. 23 %, vgl. unten Kap. 3 III. 4. b), S. 322 Tab. 9.1). Dies 

resultiert aus der vermögensmäßigen Vermischung von Geschäftsbankenbuchgeld mit 

sonstigen Verbindlichkeiten in der Bankbilanz. Die Allgemeinheit wird dadurch systematisch 

zum Gläubiger der Geschäftsbanken, obwohl sie (ganz überwiegend) nur am unbaren 

Zahlungsverkehr teilnehmen will. Eine Partizipation an den Früchten dieser Geschäftstätigkeit, 

etwa durch geringere Kontoführungsgebühren, ist weder garantiert noch ändert sie etwas an der 

Unfreiwilligkeit der notwendigen Gläubigerstellung1076 noch am bestehenden Systemrisiko. Es 

entspricht jedenfalls nicht marktwirtschaftlicher Freiheit, wenn man – um gesellschaftlich 

integriert zu sein – erst einmal Geschäftsbankengläubiger werden muss. Hierin liegt eine 

sektorale Begünstigung von Geschäftsbanken, die überwiegend leistungslos Mittelzuflüsse 

erhalten und ihrerseits Zugriff auf einen staatlichen und insolvenzsicheren Zahlungsverkehr 

(TARGET2) haben. Die Bundesbank hat den damit verbundenen Liquiditätsvorteil im Talanx-

Verfahren selbst vorgebracht und die Begünstigung bewusst in Kauf genommen um „eine 

                                                 
1073 Zur Bedeutung des Freiwilligkeitskriteriums in einer Wettbewerbswirtschaft Künzle, Wettbewerb und 
Intervention in der EU, 2004, S. 7. 
1074 Vgl. zur GEZ-„Gebühr“, VGH Kassel, Urt. v. 13.02.2018 – 10 A 2929/16 (nicht rechtskräftig), wobei der 
EuGH (Urt. v. 26.01.2021 - C-422/19 u. a. [ECLI:EU:C:2021:63] [GEZ]) im Vorabentscheidungsverfahren 
klargestellt hat, dass das EU-Währungsrecht einer solchen Verfahrensweise nicht generell verbietet; der 
Rechtsstreit ist beim BVerwG unter den Aktenzeichen 6 C 5.18 u. a. weiterhin anhängig. 
1075 Spätestens dies wäre wohl unionsrechtswidrig mit Blick darauf, dass auf Euro lautende Noten und Münzen 
gesetzliche Zahlungsmittel in der Eurozone darstellen, Art. 128 Abs. 1 Satz 3 AEUV, Art. 10 S. 2 VO 974/98. 
1076 Diese Gläubigerstellung und Kreditvergabe von Nichtbanken an Banken wird in aller Regel übersehen, 
beispielhaft bei Schaal, Geldtheorie, 2. Aufl. (1989), S. 42, der die Kreditbeziehung zwischen Nichtbank und Bank 
nur in „Bankschuldverschreibungen, Pfandbriefe[n] oder Sparbriefe[n]“ sieht. 
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Liquiditätskrise“ nicht zu „verschärfe[n]“.1077 Einen „möglichst breiten und offenen Zugang zu 

ihren Zahlungsverkehrssystemen“1078 will die Bundesbank offenbar nur Geschäftsbanken 

bieten, obwohl ihre Verantwortung für die Stabilität des Zahlungsverkehrs etwas anderes 

nahelegen würde. Statt Systemrisiken im Währungsbereich abzustellen, nimmt das Eurosystem 

offenbar lieber Wettbewerbsverzerrung bei seinem Teilnehmerkreis in Kauf. In anderen 

Wirtschaftsbereichen führen Liquiditätsrisiken zur Insolvenz (§ 17 InsO). Warum der 

Bankensektor hierbei einer Sonderbehandlung bedarf, ist vor dem Hintergrund einer 

marktwirtschaftlichen Ausgestaltung der Geldordnung (Art. 3 Abs. 3 Satz 2 EUV, 119 Abs. 1, 

127 Abs. 1 Satz 3 AEUV) kaum nachzuvollziehen. Wie unten noch näher ausgeführt wird, ist 

der relevante Markt hinsichtlich einer Währung der gesamte Währungsraum und beschränkt 

sich nicht auf bestimmte Wirtschaftszweige.1079 Der Selbstdarstellung der Bundesbank, sie 

handele im Rahmen der Zahlungsverkehrspolitik „im Einklang mit den Grundsätzen einer 

offenen Marktwirtschaft“1080 kann daher nicht zugestimmt werden. Wenig überzeugend ist in 

diesem Zusammenhang auch die Darstellung der Bundesbank, sie wolle 

Finanzmarktinfrastrukturen (hierzu zählt u. a. der Zahlungsverkehr) „möglichst sicher, 

zuverlässig und schockresistent“ gestalten.1081 Obwohl das erkennbar sicherste Mittel zur 

Zahlungsverkehrsstabilisierung schon im Talanx-Verfahren1082 zur Beurteilung vorlag, macht 

die Bundesbank die Sicherheit des Zahlungsverkehrs weiterhin ohne Not von der finanziellen 

Solidität von Geschäftsbanken abhängig. Für die Verortung der Letztverantwortung ist auf die 

EZB zu verweisen, da die Bundesbank insofern als Vollzieherin von deren Leitlinien 

handelt.1083 

Selbst wenn ein privater Zahlungsdienstleister versuchen würde, diese Lücke durch einen 

100 % gedeckten Zahlungsdienst zu schließen, könnte er an grenzüberschreitenden Zahlungen 

innerhalb der Eurozone ohne Bankenbeteiligung nicht teilnehmen können, was einen 

erheblichen Wettbewerbsnachteil bedeuten würde. 

Die Restriktionen beim Teilnehmerkreis werden – wenn überhaupt – nur vereinzelt und 

beiläufig verteidigt. Watzinger (2012) geht davon aus, dass die Beschränkung erforderlich sei, 

um der „erheblichen systemischen Relevanz von TARGET2 gerecht zu werden“1084. Dabei 

                                                 
1077 Referiert vom VG Frankfurt, Urt. v. 11.02.2010 – 1 K 2319/09.F (Talanx). 
1078 Bundesbank, Die Deutsche Bundesbank, 2006, S. 163. 
1079 Unten, III. 2. h) (2) vii., S. 201 ff. 
1080 Bundesbank, Die Deutsche Bundesbank, 2006, S. 107. 
1081 Weidmann, in: Zahlungsverkehrssymposium Deutsche Bundesbank 2015, S. 32. 
1082 Oben Fn. 1077. 
1083 Vgl. zur hierarchischen Struktur Hahn/Häde, Währungsrecht, 2. Aufl. (2010), § 17 Rn. 56. 
1084 Watzinger, Rechtliche Probleme der Ausgestaltung von Zahlungsverkehrssystemen, 2016, S. 241. 
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bleibt unklar, wie aus systemischer Relevanz eine Beschränkung des Zugangs gerade auf 

Banken abgeleitet werden soll. Es handelt sich beim Zahlungsverkehr anders als beim 

Kreditgeschäft um wenig spektakuläre Buchungsvorgänge gegen Entgelt. Die zumindest 

alternativ zu Banken mögliche Bereitstellung eines sicheren Zahlungsverkehrssystems 

entspräche im Übrigen der Zentralbankrolle und ihrer Verantwortung für Zahlungsverkehrs- 

und Preisstabilität. Der damit verbundene Mittelabfluss bei Geschäftsbanken wird dabei nicht 

übersehen, jedoch ist dieser von vornherein marktwirtschaftlich nicht gerechtfertigt gewesen 

und beruhte auf faktischem Teilnahmezwang von Nichtbanken. 

Insoweit erscheint die konkrete Ausgestaltung des TARGET2-Systems aufgrund des 

beschränkten Teilnehmerkreises interventionistisch. 

Keine (wettbewerbsrelevante) Intervention liegt hingegen im TARGET2-System durch die 

Akkumulierung von Saldo-Positionen einzelner NZBen vor. Teilweise werden Target-Salden 

in der volkswirtschaftlichen Literatur1085 als Kreditforderungen einzelner NZBen 

interpretiert.1086 Dem ist zu widersprechen, denn es handelt sich trotz der Etikettierung von 

Target-Forderungen als „Verbindlichkeiten“ nicht um Ansprüche im juristischen Sinne, auch 

wenn die Terminologie so in Art. 6 EZB/2012/27 enthalten ist. Der Hintergrund der Vorschrift 

ist, dass Intra-Eurosystem Zahlungen nicht über Geschäftsbanken, sondern über die NZBen 

abgewickelt werden. Daher werden bei einer grenzüberschreitenden Überweisung in der 

Eurozone Zentralbankreserven der Zahler-Geschäftsbank zur Empfänger-Geschäftsbank 

dadurch übertragen, dass deren Zentralbankreserven durch die beteiligten NZB erhöht bzw. 

verringert werden. Aus Sicht der passiv teilnehmenden (Sender-)Zentralbank ist der 

Zahlvorgang gem. Art. 6 Abs. 1 EZB/2012/27 automatisch als Verbindlichkeit gegenüber der 

(Empfänger-)NZB zu verbuchen. Am Ende eines Geschäftstages werden alle Intra-EU-NZB-

Forderungen multilateral verrechnet und durch „Forderungen“ der einzelnen NZBen gegenüber 

der EZB ersetzt (Art. 6 Abs. 2 EZB/2012/27). Dieser Überschuss wird dann als positiver 

„TARGET2-Saldo“ bezeichnet. Juristisch handelt es sich allerdings um keine Forderung, weil 

es an einem einklagbaren Anspruch fehlt. Ferner ergäbe die Durchsetzung eines solchen 

„Anspruchs“ keinen Sinn, weil die NZBen das Substrat des Anspruchs (Zentralbankreserven) 

vorbehaltlich sonstiger EZB-Rechtsakte und dem Preisstabilitätsziel jederzeit selbst und frei 

von länderspezifischer Kontingentierungsbeschränkung1087 schöpfen könnten. Dieser 

                                                 
1085 Nachweise bei Watzinger, Rechtliche Probleme der Ausgestaltung von Zahlungsverkehrssystemen, 2016, 
S. 268 (Fn. 1279). 
1086 Sinn/Wollmershäuser, Target-Kredite, ifo Schnelldienst Sonderausgabe Juni 2011, S. 1 ff. 
1087 Dazu Keller, in: Siekmann, EWU, 2013, ESZB-S Art. 18 Rn. 76-79.  
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„Forderung“ fehlt es ferner an der causa1088: Es ist kein Grund ersichtlich, weshalb eine 

sendende NZB im Rahmen eines Zahlungsvorgangs eine empfangende NZB „bezahlen“ sollte. 

Es werden nur Reserveguthaben zwischen Geschäftsbanken grenzüberschreitend übertragen.  

Im Übrigen erzwingt die Zahlungsverkehrsfreiheit (Art. 63 Abs. 2 AEUV) die Abwicklung 

dieser Zahlungsvorgänge, die selbstverständlich nicht gleichförmig zwischen Mitgliedsstaaten 

erfolgen, sondern nach Maßgabe der handelnden Wirtschaftsteilnehmer, die die Überweisungen 

in Auftrag geben. Ferner würde eine Beschränkung des Intra-Eurozonen-Zahlungsverkehrs die 

Geldfunktion von Geschäftsbankenbuchgeld und damit das Fundament des Euro selbst in Frage 

stellen.1089 Hieraus wird ersichtlich, dass es weder richtig noch zweckmäßig ist, TARGET2-

Salden als „Verbindlichkeiten“ zu bezeichnen oder Beschränkungen von Zahlungsströmen zu 

fordern.1090 Es wäre zu Zeiten der Deutschen Mark auch niemand auf die Idee kommen, 

innerdeutsche Zahlungen von einer Bundesbank-Stelle zu einer anderen (z. B. 

bundeslandübergreifend) als eine Kreditbeziehung zwischen den Stellen oder der Bundesbank-

Hauptverwaltung in Frankfurt a. M. anzusehen.1091 

Folglich haben TARGET2-Salden, solange sie ihre Eigenschaft als nicht auszahlbare (oder 

sonst Wirkung zeigende) „Verbindlichkeiten“ Informationsfunktion,1092 insbesondere zu 

Richtung und Umfang der Intra-EU-Bewegungen von Zentralbankreserven, die einen Hinweis 

auf ungleichmäßige Zentralbankreserven-Schaffung durch die NZBen enthalten (können). 

Ferner bewirken sie, dass grenzüberschreitende Überweisungen innerhalb des Eurosystems 

keine Auswirkungen auf die monetären Einkünfte der NZBen haben.1093 

Neben TARGET2 betreibt das Eurosystem seit 2015 das Wertpapierabwicklungssystem 

TARGET2-Securities („T2S“). Direkte Geschäftspartner hiervon sind NZBen sowie 

Zentralverwahrer im Sinne von Art. 2 Abs. 1 Nr. 1 VO 909/2014 i. V. m. Anh. A (Ziff. 3). 

                                                 
1088 Causa bezeichnet im juristischen Sprachgebrauch den wirtschaftlichen Hintergrund einer Forderung, z. B. 
einen schuldrechtlichen Vertrag, der eine bestimmte Vermögensverschiebung anordnet (z. B. Kaufvertrag). Fehlt 
eine causa oder ist sie rechtlich fehlerhaft (nichtiges Geschäft), ist die Vermögensverschiebung rückgängig zu 
machen (§ 812 Abs. 1 S. 1 Fall 1 BGB). Die Vermögensverschiebung ist zwischen Käufer und Verkäufer trotz 
TARGET2-Saldo final, denn der Käufer wurde schließlich mit Geschäftsbankenbuchgeld bezahlt. Eine „zweite 
Abrechnung“ auf NZB-Ebene ergibt folglich keinen Sinn. Die Information wäre besser in einer Zahlungsverkehrs-
Statistik erfasst, die sich der (semantisch unpassenden) Begrifflichkeiten Forderung/Verbindlichkeit enthielte. 
1089 Richtig ist daher die Ablehnung von Höchst-TARGET2-Salden, Watzinger, Rechtliche Probleme der 
Ausgestaltung von Zahlungsverkehrssystemen, 2016, S. 345.  
1090 Ähnlich Watzinger, Rechtliche Probleme der Ausgestaltung von Zahlungsverkehrssystemen, 2016, S. 275 
(„keine Gewährung eines Kredits […] zu erkennen“). 
1091 Vgl. auch das Beispiel bei Hellwig, Perspektiven der Wirtschaftspolitik 2018, 345 (361: Überweisung 
zwischen Filialen einer Bank). 
1092 So i. E. auch Krahnen, Über Scheinriesen, SAFE White Paper No. 56 (Aug 2018), S. 26. 
1093 Hellwig, Perspektiven der Wirtschaftspolitik 2018, 345 (359 f.). 
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Inwieweit die Einrichtung eines solchen Systems von der Kompetenz des ESZB gedeckt ist, 

kann in Frage gestellt werden1094: Weder sind Wertpapiere und der 

Wertpapierabwicklungsverkehr preisstabilitätsrelevant noch kann diese Art der Dienstleistung 

eindeutig dem Euro-Zahlungsverkehr zugeordnet werden. Der eigentliche Hintergrund dürfte 

sein, dass NZBen aufgrund der Festlegung der notenbankfähigen Sicherheiten auf bestimmte 

Wertpapiere ohnehin ständig mit Finanzaktiva operieren und daher eine Zusammenlegung und 

Bündelung mittels einer Plattform praktisch und zweckmäßig erscheint. Ordnungspolitisch 

bedenklich hieran ist, dass der Staat einen privaten Teilsektor ohne dringenden 

stabilitätspolitischen Anlass vereinnahmt. Im Ergebnis wird T2S mit Blick darauf, dass 

Investoren bei der Inanspruchnahme von Zentralverwahrern nicht deren Insolvenzrisiken 

tragen1095 und kein systemimmanenter Zwang zur Teilnahme an Wertpapiergeschäften besteht, 

als neutral einstuft. 

vii. Ständige Fazilitäten und Refinanzierungsprogramme 

Zur Geldpolitik zählen ferner die (derzeit drei) ständigen Fazilitäten des Eurosystems 

(EZB/2014/60) sowie langfristige Refinanzierungsprogramme (TLTRO II, III1096), welche 

Kreditgeschäfte der NZBen mit Kreditinstituten umfassen und als Refinanzierungspolitik/-

geschäfte1097 bezeichnet werden. Zu den ständigen Fazilitäten gehören neben der (1) 

Spitzenrefinanzierungsfazilität (kurzfristiger Kredit) und (2) der Einlagenfazilität (3) die 

Hauptrefinanzierungsgeschäfte, einem im wöchentlichen Takt1098 wiederkehrenden 

Kreditangebot. Die Kreditvergabe des Eurosystems erfolgt dezentral durch die NZBen, an 

mindestreservepflichtige Kreditinstitute1099 zu Zinsen, die nicht strikt am sonstigen Marktzins 

(Kapitalmarkt, Nichtbanken-Sektor) ausgerichtet und daher „Leitzinsen“ sind. Der Grund 

hierfür ist, dass das Eurosystem – mangels Möglichkeit und Wille zur Geldmengenkontrolle – 

Preisstabilität und eine Unterstützung der Wirtschaftspolitik über eine Zinspolitik1100 betreibt 

                                                 
1094 Krit. Keller, in: Siekmann, EWU, 2013, ESZB-S Art. 22 Rn. 185-195. 
1095 Binder, in: Langenbucher/Bliesener/Spindler, Bankrechts-Kommentar, 2. Aufl. (2016), 38. Kap. Rn. 40 f. 
(Aussonderungsrecht gem. § 47 InsO sowie weitergehende Insolvenzvorrrechte [Rn. 41]); vgl. auch F. Bauer, in: 
Kümpel, Bank- und Kapitalmarktrecht, 5. Aufl. (2019), Rn. 18.56. 
1096 TLTRO III beschlossen am 07.03.2019, Pressemitteilung d. EZB vom gleichen Tag.   
1097 Vgl. Kempen, in: Streinz, EUV/AEUV, 2. Aufl. (2012), AEUV Art. 127 Rn. 10; Görgens/Ruckriegel/Seitz, 
Europäische Geldpolitik, 5. Aufl. (2008), S. 224 ff., 236 ff. 
1098 Vgl. hierzu den Tender-Kalender 2019, 
https://www.ecb.europa.eu/pub/pdf/other/ecb.tender_operations_calendar_2019.de.pdf, 26.08.2019. 
1099 Keller, in: Siekmann, EWU, 2013, ESZB-S Art. 17 Rn. 15: „Andere Marktteilnehmer (als Kreditinstitute und 
öffentliche Stellen), spielen […] so gut wie keine Rolle.“); vgl. auch Art. 55 EZB/2014/60 beispielhaft zur 
Hauptrefinanzierungsfazilität („MRO“). 
1100 Vgl. Görgens/Ruckriegel/Seitz, Europäische Geldpolitik, 5. Aufl. (2008), S. 291 (Zinssteuerung intendiert); 
Waldhoff, in: Siekmann, EWU, 2013, AEUV Art. 127 Rn. 39 Fn. 220 (angebotener Zinssatz „günstiger […] als 
der momentane Marktzins“). 
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und Anreize für Banken auf diesem Wege schaffen will. Die Intention der Begünstigung ist im 

Normtext von Art. 18 ESZB-S nicht angelegt, entspricht aber dem historischen 

Vorverständnis1101, wonach die Zentralbank Geschäftsbanken vor allem durch die Gewährung 

von Vorteilen zu Zentralbankgeschäften veranlasst. Verstärkt wird der begünstigende Effekt 

durch die seit 2008 bestehende Refinanzierungspolitik mit Vollzuteilung1102, wonach 

Geschäftsbanken nicht konkurrierend auf begrenzte Volumina neu zu emittierender 

Zentralbankreserven bieten, sondern nach Maßgabe von Sicherheiten und eines Zinssatzes jede 

Summe vom Eurosystem erhalten (2008: EUR 862 Mrd.)1103. 

Der Geschäftspartnerkreis für die Refinanzierungspolitik ist beschränkt. Der einschlägige 

Art. 17 ESZB-S enthält keine Anhaltspunkte dafür, dass ein Anspruch auf Eröffnung eines 

NZB-Kontos bestünde.1104 Ohne NZB-Konto fehlt es bereits an einer entscheidenden 

Voraussetzung für die Teilnahme an der Refinanzierungspolitik. 

Wirtschaftssystemisch sind die ständigen Fazilitäten und die konkrete Ausgestaltung der 

Refinanzierungspolitik insoweit interventionistisch, soweit die Vergabe öffentlicher Mittel in 

Form neu geschöpften Zentralbankgeldes nicht zu Wettbewerbsbedingungen erfolgt. 

Subventionscharakter haben diese Refinanzierungskredite dahingehend, dass erstens der 

Teilnehmerkreis auf Kreditinstitute beschränkt ist und zweitens der Kreditzins nicht strikt am 

Marktzins ausgerichtet ist (Zinssubvention).1105 Dass die Steuerung von Zinssätzen und der 

garantierte Zugang zu Zentralbankliquidität gerade keine marktkonformen Mittel darstellen, ist 

dem Eurosystem offenbar nicht bewusst oder wird in Kauf genommen.1106 Drittens kann in der 

Auswahl der notenbankfähigen Sicherheiten (vgl. EZB/2015/35, EZB/2014/60, EZB/2014/31) 

oder bestimmter Bieterparameter (Mindestkreditsummen)1107 eine ungerechtfertigte 

                                                 
1101 Vgl. dazu Keller, in: Siekmann, EWU, 2013, ESZB-S Art. 18 Rn. 2. 
1102 Keller, in: Siekmann, EWU, 2013, ESZB-S Art. 18 Rn. 20, 38. 
1103 Keller, in: Siekmann, EWU, 2013, ESZB-S Art. 18 Rn. 20. 
1104 Vgl. hierzu Keller, in: Siekmann, EWU, 2013, ESZB-S Art. 17 Rn. 12, der aus der Vorschrift folgert, dass das 
ESZB Konten „nicht dem Publikum […] anbieten soll[e]“, Hervorhebung im Original). 
1105 Schon bei Eucken, Grundsätze der Wirtschaftspolitik, 1952, S. 311 findet sich die Bewertung, dass eine 
Niedrigzinspolitik den Preismechanismus verfälscht. Zum Subventionscharakter von Refinanzierungs-Politik vgl. 
Wilson, in: Boulding/Wilson, Redistribution, 1978, S. 51; Michler, in: Wentzel, EU Integration, 2007, S. 85 (101: 
„senken […] Refinanzierungskosten von Geschäftsbanken“). Allgemein zur Zinssubvention: Freudenberg, Die 
Subventionen, 1934, S. 24. L. Müller, in: Hahn, Geldverfassung 1989, S. 109 befürwortete das Ende der 
Zinsbeeinflussung durch die Regierung seit 1967, scheint aber keinen Widerspruch zur Zinssteuerung durch die 
Notenbank zu erkennen, die dieselbe staatlich veranlasste Preisverzerrung beinhaltet. 
1106 Vgl. die typisch deskriptive Darstellung der Interventionen bei Bundesbank, Die Deutsche Bundesbank, 2006, 
S. 135. 
1107 Vgl. Keller, in: Siekmann, EWU, 2013, ESZB-S Art. 18 Rn. 29 (Mindestgebotsgrößen bei Tendern). 
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Ungleichbehandlung liegen, soweit hierdurch der Teilnehmerkreis typisiert ohne hinreichende 

sachliche Rechtfertigung weiter verengt wird.  

An dieser Stelle ist auf die Argumentation einzugehen, die Geschäftspartnerwahl sei nicht 

wettbewerbsverzerrend, da das Eurosystem die beteiligten Kreditinstitute formal 

gleichbehandelt.1108 Diese Sichtweise beschränkt den sachlich relevanten Markt aus folgenden 

Gründen in unzulässiger Weise auf den Bankensektor. Jede Ausweitung einer Geldart führt zu 

inflatorischen Wirkungen in der jeweiligen Währung, denn es tritt nachfrageseitig in 

Konkurrenz zur bestehenden Geldmenge und führt bei bestimmten Einzelpreisen zu 

Preisdruck.1109 Da jede natürliche Person und jedes Unternehmen der Realwirtschaft in der 

Eurozone auf Euro-Geld angewiesen ist, werden diese durch selektive Geldschöpfung 

benachteiligt, weil sie zusätzlicher Konkurrenz durch die Erstempfänger des neuen Euro-

Geldes ausgesetzt sein können. Die Konkurrenz-Situation ist dabei vielschichtig und über 

mehrere Ebenen verteilt: Erstens wird der Kreditmarkt durch die nicht marktüblichen Zinsen 

des Eurosystems zu Gunsten von Banken beeinflusst, da Nichtbanken nicht an der 

Refinanzierungspolitik teilnehmen können. Zweitens wird die ausgereichte Kreditsumme vom 

Kreditnehmer (z. B. Unternehmen, institutionelle Anleger) verwendet. Dies übt 

Nachfragedruck auf bestimmte Güter aus (Material, Rohstoffe, Zwischen-/Endprodukte, 

Wertpapiere, Immobilien). Dieser wird sodann weitergereicht auf weitere Ausgabenebenen und 

schließlich auch teilweise den Endverbraucher. Welche Produktpreise vom neu geschöpften 

Geld besonders betroffen sind, hängt von der jeweiligen Ausgabenstruktur jeder Ebene ab und 

kann nicht genau prognostiziert werden. Auf diese Weise üben Banken mittelbar 

Nachfragedruck aus, an dem sie potenziell (wenngleich nicht notwendig) per Zinsvorteil 

partizipieren. In Anbetracht dieser nicht offensichtlichen, aber mittelbar bestehenden 

Konkurrenzsituation, die nicht anders ausfällt als beim allgemeinen Preismechanismus, kann 

von einer „Interdependenz der Ordnungen“ (Eucken) gesprochen werden. Wenig plausibel wäre 

hingegen, dass Preisverzerrungen im Bankensektor vollständig ebendort verbleiben. Da Banken 

vielfältig mit der Realwirtschaft verbunden sind, erscheint diese Sichtweise fernliegend und 

                                                 
1108 So etwa Keller, in: Siekmann, EWU, 2013, ESZB-S Art. 18 Rn. 47-56 (Ständige Fazilitäten mit Blick auf 
„Wettbewerbsneutralität […] unproblematisch, da hier für jedes Institut dieselben Zinssätze“ gelten 
[Hervorhebung hinzugefügt]). Die Selektivität von geldpolitischen Instrumenten hat Hahn, Währungsrecht, 1990, 
§ 19 Rn. 14 (Refinanzierungspolitik), Rn. 42 (Offenmarktpolitik) zwar (in Bezug auf die frühere Bundesbank-
Geldpolitik) erkannt, hielt sie jedoch für vertretbar, solange Begünstigungen bestimmter Branchen nur einen 
„Nebenzweck“ (§ 19 Rn. 14) darstellten oder sich sonst in den „Grenzen aus dem Gleichbehandlungsgrundsatz 
des Art. 3 GG“ (§ 19 Rn. 42) hält, ohne dies näher auszuführen. 
1109 Vgl. hierzu Felkel, Wirkungsweise monetärer Impulse, 1998, S. 34 f. u. a. mit Hinweis auf den Cantillon-
Effekt, die aber nicht den selektiv begünstigenden Effekt der Erst-Geldschöpfung klarstellt. 
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steht im Widerspruch zur im Grundsatz richtigen These1110, Zentralbankgeschäfte wirkten über 

Transmissionskanäle auf die Volkswirtschaft ein. 

Diese Grenzziehung des relevanten Marktes entlang des gesamten Währungsraumes kann auch 

damit gestützt werden, dass Kreditinstitute verstärkt auf Einlagen ihrer Kunden oder den 

Kapitalmarkt angewiesen wären, fiele der Zentralbankzugang ersatzlos weg. Die 

Wettbewerbssituation in Refinanzierungsfragen wäre dann eine völlig andere und dies 

unterstreicht, dass in Bezug auf Geld alle Geldbenutzer eines Währungsraumes wirtschaftlich 

mittelbar verbunden sind. 

Die hier vorgestellte Definition des relevanten Marktes kann durch zwei weitere Sichtweisen, 

das Bedarfsmarktkonzept sowie das WTO-Konzept der „gleichartigen Ware“, untermauert 

werden. 

Zur Abgrenzung des relevanten Marktes in wettbewerbsrechtlichen Sachverhalten wird u. a. 

das Bedarfsmarktkonzept1111 herangezogen, das auf die Austauschbarkeit eines Produkts aus 

Sicht des Nachfragers abstellt und durch folgende Definition der Rechtsprechung auf den Punkt 

gebracht werden kann:  

„Sämtliche Erzeugnisse, die sich nach ihren Eigenschaften, ihrem wirtschaftlichen 
Verwendungszweck und ihrer Preislage so nahestehen, daß der verständige Verbraucher sie als 
für die Deckung eines bestimmten Bedarfs geeignet in berechtigter Weise abwägend miteinander 
vergleicht und als gegeneinander austauschbar ansieht, sind marktgleichwertig.“1112 

Die Konkurrenzsituation besteht hier darin, dass ein Geschäftsbankenbuchgeld nachfragender 

Schuldner seinen Finanzbedarf durch Bankkredit, Privatkredit, Kapitalerhöhung oder 

Kapitalmarktemission decken kann. Da sowohl Banken als auch Nichtbanken diese Ware 

(Überweisung in Geschäftsbankenbuchgeld) zu Investitionszwecken anbieten und diese 

Finanzierungsformen aus Schuldnersicht substituierbar sind, konkurrieren Banken und private 

Geldgeber auf diesem „allgemeinen Refinanzierungsmarkt“. 

Zur Abgrenzung des relevanten Marktes stellt das WTO-Recht auf das Konzept der 

gleichartigen Ware (Art. III Abs. 2 GATT) ab. Es fragt danach, ob die Eigenschaften einer Ware 

                                                 
1110 Dieser These folgt die EZB, indem sie ihre Geldpolitik unter Rückgriff auf gestörte 
Transmissionsmechanismen verteidigt, vgl. oben Fn. 1010 zum entsprechenden EuGH-Judikat. 
1111 Koenig/Paul, in: Streinz, EUV/AEUV, 2. Aufl. (2012), AEUV Art. 107 Rn. 93; Opgenhoff, Europäische 
Fusionskontrolle, 2001, S. 87-90; Markopoulos, Prognosemethoden, S. 46 („alle Güter, die für die Deckung 
desselben Bedarfs zur Verfügung stehen“); Neveling, Sachliche Marktabgrenzung, 2002, S. 62 ff.; Bauer, 
Marktabgrenzung, 1989, S. 89 ff. m. w. N. zu alternativen Abgrenzungskonzepten. 
1112 KG, Beschl. v. 18.02.1969, WuW/E OLG 995, 995 f.; fortführend BGHZ 67, 104 (113 f.).  
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mit denen einer subventionierten Ware hinreichend vergleichbar sind.1113 Unzweifelhaft ist das 

der Fall, denn aus Kreditnehmersicht ist es gleichgültig, woher die Mittel stammen, solange 

sein Bankguthaben entsprechend erhöht wird.  

Hieraus folgt, dass der gesamte Währungsraum auf Geldbenutzung angewiesen ist und dass der 

relevante Markt der gesamte Währungsraum sein muss, in dem das geschöpfte Zahlungsmittel 

als Geld etabliert ist. Mit anderen Worten: Die ein Eigenheim finanzierende Privatperson, das 

einen Betriebsmittelkredit beantragende Unternehmen wie auch jede Geschäftsbank ist 

Geldanbieter sowie -nachfrager und in dieser Rolle unterscheiden sich Banken und 

Nichtbanken nicht prinzipiell. Insbesondere betreffen die nachteiligen Folgen der Inflation den 

gesamten Euro-Währungsraum und nicht etwa nur den Geschäftspartnerkreis des Eurosystems. 

Im Ergebnis verfängt auch die Sichtweise nicht, die Zentralbank sei mit einer Zulassung anderer 

Marktteilnehmer als Banken überfordert,1114 denn die Einhaltung von Rechtsnormen ist stets 

mit Aufwand verbunden. Dies ist als allgemeiner Rechtfertigungsgrund ungeeignet. Ferner 

erscheint es nicht weniger problematische, den Wert börsengängiger Wertpapiere und die 

finanzielle Gesundheit von Bank-Konzernen einzuschätzen. Bereits jetzt wendet das EZSB 

erhebliche personelle und technischen Ressourcen zum Betrieb von TARGET2 und 

TARGET2-Securities sowie der Einschätzung und Verwaltung notenbankfähiger Sicherheiten 

auf.1115 Im Übrigen kann darauf verwiesen werden, dass Geldschöpfung zum Zwecke der 

Preisniveaustabilisierung nicht notwendig durch Kreditvergabe erfolgen muss: Konzepte für 

ein „Nettogeldsystem“1116 werden bereits erwogen. Eine derartige Geldschöpfung wäre 

diskriminierungsfrei möglich und würde weder Bonitäts- noch Kreditsicherungsprüfungen 

erfordern. 

Aus ökonomischer Sicht wird die Refinanzierungspolitik der Zentralbank bisweilen mit ihrer 

„Aufgabe“ als lender of last resort verteidigt.1117 Die Idee einer solchen Rolle einer Zentralbank 

                                                 
1113 Fab. Böhm, Strukturen internationalen Subventionsrechts, 2007, S. 197 ff. (Konzept der gleichartigen Ware). 
1114 In diese Richtung wohl Keller, in: Siekmann, EWU, 2013, ESZB-S Art. 18 Rn. 147 („würde […] Fragen nach 
ihrer Auswahl, ihrem aufsichtsrechtlichen Status und […] ihrer Bonität aufwerfen.“). 
1115 Rechtlicher Hintergrund ist Art. 18.1 Spiegelstrich 2 ESZB-S („ausreichende Sicherheiten“), vgl. dazu Keller, 
in: Siekmann, EWU, 2013, ESZB-S Art. 18 Rn. 237-352.   
1116 Wenzlaff/Löscher, in: Hagemann/Kromphardt/Marterbauer, Keynes, Geld und Finanzen, 2018, S. 320. 
1117 Görgens/Ruckriegel/Seitz, Europäische Geldpolitik, 5. Aufl. (2008), S. 63 m. w. N.; unkritisch in Bezug auf 
Marktkonformität Spahn, Geldpolitik, 3. Aufl. (2012), S. 21, S. 24, der bei der Frage der „ordnungspolitische[n] 
Aufgabe“ von NZBen nicht näher auf die privilegierte Rolle der Banken verglichen mit Nichtbanken eingeht. 
Seine Überlegung, NZBen „müss[t]en“ stets den Geldbedarf von Banken decken, kann wohl kaum als 
marktwirtschaftliches und ordnungspolitisches Instrument von Bankkrisen-Bewältigung angesehen werden. 
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reicht zurück in das 19. Jh.1118 Fraglich ist, ob hieraus eine Rechtfertigung auch einer nicht 

marktkonformen Stützung von Banken in der Eurozone abzuleiten ist. Das Primärrecht trifft 

hierüber keine explizite Aussage.1119 Art. 18.1, 2. Spiegelstrich erlaubt dem ESZB 

Kreditgeschäfte mit Kreditinstituten und anderen Marktteilnehmern, reguliert jedoch bis auf 

das Stellen „ausreichende[r] Sicherheiten“ nicht die übrigen Konditionen, insbesondere nicht 

den Preis (Zins). Mit Blick auf das Preisstabilitätsziel und der marktwirtschaftlichen 

Ausrichtung auch der Geldpolitik (Art. 119 Abs. 1, 127 Abs. 1 S. 3 AEUV, Art. 2 S. 3 ESZB-

S) könnte eine solche Refinanzierungsfunktion des ESZB verneint werden, da andere 

Wirtschaftsteilnehmer auch nicht mittels Zentralbankkrediten vor Insolvenzen gerettet 

werden.1120 Schließlich wird noch die Ansicht vertreten, dass die Erweiterung des Mandats auf 

Finanzstabilitätsgesichtspunkte aus dem Genehmigungsmonopol für Euro-Banknoten und 

Münzen abzuleiten sei.1121 Dieser Deutung stehen gewichtige Punkte entgegen. Erstens hat das 

ESZB gem. Art. 127 Abs. 5 AEUV eine nur unterstützende Funktion in Sachen 

Finanzstabilität1122 und eine Ausweitung dieser Aufgabe würde die gefährliche Verflechtung 

von Währungs- und Bankaufsichtsrecht weiter vertiefen.1123 Der eminente Vorrang des 

Preisstabilitätsziels und die Unabhängigkeit1124 der Zentralbank soll gerade vor einem Konflikt 

mit sonstigen Politikzielen bewahren. Diese Klarheit gibt man ohne Not auf, wenn man die 

Zentralbank weiter mit Finanzstabilitätserwägungen überfrachtet.1125 Die politische 

Handhabbarkeit einer solchen hybriden Währungs- und Finanzstabilitätsbehörde würde unter 

einer Vervielfältigung der Ziele leiden und zu einer problematischen Machtfülle führen. 

Zweitens ignoriert diese Sichtweise, dass die aktuellen Instabilitäten der Geldordnung 

(fraktionales Reservesystem, Geldschöpfung überwiegend über Geschäftsbanken, nicht 

krisensicherer Zahlungsverkehr) Ausfluss vorangegangener politischer Entscheidungen waren, 

die jederzeit geändert werden können. So kann die Zentralbank zur Sicherung des 

                                                 
1118 Görgens/Ruckriegel/Seitz, Europäische Geldpolitik, 5. Aufl. (2008), S. 63; zur englischen Geldpolitik, vgl. 
Bignon/Flandreau/Ugolini, The Making of Lender of Last Resort Operations in the Mid-Nineteenth Century, The 
Economic History Review, Wiley, 2012, 65 (2), pp. 580 ff.; vgl. Tropeano, in: Rochon/Rossi, Encyclopedia of 
Central Banking, 2015, S. 294 zur Historie und zum Subventionscharakter solcher Maßnahmen (S. 295: „providing 
a subsidy“). 
1119 So auch Michler, in: Wentzel, EU Integration, 2007, S. 85 (121). 
1120 Siekmann, Ziele, Aufgaben und Befugnisse des ESZB, IMFS working paper series 101/2016, S. 20 m. w. N. 
1121 Illing/König, EZB als Lender of Last Resort, DIW Wochenbericht Nr. 24/2014, S. 542. 
1122 Keller, in: Siekmann, EWU, 2013, ESZB-S Art. 18 Rn. 106. 
1123 Unkritisch zur Verflechtung L. Müller, in: Hahn, Geldverfassung, 1989, S. 108. 
1124 Vgl. dazu Keller, in: Siekmann, EWU, 2013, ESZB-S Art. 18 Rn. 109. 
1125 Eine Verflechtung von Währungs- und Bankaufsichtsrecht gehört bereits zur geldpolitischen Praxis, vgl. 
Bundesbank, Die Deutsche Bundesbank, 2006, S. 93. (Entsendung von Bundesbank-Vertretern, Mitarbeit bei 
Bankenaufsicht auf Arbeitsgruppenebene). Zu möglichen Vor- und Nachteilen einer Verflechtung vgl. 
Pavelchievici, in: Rochon/Rossi, Encyclopedia of Central Banking, 2015, S. 30 f. (positiv: Informationsgewinne, 
nachteilig hingegen: „moral hazard“, „conflict of interests“ und die Gefahr der Politisierung der Geldpolitik). 
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Zahlungsverkehrs Konten für jedermann anbieten und auch Geldschöpfung hierüber betreiben. 

Diese unbewusste und starke Pfadabhängigkeit geldpolitischen Denkens1126 erscheint nicht 

geeignet, eine Ausweitung von Kompetenzen mit vormals (überwiegend)1127 selbst 

vorgenommenen Beschränkungen (z. B. Geschäftspartnerwahl, Einsatz lediglich 

„konventioneller“ geldpolitischer Instrumente) zu rechtfertigen. Drittens wurde die Funktion 

eines lenders of last resort vor dem Hintergrund instabiler Geldordnungen entwickelt. Es 

bedeutet demnach keinen Fortschritt, diese Instabilität als vermeintliches „Naturgesetz“ 

hinzunehmen. Vielmehr sollten Wissenschaft und Praxis bestrebt sein, die Quellen der 

Instabilität zu identifizieren und auszutrocknen. Dies stünde im Übrigen im Einklang mit dem 

liberalen Prinzip von Eigentum und Haftung, wonach negative Investitionsentscheidungen den 

Investor treffen sowie diejenigen Bankengläubiger, die diese Risiken aus freien Stücken1128 auf 

sich genommen haben. 

Die Ausführungen zu Refinanzierungskrediten seitens des Eurosystems gegenüber Banken 

gelten entsprechend und in verschärfter Form für ELA-Kredite (emergency liquidity 

assistance). Dabei handelt es sich um Kredite seitens der NZBen an illiquide, aber „solvente“ 

Banken.1129 Sie sind vom EU-Währungsrecht nicht vorgesehen, wurden aber von der EZB 

teilweise als nationale Besonderheit in der Finanzkrise toleriert. Es ist ohne Weiteres erkennbar, 

dass auch diese Art der Stabilisierung insolvenzreifer Banken eine Intervention darstellt. Dabei 

handelt es sich auch nicht um rein nationale Interventionen, da die Mittel für ELA-Kredite aus 

der Kaufkraft des Euro herrühren. Deshalb ist auch die bloße Duldung durch die EZB bereits 

eine Beteiligung an der Intervention, denn der mit der Geldschöpfung einhergehende 

Kaufkraftverlust (Inflation)1130 sowie die unweigerlich eintretende Wettbewerbsverfälschung 

betreffen die Eurozone im Ganzen. 

                                                 
1126 Vgl. dazu auch Bundesbank, Die Deutsche Bundesbank, 2006, S. 58 ff., die offenbar von einem traditionellen, 
unabänderlichen Arsenal geldpolitischer Instrumente ausgeht, das notwendig über den Bankensektor oder 
Kapitalmarkt funktionieren müsse. Erst diese willkürliche Verbindung führt dazu, dass die Währungsstabilität von 
der Finanzstabilität abhängig gemacht wird. Im Krisenfall sind diese verketteten Probleme dann kaum ohne 
Marktintervention [Bankensubventionen] zu lösen. Ferner E. Martini, in: Hahn, Geldverfassung, 1989, S. 98 
(„zweifellos […] [hätten] Banken die Aufgabe […], die geldpolitischen Maßnahmen des Bundesbank als 
Transmissionsriemen zwischen dieser und der Wirtschaft weiterzutragen.“); L. Müller, in: Hahn, Geldverfassung 
1989, S. 107 („intaktes Bankensystem“ notwendig). 
1127 Das ESZB hat wie oben dargelegt, rechtlich nicht die volle Kontrolle über alle relevanten monetären Größen, 
wie sich aus der Mindestreserve-Obergrenze und den Ausführungen zur Kompetenzspaltung bei der 
Zahlungsverkehrsaufsicht (III. 2. h) (2), S. 168 f.) ergibt.  
1128 Daran fehlt es im Verhältnis von Girokontoinhaber und Geschäftsbank, weil ein systemimmanenter Zwang 
zur Teilnahme besteht, vgl. oben III. 2. h) (2) vi., S. 195 f. 
1129 Watzinger, Rechtliche Probleme der Ausgestaltung von Zahlungsverkehrssystemen, 2016, S. 284 ff. 
1130 Darin liegt der maßgebliche Unterschied zu einer national finanzierten Subvention: Während nationale 
Haushalte nur bestehendes Geld umverteilen, das in diesem Staat eingenommen wurde, handeln bei ELA-Hilfen 
die entsprechenden NZB als Geldschöpfer und verteilen somit zu Lasten der gesamten Eurozone um.  
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Im Ergebnis wird daher die Refinanzierungspolitik des Eurosystems in ihrer konkreten 

Ausgestaltung als wettbewerbsverzerrende Intervention1131 eingeordnet. 

viii. Offenmarktpolitik 

Ferner ist auf die Offenmarktpolitik des Eurosystems einzugehen, die in Form verschiedener 

Ankaufsprogramme ausgestaltet ist (ABSPP, CSPP, CBPP3, PSPP). 

Bei den Ankaufsprogrammen kaufen die NZBen bestimmte Wertpapiere1132 und agieren 

wirtschaftlich als eine Art staatliche „Vermögensverwalter“1133. Wirtschaftssystemisch handelt 

es sich um eine staatliche Intervention am Kapitalmarkt, da die NZBen als marktfremde 

Nachfrager auftreten und die gekauften Vermögenswerte dadurch künstlich erhalten oder in 

ihrem Marktwert steigern1134 bzw. (bei Staatspapieren) Anleihezinsen senken. Ferner besteht 

eine Wettbewerbsverzerrung durch die Verengung der zugelassenen Geschäftspartner, die 

Nutznießer entsprechender Maßnahmen gewesen sind.1135 Darin zeigt sich eine staatlich-

willkürliche und keine marktkonforme Selektion. Teilweise wird auch die länderspezifische 

Kontingentierung von Ankaufsvolumina als nicht marktkonform angesehen.1136 

Betreffend die Identität der Verkäufer bzw. deren Auswahl ist das Eurosystem kaum 

transparent. Die EZB erteilt hierzu keine Auskünfte1137, die Bundesbank gibt auf Nachfrage 

immerhin an, dass „Geschäfte in den Wertpapierankaufprogrammen […] mit zugelassenen 

Kreditinstituten durchgeführt [werden].“1138 Das bedeutet, dass der verkaufenden Bank der 

volle Kaufpreis als Liquidität zufließt. Man kann sich vor diesem Hintergrund fragen, ob es 

sich überhaupt noch um Offenmarktgeschäfte handelt, wenn der „Markt“ auf zugelassene 

Kreditinstitute bei der NZB beschränkt wird. Auch hierin zeigt sich der selektive und folglich 

interventionistische Charakter der Ankaufsprogramme. 

Der Zugang von Geschäftsbanken zu „begünstigenden« Instrumenten“ des Eurosystems wird 

teils mit der Auferlegung belastender Maßnahmen (Mindestreservepflicht) gerechtfertigt, da 

die Wettbewerbsneutralität und das Gleichbehandlungsgebot eine Kompensation durch positive 

                                                 
1131 Zinssubvention, ständige Kreditangebote (auch bei Marktenge) sowie die Bereitstellung eines lenders of last 
resort (Krisenfall). 
1132 ABSPP umfasst z. B. den Primär- und Sekundärmarkt, vgl. Art. 1 EZB/2014/45. 
1133 Vgl. Pressemitteilung EZB v. 15.12.2016. 
1134 Bernoth/König/Beckers, DIW Wochenbericht 7/2016, S. 129: von Anleihekaufprogrammen „profitieren […] 
auch die entsprechenden Anteilseigner“. Das sind „üblicherweise“ vor allem „[v]ermögende Haushalte“ (ebd.). 
1135 Zum CBPP: Keller, in: Siekmann, EWU, 2013, ESZB-S Art. 18 Rn. 102 („Nutznießer“ waren die „üblichen 
Geschäftspartner, nicht etwa Nichtfinanzunternehmen“). 
1136 Keller, in: Siekmann, EWU, 2013, ESZB-S Art. 18 Rn. 76, 78, 137 (Fn. 115). 
1137 EZB, Antwort  v. 05.10.2020. 
1138 Bundesbank, Antwort v. 08.03.2020. 
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finanzielle Anreize gebieten solle.1139 Auch diese These ist nicht geeignet, eine (per Saldo) 

Begünstigung auszuräumen, da die (währungsrechtlichen) Nachteile verglichen mit den 

Vorteilen des Zentralbankzugangs nahezu bedeutungslos sind. Würde man die These ernst 

nehmen, wäre die Notenbank bestenfalls angehalten, den Umfang der Mindestreserve durch 

Refinanzierungsgeschäfte zu decken. Da die tatsächliche Refinanzierungspolitik erheblich 

darüber hinausgeht – ungeachtet der weiteren begünstigenden Instrumente1140 wie den 

Ankaufsprogrammen – läge eine völlige Überkompensation vor.  

Teilweise wird das Argument eines „Ausgleichs“ durch begünstigende Instrumente auch auf 

das Bankaufsichtsrecht ausgeweitet. Geldschöpfung sei insofern „durch das 

Bankaufsichtsrecht“ reguliert.1141 Einer solchen Betrachtung stehen gewichtige Argumente 

entgegen: Erstens missachtet diese Deutung die Zuständigkeitsverteilung zwischen Währungs- 

und Bankaufsichtsrecht und verwässert die Unabhängigkeit der Notenbank, soweit sie sich als 

Währungsbehörde aufgefordert fühlt, bankaufsichtsrechtlichen Regulierungsnachteilen durch 

begünstigende Geldpolitik entgegenzuwirken. Es ist Aufgabe des ESZB, den Geldwert zu 

sichern und dies wird am effektivsten dadurch erreicht, dass dieser von der finanziellen 

Gesundheit von Geschäftsbanken entkoppelt wird. Dies würde dem Preisstabilitätsziel am 

dienlichsten sein, denn das EZSB darf eine Gefährdung der Währung durch eine Bankenkrise 

nicht tolerieren. Zweitens ist der Zweck des Bankaufsichtsrechts die Neutralisierung negativer 

externer Effekte des Bankensektors, die Dritten im Zusammenhang mit Bank-Insolvenzen 

drohen: übermäßige Verknappung des Kreditangebots für die Realwirtschaft1142, Verlust von 

Bankeinlagen der Verbraucher, Störung der Funktionsfähigkeit des Zahlungsverkehrs. Die 

Stabilisierung der Volkswirtschaft durch „belastende“ Bankaufsicht und -regulierung führt nur 

dazu, dass die Risiken, die mit Bankgeschäften zusammenhängen, diejenigen treffen, die sich 

hierzu in Form einer bewussten Investitionsentscheidung entschlossen haben. Warum diese 

Ausschaltung von Risiken eine Begünstigung an anderer (währungsrechtlicher) Stelle zur Folge 

haben müsste, ist nicht plausibel. Ein chemischer Betrieb etwa, dem man strikte 

Umweltauflagen auferlegt, hat aus dieser Beschränkung ebenso wenig einen „Anspruch“ auf 

Subventionierung durch dritte staatliche Stellen: Es wird lediglich sichergestellt, dass sein 

                                                 
1139 Zitat und Argumentation bei Keller, in: Siekmann, EWU, 2013, ESZB-S Art. 18 Rn. 147. 
1140 Die Stützung des Marktwertes von Wertpapieren durch deren Ankauf bevorteilt diejenigen, die sie besitzen 
und dies sind vor allem Kreditinstitute („Handelsaktiva“ in den Bilanzen). 
1141 Symptomatisch für die Vermischung von Bankaufsicht und Währungsrecht: Schwintowski, in: ders., 
Bankrecht, 4. Aufl. (2014), § 1 Rn. 9 (S. 3): „Recht der Geldschöpfung“ als „Bankrecht im funktionalen Sinne“ 
(Hervorhebung im Original). 
1142 Zur Abmilderung von Kreditvergabekrisen würde sich staatlich geführte Banken (KfW) oder die EIB in 
Krisensituationen wohl mehr eigenen als die Notenbank, vgl. zu Notstandsfunktionen staatlich finanzierter Banken 
(am Beispiel der EIB): Meyer, EIB zwischen Markt und Lenkung, 1983, S. 142 f. 
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Verhalten nicht die Allgemeinheit schädigt. Der Fall liegt bei Kreditinstituten nicht wesentlich 

anders, weshalb jegliche Spielarten einer solchen „Kompensationsthese“ nicht überzeugen.  

ix. Systemimmanente Interventionsanreize 

Schließlich ergibt sich eine systemimmanente Wettbewerbsverfälschung im Währungs- und 

Finanzsektor daraus, dass Kreditinstitute aufgrund ihre Einbeziehung in den Zahlungsverkehr 

und ihre Rolle als Hauptkreditgeber ein Stück weit eine Insolvenzgarantie erhalten, wie sie die 

Finanzkrise (2008) offenbarte. Weil etwa der Zahlungsverkehr als grundlegende 

Infrastruktureinrichtung eminente wirtschaftliche Bedeutung aufweist und nicht durch das 

Eurosystem, sondern durch die Geschäftsbanken der Eurozone organisiert wird, ergibt sich 

hieraus ein impliziter Rettungsanreiz im Krisenfall, der ordnungspolitisch nicht haltbar ist und 

technisch vermeidbar1143 wäre.  

Ein weiterer Rettungsanreiz rührt aus der Finanzstabilität her: Den Banken wird von Seiten der 

Wirtschaftswissenschaften häufig die Aufgabe zugeschrieben, die Realwirtschaft mit Geld zu 

versorgen.1144 Mit Blick auf die nicht marktkonformen (zu günstigen) 

Refinanzierungskonditionen des Eurosystems überrascht es nicht, dass ein erheblicher Teil des 

Fremdkapitals aus Bankkrediten stammt.1145 Dies ist zuvörderst ein selbst (staatlicherseits) 

geschaffenes Systemrisiko und weniger ein Problem der Währungspolitik als vielmehr der 

allgemeinen Finanzstabilitäts- und Wirtschaftspolitik. Es ist jedenfalls kein Kennzeichen einer 

wettbewerbsverfassten Marktwirtschaft, wenn große Teile der Wirtschaft ohne staatlich 

subventionierte Kredite von Geschäftsbanken nicht überlebensfähig wären. Der marktmäßige 

Selektionsprozess wird dadurch systematisch behindert. Die Instrumentalisierung der 

Währungspolitik für allgemeine wirtschaftspolitische Ziele soll durch das Preisstabilitätsziel 

gerade vermieden werden. An der wirtschaftssystemischen Einordnung ändert es nichts, dass 

das Eurosystem solche Maßnahmen „von selbst“ und trotz ihrer Unabhängigkeit ergreift und 

                                                 
1143 Zum Beispiel durch Buchgeldkonten für jedermann bei den NZBen. Die Bundesbank hat dies abgelehnt und 
ihre Weigerung wurde von der Rechtsprechung bestätigt, VG Frankfurt, Urt. v. 11.02.2010 – 1 K 2319/09.F 
(Talanx).  
1144 Vgl. Kuntze, in: Hahn, Geldverfassung, 1989, S. 101 („funktionierender Kreditapparat“ erforderlich). Eine 
Verpflichtung zur Vergabe von Krediten an die Realwirtschaft existiert selbstverständlich nicht und wäre mit 
liberalen Prinzipien auch kaum vereinbar. Es handelt sich vielmehr um die Beschreibung einer Tradition. 
1145 Vgl. Görgens/Ruckriegel/Seitz, Europäische Geldpolitik, 5. Aufl. (2008), S. 337 (Deutschland Griechenland, 
Italien u. a. „bankenorientiert“; „[Kapital-]marktorientiert“ hingegen UK, Schweden, USA); Neuberger, 
Mikroökonomik der Bank, 1998, S. 23 (Bedeutung der Bankkredite für Industriefinanzierung). 
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sich damit als wirtschaftspolitischer Akteur etabliert, unabhängig von den zweifelhaften 

kompetenziellen Fragen, die damit einhergehen.1146 

Ein letzter systemimmanenter Rettungsanreiz besteht in der Mitwirkung der Geschäftsbanken 

an der Geldschöpfung der Eurozone. Ein erheblicher Teil der preisstabilitätsrelevanten 

Geldmenge (Geschäftsbankenbuchgeld) ist vom wirtschaftlichen Überleben bedeutender 

Kreditinstitute abhängig.1147 Dies liegt darin begründet, dass Zentralbankreserven und 

Geschäftsbankenbuchgeld relative Vermögenswerte sind, d. h. Ansprüche auf etwas Drittes. Im 

Fall von Zentralbankreserven ist der Anspruch gegenüber einer NZB auf Auszahlung von 

Bargeld mit Blick auf die unbegrenzte Liquidität des Eurosystems wirtschaftlich betrachtet 

völlig sicher. Beim Geschäftsbankenbuchgeld ist dies allerdings nicht der Fall und daraus folgt 

zweierlei: Erstens ist Geschäftsbankenbuchgeld wegen des Charakters als Anspruch bzw. 

Forderung anders als Zentralbankreserven1148 und Bargeld nicht uniform.1149 Zweitens hängt 

sein Wert von der Bonität des schuldenden Kreditinstituts ab. So kann durch die Insolvenz eines 

Kreditinstituts die Geschäftsbankenbuchgeldmenge schockartig schrumpfen, was die 

währungspolitische Stabilität des Euro gefährden würde (Deflationsschock). Im Zuge der Great 

Depression in den USA ging das Geschäftsbankenbuchgeld etwa um USD 8 Mrd. – damals rd. 

35 % des gesamten Geschäftsbankenbuchgeldes – zurück. Die Folgen für die Gesamtwirtschaft 

waren entsprechend verheerend.1150 Diesem historischen Umstand wurde weder damals noch 

heute hinreichende Beachtung geschenkt und das damit verbundene Stabilitätsrisiko kann man 

nahezu unverändert auch in der Eurozone wiederfinden. Hieraus wird nachvollziehbar, weshalb 

das Bankaufsichtsrecht und die Eurosystem-Programme eine starke Stützung von 

                                                 
1146 Vgl. hierzu die verfassungsgerichtlichen Verfahren in Deutschland: BVerfG, Urt. v. 21.06.2016 - 2 BvR 
2728/13 u. a. (OMT); Urt. v. 05.09.2020 - 2 BvR 859/15 (PSPP). Wenig überraschend billigt der EuGH sämtliche 
Maßnahmen: EuGH, Urt. v. 16.06.2015 - C-62/14 [ECLI:EU:C:2015:400] (OMT), Urt. v. 11.12.2018 - C-493/17 
(ECLI:EU:C:2018:1000) (PSPP). 
1147 Schaal, Geldtheorie, 2. Aufl. (1989), S. 101 (Geschäftsbanken als „bedeutendste Geldanbieter“ im System der 
zweistufigen Geldschöpfung [Zentralbank-Geschäftsbank-Nichtbank]). 
1148 Strikt betrachtet sind auch diese nicht formal uniform, weil die Ansprüche sich gegen verschiedene NZBen als 
Schuldner richten. Gleichwohl sind NZBen im Rahmen des ESZB so homogen und ausnahmslos wirtschaftlich 
unbegrenzt liquide, sodass diese Unterscheidung vernachlässigt werden kann. 
1149 Dies hätte man beobachten können, wenn einzelne Banken in der Finanzkrise 2008 abgewickelt worden wären: 
Geschäftsbankenbuchgeld dieser Banken wäre im Zuge dessen (nach Maßgabe der Insolvenzquote) erloschen. Zur 
mangelnden Uniformität von Banknoten bei zentralbanklosem Systems Spahn, Geldpolitik, 3. Aufl. (2012), S. 17. 
Das Problem ist durch die Errichtung einer Zentralbank heute keineswegs erledigt und besteht so lange fort, wie 
Banken am Geldschöpfungsprozess beteiligt und deren Sichteinlagen preisstabilitätsrelevant sind und durch 
Bankinsolvenz erlöschen können. Abweichendes Modell bei Spahn, Geldpolitik, 3. Aufl. (2012), S. 18, S. 21, das 
allerdings von alleiniger Geldschöpfung durch die Zentralbank ausgeht (exogene Geldmengenkontrolle durch 
NZB) und damit nicht die Eurozone, sondern ein idealtypisches System beschreibt. 
1150 Fisher, in: Barber, The Works of Irving Fisher, Vol. 11 – 100 % Money, 1997, S. 46 mit dem Vgl., dass die 
Zerstörung von einem entsprechenden Anteil der Schienenwege in den USA für die Wirtschaft weniger desaströs 
gewesen wäre als der Vernichtung der „monetary highway[s]“ (ebd.). Zur schockartigen Deflation in den USA 
(1928-1932) vgl. Bordo/McCauley, Triffin: dilemma or myth?, BIS working paper no. 684, 12/2017, S. 9. 
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systemrelevanten Kreditinstituten um jeden Preis anstreben. Wirtschaftssystemisch liegt hierin 

ein weiterer systemimmanenter Rettungsanreiz, der mit marktwirtschaftlichen Grundprinzipien 

(Eigentum und Verantwortung, Haftungsprinzip, marktmäßige Selektion) unvereinbar ist. Will 

man im gegebenen System nicht die (vermeidbaren) Währungsrisiken (Deflation bei 

Bankeninsolvenz) in Kauf nehmen, muss man Banken dem marktmäßigen Prozess entziehen 

und privilegieren. Eine ordnungspolitische und marktwirtschaftliche Lösung wäre dies 

allerdings nicht.  

x. Verhältnis zum Wettbewerbsrecht 

Trotz dezentraler Ausführung der EU-Geldpolitik durch NZBen handelt es sich wegen der 

Führungsrolle der EZB um Maßnahmen der Union. Daraus folgt, dass sie formal nicht dem 

Beihilfekontrollrecht (Art. 107 ff. AEUV) unterliegen. 1151 Soweit man die konkrete 

Ausgestaltung der geldpolitischen Instrumente – wie hier – als Subvention ansieht, kommt es 

für die Vereinbarkeit mit dem EU-Wettbewerbsrecht darauf an, wie weit man eine etwaige 

materielle Bindungswirkung gegenüber EU-Organen bejaht. Als Besonderheit der 

Währungspolitik ist ferner auf die Unabhängigkeit des EZSB1152 hinzuweisen (Art. 130 AEUV, 

Art. 7 ESZB-S), die einer Einmischung durch die Kommission entgegenstünde, solange 

betreffende Maßnahmen als „zumindest auch geldpolitisch“ eingeordnet werden. Die bisherige 

EuGH-Rechtsprechung zur Reichweite des EZB-Mandats ist großzügig.1153 Eine strikte 

Anwendung von Wettbewerbsprinzipien ist von dieser Seite aus daher nicht erwarten. 

Die Kommission1154 – und ihr folgend Teile der Literatur1155 – vertritt die Ansicht, Geschäfte 

des Eurosystems mit Finanzinstituten stellten keine staatliche Beihilfe dar, wenn (1) das 

Finanzinstitut solvent sei, (2) eine hinreichende Besicherung der Fazilität vorläge, (3) von der 

Zentralbank ein „Strafzins“ verlangt werden würde und (4) die Initiative des Geschäfts von der 

Zentralbank ausginge. Diese Art der Analyse geldpolitischer Instrumente kann hier 

symptomatisch illustrieren, dass im Finanzsektor die üblichen marktwirtschaftlichen Maßstäbe 

zu Gunsten einer Spezialbehandlung des Finanzsektors in methodisch unhaltbarer Weise fallen 

gelassen und mit der Frage der Rechtfertigung von Subventionen vermischt werden: Erstens 

                                                 
1151 Das Problem der Abgrenzung stellt sich, wenn EU-finanzierte Beihilfen durch die Mitgliedsstaaten ausgereicht 
werden. Dem Beihilfenrecht unterliegen diese nur dann, wenn die EU bei der konkreten Mittelvergabe kein 
Entscheidungs- und Durchführungsermessen hat, Kühling/Koenig/Paul, in: Streinz, EUV/AEUV, 2. Aufl. (2012), 
AEUV Art. 107 Rn. 57. 
1152 Da die NZBen fast ausschließlich in Ausführung geldpolitischer Entscheidungen der EZB handeln, sind 
entsprechende Subventionselemente der EU zurechenbar. Daher fällt die EU-Geldpolitik trotz dezentraler 
1153 EuGH, Urt. v. 16.06.2015 – C-62/14 [ECLI:EU:C:2015:400] (OMT). 
1154 Kommission, 2013/C 216/01, Ziff. 62;  
1155 von Wallenberg/Schütte, in: Grabitz/Hilf/Nettesheim, Das Recht der EU, Aug 2020, AEUV Art. 107 Rn. 98. 
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tritt die wettbewerbsverzerrende Wirkung einer Subvention auch bei Solvenz des Begünstigten 

ein und zweitens erscheint die terminologisch mit „Strafzins“1156 umschriebene Gegenleistung 

für die Kapitalhergabe unpassend und zeigt die Unklarheit, die bereits im Begrifflichen besteht. 

Drittens kommt es auf die formale „Initiative“ der Subventionsgewährung nicht an. Sie ist im 

Zusammenspiel von Wirtschaft und Politik häufig nicht ermittelbar und für die ökonomische 

Wirkung unerheblich. Diesen mehr oder weniger frei erfundenen Kriterien liegt der Versuch 

der Errichtung gesonderter Maßstäbe für den Wirtschaftszweig gewerbsmäßige Kreditvergabe 

und Finanzdienstleistungen zugrunde. Allein das terminologische Ergebnis dieser 

Argumentation ist korrekt, da die Gewährung von Vorteilen durch das Eurosystem formal keine 

Beihilfe im wettbewerbsrechtlichen Sinne darstellt (Art. 107 Abs. 1 AEUV). Am 

Subventionscharakter der Instrumente ändert dies jedoch nichts. 

Auf die weitergehende Frage, ob aus Euro-Geldschöpfung stammende Mittel unter Art. 107 

Abs. 1 AEUV („staatliche oder aus staatlichen Mitteln“) fallen, kommt es im Ergebnis nicht an. 

Diese Kategorie betrifft die formalen Tatbestandsgrenzen des Beihilfebegriffs, die ihrerseits 

fragwürdig1157 sind. Eine vergleichbare Diskussion wird beim Subventionsbegriff gem. Art. 1 

SCMA (GATT 1994) geführt.1158 Fraglich ist vielmehr, ob der wirtschaftliche 

Subventionsbegriff, der auf die Störung der Integrität von Preismechanismus und Wettbewerb 

abzielt, eine Begünstigung auf diesem Wege erfasst oder nicht. Methodisch soll hierfür die 

Einnahmen- und Ausgabenseite einer haushaltswirksamen Begünstigung mit der einer durch 

Geldschöpfung finanzierten Begünstigung verglichen werden: Bei klassischen staatlichen, 

steuerfinanzierten Leistungen liegt die Umverteilungswirkung in der Inkongruenz von 

Belasteten (Steuerzahlern) und Begünstigten (unterstützte Person/Unternehmen), die 

staatlicherseits politisch-willkürlich erfolgt und damit marktmäßigen Allokationsmechanismen 

widerspricht. Es handelt sich um eine allgemeine Belastung im Zusammenhang mit einer 

selektiven Begünstigung. Bei der geldschöpfungsfinanzierten Begünstigung trägt ebenfalls die 

Allgemeinheit (der Eurogeld-Benutzer) die Last der Inflationswirkungen. Diese ist diffuser und 

ungleichmäßiger als etwa eine steuerliche Belastung, jedoch besteht auch hier eine eindeutige 

Inkongruenz zwischen den Belasteten, denen unfreiwillig Kaufkraft durch Inflation entzogen 

                                                 
1156 Ordnungspolitisch ist nur das Einfordern eines Marktzinses erforderlich. Wofür hier „bestraft“ werden soll, 
bleibt unklar. 
1157 Krit. Fab. Böhm, Strukturen internationalen Subventionsrechts, 2007, S. 132 f. (am Beispiel der EEG-Umlage 
und die Einordnung durch EuGH, Urt. v. 13.03.2001 – C-379/98 [PreussenElektra] [ECLI:EU:C:2001:160]). Hier 
zeigt sich, dass diese Begrenzung des EU-Beihilfebegriffs durch diese Wortgruppe nicht sinnvoll ist. 
1158 Fab. Böhm, Strukturen internationalen Subventionsrechts, 2007, S. 135 ff. m. w. N. 



- 213 - 

wird1159, und den Begünstigten, denen durch Leistungsgewährung finanzielle Vorteile 

zukommen (z. B. Zinssubvention). Sofern die Begünstigung – wie derzeit immer – nicht alle 

durch Inflationswirkungen betroffenen Personen erfasst, herrscht auch hier dieselbe Art von 

umverteilender Inkongruenz, die durch die (dem Staat zuzurechnende) Notenbank 

geldpolitisch-willkürlich vorgenommen wird. Zum Vergleich: Völlige Kongruenz und damit 

Subventionsfreiheit bestünde bei einem voll gebührenfinanzierten Leistungsmodell, da dort die 

Zahlenden/Benachteiligten zugleich Leistungsempfänger sind. Bezogen auf Geldschöpfung ist 

ein subventionsloses System nur durch Korrektur auf Ausgabenseite1160 denkbar, indem die 

Leistungsgewährung sich an alle Eurogeld-Benutzer richtet (z. B. Kreditangebote) oder Euro-

Geldschöpfung (in Form von „Helikoptergeld“ oder „Bürgerdividende“) allgemein stattfindet. 

Hieraus ergibt sich, dass eine durch Euro-Geldschöpfung finanzierte, selektive Begünstigung 

wirtschaftlich betrachtet dieselben politisch-willkürlichen Umverteilungswirkungen wie eine 

haushaltswirksame Subvention aufweist und daher zum interventionistischen Instrumentarium 

zu zählen ist. Dies kann  ohne Weiteres auch aus der oben entwickelten Subventionsdefinition 

abgeleitet werden.1161 

xi. Ergebnis 

In der Analyse wurde gezeigt, dass die EU-Währungspolitik die Erreichung des liberalen 

Preisstabilitätsziels durch nicht-marktkonforme Instrumente mit Subventionscharakter 

anstrebt. Die identifizierten interventionistischen Elemente stehen in grellem Kontrast zum 

vielbeschworenen Konsens, dass Banken keiner wettbewerblichen Sonderbehandlung 

bedürften.1162 Dieser allgemein akzeptierte Standpunkt wurde vorliegend durch eine neue 

Grenzziehung zum relevanten Refinanzierungsmarkt ergänzt.1163 

Im Einzelnen wurden die folgenden interventionistischen Elemente identifiziert: 

 Liquiditätsbonus und damit verbunden der 

(Geschäftsbankenbuch-)Geldschöpfungsgewinn für Kreditinstitute durch bloße 

                                                 
1159 Anders wohl Freudenberg, Die Subventionen 1934, S. 28 (kein Kaufkraftentzug, sondern nur „nominal 
gesteigerte Kaufkraft“, die der Gütermenge „gegenübergestellt“ wird). 
1160 Den Nachfragedruck bei bestimmten Einzelpreisen kann die Zentralbank nur sehr schwer steuern, da er von 
den Investitionsentscheidungen der einzelnen Geldbenutzer abhängt. 
1161 Vgl. oben, III. 1. b) (3) bb), S. 110 f., es handelt sich grundsätzlich um die Variante: „geldwerter Vorteil durch 
Zuwendung von Geld oder nicht wettbewerbsmäßig vergebenen öffentlichen Leistungen, die ein Hoheitsträger 
[ESZB] einem Wirtschaftszweig […] verschafft.“ Die genaue Variante kann immer nur in Bezug auf das konkrete 
Instrument ausformuliert werden: Kreditgewährung etwa unterfiele der Fallgruppe der Geldzuwendung, der 
Zugang zu TARGET2 hingegen bestünde im beschränkten Zugang zu öffentlichen Leistungen. 
1162 K.-H. Fischer, Banken und unvollkommener Wettbewerb, 2005, S. 2 m. w. N. aus der englischsprachigen 
Literatur. 
1163 Vgl. die Wettbewerbsanalyse bei K.-H. Fischer, Banken und unvollkommener Wettbewerb, 2005, S. 7. 
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Teildeckung von Geschäftsbankenbuchgeld (fehlende Erstreckung des 

Währungsmonopols auf Euro-Geschäftsbankenbuchgeld); Kehrseite ist dabei die 

zwangsweise Gläubigerstellung und damit verbundener Mittelzufluss von Nichtbanken 

zu Kreditinstituten, soweit bargeldloser Zahlungsverkehr in Anspruch genommen wird 

(beschränkter TARGET2-Zugang); 

 Nicht marktkonforme Kreditangebote des Eurosystems mit beschränktem 

Teilnehmerkreis; 

 Nicht marktkonforme Nachfrage des Eurosystems nach bestimmten Wertpapieren; 

 Systemwidriger Anreiz zur Rettung einzelner Kreditinstitute aufgrund 

gesamtvolkswirtschaftlicher Risiken, die trotz Finanzkrise (2007/08) nach wie vor 

bestehen: 

o Euro-Deflationsschock-Risiko bei Insolvenz bedeutender Kreditinstitute; 

o Gefährdung des Euro-Zahlungsverkehrs bei Insolvenz bedeutender 

Kreditinstitute; 

o (Selbst geschaffene) Abhängigkeit des Eurosystems von Kreditinstituten im 

Rahmen des Geldschöpfungsprozesses; 

o Gefährdung der Finanzstabilität durch Nichtbekämpfung währungsseitiger 

volkswirtschaftlicher Risiken (bank-run-Risiko, mangelnde marktmäßige 

Selektion unrentabler Kreditinstitute und deren Stützung durch die Geldpolitik). 

Es überwiegt nach alledem der interventionistische Einfluss im EU-Währungsrecht. 

Integrationstiefe 

Die Festlegung der Geldpolitik ist innerhalb des ESZB hierarchisch zu Gunsten der EZB 

ausgestaltet (Art. 14.3 ESZB-S). Soweit NZBen Aufgaben in eigener Initiative wahrnehmen, 

hat der EZB-Rat ein Vetorecht (Art. 14.4 ESZB-S, Zwei-Drittel-Mehrheit), das eine 

einheitliche Geldpolitik in der Eurozone absichert. Im Ergebnis kann aufgrund der 

überragenden Stellung der EZB innerhalb des Eurosystems von Vollharmonisierung 

ausgegangen werden (Integrationsfaktor 1,0). 

Quantifikation 

Das maßgebliche Interventionsfeld des Eurosystems ist der Bankensektor. Deshalb wird für die 

Quantifikation auf die Bruttowertschöpfung dieses Wirtschaftszweigs abgestellt. Da auch das 

Bankaufsichtsrecht regulatorisch an Kreditinstituten ansetzt, wird die volkswirtschaftliche 

Bedeutung der Eurozonen-Banken hälftig aufgeteilt. 
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Die Ankaufsprogramme werden nicht gesondert in die Schätzung einbezogen. Die 

entsprechende NACE Abt. 66.12 (Wertpapierhandel) wäre zu ungenau, da auch unpassende 

Werte enthalten sind (Börsengeschäfte [Maklergeschäfte], Warenbörsen, Wechselstuben).1164 

Man muss berücksichtigen, dass im Rahmen der Ankaufsprogramme die Verkaufserlöse direkt 

in den Bankensektor zurückfließen.1165 Der so generierte Zufluss von Euro-Geld dürfte sich 

entsprechend auf die Bruttowertschöpfung der Banken auswirken, sodass in diesem Indikator 

die Ankaufsprogramme teilweise enthalten sein dürften. Insgesamt wird die Bedeutung der 

Währungspolitik im Ergebnis dennoch tendenziell unterschätzt. 

Indikator     Wert (Mio. €)  Integrationsfaktor Ergebnis (Mio. €) 

Bruttowertschöpfung1166   159.973,751167  * 1,0  =  159.973,75 

i) Beschäftigungspolitik (Art. 145-150 AEUV) 

Die Eingangsnorm zur Beschäftigungspolitik (Art. 145 AEUV) enthält die nicht justitiable 

Pflicht der Mitgliedstaaten ihre Beschäftigungspolitik auf die allgemeinen Unionsziele aus Art. 

3 EUV auszurichten. Der Kommission wird gem. Art. 147 AEUV eine 

Unterstützungskompetenz zugeordnet, die allerdings die mitgliedstaatliche Kompetenz nicht 

berührt (Abs. 1 Satz 2). Die Unionstätigkeit beschränkt sich auf eine Beschäftigungsanalyse in 

Form von Jahresberichten des Rates (Art. 148 Abs. 1 AEUV), eine Empfehlungskompetenz 

gegenüber den Mitgliedstaaten (Abs. 4) sowie die Veröffentlichung eines Gesamtberichts zur 

Beschäftigung in der gesamten Union (Abs. 5).1168 Art. 149 AEUV stellt zuletzt noch einmal 

ausdrücklich klar, dass für eine Harmonisierung keine Unionskompetenz besteht und ein 

Tätigwerden sich auf Anreizmaßnahmen, Datenaustausch und Fördermaßnahmen für 

Beschäftigungsmaßnahmen beschränkt (Art. 149 AEUV). 

Die auf die Bekämpfung von Arbeitslosigkeit ausgerichtete EU-Beschäftigungspolitik hat 

bisher zu keiner nennenswerten europäischen Regelsetzung geführt. Die Einführung eines 

eigenen Titels brachte keine materielle Änderung1169 und dies liegt vor allem daran, dass die 

                                                 
1164 Eurostat, NACE Rev. 2, 2008, S. 270. 
1165 Das gilt sowohl für Staatsanleihe-Ankaufsprogramme als auch für den Ankauf von Unternehmensanleihen. In 
beiden Fällen fließen die Verkaufserlöse unmittelbar in den Kreislauf zurück. 
1166 Eurostat (nama_10_a64), Erbringung von Finanzdienstleistungen. 
1167 Hälftige Aufteilung der Bedeutung des Eurozonen-Bankensektors dient der Abgrenzung zum 
Bankaufsichtsrecht (EU-Rechtsangleichung), vgl. oben III. g), S. 163. 
1168 Vgl. Steinle, Europäische Beschäftigungspolitik, 2001, S. 193 f. („EG-Soft law“), deren Wirksamkeit schwer 
abschätzbar ist (S. 194). 
1169 Streinz, Europarecht, 10. Aufl. (2016), Rn. 1189; hierauf bezogene Kritik referiert bei Vahlpahl, Europäische 
Sozialpolitik, 2007, S. 148 f. (mangelnde „konkret[e] Implementierung“) 
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mitgliedstaatliche Regelungskompetenz unangetastet blieb, Art. 147 Abs. 1 Satz 2 AEUV.1170 

Soweit die Union hier tätig wurde, geschah dies daher über die sonstigen Förderprogramme1171 

(Art. 149 AEUV: „Anreizmaßnahmen“ wie etwa ESF, EFRE usf.). 

Mangels hinreichender Integrationstiefe1172 der EU-Beschäftigungspolitik kann der 

Politikbereich im Folgenden außer Betracht bleiben.1173 Daran ändern auch punktuelle 

Fördermaßnahmen nichts, weil diese den anderen Politikbereichen zuzuordnen sind. 

j) Sozialpolitik (Art. 151-161 AEUV) 

Primärrecht 

Die EU-Sozialpolitik umfasst im Wesentlichen vier1174 Teilbereiche: 1. Koordinierung der 

Sozialsysteme, 2. kollektives und individuelles Arbeitsrecht, u. a. in Form von Regeln zu 

Arbeitsbedingungen und Arbeitsschutz, 3. Freizügigkeitssozialrecht sowie 

4. Gleichbehandlungsvorschriften1175 betreffend das Arbeitsleben. Das europäische 

Verständnis von Sozialrecht1176 ist daher weitergehender als das deutsche, welches Sozialrecht 

und Arbeitsrecht stärker trennt. Die programmatischen1177 Ziele der EU-Sozialpolitik ergeben 

sich aus Art. 151 AEUV und umfassen insbesondere die Förderung der Beschäftigung, die 

Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen, einen angemessenen sozialen Schutz, den 

sozialen Dialog (Art. 152, 154 AEUV) sowie die Bekämpfung von Ausgrenzungen. 

Die Kompetenzvorschrift Art. 153 Abs. 1 AEUV bildet die vier oben genannten Ziele durch 

vielzählige Rechtssetzungsbereiche ab. Zur Harmonisierung dienen Richtlinien, die 

Mindeststandards festlegen (Art. 153 Abs. 2 lit. b AEUV). Die Integrationstiefe wird vor allem 

durch Art. 153 Abs. 4 AEUV, die Integrität nationaler Sozialversicherungssysteme, begrenzt. 

Komplett von der Harmonisierung befreit sind Regeln zum Arbeitsentgelt, Koalitions-, Streik- 

und Aussperrungsrecht (Abs. 5). Ergänzt wird der Befund durch eine schwache Koordinations- 

                                                 
1170 Steinle, Europäische Beschäftigungspolitik, 2001, S. 175 („Erhalt der nationalen Primärzuständigkeit“); 
Schulze-Steinen, Rechtsfragen, 1997, S. 163 („weiterhin in der Zuständigkeit der Mitgliedsstaaten“). 
1171 Streinz, Europarecht, 10. Aufl. (2016), Rn. 1188. 
1172 Maßgeblicher Hintergrund hierfür ist nach Steinle (Europäische Beschäftigungspolitik, 2001, S. 180) der 
geringe Integrationsgrad nationaler Arbeitsmärkte. 
1173 Weiterführende Erwägungen zur (möglichen) ordnungspolitischen Ausrichtung von Beschäftigungspolitik im 
Allgemeinen bei Steinle, Europäische Beschäftigungspolitik, 2001, S. 291 ff. 
1174 Für eine Dreiteilung Davy, in: Niedobitek, Europarecht, 2014, § 7; anders Oppermann/Classen/Nettesheim, 
Europarecht, 8. Aufl. (2018), § 29 Rn. 5 (Dreiteilung). 
1175 Geschlechter-, Alters- sowie Herkunfts- und Rassendiskriminierung.  
1176 Davy, in: Niedobitek, Europarecht, 2014, § 7 Rn. 18 ff.; Sundmacher/Müller, in: Wentzel, EU Integration, 
2007, S. 187 (189 f.). 
1177 Vgl. Streinz, Europarecht, 10. Aufl. (2016), Rn. 1167. 
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und Unterstützungskompetenz der Kommission im arbeitsrechtlichen Bereich (Art. 156 

AEUV). Zuletzt findet sich eine Kompetenz zum Erlass von Maßnahmen, die der Förderung 

der Chancengleichheit von Männern und Frauen im Berufsleben (Art. 157 AEUV) dienen. 

Außerhalb des EU-Sozialrechtstitels existiert noch eine EU-„Beitragskompetenz“1178 zur 

Koordinierung der Sozialpolitik der Mitgliedstaaten. 

Sekundärrecht 

Liberale Vorschriften: 

 Keine. 

Bürokratisch-neutrale Vorschriften: 

 EU-Institut für Gleichstellungsfragen (VO 1922/2006); 
 EU-SILC [Einkommensstudien]1179 (VO 1177/2003); 
 Förderprogramm EaSI (VO 1296/2013); 
 Förderprogramm [Nichtdiskriminierung/Kinderrechte u. a.] (VO 1381/2013)1180; 
 Gleichbehandlungsrecht (RL 2010/41/EU, 2006/54/EG, 2004/113/EG, 2000/78/EG); 
 Arbeitsschutz (RL 2009/104/EG, RL 2013/35/EU [Magnetfelder], RL 2009/148 

[Asbest], RL 2004/37/EG [Karzinogene, Mutagene], RL 2003/10/EG [Lärm], 
RL 2000/54/EG [Bio-Stoffe], RL 1999/92/EG [Explosion], 2009/161, 2006/15/EG, 
2000/39/EG [Chemie], RL 2010/32/EU [Gesundheitssektor], RL 94/33/EG 
[Jugendarbeit], RL 93/103/EG [Fischerei], RL 92/104/EG, 92/91/EWG [Bergbau], 
RL 92/85/EWG [mutterschutzähnlich], RL 92/58/EWG [Schutzkennzeichnung], 
RL 92/57/EWG [Baustellen], RL 92/29/EWG [Schiffspersonal], RL 91/383/EWG 
[befristete und Teilzeitarbeit], RL 90/270/EWG [Bildschirmgeräte], RL 90/269/EWG 
[schweres Heben], RL 2002/44/EG [Vibration]); 

 Unterrichtung, Anhörung der Arbeitnehmer: EU-Betriebsrat (RL 2009/38/EG), 
RL 2002/14/EG, RL 91/533/EWG, RL 98/59/EG; 

 Leiharbeit [Gleichbehandlung mit Stammbelegschaft] (RL 2008/104/EG); 
 Teilzeitarbeit (RL 1999/70/EG, 97/81/EG); 
 Betriebsübergang [Umgehungsschutz Arbeitnehmerrechte] (RL 2001/23/EG); 
 Schutz bei Arbeitgeberinsolvenz (RL 2008/94/EG)1181; 
 Arbeitszeitregeln (RL 2003/88/EG [Nacht-/Schichtarbeit], RL 2002/15/EG 

[Transport]); 
 Tarifvertragsähnlich: Seearbeitsübereinkommen (RL 2009/13/EG, RL 1999/63/EG), 

Vereinbarung Luftpersonal (RL 2000/79/EG); 

                                                 
1178 Streinz, Europarecht, 10. Aufl. (2016), Rn. 1168. 
1179 Auf Grundlage eines Abkommens zwischen Eurostat und sechs Mitgliedsstaaten, vgl. 
https://ec.europa.eu/eurostat/statistics-
explained/index.php/Glossary:EU_statistics_on_income_and_living_conditions_(EU-SILC)/de, abgerufen am 
27.06.2019. 
1180 Die konkreten Instrumente (Schulungen, Analysen, Konferenzen, Informationskampagnen) lassen keine 
Wettbewerbsverfälschung befürchten. 
1181 Es handelt sich um eine Subvention durch Abwälzung des allgemeinen Insolvenzrisikos. Sie wurde 
ordnungspolitisch gerade noch vertretbar als „nach vorn verlängertes“ Arbeitslosengeld eingeordnet. Eine 
interventionistische Klassifikation wäre allerdings ebenfalls nicht ganz fernliegend gewesen. 
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 Globalisierungsfonds (VO 1309/2013)1182; 
 Koordinierung der Sozialsysteme (VO 987/2009, VO 883/2004, VO 1231/2010, 

VO 1408/71, VO 1945/93, VO 859/2003, RL 98/49)1183. 

Interventionistische Vorschriften: 

 Europäischer Hilfsfonds [Sozialhilfe-Zuschuss] (VO 223/2014)1184 (gerechtfertigt). 

Im Rahmen des Förderprogramms Beschäftigung und soziale Innovation „EaSI“ 

(VO 1296/2013) gewährt die EU Finanzhilfen und Mikrokredite an staatliche und private 

Einrichtungen. Ein erheblicher Teil der Förderung betrifft staatliche oder nicht 

gewinnorientierte Organisationen (Sozialpartner, zivilgesellschaftliche Organisationen), vgl. 

die Unterprogramme gem. Art. 3 VO 1296/2013. Soweit auch private Stellen an der Förderung 

teilhaben, ist es ausweislich der Definition von sozialem Unternehmertum (Art. 2 Nr. 1 

VO 1296/2013) erforderlich, dass primärer Zweck der Gesellschaft nicht Gewinnerzielung ist, 

sondern die Erreichung „sozialer“ Ziele. Es ist nicht unproblematisch, dass diese Ziele nicht 

klar definiert werden (vgl. Art. 1 VO 1296/2013), es besteht gleichwohl eine klare Tendenz zur 

Bekämpfung von Arbeitslosigkeit und zur Verbesserung von Arbeitsbedingungen. Da die 

Förderung Privater auf Kleinstunternehmen beschränkt ist (vgl. Art. 4 Abs. 1 lit. e, 25 

VO 1296/2013), das Fördervolumen als gering bezeichnet werden kann (2016: 138 Mio. €)1185 

und davon hauptsächlich staatliche Stellen begünstigt werden, handelt es sich 

schwerpunktmäßig um eine staatsinterne Umverteilung. Sie wird daher als neutral eingeordnet. 

Insgesamt erscheint das EU-Sozialrecht als ordnungspolitisch ganz überwiegend neutral 

ausgestalteter Politikbereich. An der EU-Sozialpolitik wurde kritisiert, dass die EU nicht genug 

für den Wettbewerb bei Sozialgütern getan hätte.1186 Das kann man beklagen, jedoch muss man 

die Effektivität der EU-Sozialpolitik in Relation zu ihrer geringen Integrationstiefe sehen. Im 

Übrigen werden Lücken im Wettbewerbsrecht dem Politikbereich des EU-Wettbewerbsrechts 

zu gerechnet.  

                                                 
1182 Mangels Geldleistung liegt keine Intervention vor. Der Fonds sieht in Art. 6, 7 VO 1309/2013 als Instrument 
das Anbieten „personalisierter Dienstleistungen“ an, die an eine aktive Arbeitssuche gekoppelt sind (Art. 7 Abs. 2 
lit. a VO 1309/2013). Daher wird der EGF mangels Wettbewerbsverfälschung oder dauerhaften Umverteilung hier 
als neutral angesehen. Andere Ansicht Bruhn, Wirtschaftsverfassung der EU, 2008, S. 131 
(„interventionistische[s] Potential der Gemeinschaft […] vergrößert“).  
1183 Liberalisierend hingegen Waldschmitt, Europäische Sozialunion, 2001, S. 140 (positive Freizügigkeitseffekte). 
1184 Kofinanzierung EU-seitig bis zu 85 % (Art. 20 Abs. 1 VO 223/2014). Die Hilfe betrifft „am stärksten 
benachteiligte Personen“ (Art. 2 Abs. 2 VO 221/2014) und ist damit sozialhilfeähnlich ausgestaltet. 
1185 Kommission, EU Budget, 2016, S. 82 Ziff. 1.1.6. 
1186 Vgl. Sundmacher/Müller, EU Integration, 2007, S. 187 (215 f.). 
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Waldschmitt (2001) definiert als ordnungspolitischen Maßstab sozialpolitischer Eingriffe die 

Kriterien der Ziel- und Ordnungskonformität.1187 Ersteres betrifft die Ausrichtung der 

Maßnahme auf das eigentliche sozialpolitische Endziel, letzteres stellt sicher, dass die 

Maßnahme das wirtschaftssystemische Leitbild nicht grundsätzlich in Frage stellt. Wendet man 

diese Kriterien auf die EU-Sozialpolitik an, so können die Bereiche beschäftigungsrelevanter, 

allgemeiner Forschung und Verwaltung, des Arbeitsschutzes, der Arbeitsbedingungen – sei es 

kollektiv- oder individualarbeitsrechtlich – sowie bestimmter Informations- und 

Anhörungsrechte für Arbeitnehmer als überwiegend Marktrahmen- und Staatsbinnenregeln, 

mithin als bürokratisch-neutral eingeordnet werden.1188 

Als schwerpunktmäßig neutraler Politikbereich bleibt dieser im Weiteren außer Betracht. 

k) Europäischer Sozialfonds (Art. 162-164 AEUV) 

Der Europäische Sozialfonds ist ein von der Kommission verwalteter EU-Haushaltsposten ohne 

Rechtspersönlichkeit.1189 Entsprechend besteht die Förderung ESF auf Grundlage sich 

sukzessiv seit 1957 aneinanderreihender Förderperioden (aktuell gem. VO 1304/2013). Die 

primärrechtliche Grundlage stellen Art. 162 bis 164 AEUV dar, wonach das Hauptziel die 

Förderung der Beschäftigung im Binnenmarkt darstellt, insbesondere bestehend aus 

Maßnahmen zur Berufsbildung, Arbeitskräftemobilität sowie betrieblichen 

Personalanpassungen (Art. 162 AEUV). Verfahrenstechnisch werden Mittel von den 

Mitgliedstaaten bei der Kommission auf Grundlage von Förderkonzepten1190 beantragt. Im 

Falle der Zuteilung entscheiden die Mitgliedstaaten in einem zweiten Schritt über die konkrete 

Verwendung.1191 Das sonst im EU-Subventionsrecht anzutreffende Kofinanzierungsprinzip 

wurde für den ESF erheblich aufgeweicht. Regelmäßig darf die Kofinanzierung 50 bis 85 % 

der Projektmittel erreichen (Art. 120 Abs. 3 VO 1303/2013), in besonderen Fällen sogar mehr 

(Art. 11 Abs. 2 VO 1304/2013). Der ESF wird nicht der Regional- und Strukturpolitik 

zugerechnet1192, da ein formal getrennter Titel im AEUV hierfür existiert und sich die 

Politikziele unterscheiden. 

                                                 
1187 Waldschmitt, Europäische Sozialunion, 2001, S. 24. 
1188 Die subsidiaritätsbezogene Kritik bei Waldschmitt, Europäische Sozialunion, 2001, S. 107 f., 118 betrifft vor 
allem die institutionelle Architektur der EU, die hier prinzipiell ausgespart wurde. 
1189 Vgl. Davy, in: Niedobitek, Europarecht, 2014, § 7 Rn. 78; Streinz, Europarecht, 10. Aufl. (2016), Rn. 1185. 
1190 Oppermann/Classen/Nettesheim, Europarecht, 8. Aufl. (2018), § 29 Rn. 23-24. 
1191 Davy, in: Niedobitek, Europarecht, 2014, § 7 Rn. 81. 
1192 Anders Rossi, in: Niedobitek, Europarecht, 2014, § 5 Rn. 124; Frenz, Hdb Europarecht, Bd. 6, 2011, Rn. 4426; 
vgl. auch Busch, Kohäsionspolitik in der EU, 2018, S. 7 zur Einordnung durch die Kommission.   
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Der ESF fördert nach eigenen Angaben über zehntausend Projekte.1193 Für die 

wirtschaftssystemische Überprüfung wird daher eine Stichprobe verwendet. Hierfür wurden 

100 EU-weit verstreute Projekte im Zeitraum vom 29.04.2016 bis zum 10.07.2019 zufällig1194 

herausgegriffen1195, deren Fördersummenanteil sich auf ca. 0,68 % der Gesamtfördersumme 

der Periode 2014-2020 (rd. 84 Mrd. €)1196 belief. Die Stichprobe hat folgende, tatsächliche 

Themenschwerpunkte ergeben:  

Projekt-
anzahl 

Projektgruppe1197 
Fördersumme 

(Mio. €)1198 

Stichproben-
anteil1199 

12 Arbeitsmarkt 144,97 25,54 % 

24 Randgruppen 108,82 19,17 % 

6 Allg. Staatsaufgaben 80,85 14,24 % 

7 Berufsausbildung 70,67 12,45 % 

7 Sonstige Subventionen 70,05 12,34 % 

14 Jugendförderung 58,83 10,37 % 

6 Weiterbildung 15,42 2,72 % 

15 Migration und Asyl 14,85 2,62 % 

2 Jedermann-Bildung 1,55 0,27 % 

3 Existenzgründung 1,47 0,26 % 

2 EU-Eigenwerbung 0,09 0,02 % 

100 Summe 567,57 100 % 

 

Soweit Projekte mehreren Bereichen zugeordnet werden konnten, wurde vorrangig auf die 

soziale Gruppenzugehörigkeit abgestellt (z. B. Jugend) und nicht die Zielsetzung der 

                                                 
1193 http://ec.europa.eu/esf/main.jsp?catId=46&langId=en&list=1, abgerufen am 28.06.2019. 
1194 Die einzige Korrektur bestand in der Substitution von Projekten ohne ausgewiesene Fördersumme. Die sechs 
weiteren Projekte wurden durch Listenerweiterung aufgenommen (Endtag 10.07.2019 statt 14.06.2019).   
1195 Die letzten 100 Projekte seit 28.06.2019, beruhend auf folgender Liste: 
http://ec.europa.eu/esf/main.jsp?catId=46&langId=en&list=1, abgerufen am 28.06.2019; vgl. Anh. D – 
ESF-Projektliste. 
1196 Gemäß der Tabelle https://cohesiondata.ec.europa.eu/en/dataset/ESF-budget-breakdown-per-country/hvf5-
3qw8, abgerufen am 01.07.2019. 
1197 Eigene Klassifikation. 
1198 Wechselkurse bei Nicht-Euro-Währungsangaben: 1 RON = 0,2 EUR; 1 BGN = 0,5 EUR; 1 SEK = 0,1 EUR; 
Referenztag: 01.07.2019. Förderbeträge auf Tausend EUR gerundet. 
1199 Anteil an der Fördersumme der Stichprobe, gerundet auf zwei Stellen nach dem Komma. 
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Maßnahme (Arbeitsmarkt). In letzterem Bereich sind daher nur solche Projekte enthalten, die 

sich an alle Arbeitssuchenden richteten. 

Wirtschaftssystemisch werden die Förderschwerpunkte wie folgt eingeordnet:  

Berufsausbildung und Jedermann-Bildung sind ordnungspolitisch vom staatlichen 

Bildungsauftrag1200 gedeckt. Dies gilt nicht für die getrennt ausgewiesene Weiterbildung, weil 

da die Teilnehmer bereits im Berufsleben tätig sind und die Maßnahme nicht der Vorbereitung 

auf den Arbeitsmarkt dient. 

Arbeitsmarktmaßnahmen (einschließlich Weiterbildung) werden vom Sozialauftrag des 

Staates1201 erfasst. Soweit im Rahmen solcher Projekte subventionierte Arbeitsplätze in 

Unternehmen geschaffen wurden, lässt sich die ordnungspolitische Vertretbarkeit daraus 

ableiten, dass die Hilfe nicht selektiv zugeordnet wird, sondern nur mittelbar über die 

Entscheidung der Arbeitnehmer, bei welchem Unternehmen sie arbeiten wollen. Das Element 

staatlicher Lenkung ist damit vergleichsweise gering und erscheint tolerabel.1202  

Die sozialpolitische Ausrichtung des ESF zeigt sich deutlich bei den Bereichen Randgruppen, 

Jugend, Migration und Asyl (Leistung an Bedürftige i. w. S.).  

Eine Intervention besteht in den kleinvolumigen Subventionen zur Existenzgründungshilfe. 

Nicht unproblematisch sind sonstige Subventionsprojekte, die eine inhomogene Struktur 

aufweisen und subventionierte Arbeitsplätze in der Wirtschaft beinhalten (teils ohne 

Bedingung, teils für Familienverträglichkeit u. ä.), Forschungsförderung sowie Anti-

Diskriminierungsmaßnahmen. Die Löwenanteile entfallen auf die regionale Subventionierung 

von Arbeitsplätzen. 

Schließlich existieren einige, teils großvolumige Projekte, die der Erfüllung allgemeiner 

Staatsaufgaben dienen (Gesetzesdatenbank, öffentliche Dienstleistungen). Kompetenziell 

lassen diese sich kaum auf sozialpolitische Zielsetzungen stützen. Daher ist die Kritik am ESF, 

es würde hierdurch ein vorweggenommener EU-Länder-Finanzausgleichs1203 etabliert werden, 

                                                 
1200 Oben, III. 1. b) (2), S. 93 f. 
1201 Oben, III. 1. b) (2), S. 93 f.; zu ökomischen Begründungsansätzen von Sozialpolitik vgl. Sundmacher/Müller, 
in: Wentzel, EU Integration, 2007, S. 187 (201-212). 
1202 Auch wenn es ordnungspolitisch klarere Lösungen geben dürfte als teilsubventionierte 
Arbeitsplatzmaßnahmen, etwa: Mindestlohnregeln kombiniert mit vorübergehenden staatlichen 
Beschäftigungsprogrammen bzw. entsprechenden Sozialleistungen, die den Wettbewerb nicht berühren. 
1203 Oppermann/Classen/Nettesheim, Europarecht, 8. Aufl. (2018), § 29 Rn. 25 
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teilweise zutreffend. Wirtschaftssystemisch ist diese Art der zwischenstaatlichen Umverteilung 

unter Hoheitsträgern hier nicht relevant. 

Insgesamt kann damit festgehalten werden, dass der ESF zwar überwiegend im Rahmen seines 

sozialpolitischen Aufgabenbereichs agiert, jedoch auch sonstige Subventionen ausreicht. Der 

Politikbereich wird daher als interventionistisch eingeordnet. 

Integrationstiefe 

Bei der ESF-Förderpolitik handelt es sich mangels zuordenbarer Teilmärkte/Wirtschaftszweige 

um eine Querschnittsförderung. Es unterbleibt eine Integrationsfaktorbestimmung. 

Quantifikation 

Da es sich bei den oben in der Stichprobe ermittelten „sonstigen Subventionen“ um 

Querschnittssubventionen handelt und der Politikbereich im Übrigen homogen ist, wird die 

ebenfalls oben ermittelte Quote an interventionistisch eingesetzten Mitteln (12,34 %) auf die 

ESF-Ausgaben 2016 angewendet. Dieser Teil entspricht den interventionistischen Tendenzen 

der ESF-Förderung. 

Indikator   Wert (Mio. €) Interventionsquote   Ergebnis (Mio. €) 

ESF-Ausgaben1204  6.033,793 * 0,1234   = 744,57 

 

l) Bildung, Jugend, Sport (Art. 165-166 AEUV)1205 

(1) Bildung und Jugend 

Die primärrechtliche EU-Kompetenz zur allgemeinen Bildung (Art. 165 Abs. 1 UAbs. 1 

AEUV) sowie zur Berufsbildung (Art. 166 Abs. 1 AEUV) ist wegen der ausdrücklich 

unangetasteten mitgliedstaatlichen Kompetenz (vgl. Art. 165 Abs. 1, 166 Abs. 4 AEUV)1206 nur 

rudimentär ausgeprägt. Die Verfolgung der bildungspolitischen EU-Ziele (Art. 165 Abs. 2 

AEUV) findet daher überwiegend durch sekundärrechtliche, finanzielle Förderprogramme 

statt. Die EU ist hier vor allem als Kofinanzierer tätig und unterhält verschiedene 

bildungsrelevante Programme (Erasmus, Comenius, Leonardo da Vinci, Grundtvig, Jean 

                                                 
1204 https://cohesiondata.ec.europa.eu/funds/esf#, Schaltfläche „EU Payments“ (Säule 2016), 15.01.2020. 
1205 Entgegen dem Titel des Politikbereichs existiert keine abgrenzbare Jugendpolitik der Union. 
1206 Vgl. Odendahl, in: Niedobitek, Europarecht, 2014, § 9 Rn. 16, 20; Dewe/Weber, Wissensgesellschaft, 2007, 
S. 84. 
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Monnet usf.).1207 Darüber hinaus wird die EU-Bildungspolitik im Rahmen mitgliedsstaatlicher 

Koordinierung durch nicht rechtsverbindliche Empfehlungen und Mitteilungen seitens des 

Rates und der Kommission (offene Methode der Koordinierung [OMK]), verwirklicht.1208 

Zwar hat auch „Recht auf Bildung“ (Art. 14 GrCh) Primärrechtsrang (Art. 6 Abs. 1 EUV), 

jedoch geht die Gewährleistung mangels erwähnenswerter EU-Bildungskompetenz ins 

Leere.1209  

Das bildungspolitische EU-Instrumentarium besteht somit vor allem aus Fördermaßnahmen 

und unverbindlichen Empfehlungen.1210 Bildungspolitisch relevante Ziele werden von der EU 

auch in anderen Politikbereichen verfolgt (z. B. Bildungsförderung durch den ESF, 

Forschungsförderung ).1211  

Kein Bestandteil des EU-Vertragsrechts sind parallele, freiwillige auswärtige 

Handlungsformen der Mitgliedsstaaten, wie etwa der Bologna-Prozess.1212 

Zum Teil wird auch das Recht des grundsätzlich diskriminierungsfreien Zugangs zu 

Bildungseinrichtungen im Rahmen der EU-Bildungspolitik dargestellt.1213 Da es sich um 

Annex-Regeln zu den Grundfreiheiten oder die Auslegung des allgemeinen 

Diskriminierungsverbots (Art. 18 AEUV) handelt, werden sie hier nicht weiter vertieft. 

Die EU-Jugendpolitik besteht, unbeschadet der hierauf ausgerichteten Förderpolitik des ESF, 

vor allem in Erstausbildungsförderung sowie der Erleichterung des Jugendaustauschs1214, vgl. 

Art. 165 Abs. 2 Spiegelstrich 5 AEUV. Obwohl Jugend neben Bildung und Sport gleichrangig 

in der Titelüberschrift geführt wird, ist es inhaltlich eng mit Bildungsförderung und -

koordinierung verknüpft. 

Aus dem Sekundärrecht: 

 Erasmus+ (VO 1288/2013, VO 2019/499)1215 

                                                 
1207 Oppermann/Classen/Nettesheim, Europarecht, 8. Aufl. (2018), § 34 Rn. 23 f. 
1208 Dewe/Weber, Wissensgesellschaft, 2007, S. 88 f. 
1209 Oppermann/Classen/Nettesheim, Europarecht, 8. Aufl. (2018), § 34 Rn. 17 („lettre morte“). 
1210 Vgl. Odendahl, in: Niedobitek, Europarecht, 2014, § 9 Rn. 21; Müller-Solger/Czysz/Petzold/Pfaff, Bildung 
und Europa, 2. Aufl. (1997), S. 27 f. 
1211 Vgl. Müller-Solger/Czysz/Petzold/Pfaff, Bildung und Europa, 2. Aufl. (1997), S. 69 ff. (ESF), S. 94 ff. 
(Forschungspolitik). 
1212 Erklärung der EU-Bildungsminister vom 19.06.1999, https://www.bmbf.de/files/bologna_deu.pdf, abgerufen 
am 02.07.2019. 
1213 Oppermann/Classen/Nettesheim, Europarecht, 8. Aufl. (2018), § 34 Rn. 19 f. 
1214 Müller-Solger/Czysz/Petzold/Pfaff, Bildung und Europa, 2. Aufl. (1997), S. 90 f. 
1215 Einschließlich der Programme Comenius, Leonardo da Vinci usf., vgl. Art. 2 Abs. 3 lit. a VO 1288/2013.  



- 224 - 

 Statistik (VO 452/2008, VO 1552/2005, VO 1175/2014, VO 912/2013) 

 Berufsbildungs-Agentur „Cedefop“ [Analysen Arbeitsmarkt, Bildung u. a.]1216 
(VO 2019/128) 

Die geringe Integrationstiefe im Bereich der Bildungspolitik führt dazu, dass erwähnenswerter 

EU-Einfluss sich hierbei auf die Erasmus+ Förderprogramme beschränkt. Diese können 

wirtschaftssystemisch als vom staatlichen Bildungsauftrag gedeckt angesehen werden, da sie 

die Mobilität der Bildungsteilnehmer auf EU-Ebene materiell absichert. Der Politikbereich wird 

deshalb als neutral eingeordnet und kann außer Betracht bleiben. 

(2) Sport 

Nennenswerten EU-Einfluss im Sport-Sektor entfalten die Grundfreiheiten durch ihre 

Freizügigkeitsgarantien,1217 die aber für die Zwecke dieser Arbeit dem EU-Politikbereich des 

Binnenmarktes zuzuordnen sind. Auch wenn Unionsziele rechtlich nicht völlig bedeutungslos 

sind, ist ihr primärrechtlicher Wirkungsspielraum gering.1218 Die sich aus Art. 165 Abs. 1 UAbs. 

2, Abs. 2 Spiegelstrich 7 AEUV ergebende Beitrags-1219 und Förderkompetenz der EU hat 

daneben kaum nennenswerte Wirkungen entfaltet.1220 

m) Kulturpolitik (Art. 167 AEUV) 

Art. 167 AEUV umreißt die primärrechtliche EU-Förderkompetenz im Kultursektor mit 

folgenden Aufgabenbereichen: Unterstützung und Ergänzung 1) der Kenntnis und Verbreitung 

von Kultur der EU-Völker, 2) des Schutzes des kulturellen Erbes mit europäischer Bedeutung, 

3) des nichtkommerziellen1221 Kulturaustauschs sowie 4) des künstlerischen und literarischen 

Schaffens. Der Politikbereich umfasst explizit keine Harmonisierungsvorschriften und es 

verbleiben als Instrumente1222 daher die finanzielle Förderung, die inzidente Berücksichtigung 

im Rahmen der Querschnittsklausel (Art. 167 Abs. 4 AEUV)1223 sowie der Erlass 

unverbindlicher Stellungnahmen (zu beidem: Art. 167 Abs. 5 AEUV) zur Erfüllung des in 

                                                 
1216 Vgl. Müller-Solger/Czysz/Petzold/Pfaff, Bildung und Europa, 2. Aufl. (1997), S. 189. 
1217 Eichel, Sport im Recht der EU, 2012, S. 107 ff., 117 ff.; Odendahl, in: Niedobitek, Europarecht, 2014, § 9 Rn. 
31 ff.; Oppermann/Classen/Nettesheim, Europarecht, 8. Aufl. (2018), § 34 Rn. 33. 
1218 Vgl. zur Justiziabilität des Unionsziels der Sportförderung Eichel, Sport im Recht der EU, 2012, S. 254 ff. 
1219 Eichel, Sport im Recht der EU, 2012, S. 140 f. deutet die Terminologie („beitragen“, statt „fördern“) als 
Abschwächung der EU-Kompetenz in Ansehung der mitgliedstaatlichen Förderprärogative und der Autonomie 
von Sportorganisationen. 
1220 Eichel, Sport im Recht der EU, 2012, S. 243 f. (int. Zusammenarbeit), S. 252 (gegenüber Privaten). 
1221 Zur problematischen Subsumtion vgl. Wemmer, Die neuen Kulturklauseln, 1996, S. 92-94. 
1222 Vgl. Odendahl, in: Niedobitek, Europarecht, 2014, § 9 Rn. 73 ff., welche darüber hinaus noch das 
außervertragliche Handeln der EU beleuchtet. 
1223 Vgl. Oppermann/Classen/Nettesheim, Europarecht, 8. Aufl. (2018), § 34 Rn. 44.  
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Art. 3 Abs. 3 UAbs. 4 EUV enthaltenen1224 kulturpolitischen Unionsziels. Die kulturpolitische 

Integration der Mitgliedsstaaten wird vor dem Hintergrund der beschränkten EU-

Kulturkompetenz mittels der „offenen Methode der Koordinierung“ (OMK) vorangetrieben. 

Dabei ist die EU (genauer: der Rat) Motor im Rahmen einer „policy transfer platform“1225. 

Aus dem Sekundärrecht: 

 Rückgabe unrechtmäßig verbrachter Kulturgüter (RL 2014/60/EU); 

 Förderprogramm „Kreatives Europa“ [EACEA] (VO 1295/2013); 

Die Kulturförderung „Kreatives Europa“ (VO 1295/2013) hat im Zeitraum 2014-2020 einen 

Finanzrahmen i. H. v. knapp EUR 1,5 Mrd. und besteht aus drei Teilbereichen: Kultur, MEDIA 

sowie bereichsübergreifende Aktionen.1226 Konkret handelt es sich u. a. um die Förderung1227 

von Filmstudios, Filmprojekten, Kulturveranstaltungen (z. B. Filmfestivals), 

TV-Produktionen1228, Literaturübersetzungen1229 oder Weiterbildungsworkshops im 

Kulturbereich1230. 

Die Kulturförderung steht zwar im Zusammenhang mit dem staatlichen Bildungsauftrag, 

unterscheidet sich jedoch auch von ihm. So betrifft Bildung die Vorbereitung und 

Wissensvermittlung der neuen Generation, teils auch der aktuell arbeitenden Bevölkerung, 

wohingegen Kulturpolitik im hier interessierenden Sinne die Förderung künstlerisch tätiger 

Personen und Einrichtungen darstellt. Will man die ordnungspolitische Rechtfertigung von 

Kultursubventionen nicht mit dem lapidaren Hinweis auf die diesbezügliche Tradition in den 

Mitgliedsstaaten rechtfertigen, stellt sich die Frage , weshalb das Wettbewerbsprinzip in der 

Kultur keiner strikten Anwendung bedarf bzw. weshalb auch Private als 

Kulturbeihilfenempfänger in Frage kommen (vgl. Art. 107 Abs. 3 lit. d AEUV)1231. Nach hier 

vertretener Ansicht folgt dies daraus, dass Kulturtätigkeiten in aller Regel „brotlose“ 

                                                 
1224 Oppermann/Classen/Nettesheim, Europarecht, 8. Aufl. (2018), § 34 Rn. 37. 
1225 Schneider, Europäisch verbunden, 2017, S. 36. 
1226 Odendahl, in: Niedobitek, Europarecht, 2014, § 9 Rn. 79; vgl. auch Oppermann/Classen/Nettesheim, 
Europarecht, 8. Aufl. (2018), § 34 Rn. 48 (kulturelle Veranstaltungen, Förderung des europäischen Films). 
1227 Die folgenden Fußnoten beziehen sich auf die Projektselektion des EACEA, vgl. 
https://eacea.ec.europa.eu/creative-europe/selection-results_en, abgerufen am 03.07.2019. 
1228 EAC/S24/2013 (https://eacea.ec.europa.eu/sites/eacea-site/files/documents/publication-of-results-tv-2014-
dl2.pdf, abgerufen am 03.07.2019). 
1229 EACEA 46/2014 (https://eacea.ec.europa.eu/sites/eacea-site/files/1.selected_projects.pdf, abgerufen am 
03.07.2019). 
1230 Workshop für Serienautoren, EACEA/06/2016 Nr. 11 (https://eacea.ec.europa.eu/sites/eacea-
site/files/list_selected_projects.pdf, abgerufen am 03.07.2019). 
1231 Beihilferechtlichen Erwägungen zur Kulturpolitik bei Wemmer, Die neuen Kulturklauseln, 1996, S. 197 ff., 
der i. E. eine noch weitergehende Freistellung von Kulturförderung befürwortete, allerdings nur in Bezug auf 
„klassische Kultureinrichtungen“ (S. 215). 
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Tätigkeiten waren und sind, soweit das gesamte Spektrum künstlerischer Tätigkeit in den Blick 

genommen wird. Es besteht daher anders als in der profitorientierten Wirtschaft nicht die 

monopolisierende Dynamik von Vermögens- und Machtaufbau, die durch das 

Wettbewerbsprinzip gebändigt werden müsste. Zwar erfasst die EU-Förderung auch 

(profitable) Filmproduktionen. Jedoch ist die Förderung auf Vielfalt ausgerichtet und nicht auf 

Pflege einer nachfrageseitig ausgerichteten Monokultur1232.  

Ein anderer Aspekt von hoheitlicher Kulturförderung ist die Dominanz staatlicher Geldgeber 

und die damit verbundene Lenkungsmacht, die auch in Konflikt zu individueller Freiheit 

geraten kann.1233 Die Entwicklung geeigneter Wertegrundlagen (kulturelles 

Neutralitätsgebot)1234 und entsprechender Auswahlmaßstäbe1235 würde den Rahmen der Arbeit 

übersteigen und die (bisher nicht übermäßig bedeutsame) EU-Kulturpolitik überschätzen.1236 

Insgesamt erscheint die konkrete Kulturförderung der EU, die die kulturelle Vielfalt der 

Mitgliedstaaten achtet, erhält (Art. 167 Abs. 1 AEUV) und ergänzt, wirtschaftssystemisch 

neutral. 

n) Gesundheitswesen (Art. 168 AEUV) 

Primärrecht 

Das lediglich aus Art. 168 AEUV bestehende Primärrecht zum Gesundheitswesen beinhaltet in 

Abs. 1 eine Querschnittsklausel (Abs. 1 UAbs. 1) und eine Ergänzungs- und 

Beobachtungskompetenz der EU im Gesundheitswesen (Abs. 1 UAbs. 2), eine 

Förderkompetenz zur mitgliedsstaatlichen und internationalen Zusammenarbeit (Abs. 2, 

Abs. 3) sowie ferner eine Kompetenz- und Verfahrensvorschrift1237 auf dem Gebiet 

gesundheitlicher Qualitäts- und Sicherheitsstandards1238, einschließlich Arzneimittel und 

Medizinprodukte, sowie des Veterinär- und Pflanzenschutzes, soweit dies unmittelbar dem 

Schutz menschlicher Gesundheit dient (Abs. 4). Der Bereich der humanmedizinischen 

Versorgung in Form von Dienstleistungen wird von der Harmonisierung ausgenommen 

                                                 
1232 Vgl. zur seit jeher US-amerikanisch geprägten Filmwirtschaft am Beispiel von Kinofilmen Wemmer, Die neuen 
Kulturklauseln, 1996, S. 97 (80 % nichteuropäische Produktionen). 
1233 Lenski, in: FS Kloepfer, 2013, 105 (108). 
1234 Lenski, in: FS Kloepfer, 2013, 105 (115) 
1235 Lenski, in: FS Kloepfer, 2013, 105 (115 ff.). 
1236 Begrenzte Handlungsmöglichkeiten der Kommission, vgl. Schneider, Europäisch verbunden, 2017, S. 261 f. 
1237 Kingreen, in: Calliess/Ruffert, EUV/AEUV, 5. Aufl. (2016), AEUV Art. 168 Rn. 18. 
1238 Einschließlich des Transplantationsrechts, Art. 168 Abs. 4 lit. a AEUV; vgl. dazu Schmidt am Busch, 
Gesundheitssicherung, 2007, S. 346 ff. 
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(Abs. 5)1239 und abgesehen von (unverbindlichen) Empfehlungen (Abs. 6) wird zuletzt noch 

einmal explizit die mitgliedstaatliche Verantwortung hervorgehoben (Abs. 7). 

Die EU-Gesundheitspolitik ist damit kompetenziell eng umgrenzt und beschränkt sich vor 

allem auf Institutionenbildung1240, präventiven Gesundheitsschutz1241 unter Ausklammerung 

des Heilungsprozesses und die Beeinflussung nationaler Gesundheitssysteme durch 

Grundfreiheiten1242 und Wettbewerbsrecht.1243 Die Ergänzungskompetenz umfasst im Übrigen 

verschiedene fragmentarische, gesundheitsrelevante Bereiche: Gesundheitsaufklärung und -

erziehung, Aktionsprogramm gegen Alkoholmissbrauch, Maßnahmen gegen Krebs, HIV- und 

Aids-Bekämpfung, Unterstützung der Blutspende, Herz-Kreislauf-Erkrankungen, 

Erbkrankheiten sowie Gesundheit und Umwelt.1244 Realisiert werden Maßnahmen durch 

„Aktionsprogramme“1245, deren finanzielle Ausstattung vergleichsweise gering1246 war und die 

durch horizontale Programme1247 abgelöst wurden. 

Erwähnenswert ist schließlich noch, dass gesundheitsrelevante Politik auch Rahmen anderer 

Politikbereiche stattfindet.1248 Für die Zwecke dieser Arbeit wird sie jenen Politikbereichen 

zugerechnet. 

Sekundärrecht1249 

Liberale Vorschriften: 

 Keine. 

Bürokratisch-neutrale Vorschriften: 

 Klinische Prüfungen Humanarzneimittel (VO 536/2014, RL 2003/94/EG); 

 EU-Beobachtungsstelle Drogen (VO 1920/2006); 

 EU-Zentrum Krankheitsprävention (VO 851/2004); 

 Europäische Arzneimittelagentur (VO 726/2004, VO 658/2014, VO 658/2007, 
VO 507/2006, VO 2049/2005, VO 297/95); 

                                                 
1239 Schmidt am Busch, Gesundheitssicherung, 2007, S. 237 f.; vgl. Oppermann/Classen/Nettesheim, Europarecht, 
8. Aufl. (2018), § 33 Rn. 50. 
1240 Berg, Gesundheitssschutz, 1997, S. 549. 
1241 Vgl. Schmidt am Busch, Gesundheitssicherung 2007, S. 17, 50; Berg, Gesundheitsschutz, 1997, S. 332 ff. 
1242 Vgl. Vahlpahl, Europäische Sozialpolitik, 2007, S. 156-159 (Dienstleistungsfreiheit). 
1243 Oppermann/Classen/Nettesheim, Europarecht, 8. Aufl. (2018), § 33 Rn. 52; Frenz, Hdb Europarecht, Bd. 6, 
2011, Rn. 4160, 4164. 
1244 Darstellung bei Berg, Gesundheitsschutz, 1997, S. 339-354. 
1245 Übersicht bei Schmidt am Busch, Gesundheitssicherung, 2007, S. 22 (Fn. 56). 
1246 Vgl. Art. 4 Abs. 1 Beschl. (KOM) 1295/1999/EG (6,5 Mio. €, 5 Jahre, Bereich: seltene Krankheiten); Art. 3 
Ziff. 1 Beschl. (KOM) 967/96/EG (knapp 70 Mio. €, 7 Jahre, Aids und anderen Krankheiten). 
1247 Schmidt am Busch, Gesundheitssicherung, 2007, S. 53 (Wende seit dem Beschl. [EP, Rat] 1786/2002/EG). 
1248 Berg, Gesundheitsschutz, 1997, S. 479 ff.; Vahlpahl, Europäisches Sozialpolitik, 2007, S. 154 f.; Schmidt am 
Busch, Gesundheitssicherung, 2007, S. 113-118. 
1249 Ohne Regeln mit Drittlandbezug, z. B. Zwangslizenzen bei Ausfuhr in Entwicklungsländer, VO 816/2006. 



- 228 - 

 Arzneimittel für seltene Leiden (VO 141/2000, VO 847/2000)1250; 

 Kontrolle von Drogenausgangsstoffen (VO 273/2004); 

 Schutzzertifikat Arzneimittel (VO 469/2009); 

 Elektronische Gebrauchsanweisung Medizin (VO 207/2012); 

 Patientenrechte [grenzüberschreitend] (RL 2011/24/EU); 

 Sicherheitsstandards gespendetes menschliches Gewebe/Zellen (RL 2004/23/EG, 
RL 2015/566/EU, RL 2006/86/EG); 

 Qualitätsstandards: Blut, Blutbestandteile (RL 2002/98/EG, RL 2004/33/EG), In-Vitro-
Diagnostika (RL 98/79/EG), Blutspende-Sicherheit (RL 2005/62/EG, RL 2005/61/EG), 
(RL 2005/50/EG), Medizinprodukte (RL 93/42/EWG, RL 2005/50/EG [Gelenkersatz 
Hüfte, Knie, Schultern], RL 2003/12/EG [Brustimplantate]), Transplantation 
(RL 2010/45/EU), implantierbare Geräte (RL 90/385/EWG); 

 Arzneimittelprüfung (RL 2001/20/EG), Prüfpräparate (RL 2005/28/EG), 
Arzneimittelfarbstoffe (RL 2009/35/EG), neuartige Therapien (VO 1394/2007), 
Gemeinschaftskodex Humanarznei (RL 2001/83/EG), VO 1234/2008, VO 2141/96, 
VO 1662/95, VO 540/95; 

Interventionistische Vorschriften: 

 Keine. 

Unberücksichtigt: 

 Förderprogramm Gesundheit (VO 282/2014). 

Qualifikation 

Das EU-Gesundheitsrecht besteht überwiegend aus bürokratisch-neutralen Vorschriften in 

Gestalt von Qualitätsstandards, Sicherheitsanforderungen, Arzneimittelstandards-1251 und 

Zulassungsverfahren sowie behördlichen Beobachtungs- und Informationsstellen.1252 

Wirtschaftssystemisch von Interesse ist lediglich das durch die VO 282/2014 installierte 

Subventionsprogramm (rd. 450 Mio. €, Zeitraum 2014-2020), welches schwerpunktmäßig der 

Krankheitsprävention, medizinischen Verfahrensentwicklung und dem Kapazitätsaufbau im 

Gesundheitssektor dient (Art. 3 VO 282/2014). Das Programm fördert staatliche oder sonstige 

öffentliche Institute (Art. 8 Abs. 1 VO 282/2014) sowie Private unter der Bedingung des 

fehlenden Erwerbszwecks (Art. 8 Abs. 2 lit. a VO 282/2014).1253 Mangels Informationen zu 

                                                 
1250 Zwar weist die VO teils Subventionscharakter auf (Teil-Befreiungen vom Zulassungsverfahren sowie von 
Gebühren, vgl. Art. 7 Abs. 2 S. 2 VO 141/2000). Diese können aber ordnungspolitisch, da solche Arzneimittel 
sonst überhaupt nicht rentabel wären und eine Anknüpfung an die Bedürftigkeit der Patienten nicht sinnvoll 
erscheint, mangels Tendenz zur Machtkonzentration noch als vertretbar angesehen werden. 
1251 Vgl. Schmidt am Busch, Gesundheitssicherung, 2007, S. 268 ff., 314 ff. 
1252 Vgl. auch Oppermann/Classen/Nettesheim, Europarecht, 8. Aufl. (2018), § 33 Rn. 54, 59 ff. 
1253 Vgl. die Umschreibung des Programmportals: „public, non-governmental or private bodies including public 
authorities, public sector bodies, in particular research and health institutions, universities and higher education 
establishments“ (https://ec.europa.eu/chafea/health/funding/projects-grants/index_en.htm, 24.01.2020). 
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den konkreten, privaten Begünstigten konnte die Wettbewerbsneutralität nicht abschließend 

geklärt werden. 

Im Übrigen erscheint der Politikbereich neutral und in seiner Integrationstiefe1254 begrenzt. Er 

kann im Folgenden außer Betracht bleiben. 

o) Verbraucherschutz (Art. 169 AEUV) 

Primärrecht 

Der Politikbereich des Verbraucherschutzes zielt auf die Förderung der Gesundheit, Sicherheit 

und wirtschaftlichen Interessen der Verbraucher durch Etablierung eines hohen 

Verbraucherschutzniveaus ab (Art. 169 Abs. 1 AEUV).1255 Entsprechende Maßnahmen 

verstehen sich als Mindestharmonisierung, von denen die Mitgliedsstaaten durch strengere 

Normen abweichen können (Art. 169 Abs. 4 AEUV). Verbraucherschutz kann kompetenziell 

als Unterfall der Rechtsangleichung (Art. 114 AEUV) angesehen werden, da 

Harmonisierungsrechtsakte gem. Art. 169 Abs. 2 lit. a AEUV stets Art. 114 Abs. 1 AEUV 

entsprechen1256 müssen. Der Politikbereich reichert dies lediglich durch eine Unterstützungs- 

und Überwachungskompetenz der EU an (Art. 169 Abs. 2 lit. b AEUV). Flankiert werden die 

Vorschriften durch eine Querschnittsklausel zum Verbraucherschutzrecht (Art. 12 AEUV)1257 

und die Verankerung von Verbraucherschutz in Art. 38 EU-GRCh („hohes 

Verbraucherschutzniveau“). 

Die inhaltliche Abgrenzung zum Politikbereich der Rechtsangleichung ist aufgrund der 

extensiv gehandhabten1258 Tatbestandsmerkmale des Art. 114 Abs. 1 AEUV nicht einfach. Für 

die Zwecke dieser Arbeit soll pragmatisch jegliches Recht als Verbraucherschutzrecht 

                                                 
1254 Vgl. Vahlpahl, Europäische Sozialpolitik, 2007, S. 155 f. („wenig Einfluss“, ergänzender Charakter). 
1255 Nach Wiebe, Unternehmerfreiheit versus Verbraucherschutz, 2017, S. 163 f. soll die „Aufzählung der 
Aufgabenfelder“ (Art. 169 Abs. 1 AEUV letzter Halbsatz) nicht abschließend sein. Die Tätigkeiten der Union 
müssten aber auf den „Verbraucher als Marktakteur […] abzielen“ (Wiebe, a. a. O., S. 164). 
1256 Streitig, wie hier: Blanke/Böttner, in: Niedobitek, Europarecht, 2014, § 2 Rn. 207; weitere Nachweise zum 
Streitstand bei Wiebe, Unternehmerfreiheit versus Verbraucherschutz, 2017, S. 179-181 m. w. N. zur Gegenansicht 
(Art. 169 Abs. 2 lit. a AEUV kompetenzerweiternd). 
1257 Vgl. Wiebe, Unternehmerfreiheit versus Verbraucherschutz, 2017, S. 169. 
1258 Vgl. dazu Frenz, Hdb Europarecht, Bd. 6, 2011, Rn. 4252 (Fn. 55). 



- 230 - 

eingeordnet werden, das an die Verbrauchereigenschaft anknüpft1259  oder an Produkte, die ganz 

überwiegend von Verbrauchern erworben werden (Lebensmittel)1260. 

Bisweilen wird auf einen Konflikt zwischen Verbraucherschutzrecht und den Grundfreiheiten 

hingewiesen und darauf, dass Verbraucherschutzbelange vom EuGH1261 grundsätzlich als 

Rechtfertigungsgrund zur Einschränkung von Grundfreiheiten in Frage kommen.1262 Dies liegt 

darin begründet, dass Schutzstandards bei Verbrauchergeschäften formaljuristisch aufgrund der 

geringen Hürden beim Eingriffsbegriff1263 in aller Regel eine mittelbare Beschränkung einer 

Grundfreiheit (z. B. Maßnahme gleicher Wirkung, Art. 34 AEUV) darstellen können.1264 Aus 

wirtschaftssystemischer Sicht besteht hingegen kein zugespitztes, inhaltliches 

Spannungsverhältnis, weil bloße Marktrahmenregeln, die die Wirtschaftsplankompetenz und 

den Preismechanismus nicht spürbar stören, ordnungspolitisch vertretbar sein können.1265 Für 

die Vereinbarkeit sprechen die Auswirkungen der Fernabsatz-Regulierung, die dem rasanten 

Wachstum dieser Vertriebswege keinen Abbruch getan haben.1266 Effektive 

Verbraucherschutzrechte befördern über ihre Disziplinierungswirkung gegenüber 

Verkäufern1267 ferner den wirtschaftlichen Wettbewerb, sodass eine Nicht-Regelung hier nicht 

die ordnungspolitisch offensichtlich bessere Lösung gewesen wäre. In der Regulierung von 

außerhalb von Geschäftsräumen abgeschlossenen Verträgen liegt im Übrigen keine 

Benachteiligung des stationären Handels, da die Kostennachteile (z. B. Gewerbemiete) 

Ausdruck des allgemeinen Preismechanismus sind und der e-Commerce durch die 

Widerrufsrechte der Verbraucher rechtlich sogar benachteiligt wird. 

Weitere Rechtfertigungsmuster zu verbraucherschutzrechtlichen begründeten Eingriffen in die 

Privatautonomie rekurrieren auf das Machtgefälle zwischen Anbietern und Nachfragern im 

                                                 
1259 Auf Grundlage der engeren Definition des EuGH (Urt. v. 22.11.2001 – C-541/99 [ECLI:EU:C:2001:625]) aus 
dem Verbraucherschutzrecht (nichtgewerblich und nichtberuflich, mithin jede privat handelnde natürliche Person), 
hierauf hinweisend Frenz, Hdb Europarecht, Bd. 6, 2011, Rn. 4236 (Fn. 16); vgl. auch 
Oppermann/Classen/Nettesheim, Europarecht, 8. Aufl. (2018), § 36 Rn. 7. 
1260 Einordnung als Verbraucherschutzrecht auch bei Wiebe, Unternehmerfreiheit versus Verbraucherschutz, 2017, 
S. 302 ff. 
1261 Urt. v. 20.02.1979 – C-120/79 (Cassis-de-Dijon) (ECLI:EU:C:1979:42) Rn. 8. 
1262 Frenz, Hdb Europarecht, Bd. 6, 2011, Rn. 4273. 
1263 Dies soll vor allem Rechtsschutzlücken vermeiden und nicht bestimmte materielle Ergebnisse präjudizieren.  
1264 Vgl. hierzu die Abwägung der Unionsziele Binnenmarktintegration und Verbraucherschutz bei Wiebe, 
Unternehmerfreiheit versus Verbraucherschutz, 2017, S. 283-286 (kein klares Vorrangverhältnis). 
1265 Eine stärker juristische Perspektive hingegen bei Wiebe, Unternehmerfreiheit versus Verbraucherschutz, 2017, 
S. 286 f. (teils tiefe Eingriffe in die Unternehmerfreiheit).  
1266 Ob der immer noch wachsende Internetvertrieb auch ohne Widerrufsrecht derart beliebt geworden wäre, darf 
bezweifelt werden. Positive Auswirkungen eines sicheren Privatrechtsrahmens für Verbraucher sind jedenfalls 
plausibel. 
1267 Der Widerruf ermöglicht dem Verbraucher eine Rücksendung auch dann, wenn er subjektiv unzufrieden mit 
der Ware ist, auch wenn sie rechtlich betrachtet nicht mangelhaft ist. 
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Massenmarkt, welches dann zur Durchsetzung nachteiliger Vertragsbedingungen auf 

Verbraucherseite führe.1268 Daran anknüpfend wird dann die Frage aufgeworfen, inwieweit 

Verbraucherschutz zum Instrument von Verteilungspolitik fungieren könne. Dieser Ansatz 

führt in die Irre, weil Verbraucherschutzrecht ganz überwiegend gerade keine Preisregulierung 

beinhaltet1269, sondern – insbesondere vermöge des AGB-Rechts – die Angemessenheit und 

Transparenz von Nebenbedingungen (Information, Lieferung, Zahlungsmodalitäten) und damit 

nur indirekt (etwa über Gewährleistungsrechte)1270 das Synallagma beeinflusst. Überzeugender 

erscheint die verbraucherrechtliche Legitimation mit Blick auf zu überwindende 

Informationsdefizite1271, welche zugleich eine Wettbewerbsvoraussetzung darstellen. Dies alles 

spricht für die Einordnung von Verbraucherschutzrecht als Marktrahmenregel. Die Gefahren 

übermäßiger Bürokratisierung aufgrund umfangreicher Informations- und Formularpflichten 

wird dabei nicht übersehen, betrifft aber eine andere Problemlage (übermäßige Bürokratie und 

Formalitäten).1272 

Sekundärrecht 

Liberale Vorschriften: 

 Preistransparenz (RL 98/6/EG [Preis pro Maßeinheit]); 

Bürokratisch-neutrale Vorschriften: 

 Tabakwerbung (RL 2014/40/EU)1273; 

 Produktsicherheit, -kennzeichnung: RL 2001/95/EG, RL 93/11/EWG, 
Textilerzeugnisse VO 1007/2011; 

 Alternative Streitbeilegung Verbraucherangelegenheiten (RL 2013/11/EU); 

 Behördenzusammenarbeit Verbraucherschutz (VO 2006/2004); 

 Lebensmittelrecht1274: Lebensmittelkennzeichnung (RL 2011/91/EU, RL 2002/46/EG, 
VO 1169/2011, Spirituosen (VO 110/2008), VO 907/2013, Zellglasfolie und 
Lebensmittel (RL 2007/42/EG), Säuglinge-/Kleinkinder-Lebensmittel 
(RL 2006/125/EG, VO 609/2013), Lebensmittelzusätze Zulassungsverfahren 
(VO 1331/2008), VO 178/2002, VO 1924/2006, VO 1925/2006; VO [Euratom] 
2016/52, VO 2015/1474, VO 2015/538, VO 2015/537, VO 1096/2014, VO 318/2014, 
VO 301/2014, VO 545/2013, VO 1190/2012, VO 231/2012, VO 200/2012, 

                                                 
1268 Referiert bei Franck, Europäisches Absatzrecht, 2006, § 6 I. (S. 156 ff.). 
1269 Da Preisabreden, mit Anahme bestimmter Preisnebenabreden, keine Abweichung vom Gesetz darstellen 
(§ 307 Abs. 3 Satz 1 BGB) unterliegen sie auch keiner Inhaltskontrolle gem. 307 Abs. 1 BGB, vgl. Wurmnest, in: 
MK-BGB, 8. Aufl. (2019), § 307 Rn. 17; Grüneberg, in: Palandt, BGB, 80. Aufl. (2020), § 307 Rn. 46. 
1270 Vgl. Franck, Europäisches Absatzrecht, 2006, § 7, S. 209 ff. zur Disziplinierungswirkung von 
Widerrufsrechten. 
1271 Franck, Europäisches Absatzrecht, 2006, § 7, S. 184 ff. 
1272 Vgl. die vereinfachende Annahme oben zum Gesichtspunkt des Bürokratieausmaßes, III. 1. b) (3) aa), S. 98.  
1273 Hauptzweck dürfte die Informationsfunktion zu Gesundheitsschäden für den Verbraucher darstellen, neben 
mittelbarem Gesundheits- und Binnenmarkt-Harmonisierungsbezug. 
1274 Ohne Einfuhrvorschriften. 
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VO 1129/2011, VO 517/2011, zahlreiche Verordnungen zu geschützten 
Ursprungsbezeichnungen, VO 1304/2003, VO 282/2008, VO 2023/2006, 
VO 1882/2006, VO 315/93, RL 2015/2203, RL 2015/254/EU, RL 2009/54/EG, 
RL 2009/32/EG, RL 2000/36/EG, RL 1999/2/EG, RL 1999/4/EG, RL 1999/3/EG, 
RL 2001/114/EG, RL 2003/40/EG, RL 2001/110/EG, RL 2001/113/EG, 
RL 2001/111/EG, RL 1999/121/EG, RL 98/28/EG, RL 96/8/EG, RL 93/45/EWG, 
RL 92/2/EWG, VO 2015/2284, VO 764/2008, VO 396/2005, VO 1935/2004, 
VO 852/2004, VO 882/2004, VO 2065/2003, VO 2019/759, VO 1333/2008, 
VO 26/2011, VO 10/2011, VO 605/2010, VO 257/2010, VO 401/2006, VO 115/2010, 
VO 450/2009, VO 333/2007, VO 1881/2006, VO 1609/2006, VO 2073/2005, 
VO 1895/2005, VO 622/2002, RL 2006/13/EG; 

 Verbrauchervertragsrecht: RL 2011/83/EU, Wohnimmobilienkredit 
(RL 2014/17/EU)1275, Verbraucherkredit (RL 2008/48/EG)1276, RL 2002/65/EG, 
Verbrauchsgüterkauf (RL 1999/44/EG), RL 93/13/EWG; 

 Unlautere Geschäftspraktiken gegenüber Verbrauchern (RL 2005/29/EG); 

 Streitbeilegung, Prozessrecht: RL 2009/22/EG, VO 524/2013. 

Interventionistische Vorschriften: 

 Förderprogramm [Verbraucherschutz allgemein] (VO 254/2014) (gerechtfertigt). 

Qualifikation 

Das Verbraucherschutzrecht weist eine Fülle von bürokratisch-neutralen Vorschriften auf, die 

insbesondere Produktkennzeichnungsregeln, Lebensmittelvorschriften1277 und 

Verbrauchervertragsrecht betreffen. Die Einordnung des Lebensmittelrechts als 

Verbraucherschutzrecht und nicht als Maßnahme der Rechtsangleichung folgt daraus, dass 

Lebensmittel ein Paradebeispiel für Verbrauchsgüter sind und Lebensmittelnormen die 

Gesundheit der sie verzehrenden natürlichen Personen schützen und das entsprechende 

Informationsangebot verbessern sollen,1278 obwohl die Vorschriften tatbestandlich häufig 

keinen Verbraucherbezug haben. 

Berücksichtigungsfähig war ein Programm, das verschiedene Sub-Aspekte des 

Verbraucherschutzes fördern soll (Art. 3 VO 254/2014): Produktsicherheit, 

Verbraucherinformation, Rechtsschutz und Behördenzusammenarbeit. Begünstigte sind dabei 

ausschließlich nicht profitorientierte juristische Personen (Art. 5 VO 254/2014, Art. 3 Abs. 2 

UAbs. 1 VO 2017/826), die Verbraucherinteressen vertreten. Die Förderziele entsprechen 

vielfach der staatlichen Verantwortung bei der Rechtsrahmensetzung (Produktsicherheit, 

                                                 
1275 Zwar erscheint die Pflicht zur Kreditwürdigkeitsprüfung (Art. 18 RL 2014/17/EU) ordnungspolitisch verfehlt, 
erscheint aber nicht prägend für das Gesamtkonzept der RL. 
1276 Vgl. zur Pflicht einer Kreditwürdigkeitsprüfung (Art. 8 RL 2008/48/EG) oben Fn. 1275. 
1277 Schmidt am Busch, Gesundheitssicherung, 2007, S. 116 ff. 
1278 Vgl. zur Einordnung auch bei Frenz, Hdb Europarecht, Bd. 6, 2011, Rn. 4276. 
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Verbraucherinformation, Zugang zu Streitbeilegung). Die Beteiligung nicht gewinnorientierter 

Organisationen hieran erscheint tolerabel und nicht spürbar wettbewerbsverzerrend oder sonst 

privilegierend. Somit werden die geringfügigen Umverteilungswirkungen des Programms als 

gerechtfertigt angesehen. 

Insgesamt weist das EU-Verbraucherschutzrecht einen bürokratisch-neutralen Schwerpunkt auf 

und kann daher im Folgenden außer Betracht bleiben. 

p) Transeuropäische Netze (Art. 170-172 AEUV) 

Primärrecht 

Der Politikbereich über Transeuropäische Netze (TEN) betrifft den Ausbau von Infrastruktur 

in Gestalt von Verkehr, Telekommunikation und Energie (Art. 170 Abs. 1 AEUV) und dient 

damit der Binnenmarktintegration und der kohäsionspolitisch relevanten Erschließung von 

Randgebieten (vgl. Art. 174 AEUV). Art. 170 Abs. 1 UAbs. 2 AEUV enthält eine dem Art. 119 

Abs. 1 AEUV ähnliche, wirtschaftssystemische Rückkoppelung an das Leitbild der 

wettbewerbsverfassten Marktwirtschaft. Die Mittel der TEN-Politik sind gem. Art. 171 Abs. 1 

AEUV die (für die Mitgliedsstaaten verbindlichen)1279 Leitlinien, „Aktionen“ sowie 

Unterstützungsmaßnahmen (finanzielle Förderung). Aus dem gewählten Instrumentarium 

ergibt sich indirekt, dass die Träger der TEN-Politik die Mitgliedstaaten und private 

Unternehmen sind, die von der EU kofinanziert werden.1280 Da die Mitgliedsstaaten im Übrigen 

die Hauptverantwortung für die allgemeine Infrastrukturpolitik innehaben, normiert Art. 171 

Abs. 2 AEUV eine Koordinierungspflicht, sobald nationale Vorhaben TEN-Belange berühren. 

Leitlinien und Vorhaben, die das Gebiet eines Mitgliedsstaates betreffen, bedürfen der 

Zustimmung dieses Mitgliedsstaats (Art. 172 UAbs 2 AEUV). 

Sekundärrecht 

Liberale Vorschriften: 

 Interoperabilitätsvorschriften1281 (RL 2004/52/EG, RL 2008/57/EG, RL 2016/797/EU, 
VO 2016/919, VO 1302/2014, VO 1304/2014, VO 1301/2014, VO 1299/2014, 
VO 1305/2014, VO 1300/2014, VO 1303/2014, VO 321/2013, VO 552/2004, 
VO 665/2012, VO 454/2011). 

                                                 
1279 Dazu Frenz, Hdb Europarecht, Bd. 6, 2011, Rn. 4315 f. 
1280 Oppermann/Classen/Nettesheim, Europarecht, 8. Aufl. (2018), § 26 Rn. 34. 
1281 Interoperabilität wirkt insofern liberalisierend, als dass sich Marktteilnehmer weniger durch technische 
Vorrichtungen gegen Wettbewerber abschotten können (z. B. proprietäre Soft-/Hardware).  
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Bürokratisch-neutrale Vorschriften: 

 Koordinierung beim Ausbau grenzüberschreitender Schienenwege (VO 913/2010)1282; 

 Leitlinien TEN (VO 1315/2013, VO 347/2013, VO 283/2014); 

 Tunnelsicherheit (RL 2004/54/EG); 

 Top Level Domain (Internet, „.eu“) (, VO 733/2002, VO 874/2004); 

 Satellitennavigation EGNOS (VO 1285/2013), zugehörige EU-Behörde [GNSS] 
(VO 912/2010); 

 Pflicht der Mitgliedstaaten zum Infrastrukturausbau CNG-/LNG-Kraftstoffe 
(RL 2014/94/EU). 

Interventionistische Vorschriften: 

 Subventionsprogramm „Connecting Europe“ (VO 1316/2013) (teilw. gerechtfertigt). 

Qualifikation 

Die Vorschriften zur Interoperabilität von Netzen wurden als liberalisierend eingeordnet, weil 

der Wettbewerb durch Binnenmarktintegration gefördert wird.1283 

Soweit das Sekundärrecht die Mitgliedsstaaten dazu verpflichtet, die Infrastruktur für CNG- 

und LNG-Kraftstoffe auszubauen (RL 2014/94/EU), ist dies mit Blick auf die 

Infrastrukturverantwortung des Staates unbedenklich.1284 Die Instrumentenwahl ist den 

Mitgliedsstaaten überlassen.1285 

Das Programm „Connecting Europe [Facility]“ (CEF) hält Subventionen, Finanzhilfen und die 

Vergabe öffentlicher Aufträge und Finanzierungsinstrumente zum Ausbau der TEN bereit 

(Art. 1, 6 VO 1316/2013). Begünstigte sind sowohl staatliche Stellen wie auch 

Privatunternehmen (Art. 9 VO 1316/2013). Soweit es der Wahrnehmung infrastruktureller 

staatlicher Verantwortung dient, ist dies ordnungspolitisch nicht zu beanstanden. Eine genauere 

Betrachtung der geförderten Projekte hat aber gezeigt, dass keineswegs nur 

Infrastrukturprojekte finanziert werden. Zur Überprüfung der Mittelvergabe wurden 80 

TEN-Verkehrs-, 20 TEN-Energie- und 40 TEN-Telecom-Projekte aus dem Jahr 2016 auf ihre 

Empfänger und die damit verbundene Gesamtinvestitionssumme, bestehend aus CEF-Mittel 

und sonstige Projektkosten, hin untersucht.1286 Die Stichprobe hat ergeben, dass bei an 52 von 

                                                 
1282 Mangels Finanzierungsregelung handelt es sich nicht um ein Subventionsprogramm. 
1283 Vgl. Steyer, Transeuropäische Netze, 2001, S. 305. 
1284 Vgl. Steyer, Transeuropäische Netze, 2001, S. 306. 
1285 Art. 3 Abs. 5 RL 2014/94/EU wiederholt hierzu nur die Selbstverständlichkeit, dass etwaige Beihilfen in 
diesem Zusammenhang in Einklang mit dem Wettbewerbsrecht (Art. 107 f. AEUV) stehen sollen. 
1286 Basierend auf der öffentlich zugänglichen Projektliste 2016: https://ec.europa.eu/inea/en/connecting-europe-
facility/cef-transport/projects-by-year/2016, 18.12.2019 für Verkehr (analog für Energie und Telecom, die dort 
über Links erreichbar sind).  
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140 Projekten private Unternehmen beteiligt waren (volumengewichtet an 38,92 % der 

Stichprobe).1287 Die Durchsicht der Projektbeschreibungen hat ferner ergeben, dass nicht nur 

Infrastrukturprojekte gefördert werden1288, sondern einerseits Vorhaben, die der 

Verkehrspolitik zuzurechnen wären (z. B. Erneuerung von Eisenbahnbremsen privater 

Unternehmen) oder andererseits die allgemeine staatliche Dienstleistungsbeschaffung (nicht 

spezifizierte IT- und EDV-Dienste, Beratungsdienstleistungen). Im Bereich Energie wurde 

keine strikte Trennung zwischen Energieinfrastrukturausbau und Energieerzeugung vollzogen. 

Ein enger Zuschnitt auf Infrastrukturförderung kann dem CEF damit nicht zugesprochen 

werden, weshalb eine Rechtfertigung nur teilweise anzunehmen ist.1289 

Insgesamt ist der Politikbereich damit als gemischt zu qualifizieren, wobei kein klarer 

Schwerpunkt auszumachen ist. 

Integrationstiefe 

Bei der TEN-Politik handelt es sich mangels zuordenbarer Teilmärkte/Wirtschaftszweige um 

eine Querschnittsförderung. Es unterbleibt in der Folge die Integrationsfaktorbestimmung. 

Quantifikation 

Die liberalisierende Wirkung der Interoperabilitätsvorschriften wird für die Zwecke der 

Quantifikation nicht gesondert gewichtet, da sie bereits in der Bedeutung des Binnenmarkts 

enthalten ist. 

Zur Gewichtung der übrigen TEN-Politik in Form des CEF-Programms werden die 

Fördervolumina der 2016 geförderten TEN-Projekte summiert. Um interventionistische 

Mittelvergabe (an Private und Unternehmen) von neutralen Infrastrukturausgaben zumindest 

annäherungsweise1290 zu trennen, wird auf die Summe der CEF-Finanzhilfen 2016 die oben 

errechnete Interventionsquote angewendet. 

                                                 
1287 Anhand der in der Stichprobe enthaltenen Gesamtinvestitionen volumengewichtete Quoten aus 38,1 % (TEN-
Verkehr), 45,5 % (TEN-Energie) und 32,3 % (TEN-Telecom). Die Quoten spiegeln wider, an wieviel % der 
Projekte private Unternehmen als Subventionsempfänger beteiligt waren (neben staatlichen Stellen bzw. 
Unternehmen). Der konkret auf die Privatunternehmen entfallende Fördersummenanteil wird von INEA (EU-
Behörde zur Verwaltung der CEF-Mittel) nicht ausgewiesen, vgl. Datenbank 
(https://ec.europa.eu/inea/en/connecting-europe-facility/cef-transport/projects-by-year/2016, 31.12.2019). 
1288 Bereits früher Kritik an der diffusen Zielformulierung bei der TEN-Telekom-Förderung bei Steyer, 
Transeuropäische Netze, 2001, S. 275 f.  
1289 Vgl. weitergehend krit. zur staatlichen Netzplanung Steyer, Transeuropäische Netze, 2001, S. 306 f. 
1290 Die Annäherung besteht darin, dass bei privater Projektbeteiligung oft nicht klar ist, wieviel der Fördermittel 
an (ebenfalls häufig beteiligte) staatliche Stellen fließen. Ferner basiert die Interventionsquote auf eine Stichprobe 
(s. Qualifikation). 
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Indikator   Wert (Mio. €)  Interventionsquote  Ergebnis (Mio. €) 

CEF-Ausgaben1291  778   * 0,3892  = 302,79 

q) Industriepolitik (Art. 173 AEUV) 

Primärrecht 

Die Wettbewerbsfähigkeit der Industrie in der Union stellt das industriepolitisches Primärziel 

dar (Art. 173 Abs. 1 UAbs. 1 AEUV), das durch vier Zwischenziele gefördert werden soll: 1) 

Strukturelle Anpassungen in der Industrie, 2) Förderung von Unternehmensinitiative und 

Weiterentwicklung, einschließlich der KMU, 3) Förderung von Kooperationen zwischen 

Unternehmen und 4) Förderung des industriellen Potenzials hinsichtlich Forschung und 

Technologie. Art. 173 Abs. 1 UAbs. 2 AEUV enthält eine wirtschaftssystemische 

Rückkopplung an das Prinzip der wettbewerbsverfassten Marktwirtschaft. Die konkreten 

Kompetenzen der Union in der Industriepolitik sind sehr beschränkt und eine Harmonisierung 

ist explizit ausgeschlossen (Art. 173 Abs. 3 UAbs. 2 Satz 2 AEUV). Die Zuständigkeit der 

Mitgliedstaaten ist damit im Wesentlichen erhalten geblieben1292 und die Rolle der Union ist 

eine ergänzende (Art. 6 lit. b AEUV).1293 Entsprechend weist die industriepolitische 

Querschnittskompetenz (Art. 173 Abs. 3 Satz 1 AEUV)1294 einen sehr beschränkten 

Wirkungsbereich auf.  

Wirtschaftssystemisch ist festzustellen, dass Art. 173 AEUV keine Ausnahme vom 

EU-Wettbewerbsrecht enthält. Hiervon zu trennen ist die EU-Forschungspolitik, die nach hier 

verfolgter Methodik einem eigenen Politikbereich unterfällt, auch wenn zwischen Industrie- 

und Forschungspolitik inhaltliche Verbindungslinien existieren.1295 

Ferner besteht eine Verschränkung der Industriepolitik mit wettbewerbsrechtlichen 

Ausnahmetatbeständen.1296 Nicht selten werden wettbewerbsrechtliche Entscheidungen auch 

industriepolitisch begründet (Wettbewerbsfähigkeit, Konsumentenwohlfahrt usf.). Für die 

Zwecke dieser Arbeit wird zur Abgrenzung der Politikbereiche formal auf die Rechtsgrundlage 

abgestellt, wodurch industriepolitisch motivierte (Gruppen-)Freistellungen oder 

                                                 
1291 Kommission, EU Budget 2016, S. 83 (Ziff. 1.2.6). 
1292 Vgl. Frenz, Hdb Europarecht, Bd. 6, 2011, Rn. 4388. 
1293 Frenz, Hdb Europarecht, Bd. 6, 2011, Rn. 4382. 
1294 Vgl. Künzle, Wettbewerb und Intervention in der EU, 2004, S. 30 (zur Vorgängervorschrift). 
1295 Wagener/Eger, Europäische Integration, 2009, S. 448; Künzle, Wettbewerb und Intervention in der EU, 2004, 
S. 158. 
1296 Näher Künzle, Wettbewerb und Intervention in der EU, 2004, S. 128 ff. 
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Einzelentscheidungen der Kommission dem EU-Wettbewerbsrecht zugeordnet werden 

(Art. 105, 106 AEUV). 

Sekundärrecht 

Liberale Vorschriften: 

 Keine. 

Bürokratisch-neutrale Vorschriften: 

 Statistik (VO 451/2008, VO 295/2008, VO 177/2008, VO 1893/2006, VO 48/2004, 
VO 2016/1872, VO 2015/1711, VO 936/2013, VO 907/2012, VO 830/2011, VO 
1097/2010, VO 860/2010, VO 275/2010, VO 163/2010, VO 192/2009, VO 97/2009, 
VO 36/2009, VO 472/2008, VO 1165/2007, VO 657/2007, VO 294/2007, VO 
1502/2006, VO 317/2006, VO 772/2005, VO 912/2004, VO 1165/98, VO 586/2001, 
VO 606/2001, VO 23/97, VO 696/93, VO 808/2004); 

 Förderprogramm COSME [Informationen für KMU] (VO 1287/2013). 

Interventionistische Vorschriften: 

 Keine. 

Qualifikation 

Der Begriff der Industriepolitik wird in Art. 173 AEUV nicht näher definiert und es existieren 

aufgrund der verschiedenen wirtschaftspolitischen Traditionen in den Mitgliedsstaaten 

verschiedene Deutungen, u. a. auch interventionistische.1297 Mögliche Strategien sind die des 

picking the winners1298, der Förderung von schrumpfenden oder wachsenden Sektoren1299, 

industriebezogene Forschungsförderung1300 oder die Abfederung internationaler 

Wettbewerbsnachteile1301. 

Art. 173 AEUV fixiert keine dieser Traditionen und stellt eine Nicht-Entscheidung dar, die 

durch die (nicht ganz unverdächtige1302) Hervorhebung des Wettbewerbsprinzips (Abs. 3 

UAbs. 2) wieder eingeschränkt werden soll. Das industriepolitische Primärziel der 

„Wettbewerbsfähigkeit“ gehört nicht zum ordnungspolitischen Vokabular, da es Kennzeichen 

                                                 
1297 Frenz, Hdb Europarecht, Bd. 6, 2011, Rn. 4371 f.; Künzle, Wettbewerb und Intervention in der EU, 2004, 
S. 25-27, 50, der von einer weit definierten Industriepolitik ausgeht und damit auch wettbewerbsrechtliche 
Ausnahmevorschriften miteinbezieht (S. 71); Opgenhoff, Europäische Fusionskontrolle, 2001, S. 53, 57. 
1298 Wagener/Eger, Europäische Integration, 2009, S. 452 m. w. N. zur Kritik hieran. 
1299 Wagener/Eger, Europäische Integration, 2009, S. 446. 
1300 Wagener/Eger, Europäische Integration, 2009, S. 448. 
1301 Vgl. zur handelspolitische Dimension Wagener/Eger, Europäische Integration, 2009, S. 448. 
1302 Vgl. Wagener/Eger, Europäische Integration, 2009, S. 455. 
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einer Marktwirtschaft ist, dass der beste Produzent im Wettbewerbsverfahren ermittelt und 

nicht durch die Politik aufgebaut werden soll.1303 

Das mit rund 2,3 Mrd. € ausgestattete Programm COSME (VO 1287/2013) befasst sich 

schwerpunktmäßig mit dem Aufbau des sog. Enterprise Europe Network (EEN).1304 Dieses 

bietet Beratungsleistungen für KMU an und informiert über EU-Förderprogramme und andere 

Finanzierungsarten. Eine finanzielle Förderung von KMU findet nicht statt.1305 Die Tätigkeit 

hat damit selbst kaum wettbewerbsverfälschenden Charakter.1306 Soweit Beratung sich auf die 

Beantragung von EU-Subventionen bezieht, wird deren interventionistische Tendenz dem 

jeweiligen Subventionsprogramm und nicht COSME/EEN zugeordnet. Das EEN handelt hier 

als bloßes Informationsinstrument und wird daher als wirtschaftssystemisch neutral 

eingeordnet. 

Die kaum entwickelte EU-Industriepolitik wird als neutral eingeordnet. Eine Quantifikation 

unterbleibt. 

r) Regional- und Strukturpolitik (Art. 174-178 AEUV) 

Primärrecht 

Die EU-Regional- und Strukturpolitik verfolgt durch die Förderung des wirtschaftlichen, 

sozialen und territorialen Zusammenhalts ein allgemeines Unionsziel (Art. 3 Abs. 3 UAbs. 3 

EUV)1307, dem der XVIII. Titel (Art. 174 ff. AEUV) gewidmet ist. Dieses Ziel wird durch das 

Begriffspaar Kohäsion und Konvergenz näher konkretisiert. Ersteres zielt im Sinne von Art. 

174 UAbs. 1 AEUV auf den territorialen Zusammenhalt ab, während letzteres die Förderung 

„benachteiligter“ Gebiete zum Gegenstand hat (vgl. Art. 174 UAbs. 2 AEUV). Die EU-

Struktur- und Regionalpolitik hat Querschnittscharakter (Art. 175 UAbs. 1 Satz 2 AEUV).1308 

                                                 
1303 Weitere ordnungspolitische Kritik bei Künzle, Wettbewerb und Intervention in der EU, 2004, S. 52-57, wobei 
der Hauptkritikpunkt auf v. Hayek zurückgeht und die staatliche Wissensanmaßung betrifft (S. 70); ferner 
Opgenhoff, Europäische Fusionskontrolle, 2001, S. 83 („ordnungspolitische Ausrichtung […] empfehlenswert“). 
1304 Der Hauptanteil der Mittel (ca. 70 %) fließt in das von der Kommission gegründete „Enterprise Europe 
Network“ (https://cosme.easme-web.eu/, „Money allocated par topics“ 7.1.2020). Dieses wiederum fördert KMU 
durch Netzwerkbildung, Beratung zwecks Internationalisierung sowie Vermittlung von Finanzierungen, nicht 
hingegen durch monetäre Direktsubventionen, vgl. Auskunft d. Kommisison v. 14.01.2020. 
1305 Antwort d. Kommission v. 14.01.2020.  
1306 Vgl. Fenner, Ein neuer wettbewerbsorientierter Ansatz, 2017, S. 441 (keine Beihilfe). 
1307 Frenz, Hdb Europarecht, Bd. 6, 2011, Rn. 4408. 
1308 Vgl. Frenz, Hdb Europarecht, Bd. 6, 2011, Rn. 4412; Rossi, in: Niedobitek, Europarecht, 2014, § 5 Rn. 26. 
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Historisch kann darauf hingewiesen werden, dass die konkreten Ziele der EU-Regional- und 

Strukturpolitik sich in den Förderperioden gewandelt haben.1309 

Was unter „Zusammenhalt“ zu verstehen sei, wird im Primärrecht nicht näher definiert.1310 In 

Prot. 28 zum AEUV wird immerhin festgestellt, welche Länder für die Förderung durch den 

Kohäsionsfonds in Frage kommen, nämlich solche mit einem durchschnittlichen Pro-Kopf-BSP 

von weniger als 90 % des Unionsdurchschnitts. Im Übrigen ergeben sich Konkretisierungen 

erst aus dem Sekundärrecht, insbesondere den Förderkriterien des Europäischen Fonds für 

Regionale Entwicklung (EFRE, VO 1301/2013), in dessen Erwägungsgrund Nr. 5 die Grenze 

von 75 % des durchschnittlichen Pro-Kopf-BIP der EU25 angesetzt wird.1311  

Konvergenz wird in der Literatur als die Verringerung der Unterschiede im Entwicklungsstand 

verschiedener Regionen definiert.1312 Damit ist nicht viel gewonnen, da der 

„Entwicklungsstand“ seinerseits definitionsbedürftig verbleibt.   

Der Sache nach kann die EU-Regional-Strukturpolitik als eine Art Finanzausgleich1313 

zwischen den Mitgliedstaaten bezeichnet werden, der nicht selten für legislatorische 

Paketlösungen1314 instrumentalisiert wird.  

Aus der rechtlich garantierten Freizügigkeit innerhalb der EU folgt notwendig, dass sich 

ökonomische Disparitäten in der regionalen Einkommensentwicklung ergeben. Entsprechend 

fallen Einkommensverteilung und Steueraufkommen in den Regionen unterschiedlich aus. 

Weshalb diese Entwicklung schädlich oder missbilligenswert sein soll, erschließt sich nicht 

unmittelbar, denn Regionen ohne große Produktionsstätten weisen andere Vorzüge auf. Eine 

ökonomisch ungleiche Entwicklung trägt den (zu respektierenden) Präferenzen der Bürger 

(Wohnsitzwahl, soziale Einbindung) und den geografischen Gegebenheiten (Transport-, 

Infrastrukturkosten, Rohstoffvorkommen, Lage) Rechnung.1315 Aus dem Marktprinzip folgt 

ferner, dass Arbeitsplätze dort entstehen, wo sie am dringendsten gebraucht werden. Das 

Anstreben einer Gleichverteilung von über alle Regionen eines Landes entspringt hingegen 

                                                 
1309 Rossi, in: Niedobitek, Europarecht, 2014, § 5 Rn. 21; instruktive Übersicht bei Busch, Kohäsionspolitik in der 
EU, 2018, S. 20. 
1310 Frenz, Hdb Europarecht, Bd. 6, 2011, Rn. 4406; vgl. zum Definitionsproblem auch Rossi, in: Niedobitek, 
Europarecht, 2014, § 5 Rn. 3. 
1311 Vgl. Frenz, Hdb Europarecht, Bd. 6, 2011, Rn. 4414. 
1312 Rossi, in: Niedobitek, Europarecht, 2014, § 5 Rn. 41. 
1313 Netto-Empfänger und -zahler aufgezeigt bei Busch, Kohäsionspolitik in der EU, 2018, S. 43. 
1314 Rossi, in: Niedobitek, Europarecht, 2014, § 5 Rn. 27 f., 48; ähnl. Busch, Kohäsionspolitik in der EU, 2018, S. 
48; Rolle, Europäische Regionalpolitik, 2000, S. 133 („‚Bargaining-Instrument‘“), S. 145. 
1315 Im Ansatz auch Kruppova, Die EIB, 1999, S. 103 („Charakteristika einer Region“ nicht „verleugne[n]“). 
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zentralverwaltungswirtschaftlichem Denken. Daher erscheint das Kohäsionsziel 

interventionistisch1316, soweit es auf Verringerung von Einkommensdisparität nach Regionen 

abzielt. 

Die staatliche Lenkung wird bisweilen damit gerechtfertigt, dass Regionen unterschiedlich von 

Marktöffnungen profitieren.1317 Das erscheint allerdings zu kurz gegriffen, denn 

selbstverständlich ist dies bei einem wirkenden Preismechanismus der Fall. Die entscheidende 

Frage ist, weshalb man diese Effizienz durch Subventionen wieder rückgängig machen will. 

Die tatsächliche Wirksamkeit1318 und Effizienz1319 von Kohäsionspolitik ist wissenschaftlich 

bisher auch kaum belegt. Erschwerend kommt hinzu, dass die Förderkriterien der Regional- 

und Strukturpolitik keine Fokussierung auf tatsächlich schwache Regionen erkennen lassen.1320 

Zur Verteidigung von Regional- und Strukturpolitik wird die Überlegung vorgebracht, dass 

diese die Voraussetzungen des wirtschaftlichen Wettbewerbs erst schaffe.1321 Dies überzeugt 

wenig, denn erstens dehnt diese Sichtweise den Wettbewerbsbegriff, der für private 

Wirtschaftsteilnehmer geschaffen worden ist (Machtbegrenzungsmotiv) auf öffentlich-

rechtliche Gebietskörperschaften aus. Dieser Standortwettbewerb existiert zwar in realiter 

tatsächlich, weist aber entscheidende Unterschiede zum wirtschaftlichen Wettbewerb auf: 

Anders als Privatunternehmen haben staatliche Stellen eine besondere Verantwortung 

(Infrastruktur, Gewaltmonopol, Daseinsvorsorge usf.), ferner sind sie an Grundrechte und einen 

besonderen (verfassungs-)rechtlichen Rahmen gebunden (Grundgesetz, Landesverfassungen, 

Gemeindeordnungen) und ihre Refinanzierungssituation (Steuern, Abgaben, 

Insolvenzunfähigkeit) unterscheidet sich erheblich. Zweitens haben Regionen aufgrund der 

Freizügigkeitsrechte nur beschränkte Mittel zu Attrahierung von Einkommen und 

Unternehmen. Drittens konterkarieren (Betriebs-)Subventionen1322 für regionale Betriebe den 

                                                 
1316 Vgl. Rossi, in: Niedobitek, Europarecht, 2014, § 5 Rn. 3 (Kohäsionspolitik wird teils als „marktintervenierend“ 
empfunden) und Dörr, ORDO 67 (2016), 193 (195), der Kohäsionspolitik liege kein „kohärenter ökonomischer 
Begründungsrahmen zu Grunde“); Adolf, Kohäsionspolitik, 1999, S. 24 (Verstoß gegen marktwirtschaftliche 
Ordnung); vgl. Waldschmitt, Europäische Sozialunion, 2001, S. 126 (nur „verteilungspolitisch“ begründbar); 
Rolle, Europäische Regionalpolitik, 2000, S. 132 („nur schwer ökonomisch“ zu „legitimieren“). 
1317 Rossi, in: Niedobitek, Europarecht, 2014, § 5 Rn. 22. 
1318 Vgl. Busch, Kohäsionspolitik in der EU, IW-Analysen (No. 121), 2018, S. 24 f., 27; Waldschmitt, Europäische 
Sozialunion, 2001, S. 125. 
1319 Rossi, in: Niedobitek, Europarecht, 2014, § 5 Rn. 23 f.; Adolf, Kohäsionspolitik, 1999, S. 224; einschränkend 
Ziltener, MPIfG working paper 01/7, 2001, S. 60. 
1320 Busch, Kohäsionspolitik in der EU, IW-Analysen (No. 121), 2018, S. 32 f., 42.; Dörr, ORDO 67 (2016), 193 
(203) („Generalförderung“ aller Gebiete ordnungspolitisch „kritikwürdig“ und [S. 204:] „unsinnig[e]“ 
Umverteilung auch zugunsten wirtschaftsstarker Regionen). 
1321 Vgl. Rossi, in: Niedobitek, Europarecht, 2014, § 5 Rn. 169 f. 
1322 Vgl. Bruhn, Wirtschaftsverfassung der EU, 2008, S. 129, wonach Strukturpolitik als „Starthilfe“ 
ordnungspolitisch billigenswert ist, nicht hingegen als laufender Umverteilungsmechanismus. 
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allgemeinen Preismechanismus und verringern damit seine Effizienz. Viertens können 

regionale Wettbewerbsnachteile (Entfernung, Zugang zu Infrastruktur) von Unternehmen durch 

infrastrukturelle oder steuerpolitische Maßnahmen verringert werden, ohne 

marktwirtschaftliche Grundsätze in Frage zu stellen. 

Es kann durchaus geboten sein, der allgemeinen staatlichen Infrastrukturverantwortung auch in 

entlegenen Regionen nachzukommen. Dies setzt aber nicht bei der (ökonomischen) 

„Entwicklung“ – definiert als Einkommensdurchschnitte oder Pro-Kopf-BSP – an, sondern an 

der infrastrukturellen. Dabei ist kein bestimmter Standard vorgegeben, Internet- und 

Verkehrsausbau können – in gewissen Grenzen – variieren und der tatsächlichen Nachfrage 

Rechnung tragen.  

Damit korrespondiert die Kritik, dass kohäsionspolitische Förderung unspezifisch nach dem 

„Gießkannenprinzip“ als „zweckfreie Zuweisungen“1323 erfolgt.1324 

Betreffend das Verhältnis der EU-Regional- und Strukturpolitik zum EU-Beihilfenrecht kann 

auf die Ausführungen oben zu den Unionsbeihilfen verwiesen werden.1325  

Sekundärrecht 

Liberale Vorschriften: 

 Keine. 

Bürokratisch-neutrale Vorschriften: 

 Statistik: RL 2009/42/EG, VO 1059/2003, VO 317/2010, VO 220/2010, VO 1200/2009, 
VO 20/2009, VO 365/2008, VO 207/2008, VO 883/2007, VO 851/2006, VO 384/2005, 
VO 1112/2001, VO 1618/1999, VO 1226/1999, VO 1227/1999, VO 1228/1999, 
VO 1225/1999, VO 2699/98, VO 577/98, VO 2223/96, RL 96/16/EG, VO 1445/2007; 

 EVTZ (Europäischer Verbund für territoriale Zusammenarbeit) (VO 1082/2006, 
VO 1302/2013); 

 Heranführungshilfe IPA I, II (VO 1085/2006, VO 231/2014); 

 KF [Kohäsionsfonds] (VO 1300/2013); 

 Solidaritätsfonds (VO 2012/2002). 

Interventionistische Vorschriften: 

 Subventionsrahmen (VO 1303/2013), u. a. für EFRE und Kohäsionsfonds; 

                                                 
1323 Beides bei Rossi, in: Niedobitek, Europarecht, 2014, § 5 Rn. 76. 
1324 Reformvorschläge für ordnungspolitischere EU-Kohäsionspolitik bei Dörr, ORDO 67 (2016), 193 (215 f.). 
1325 III. 2. e), S. 141; vgl. ferner Rossi, in: Niedobitek, Europarecht, 2014, § 5 Rn. 169-175 mit Hinweis auf die 
Ausnahmetatbestände Art. 107 Abs. 3 lit. a und lit. c AEUV. 



- 242 - 

 EFRE (Europäischer Fonds für regionale Entwicklung) (VO 1301/2013, 
VO 1299/2013). 

Qualifikation 

Hauptinstrument der Regional- und Strukturpolitik ist der seit 19761326 bestehende Europäische 

Fonds1327 für Regionale Entwicklung (EFRE) dessen Förderziele1328 in ihrer grundsätzlichen 

Ausrichtung teils ordnungspolitisch unbedenklich (Art. 3 lit. c bis f VO 1301/2013)1329, teils 

(potenziell) interventionistisch (lit. a und b)1330 erscheinen. Die Verteilung der Förderung 

erfolgt in mehreren Stufen: Zunächst werden durch Partnerschaftsabkommen zwischen der 

Kommission und dem jeweiligen Mitgliedsstaat Gesamtbeträge für die Förderung vereinbart 

und dann auf Regionen1331 innerhalb der Mitgliedsstaaten verteilt. In Deutschland gliedert sich 

die EFRE-Förderung beispielsweise nach Bundesländern. Die jeweiligen landesspezifischen 

EFRE-Programme werden dann durch eine EFRE-Behörde innerhalb jeder Region (z. B. 

Hessen) verwaltet und in Reaktion auf EFRE-Förderanträge auf die Letztempfänger verteilt. 

Die Leistungsgewährung ist weitgehend transparent (Begünstigtenverzeichnisse) und die 

Auswertung einer Stichprobe (EFRE-Hessen 2007-2013)1332 hat ergeben, dass ein Teil der 

Mittel an staatliche Stellen (Gemeinden, staatliche Verbände) oder sonstige nichtkommerzielle 

Einrichtungen (Kultur, Universitäten) fließt, die wirtschaftssystemisch außer Betracht bleiben 

können. Von Relevanz sind hingegen Beihilfen für Unternehmen, darunter auch Großkonzerne 

(u. a. VW), die keine ordnungspolitische Rechtfertigung erkennen lassen und 

interventionistischen Charakter haben.  

Ein zweites kohäsionspolitisches Instrument ist der Kohäsionsfonds („KF“, VO 1300/2013), 

dessen Förderung an Mitgliedstaaten gerichtet ist, deren Pro-Kopf-BSP 90 % des 

Unionsschnitts nicht überschreitet. Die Förderländer für die Periode 2014-2020 sind daher 

mehrheitlich im europäischen Süden und Osten verortet.1333 Gem. Art. 2 lit. a bis c 

VO 1300/2013 unterstützt der KF die ordnungspolitisch neutralen Ziele1334 Umwelt, Energie 

                                                 
1326 Zur historischen Rechtsgrundlage Rossi, in: Niedobitek, Europarecht, 2014, § 5 Rn. 8. 
1327 Kein Fonds im Rechtssinne, sondern ein von der Kommission verwalteter EU-Haushaltsposten. 
1328 Vgl. dazu Frenz, Hdb Europarecht, Bd. 6, 2011, Rn. 4440. 
1329 Grundlegende Infrastruktur (Energie, Umwelt, Verkehr), „soziale Infrastruktur“ (Gesundheit, Forschung, 
Bildung), Infrastruktur für Kultur und Touristik, regionale Zusammenarbeit. 
1330 Arbeitsplatzstützung durch Betriebssubvention, „direkte Hilfen“ für KMU, „Investitionen“ für große 
Unternehmen. Bei „Investitionen“ handelt es sich um Subventionen. 
1331 Vgl. Rossi, in: Niedobitek, Europarecht, 2014, § 5 Rn. 110. 
1332 https://wirtschaft.hessen.de/landesentwicklung/efre/efre-2007-bis-2013/transparenz, 17.07.2019. 
1333 Bulgarien, Estland, Griechenland, Kroatien, Lettland, Litauen, Malta, Polen, Portugal, Rumänien, die 
Slowakei, Slowenien, die Tschechische Republik, Ungarn und Zypern. 
1334 Dazu Rossi, in: Niedobitek, Europarecht, 2014, § 5 Rn. 135; Frenz, Hdb Europarecht, Bd. 6, 2011, Rn. 4440. 
Das darf aber nicht darüber hinwegtäuschen, dass Subventionen für bestimmte Umweltaspekte instrumentell auch 
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und solche der TEN1335. Anders als beim EFRE kann mangels Kohäsionsfonds-Förderung nicht 

auf eine deutsche oder englischsprachige Stichprobe zurückgegriffen werden. Entweder sind 

Daten aus den Förderländern spärlich (z. B. Griechenland)1336 oder nur in der Landessprache 

frei zugänglich (z. B. Lettland).1337 Bereits mangels geeigneter Stichprobe wurde der 

Kohäsionsfonds unberücksichtigt gelassen. 

Beim Europäischen Verbund für Territoriale Zusammenarbeit (EVTZ) gem. VO 1982/2006 

handelt es sich um eine EU-spezifische Organisationsform, die der grenzüberschreitenden 

Projektumsetzung dient und auch eine Einbeziehung von Drittstaaten erlaubt.1338 Aufgabe von 

EVTZ ist die Umsetzung von Projekten, die vom EFRE, KF und ESF kofinanziert werden (Art. 

7 Abs. 3 UAbs. 1 VO 1982/2006). Wirtschaftssystemisch ist dies als neutrale Rahmenregel 

einzuordnen. 

Ordnungspolitisch unbedenklich erscheinen (sozialpolitisch motivierte) Finanzhilfen für 

Mitgliedsstaaten bei Katastrophen durch den Solidaritätsfonds (VO 2012/2002), da diese nur 

nicht-versicherbare Risiken abdecken (Art. 3 Abs. 3 VO 2012/2002) und daher 

Wettbewerbsverzerrungen nicht zu befürchten sind. 

Im Zusammenhang mit der EU-Kohäsionspolitik wird das JASPERS-Programm genannt, 

welches von der Europäischen Investitionsbank verwaltet1339 wird und die Leistung von 

Fachexpertise in Bezug auf EFRE- und KF-Förderung zum Gegenstand hat. Grundlage ist eine 

Vereinbarung zwischen Kommission und der EIB aus dem Jahr 2006.1340 

Wirtschaftssystemisch ist dies unselbstständiger Annex zu den oben gewürdigten 

Förderprogrammen und kann daher außer Betracht bleiben. 

Gleiches gilt für die Heranführungshilfe IPA I und II, die die Einbindung von Drittstaaten, die 

potenzielle EU-Beitrittskandidaten sind, in die EU-Kohäsionspolitik vorbereiten soll.1341  

                                                 
interventionistisch ausgestaltet sein können (staatliche Lenkung der konkreten CO2-Emissionsreduktion statt etwa 
Emissionshandel oder andere marktkonforme, allgemeine Instrumente). 
1335 Damit ist die Projektverwaltung und -durchführung gemeint, vgl. die Definition der Kommission: „finanzielle 
Unterstützung für beteiligte Akteure zur Durchführung von durch die Kommission finanzierten Programmen und 
Projekten“, insbesondere die „Vorbereitung, Verwaltung, Evaluierung, Überwachung, Prüfung und Kontrolle“ 
(https://ec.europa.eu/regional_policy/de/policy/what/glossary/t/technical-assistance, 16.07.2019). 
1336 Vgl. die sieben Projekte in Griechenland, https://www.espa.gr/en/pages/BestPractices.aspx?fund= 
Cohesion%20Fund, 22.07.2019. 
1337 https://www.esfondi.lv/activities unter 3.3.1 und 3.5.2, 22.07.2019. 
1338 Vgl. Rossi, in: Niedobitek, Europarecht, 2014, § 5 Rn. 163. 
1339 Rossi, in: Niedobitek, Europarecht, 2014, § 5 Rn. 147. 
1340 JASPERS-Memorandum, http://www.eib.org/attachments/documents/mou-jaspers.pdf, 17.07.2019, hierauf 
hinweisend Rossi, in: Niedobitek, Europarecht, 2014, § 5 Rn. 135. 
1341 Vgl. Rossi, in: Niedobitek, Europarecht, 2014, § 5 Rn. 148 f. 
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Insgesamt erscheint die EU-Kohäsionspolitik neben zahlreichen wirtschaftssystemisch 

neutralen, innerstaatlichen Umverteilungsmechanismen in schwer abgrenzbaren Teilgebieten 

interventionistisch, soweit im Wettbewerb stehenden Unternehmen Subventionen gewährt 

werden. Zwar findet die Projektselektion national statt, das Primärrecht lässt hierfür allerdings 

Spielraum, indem es bei seiner Zieldefinition (Kohäsion und Konvergenz) interventionistisch 

angelegt ist und wettbewerbsrechtliche Ausnahmen genießt (Art. 107 Abs. 3 lit. a und c AEUV). 

Integrationstiefe 

Bei der EU-Regional- und Strukturpolitik handelt es sich mangels zuordenbarer 

Wirtschaftszweige bzw. Teilmärkte um Querschnittssubventionen. Die 

Integrationsfaktorbestimmung unterbleibt daher.  

Quantifikation 

Für das EU-Haushaltsjahr 2016 sah der EU-Haushaltsrahmen eine Obergrenze für regional- 

und strukturpolitische Finanzhilfen (EFRE, KF) von rund EUR 46 Mrd. vor.1342 Die 

tatsächlichen Ausgaben sind um etwa EUR 10 Mrd. dahinter zurückgeblieben 

(ca. 35,5 Mrd. €)1343. 

Nicht jede EFRE-Förderung betrifft den wettbewerbsrelevanten Bereich, sondern auch 

staatsinterne Umverteilung, etwa zu Gunsten von Gemeinden, die ebenfalls Begünstigte der 

Regionalpolitik sind und hier außer Betracht bleiben. Eine präzise Abschätzung der 

interventionistischen Tendenz des EFRE erfordert daher das Verhältnis, wieviel der Mittel an 

Private bzw. Unternehmen fließen. Nur dieser Teil quantifiziert die Interventionswirkung. 

Allerdings liegen der Kommission keine umfassenden Daten darüber vor, ob Begünstigte von 

EFRE-Programmen dem Staats- oder Unternehmenssektor zuzuordnen sind.1344  Um zumindest 

eine grobe Schätzung zu ermöglichen, wird anhand einer EFRE-Stichprobe (EFRE Bayern) 

eine Quote ermittelt (595 Projekte, knapp 1,2 Mrd. €) und auf den Förderbetrag angewendet.1345 

                                                 
1342 Anl. I zu VO 1311/2013 (Zeile 1b, Jahr 2016). 
1343 Kommission, EU Budget 2016, Annex 2, S. 82 f. (Summe der Posten 1.2.11 bis 1.2.15) 
(https://op.europa.eu/en/publication-detail/-/publication/54f1389f-b79e-11e7-837e-01aa75ed71a1, 6.11.2019). 
1344 Vgl. die Datenbank-Homepage der ESI-Fonds (https://ec.europa.eu/regional_policy/en/faq/about_open_data/, 
08.01.2020) unter FAQ Nr. 2.9: „While the texts of the specific programmes describe the potential beneficiaries, 
the Commission does not receive structured information on the nature of the beneficiaries [public, business, non-
profit sector] that finally receive funding.“ 
1345 EFRE Bayern Projektliste (Stand 30.12.2019), 588 Einträge. 
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Hiernach flossen im EFRE-Fördergebiet Bayern 47,08 % („Interventionsquote“) der Mittel an 

Private bzw. Unternehmen.1346 

Indikator   Wert (Mio. €) Interventionsquote   Ergebnis (Mio. €) 

Fördervolumen   35.500  * 0,4708   = 16.713,4 
und Strukturpolitik1347 

s) Forschung, Technologie, Raumfahrt (Art. 179-190 AEUV) 

Die EU-Forschungspolitik weist in ihrer Eingangsvorschrift (Art. 179 Abs. 1 AEUV) drei Ziele 

aus: a) Errichtung eines Europäischen Forschungsraumes (Wissensaustausch, 

Forschermobilität), b) die Förderung der Wettbewerbsfähigkeit der Industrie durch 

Technologie sowie c) die Unterstützung sonstiger förderungswürdiger Forschungsmaßnahmen. 

Förderfähig sind gem. Art. 179 Abs. 2 AEUV öffentliche Einrichtungen (Institute, 

Hochschulen) und Unternehmen.1348  

Kernstück der EU-Forschungspolitik1349 sind das jeder Haushaltsperiode zugeordnete 

Rahmenprogramm, derzeit „Horizont 2020“, sowie die hierdurch finanzierten gemeinsamen 

Unternehmen (Art. 187 AEUV).  

Politisch neu, aber wirtschaftssystemisch wenig bedeutsam ist die EU-Raumfahrtkompetenz 

gem. Art. 189 AEUV.1350 

Auch bei der EU-Forschungspolitik wirken sich wettbewerbsrechtliche 

Ausnahmetatbestände1351 und die Systemlücke bei den Unionsbeihilfen aus. Die 

rechtswissenschaftliche Literatur1352 in Deutschland versucht das Spannungsverhältnis dadurch 

aufzulösen, dass die Art. 179 ff. AEUV nur den Bereich vorwettbewerblicher Forschung 

(Grundlagenforschung) gelten solle. Das mag eine einleuchtende Interpretation sein, ergibt sich 

aber in dieser Stringenz allerdings weder aus dem EU-Primär- noch Sekundärrecht. Es dürfte 

sich vielmehr um eine juristische Auslegung des Primärrechts handeln, die möglich, aber nicht 

                                                 
1346 Nicht enthalten sind folglich staatliche Stellen sowie nicht gewinnorientierte Projektträger. 
1347 Kommission, EU Budget 2016, Annex 2, S. 82 f. (Summe der Posten 1.2.11 bis 1.2.15) 
(https://op.europa.eu/en/publication-detail/-/publication/54f1389f-b79e-11e7-837e-01aa75ed71a1, 6.11.2019). 
1348 Vgl. Frenz, Hdb Europarecht, Bd. 6, 2011, Rn. 4464. 
1349 Vgl. zu sonstigen Handlungsformen Odendahl, in: Niedobitek, Europarecht, 2014, § 9 Rn. 113. 
1350 Ohne Harmonisierungskompetenz. Eine solche kann nur auf Art. 114 ff. AEUV gestützt werden, Frenz, Hdb 
Europarecht, Bd. 6, 2011, Rn. 4495. 
1351 Vgl. Frenz, Hdb Europarecht, Bd. 6, 2011, Rn. 4460 (Art. 101 Abs. 3 AEUV). 
1352 Odendahl, in: Niedobitek, Europarecht, 2014, § 9 Rn. 102; Frenz, Hdb Europarecht, Bd. 6, 2011, Rn. 4500. 
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zwingend ist.1353 Entscheidend soll daher auf die konkrete Förderpraxis abgestellt werden, die 

einen solchen Ausschluss von Innovations- und Produktforschung nicht praktiziert.1354 Aus 

beihilfenrechtlicher Sicht unterscheidet die Kommission im Übrigen drei Arten von Forschung: 

Grundlagenforschung, industrielle Forschung und experimentelle Forschung.1355 Die 

Differenzierung beeinflusst jedoch nur die Höhe des Kofinanzierungssatzes.1356 Im Ergebnis 

erfasst die EU-Forschungspolitik somit auch wettbewerbsnahe Forschungsförderung, die von 

der Kommission (aus wettbewerbsrechtlicher Sicht) auf Grundlage von Art. 107 Abs. 3 lit. c 

AEUV toleriert wird. 

Sekundärrecht 

Liberale Vorschriften: 

 Keine. 

Bürokratisch-neutrale Vorschriften: 

 Erdbeobachtungsprogramm Copernicus (VO 377/2014);1357 

 ERIC [Organisationsform für Forschungsinfrastruktur] (VO 723/2009). 

Interventionistische Vorschriften: 

 Subventionsprogramm: Horizont 2020 (VO 1291/2013, VO 1290/2013); 
o Gemeinsame Unternehmen: FCH 2 [Brennstoffzelle] (VO 559/2014), ECSEL 

[Elektronik] (VO 561/2014), IMI2 [Arzneimittel] (VO 557/2014), GUBBI [Bio-
Industrie] (VO 560/2014), Clean Sky 2 [Luftfahrt] (VO 558/2014), SESAR 
[Luftfahrt] (VO 219/2007); 

o EIT [Europäisches Innovations- und Technologieinstitut] (VO 294/2008); 
o Gemeinsames Unternehmen ITER (Entscheidung des Rates 2007/198/Euratom) 

(gerechtfertigt).1358 

Qualifikation 

Bei der Qualifikation ist vorab auf das wirtschaftssystemische Grundlagenproblem der 

Abgrenzung von Grundlagen- und Produkt-/Innovationsforschung einzugehen.1359 Die 

Unterscheidung ist relevant, weil hier die Grenze zwischen privater Wirtschaftsplankompetenz 

und staatlicher Verantwortung für Grundlagenforschung gezogen wird. Die akademische 

                                                 
1353 Dass es sich um Sollen und nicht um Sein handelt, impliziert die Fundstelle bei Odendahl, in: Niedobitek, 
Europarecht, 2014, § 9 Rn. 102 („Ansonsten käme es zu möglichen Kollisionen mit dem Wettbewerbsrecht.“) 
1354 Vgl. den SESAR Produktkatalog, https://www.sesarju.eu/news/sesar-solution-catalogue-third-edition-now-
out, 22.07.2019, der Anwendungsnähe erkennen lässt. 
1355 Definitionen finden sich in einer Mitteilung der Kommission (2014/C198/01). 
1356 Cremer, in: Calliess/Ruffert, EUV/AEUV, 5. Aufl. (2016), AEUV Art. 107 Rn. 70. 
1357 Mittelverwaltung durch d. KOM (Art. 9 Abs. 1 Satz 2 VO 377/2014), Vergaberegeln gem. Art. 14 ff. der VO. 
1358 Mangels Anwendungsreife als Grundlagenforschung eingeordnet.  
1359 Vgl. Basedow, Von der deutschen zur europäischen Wirtschaftsverfassung, 1992, S. 30.  
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Grenzziehung ist fiktional, in Wahrheit existieren unzählige Graustufen und man kann 

bestenfalls von mehr oder weniger Anwendungsnähe sprechen.1360 Die EU verwendet für das 

Rahmenprogramm Horizont 2020 das Konzept einer von der NASA entwickelten1361 

Marktreife-Skala („technology readiness level“, TRL Stufe 1 bis 9), wobei „1“ 

Grundlagenforschung und „9“ marktreife Produkte bzw. Technologien bezeichnet: 

„TRL 1 – basic principles observed 
TRL 2 – technology concept formulated  
TRL 3 – experimental proof of concept  
TRL 4 – technology validated in lab  
TRL 5 – technology validated in relevant environment (industrially relevant environment in the 
case of key enabling technologies)  
TRL 6 – technology demonstrated in relevant environment (industrially relevant environment in 
the case of key enabling technologies) 
TRL 7 – system prototype demonstration in operational environment 
TRL 8 – system complete and qualified 
TRL 9 – actual system proven in operational environment (competitive manufacturing in the 
case of key enabling technologies; or in space)“1362 

Die Einschätzung der Marktreife erfordert Expertenwissen, was eine Einordnung neben den 

begrifflichen Unschärfen der Skala erschwert. Aus der Programmplanung von Horizont 2020 

ergibt sich, dass die EU Projekte mit einem TRL von bis zur 8. Stufe (kurz vor 

Markteinführung) fördert.1363 Hierzu passt es, dass die EU-Forschungspolitik eng mit dem 

Unionsziel der Wettbewerbsfähigkeit der Industrie verzahnt ist (Art. 179 Abs. 1 AEUV). 

Mithin geht die EU selbst davon aus, dass die durch sie geförderte Forschung, die regelmäßig 

Kooperationen mit Unternehmen beinhaltet, auch Wettbewerbsvorteile verschafft. Diese 

teilsubventionierte Annäherung an Produktreife wird hier als interventionistisch 

eingeordnet.1364 Daran ändern auch die Unternehmensbeiträge (als denkbare, marktmäßige 

teilweise Gegenleistung) nichts, weil bei der Aufnahme von Unternehmen in 

Forschungsprogramme (vgl. Art. 1 Abs. 4 SESAR-Satzung)1365 und bei der Festlegung der 

letzten zu fördernden Projekte, die auf bestimmte Produkte zugeschnitten sind, 

Ermessensspielraum besteht. Im Übrigen sind die Ergebnisse nicht frei zugänglich für 

                                                 
1360 Ähnlich Bruhn, Wirtschaftsverfassung der EU, 2008, S. 124 f. („Bereich der vorwettbewerblichen Förderung 
[…] nicht zu 100 Prozent“ trennbar); Basedow, Von der deutschen zur europäischen Wirtschaftsverfassung, 1992, 
S. 30 („Grenzen [sind] […] fließend“). 
1361 Vgl. Héder, Evolution of the TRL Scale, The Innovation Journal: The Public Sector Innovation Journal, 
Volume 22(2), 2017, article 3. 
1362 Kommissionsentscheidung v. 02.07.2019 – C(2019)4575/F1 (Horizon 2020 Work Programme 2018-2020, 
General Annexes), S. 27. 
1363 Vgl. Kommission, Horizon 2020, Work Programme 2018-2020, S. 6 („In principle grants shall not be awarded 
for actions where activities go above TRL8.“). 
1364 Eine exakte Grenzziehung ist auch in Ansehung der TRL-Skala schwierig, weshalb als ordnungspolitische 
Lösung hier die (strikt wettbewerbsneutrale) Ergebnisverwendung vorgeschlagen wird. 
1365 Ähnliches gilt für die Partner von EIT KICs, wie sich aus einer Anfrage (Aug 2019) bei EIT-Food ergab. 
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Wettbewerber.1366 Eine ordnungspolitisch strikte Alternative bestünde etwa darin, dass auf die 

Mitgliedschaft in den Programmen und Ergebnisverwendung ein durchsetzbarer Anspruch 

besteht und Beiträge diskriminierungsfrei und transparent ausgestaltet sind. Denkbar wäre es 

auch, Forschungsgegenstände politisch zu bestimmen und Ergebnisse geförderter 

Forschungsprojekte dann frei zugänglich zu machen.  

Mangels Trennung von Grundlagen- und Produktforschung bereits in den Rechtsgrundlagen 

stehen diese in der gelebten EU-Forschungspolitik kaum unterscheidbar nebeneinander. Im 

Einzelnen: 

Das gemeinsame Unternehmen1367 Clean Sky 2 fördert verschiedene Bereiche der 

Flugverkehrsforschung (Art. 2 lit. a und b VO 558/2014): a) intelligenter, umweltfreundlicher 

und integrierter (Luft-)Verkehr und b) Umweltleistungen der Luftfahrttechnologien. Von der 

Kofinanzierung profitieren u. a. Industrieunternehmen (EADS, Rolls-Royce, Liebherr), 

Universitäten (University of Twente, Università degli Studi di Pisa) und wissenschaftliche 

Institute (DLR e. V.). Bei den Forschungsprojekten handelt sich um Innovations- und 

produktbezogene Forschung und nicht um Grundlagenforschung. Hierzu passt, dass die 

Ergebnisse nicht frei zugänglich gemacht werden, sondern gem. Art. 41 Abs. 1 VO 558/2014 

im Eigentum der jeweils beteiligten Teilnehmer verbleiben und einen „angemessenen“ Schutz 

erfahren (vgl. Art. 17 VO 558/2014 i. V. m.  Art. 42 f. VO). Es existieren zwar Vorschriften 

über die „rasche Verbreitung“ und eine Fristenlösung1368 (Art. 43 Abs. 2 VO 1290/2013), aber 

sie enthalten keinen Automatismus und lassen Ermessensspielraum. Eine Regelung, die 

eindeutig auf Wissensverbreitung auf kürzestem Wege angelegt wäre, sähe anders aus. Im 

Übrigen kann der Mitgliedsbeitrag von Unternehmen nicht als marktmäßige Gegenleistung 

verstanden werden, weil die Forschung in jedem Fall kofinanziert wird und damit stets ein 

Subventionselement enthält. Damit werden im Ergebnis unternehmerische Innovationen durch 

die EU teilsubventioniert, weshalb hierin keine ordnungspolitisch konforme 

Grundlagenforschung zu sehen ist. 

Ferner wurde mit VO 219/2007 das Luftverkehrs-Forschungsprogramm SESAR eingerichtet, 

welches durch private und EU-Mittel finanziert wird. Die Eigentumsrechte an den 

Erkenntnissen wird dem gemeinsamen Unternehmen SESAR zugewiesen (Art. 18 der SESAR-

                                                 
1366 Grundsätzlich ist die Verwendung von Forschungsergebnissen in VO 1290/2013 niedergelegt. 
1367 Vgl. Art. 187 AEUV. 
1368 Finanzhilferegeln können vorsehen, dass die Eigentümer der Ergebnisse verpflichtet werden, diese innerhalb 
einer Frist zu verbreiten. 
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Satzung, Anhang zu VO 219/2007). Eine öffentliche Verbreitung der Erkenntnisse ist nicht 

vorgesehen. Es besteht nur die Möglichkeit des Zugangs der Mitglieder (u. a. 

Großunternehmen/-konzerne)1369 sowie Mitgliedsstaaten für nichtgewerbliche Zwecke. 

Allerdings liegt dies im Ermessen des gemeinsamen Unternehmens (Art. 18 S. 2 SESAR-

Satzung). Somit gelten die Ausführungen zu Clean Sky 2 entsprechend für SESAR. 

Für die weiteren gemeinsamen Unternehmen kann auf die Ausführungen zu Clean Sky 2 und 

SESAR verwiesen werden, da diese alle zur Ergebnisverbreitung auf die ordnungspolitisch 

problematische VO 1290/2013 Bezug nehmen und die Beteiligung von Privatunternehmen 

vorsehen, deren Innovationsforschung mitfinanziert wird. 

Die ERIC-VO sieht eine spezielle Organisationsform mit Rechtspersönlichkeit1370 für 

forschungsbezogene Infrastruktur vor. Ein ERIC1371 gibt sich eine Satzung und seine Mitglieder 

sind EU-Mitgliedsstaaten. Soweit ersichtlich fördern ERICs keine Privatunternehmen. Daher 

liegt eine neutrale Rahmenregel vor. 

Das mit ca. 77 Mrd. € ausgestattete Subventionsprogramm Horizont 2020 fördert im Zeitraum 

2014-2020 die Gemeinsame Forschungsstelle der Union sowie ÖPP unter Beteiligung von 

Universitäten und Privatunternehmen1372 (vgl. Art. 2 Nr. 2, Nr. 3, 25 VO 1291/2013) mittels 

finanzieller Zuwendungen, Preisgeldern, öffentlichen Aufträgen und 

Finanzierungsinstrumenten (Art. 10 Abs. 1 VO 1291/2013). Bereits der Blick auf die 

allgemeinen Forschungsschwerpunkte zeigt Bezüge zur Industriepolitik.1373 Der allgemeine 

Befund wird durch Detailregeln verstärkt: Die Forschung ist nicht auf Grundlagen bzw. 

vorwettbewerbliche Forschung beschränkt (vgl. Art. 25 Abs. 1 Satz VO 1291/2013). Ferner 

werden die Ergebnisse entgegen Art. 18 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 VO 1291/2013 nicht unverzüglich 

verbreitet oder frei zugänglich gemacht, sondern zu Gunsten der ÖPP-Partner gem. Art. 43 

VO 1290/2013 geschützt. Das forschungspolitische Ziel der Wissensdiffusion1374 wird damit 

nicht befördert. Hierfür wird bisweilen ins Feld geführt, dass Schutzrechte als Anreiz zur 

Innovationsforschung nötig seien.1375 Ordnungspolitisch sind Schutzrechte (Patente u. ä.) mit 

dem Wettbewerbsprinzip nur bedingt vereinbar, da sie Monopolbildung und 

                                                 
1369 Vgl. https://www.sesarju.eu/newsroom/all-news/sesar-2020-membership-reflects-growing-europe-wide-
commitment-atm-modernisation, abgerufen am 14.06.2019. 
1370 Art. 8 Abs. 1 VO 723/2009. 
1371 Vgl. die Beispielliste von ERICs in der EU: https://ec.europa.eu/info/research-and-
innovation/strategy/european-research-infrastructures/eric/eric-landscape_en, 22.07.2019. 
1372 Vgl. dazu die Projektliste, http://cordis.europa.eu/data/cordis-h2020projects.csv, 18.07.2019. 
1373 Art. 5 Abs. 2 lit. b VO 1291/2013 und ferner die Bezugnahme auf Wettbewerbsfähigkeit in Art. 4, 25 der VO. 
1374 Vgl. Frenz, Hdb Europarecht, Bd. 6, 2011, Rn. 4462 f. 
1375 Vgl. Frenz, Hdb Europarecht, Bd. 6, 2011, Rn. 4462 f., 4488. 
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Machtkonzentration befördern. Daher sollten solche Rechte zumindest zeitlich klar beschränkt 

sein, damit der Markt nicht geschlossen wird. Angewendet auf Horizont 2020 ergibt sich die 

Besonderheit, dass die Erkenntnisse erst durch Subventionen generiert wurden und damit der 

Schutzanlass (Eigenleistung) nur teilweise vorliegt. Folglich handelt es sich bei der 

Einbeziehung auch von produktnaher Forschung („Innovationsbeihilfen“)1376 um 

interventionistische Elemente. 

Das Europäische Innovations- und Technologieinstitut EIT betreibt die Förderung 

verschiedener Forschungsfelder (EIT Climate, EIT Digital, EIT Food, EIT Health, EIT 

Manufacturing usf.), die durch nachgeordnete Organisationseinheiten (KICs)1377 durchgeführt 

wird. Die KICs arbeiten mit öffentlichen Stellen, aber auch mit Privatunternehmen zusammen, 

deren Beiträge eine Hauptfinanzierungsquelle des EIT darstellen (Art. 14 Abs. 2 lit. a 

VO 294/2008). Bei der Verbreitung der Ergebnisse wird auf die mittlerweile außer Kraft 

getretene VO 1906/2006 verwiesen, die durch die – oben bereits beleuchtete – VO 1290/2013 

abgelöst wurde. Partner eines KIC, beispielhaft an EIT-Food, sind öffentliche Stellen (Queen’s 

University Belfast, Universität Hohenheim), Start-Ups1378 sowie Konzerne (Siemens, Bosch, 

Nestlé)1379. Auch im Rahmen der EIT-Förderung wird keine strikte Grundlagenforschung 

betrieben, sondern u. a. auch Produktentwicklung in der Nähe von Marktreife gefördert 

(TRL 8)1380, weshalb die EIT-Förderung in Ansehung dessen und der 

Ergebnisverwendungsregeln (VO 1290/2013) den interventionistischen Charakter von 

Horizont 2020 teilt. 

Interventionistisch sind ferner die Subventionen auf dem Gebiet der Kernenergie-Forschung 

(VO [Euratom] 2018/1563 und 13/14/2013) einzuordnen. Die allgemeinen Ausführungen zur 

EU-Forschungspolitik für die Verbreitung (VO 1290/2013) und das Problem der 

Produktforschungsnähe gelten hier entsprechend. 

Die EU-Forschungspolitik fällt damit im Ergebnis schwerpunktmäßig interventionistisch aus. 

                                                 
1376 Vgl. zur generellen Einordnung von Forschungsförderung als Beihilfe Behrens, Europäisches Marktöffnungs- 
und Wettbewerbsrecht, 2017, § 43 Rn. 1644. 
1377 „Knowledge and Innovation Community“, Art. 6 VO 294/2008. 
1378 Vgl. https://eitfood.eu/startups/, 22.07.2019. 
1379 Vgl. https://eitfood.eu/partners/, 22.07.2019. 
1380 Telefonische Anfrage an EIT-Food (Aug 2019). 
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Integrationstiefe 

Wegen der Nachrangigkeit1381 der EU-Forschungskompetenz gegenüber der 

mitgliedsstaatlichen (Art. 4 Abs. 3 AEUV) ist die Integrationstiefe gering.1382 Entsprechend 

sieht Art. 181 AEUV nur eine Koordinierungskompetenz der EU vor. 

Die EU-Forschungspolitik erfasst sowohl das Feld von Grundlagen- als auch der Innovations- 

und Produktforschung. Daher kann das Verhältnis zwischen EU- und mitgliedstaatlicher 

Forschungspolitik anhand der FuE-Ausgaben (privat und staatlich) geschätzt werden. Für 2016 

betrugen die nationalen Forschungsausgaben rd. 263 Mrd. € (davon 167 Mrd. € [privat]1383 

sowie 96 Mrd. € [staatlich]1384). Die EU weist im Haushalt 2016 Forschungsausgaben i. H. v. 

11,78 Mrd. € aus.1385 Setzt man die EU- und mitgliedstaatlichen FuE-Ausgaben ins Verhältnis, 

ergibt sich ein Integrationsfaktor von ca. 0,1 (10:100). 

Quantifikation 

Die Bedeutung des FuE-Sektors insgesamt kann durch die Ausgaben staatlicher Stellen 

(Mitgliedsstaaten, EU) sowie Privater (Unternehmen, private Organisationen) geschätzt 

werden. Fraglich ist, ob FuE-Ausgaben methodisch mit wirtschaftszweigbezogenen 

Bruttowertschöpfungszahlen kompatibel sind. Das ist zu bejahen, weil FuE-Ausgaben – etwa 

seitens Unternehmen – aus deren (betrieblicher) Bruttowertschöpfung heraus finanziert werden 

und keine Vorleistungen darstellen. Dies entspricht der Behandlung durch ESVG 20101386, 

wonach Forschungsausgaben als Investitionen erfasst werden. Somit sind FuE-Ausgaben eines 

Unternehmens als Teilmenge von dessen (Gesamt-)Bruttowertschöpfung und hiermit 

methodisch kompatibel.  

Indikator  Wert (Mio. €)  Integrationstiefe Ergebnis (Mio. €) 

FuE-Ausgaben1387 275.000  * 0,1    = 27.500 

                                                 
1381 Anders Odendahl, in: Niedobitek, Europarecht, 2014, § 9 Rn. 109 („parallele Zuständigkeit“). 
1382 Vgl. Frenz, Hdb Europarecht, Bd. 6, 2011, Rn. 4468. 
1383 Eurostat (rd_e_berdfundr2), FuE-Ausgaben Unternehmenssektor (EU28, Finanzierungsquellen: Unternehmen 
und private Organisationen ohne Erwerbszweck (ohne Ausland, Staats- und Universitätssektor). 
1384 Eurostat (gba_nabsfin07), Gesamte Mittelzuweisung FuE innerhalb der EU28 im Jahr 2016. 
1385 Kommission, EU Budget 2016, S. 82 (Summe aus 1.1.12 [ITER], 1.1.13 [Copernicus], 1.1.31 [Horizon 2020]). 
1386 Eurostat, ESVG 2010, Ziff. 3.89 f) Nr. 4, S. 80 („Ausgaben für FuE werden als Anlageinvestitionen behandelt, 
wenn ein ausreichend hohes Niveau der Zuverlässigkeit und Vergleichbarkeit der Schätzungen der Mitgliedstaaten 
erreicht wurde“). 
1387 Definiert als Summe staatlicher, EU- und privater FuE-Ausgaben. 



- 252 - 

t) Umweltpolitik (Art. 191-193 AEUV) 

Der Umweltschutz gehört zu den primären Unionszielen (Art. 3 Abs. 3 UAbs. 1 Satz EUV)1388 

und ist eine der zahlreichen Querschnittsmaterien (Art. 11 AEUV)1389. Seine Zielstellung wird 

in Art. 191 Abs. 1 AEUV in vierfacher Weise konkretisiert: a) Umweltschutz, b) der Schutz der 

menschlichen Gesundheit, c) die rationelle Verwendung natürlicher Ressourcen und d) die 

internationale Zusammenarbeit in Umwelt- und Klimaschutzangelegenheiten. Bei der 

Verwirklichung lässt sich die Union von drei Handlungsgrundsätzen leiten (Art. 191 Abs. 2 

AEUV): Vorsorgeprinzip (Berücksichtigung der Umweltbelange bei der Planung), 

Ursprungsprinzip (Bekämpfung von Umwelt- und Klimaschäden an der Quelle ihrer Ursache) 

sowie das Verursacherprinzip (grundsätzliche Verantwortlichkeit des Erstveranlassers).1390  

Die spezifische Rechtssetzungsbefugnis der Union folgt aus Art. 192 AEUV, wobei Art. 193 

AEUV strengere nationale Vorschriften zulässt (Mindestharmonisierungsprinzip).1391 Die 

Abgrenzung zur Binnenmarkt-Rechtsangleichung (Art. 114 Abs. 1 AEUV) ist nicht einfach und 

hierzu werden verschiedene Ansätze vertreten.1392 Für die Zwecke dieser Arbeit wird auf die 

Hauptzielsetzung der jeweiligen Norm (Umwelt- und Klimaschutz) und nicht ihren 

Anknüpfungspunkt (PKW-Verkehr, Produktsparte, bestimmte Einrichtungen) abgestellt.1393 

Soweit Umweltpolitik auf Finanzhilfen als Instrumente zurückgreift, liegt die 

Finanzierungsverantwortung grundsätzlich bei den Mitgliedsstaaten. Ergänzend fördert der 

Kohäsionsfonds umweltbezogene Projekte in bestimmten Mitgliedsstaaten.1394 

Die häufig kritisierte (Un-)Wirksamkeit von Umweltpolitik stellt ein Hauptproblem des 

Politikbereichs dar, kann aber für die wirtschaftssystemische Betrachtung unberücksichtigt 

bleiben.1395 

                                                 
1388 Vgl. den Überblick zum Umwelt-Primärrecht bei Epiney, in: Niedobitek, Europarecht, 2014, § 8 Rn. 3. 
1389 Streinz, Europarecht, 10. Aufl. (2016), Rn. 1213; Oppermann/Classen/Nettesheim, Europarecht, 8. Aufl. 
(2018), § 33 Rn. 19. 
1390 Oppermann/Classen/Nettesheim, Europarecht, 8. Aufl. (2018), § 33 Rn. 17. 
1391 Streinz, Europarecht, 10. Aufl. (2016), Rn. 1218; vgl. Oppermann/Classen/Nettesheim, Europarecht, 8. Aufl. 
(2018), § 33 Rn. 24. 
1392 Epiney, in: Niedobitek, Europarecht, 2014, § 8 Rn. 44 ff. m. w. N. aus der EuGH-Rechtsprechung. 
1393 Ähnlich Epiney, in: Niedobitek, Europarecht, 2014, § 8 Rn. 47 f. 
1394 Streinz, Europarecht, 10. Aufl. (2016), Rn. 1217. 
1395 Vgl. dazu Epiney, in: Niedobitek, Europarecht, 2014, § 8 Rn. 137. 
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Umwelt- und Klimaschutz sind mit ordnungspolitischen Grundsätzen vereinbar, soweit 

hierdurch negative externe Effekte eliminiert werden.1396 Es handelt sich um eine 

Konkretisierung des Prinzips von Eigentum und Verantwortung, wonach schädliche 

Auswirkungen von dem getragen und vermieden werden müssen, der sie verursacht. Wichtig 

ist allerdings, dass die Zielverfolgung nicht durch interventionistische Mittel (Subventionen) 

verfolgt wird, da sonst eine Abwälzung der Lasten auf andere als die Profiteure von 

Umweltbelastungen droht. Aus diesem Grund ist auch eine Gruppenfreistellung für 

umweltschutzbezogene Beihilfen abzulehnen.1397 

Sekundärrecht1398 

Liberale Vorschriften: 

 Keine. 

Bürokratisch-neutrale Vorschriften: 

 Statistik: VO 691/2011, VO 2150/2002;  

 INSPIRE [Geodateninfrastruktur] (RL 2007/2/EG, VO 976/2009, VO 1088/2010, 
VO 1089/2010); 

 Emissionshandel Treibhausgase (RL 2003/87/EG, VO 1123/2013, VO 815/2013, 
VO 389/2013, VO 550/2011, VO 1031/2010, VO 748/2009); 

 Umweltverwaltungsrecht, Forschung: Umweltverträglichkeitsprüfung 
(RL 2011/92/EU), Umweltprüfung (RL 2001/42/EG), maritime Raumplanung 
(RL 2014/89/EU), Meeresstrategie [Beobachtung und Forschung] 
(RL 2008/56/EG)1399, Wald-Monitoring (VO 1737/2006), Öffentlichkeitsbeteiligung 
(RL 2003/35/EG), EU-Umweltzeichen (VO 66/2010), freiwillige 
Umweltbetriebsprüfung (VO 1221/2009)1400, Umweltinformation (RL 2003/4/EG, 
VO 1367/2006), Widerspruchsverfahren bei der EU-Chemikalien-Agentur 
(VO 771/2008, VO 1238/2007, VO 440/2010);  

 Kraftfahrzeugbezogenes Umweltrecht: Kraftstoffe (RL 2016/802, RL 98/70/EG, 
RL 2015/652), Benzindampf-Rückgewinnung (RL 2009/126/EG), Kfz-Klimaanlagen 
(RL 2006/40/EG, VO 706/2007), Information Kraftstoffverbrauch (RL 1999/94/EG), 
Kfz-Lärm (RL 96/20/EG, RL 92/97/EWG, VO 540/2014), Emissionen (VO 510/2011, 

                                                 
1396 Bonus, in: FS Narjes (1984), S. 144; Basedow, Von der deutschen zur europäischen Wirtschaftsverfassung, 
1992, S. 31 f.; vgl. auch Jans/von der Heide, Europäisches Umweltrecht, 2003, S. 317 ff., 332 ff. (Verhältnis zum 
Wettbewerbsrecht). 
1397 Dafür jedoch Lorenz, Umweltschutz, 2004, S. 197 f., obwohl dies den „Bereichsausnahmen“ materiell sehr 
nahe käme, die sie selbst ablehnt (S. 51 ff., 192). 
1398 Ohne Vorschriften, die Außenhandel regulieren (z. B. Import-Informationen VO 465/2008 oder Holzeinfuhr, 
VO 2173/2005). 
1399 Ohne erkennbare Förderung von Unternehmen, vgl. https://www.meeresschutz.info/projekte.html, 22.07.2019 
1400 Zwar kann das Führen des ESMA-Logos ein Marketing-Vorteil beinhalten, der Zugang zur Prüfung ist jedoch 
hinreichend wettbewerbsneutral ausgestaltet, vgl. Art. 5 VO 1221/2009. Die Begünstigung von KMU (Art. 7 VO 
1221/2009) kann als wettbewerbsfördernde Maßnahme ordnungspolitisch gerechtfertigt werden. 
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VO 595/2009, VO 443/2009, VO 63/2011, VO 1014/2010, VO 195/2013, 
VO 582/2011); 

 Emissionen und Umweltstandards: RL 2015/2193, RL 2010/75/EU, RL 2004/42/EG, 
RL 2010/79/EU, RL 2004/9/EG, RL 94/63/EG, Pestizidverringerung 
(RL 2009/128/EG), Luftreinhaltung (RL 2008/50/EG, RL 2004/107/EG, 
RL 2001/81/EG), Gewässerschutz (RL 2006/119/EG, RL 2000/60/EG, RL 2006/7/EG, 
RL 2009/90/EG), Ökodesign-Anforderungen [Geschirrspüler] (VO 1016/2010), Lärm 
(RL 2002/49/EG, RL 2000/14/EG), RL 98/83/EG, Nitrat (RL 91/676/EWG), Abwasser 
(RL 91/271/EWG), Schiffs-Recycling (VO 1257/2013), Emissionsschätzung 
Kleinemittenten Luftverkehr (VO 606/2010), EMAS [Umweltaktionsprogramm] 
(VO 1221/2009); 

 Klimaschutzrecht: Geologische CO2-Speicherung (RL 2009/31/EG), fluorierte 
Treibhausgase (VO 517/2014, VO 204/2008, VO 306/2008, VO 307/2008, 
VO 1516/2007, VO 1497/2007), Überwachung Treibhausgase (VO 525/2013, 
VO 601/2012); 

 Risiken und Gefahr-/Schadstoffe: Hochwasserrisiko-Management (RL 2007/60/EG), 
Offshore-Sicherheit [Erdöl, Erdgas] (RL 2013/30/EU), gefährliche Stoffe 
(RL 2012/18/EU, RL 2011/65/EU), ozonabbauende Stoffe (VO 1005/2009), 
Verpackung und Kennzeichnung (RL 93/72/EWG), Verbot zinnorganischer 
Verbindungen Schifffahrt (VO 782/2003, 536/2008), Schadstoffregister 
(VO 166/2006), Doppelhülle Tankschiffe (VO 530/2012), VO 537/2011, VO 291/2011, 
chemische Altstoffe (VO 793/93, VO 142/97, VO 143/97, VO 2268/85, VO 1179/94), 
Abfall (VO 1013/2006, RL 2012/19/EU, RL 2008/98/EG, RL 2006/66/EG, 
RL 2006/21/EG, RL 2000/53/EG, RL 1999/31/EG), REACH [chemische Stoffe] 
(VO 1907/2006, VO 440/2008, VO 340/2008), RL 96/59/EG, RL 2008/43/EG, 
RL 93/86/EWG; 

 Gentechnik (RL 2009/41/EG, RL 2001/18/EG, VO 1829/2003, VO 1946/2003, 
VO 1981/2006, VO 641/2004, VO 65/2004, VO 1830/2003); 

 Biodiversität (VO 1143/2014, VO 708/2007, VO 865/2006, VO 338/97, 
RL 2009/147/EG, VO 601/2004, RL 1999/22/EG, RL 92/43/EWG); 

 Umwelthaftung (RL 2004/35/EG), Umweltstrafrecht (RL 2008/99/EG, 
RL 2005/35/EG), Bekämpfung illegalen Holzeinschlags (VO 995/2010)1401. 

Interventionistische Vorschriften: 

 Subventionsprogramm LIFE (VO 1293/2013); 

 Förderung Erneuerbarer Energien (RL 2009/28/EG, VO 1307/2014). 

Qualifikation 

Das Subventionsprogramm LIFE verfolgt Umwelt- und Klimaschutzziele mit folgendem 

Instrumentarium (Art. 3 Abs. 1, Abs. 2, 17 Abs. 1 VO 1293/2013): Finanzhilfen, öffentliche 

                                                 
1401 Technische Hilfe bei der Beachtung der Sorgfaltspflichten (Art. 13 VO 995/2010) erscheint ordnungspolitisch 
vertretbar, zumal keine finanziellen Hilfen vorgesehen sind. 
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Auftragsvergabe, Beiträge zu Finanzierungsinstrumenten und sonstige Maßnahmen. Bei der 

Projektauswahl steht der Kommission ein nicht unerheblicher Ermessensspielraum zu. 

Mittelempfänger sind sowohl staatliche Einrichtungen als auch private Unternehmen. Im 

Begünstigtenverzeichnis1402 finden sich sowohl KMU als auch Großunternehmen. Insoweit ist 

die LIFE-Förderung interventionistisch, da sie selektiv ausgestaltet ist. 

Das Umweltaktionsprogramm EMAS (VO 1221/2009) hat die Verleihung des EMAS-Siegels 

bei Durchführung einer (freiwilligen) Umweltbetriebsprüfung, ausgeführt durch private 

Umweltprüfer zum Gegenstand. Das damit etablierte Umweltbetriebsprüfungssystem beruht 

politisch auf der Annahme, die Industrie wolle und könne eigenverantwortliche 

Umweltinitiativen entwickeln. Da jedermann bei Einhaltung von Art. 5, 4 VO 1221/2009 ein 

Anspruch auf Registrierung zusteht und keine finanziellen oder sonst preisverzerrenden Hilfen 

gewährt werden1403, wird EMAS als neutral bewertet. 

Der 2005 eingeführte Emissionshandel (RL 2003/87/EG) dient der Bepreisung 

klimaschädlicher Treibhausgasemissionen. Dies stellt grundsätzlich eine ordnungspolitisch 

unbedenkliche Ergänzung des allgemeinen Preismechanismus‘ dar.1404 Problematisch ist, dass 

nur ca. 45 % aller EU-Emissionen vom Emissionshandel erfasst sind (vgl. Anh. I der RL 

2003/87/EG).1405 Darüber hinaus wurden die Zertifikate in der Handelsperiode 2013-2020 nur 

zu 57 % versteigert.1406 Damit wird die liberale Grundidee eines Emissionshandelssystems, die 

Gleichbehandlung aller Emittenten von vornherein ad absurdum geführt. Ferner regelt die 

RL 2003/87/EG nicht die Verwendung der Einnahmen, die für eine strikte Koppelung von 

Handlung und Verantwortung, auf Vermeidung bzw. Rückholung von Klimagasen ausgerichtet 

sein müsste. Vielmehr werden damit sonstige Förderprojekte durch die Mitgliedsstaaten 

finanziert.1407 Der Emissionshandel wird aufgrund der erheblichen Sonderbehandlungen nicht 

mehr als liberal, sondern nur als neutral eingeordnet, da zu viele Abweichungen von liberalen 

Grundprinzipien vorgenommen wurden.1408  

                                                 
1402 Vgl. http://ec.europa.eu/environment/life/project/Projects/index.cfm, 24.07.2019. 
1403  Art. 32 Abs. 2 VO 1221/2009 erfasst nur Informationen zum anwendbaren Recht und zuständigen Stellen. 
1404 Vgl. auch Bruhn, Wirtschaftsverfassung der EU, 2008, S. 142 („marktkonforme Umweltpolitik“); Jans/von 
der Heide, Europäisches Umweltrecht, 2003, S. 453 (wettbewerbsschonend). 
1405 Cludius et. al., Klimapolitische Wirksamkeit des Emissionshandels, 2018, S. 8.  
1406 Schätzung der Kommission, Das Emissionshandelssystem der EU, 2016, S. 3 
(https://ec.europa.eu/clima/sites/clima/files/factsheet_ets_de.pdf, 21.01.2020). 
1407 Zur Lage in Deutschland: Die Einnahmen finanzieren den Energie- und Klimafonds. Zu dessen Fördertätigkeit 
vgl. BMF, 8. EKF-Bericht, S. 6 ff. 
1408 Das betrifft vor allem die fehlende Durchhaltung des Prinzips, dass jede Tonne CO2 erfasst und preislich 
gleichbehandelt wird. Interventionistische Tendenzen bei der Einnahmenverwendung wurden den 
Mitgliedsstaaten zugerechnet. 
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Die RL 2009/28/EG sieht die Verpflichtung der Mitgliedsstaaten vor, ihren Energieverbrauch 

bis 2020 zu einem bestimmten Prozentsatz1409 aus erneuerbaren Energien („EE“) zu decken 

(Art. 3 Abs. 1 Satz 1 RL 2018/2001). Unionsweit ist wird eine Quote von 20 % angestrebt 

(Art. 3 Abs. 1 Satz 2 RL 2009/28/EG). Hierfür werden den Mitgliedsstaaten auch nicht 

marktkonforme Instrumente nahegelegt, vgl. Art. 2 lit. k, 3 Abs. 3 lit. a RL 2009/2001 

(Investitionsbeihilfen, Preisregeln). Die Gesamteffizienz dieser EE-Förderung wird durch die 

umweltpolitische Mehrfachregulierung (parallel zum Emissionshandel) erheblich 

verringert.1410 Ordnungspolitisch überzeugender und umweltpolitisch wirksamer wäre ein 

stringenter, umfassender Emissionshandel gewesen. Aufgrund der Einbeziehung auch nicht-

marktkonformer Instrumente wird die RL 2009/28/EG interventionistisch1411 eingeordnet. 

Integrationstiefe 

Eine Schätzung des Integrationsfaktors unterbleibt, da nur Querschnittssubventionen als 

prägende Elemente des EU-Umweltrechts verbleiben. 

Quantifikation 

Die Umweltpolitik stellt eine Querschnittsmaterie dar und daher lässt sich die 

volkswirtschaftliche Bedeutung nicht mit Teilaggregaten der EU-Wirtschaftszweige 

abbilden.1412  

Das Subventionsprogramm LIFE wird – wie bereits andere Subventionsprogramme oben – 

anhand der Fördersumme 2016, multipliziert mit der Interventionsquote, geschätzt. Dies 

entspricht den Mitteln, die an Private vergeben werden und damit interventionistisch wirken. 

Zur Ermittlung der Interventionsquote wurden 197 LIFE Projekte aus 2016 ausgewertet1413: 

Von 265,7 Mio. € an Fördergeldern sind 199,5 Mio € an staatliche Stellen sowie NGOs, 

66 Mio. € hingegen an Privatunternehmen geflossen (Interventionsquote: 24,9 %).  

                                                 
1409 Vgl. die national differenzierten Ziele in Anh. I RL 2009/28/EG. 
1410 Bonn/Reichert, Erneuerbare Energien in der EU, 1/2019, cepInput, S. 9 f. 
1411 Einordnung der Förderung als rechtfertigungsbedürftige Beihilfen auch bei Steffens, Erneuerbare Energien, 
2018, S. 177 ff. 
1412 Umweltpolitik ist insofern mehr als die aktuell tatsächlichen Kosten im Sinne von NACE (Rev2) Abt. 39 
(Beseitigung von Umweltverschmutzungen).  
1413 Begünstigtenverzeichnis LIFE (Filter: 2016),  http://ec.europa.eu/environment/life/project/Projects/index.cfm, 
20.01.2020. Da die Gesamtsumme der Probe von ca. 265 Mio. € geringer ist als der Haushaltsposten für LIFE 
(329 Mio. €) ist das Begünstigtenverzeichnis offenbar unvollständig.  
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 Indikator   Wert (Mio. €) Interventionsquote      Ergebnis (Mio. €) 

 Ausgaben LIFE1414   329  * 0,249   = 81,92 

Die Einschätzung der Förderung erneuerbarer Energien, die durch RL 2009/28/EG veranlasst 

sein könnte, unterbleibt, da hierfür die Kenntnis der Umweltpolitiken aller Mitgliedsstaaten 

erforderlich wäre. Eine solche Nachforschung kann hier nicht geleistet werden. Die 

interventionistische Tendenz der EU-Umweltpolitik wird damit etwas unterschätzt.   

u) Energiepolitik (Art. 194 AEUV) 

Primärrecht 

Art. 194 AEUV nennt vier Ziele der Energiepolitik: a) das Funktionieren des Energiemarkts, 

b) die Gewährleistung der Energieversorgungssicherheit, c) die Förderung von Energieeffizienz 

und erneuerbaren Energien sowie d) die Förderung der Interkonnektion der Energienetze.1415 

Während a) und b) ordnungspolitisch unbedenklich erscheinen, kommt es bei c) und d) für die 

Marktkonformität auf die konkrete Ausgestaltung an.  

Zum Primärrecht ist ferner der Vertrag über die Europäische Atomgemeinschaft (EAGV) zu 

zählen. Die wesentlichen Elemente des Vertrages sind: Ausnahme von der 

Privateigentumsordnung an besonders spaltbaren Stoffen (Art. 86 EAGV), die Gewinnung 

(Art. 70 ff. EAGV) und Verteilung (Art. 60 ff. EAGV) solcher Stoffe, Forschungsförderung auf 

dem Gebiet der Kernenergie (Art. 4 ff. EAGV), Arbeits- und Strahlenschutz (Art. 30 ff. EAGV), 

Anzeigepflicht für Investitionen in der kernenergiebezogenen Industrie (Art. 40 ff. EGV 

i. V. m. Anh. II), die Europäische Versorgungsagentur ESA (Art. 53 ff. EAGV), der 

Preismechanismus beim Bezug kernenergierelevanter Stoffe (Art. 67 EAGV) und der 

zugehörige Binnenmarkt (Art. 92 ff. EAGV). Die Abgrenzung der Atomenergiepolitik zur 

EU-Forschungspolitik wird anhand der Primärziele der Bereiche wie folgt vollzogen: Soweit 

die EU-Atompolitik auf Errichtung und Betrieb von Kernenergie-Anlagen zur 

Stromversorgung gerichtet ist, wurde sie der EU-Energiepolitik zugerechnet. Das Gebiet der 

Kernenergieforschung (VO [Euratom] 2018/1563 und 1314/2013) hingegen wird der 

EU-Forschungspolitik zugerechnet, da es technologischen Fortschritt bezweckt. 

Auf dem Gebiet der Kernenergie ist der EAGV mit Vorrang gegenüber EUV und AEUV 

ausgestattet (Art. 106a Abs. 3 EAGV).1416 Fraglich ist, inwieweit das Beihilfeverbot (Art. 107 f. 

                                                 
1414 Kommission, EU Budget 2016 (Fn. 1343), S. 83 (Ziff. 2.0.4). 
1415 Vgl. Oppermann/Classen/Nettesheim, Europarecht, 8. Aufl. (2018), § 23 Rn. 2. 
1416 Oppermann/Classen/Nettesheim, Europarecht, 8. Aufl. (2018), § 23 Rn. 17. 
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AEUV) auf dem Gebiet der Kernenergie Geltung beansprucht. Hierüber bestand um das Jahr 

2000 noch ein Meinungsstreit innerhalb der Kommission1417 sowie in der 

rechtswissenschaftlichen Literatur1418. Mittlerweile existieren Entscheidungen der Kommission 

zur Prüfung von Beihilfen im Kernenergiesektor, die erkennen lassen, dass sie von der 

Anwendbarkeit des Beihilfenrechts ausgeht.1419 In der Sache führten die Prüfverfahren 

regelmäßig zur Billigung der Interventionen, welche auch von der Rechtsprechung – soweit 

ersichtlich – bisher stets akzeptiert wurden1420. Aus alledem folgt, dass das Beihilfenrecht 

grundsätzlich auch im Kernenergiesektor gilt,1421 auch wenn die Anwendung der im 

EU-Wettbewerbsrecht angelegten Ausnahmetatbestände – soweit ersichtlich – bisher selten 

zum Verbot von Beihilfen führten. 

Sekundärrecht 

Liberale Vorschriften: 

 ENTSO1422 (Strom) und Regulierung des grenzüberschreitenden Stromhandels 
(VO 714/2009); 

 ENTSO (Gas) und Regulierung grenzüberschreitender Gashandel (VO 715/2009); 

 Interoperabilität Gasnetz (VO 2015/703). 

Bürokratisch-neutrale Vorschriften: 

 Statistik (VO 2016/1952, VO 1099/2008), energiepolitische Meldepflichten MS an 
KOM (VO 617/2010), Übermittlung und Veröffentlichung von Daten Strommärkte 
(VO 543/2013); 

 Energieeffizienz (RL 2010/31/EU, RL 2009/125/EG, VO 2016/2281, VO 2015/1188, 
VO 2015/1185, VO 2015/1189, VO 2015/1095, VO 1253/2014, VO 548/2014, 
VO 813/2013, VO 814/2013, VO 666/2013, VO 617/2013, VO 1194/2012, 
VO 932/2012, VO 547/2012, VO 206/2012, VO 327/2011, VO 642/2009, 
VO 640/2009, VO 641/2009, VO 66/2014, VO 643/2009, VO 278/2009, VO 107/2009, 
VO 1275/2008, RL 2000/55/EG; VO 106/2008), VO 106/2008; 

 Gasbilanzierung Fernleitung (VO 312/2014); 

 Grenzüberschreitende langfristige Kapazitätsvergabe Stromnetz (VO 2016/1719); 

 Ausgleichsmechanismus1423 ITC-Fonds (VO 838/2010); 

                                                 
1417 Referiert bei Pechstein, EuZW 2001, 307. 
1418 Nachweise bei Pechstein, EuZW 2001, 307 (309 f.). 
1419 Beschl. der Kommission v. 04.04.2006 – 2006/643/EG (Erwägungsgrund Nr. 78) 
1420 Vgl. Pressemitteilung d. Kommission v. 22.09.2004 – IP/04/1125 (British Energy); ferner EuG, Urt. v. 
12.07.2018 – T-356/15 (Hinkley Point C) (ECLI:EU:T:2018:439). 
1421 Daran ändern spezielle Vorrangigkeiten des Euratom-Vertrages, etwa bei der Kernenergieforschung – dafür 
Pechstein, EuZW 2001, 307 (310) –, nichts, da diese eng umgrenzt sind. 
1422 Verbund von Übertragungsnetzbertreibern in der Rechtsform einer belgischen AISBL (nicht gewinnorientierte 
Vereinigung), vgl. dazu die Satzung (https://docstore.entsoe.eu/Documents/General%20ENTSO-
E%20documents/General%20ENTSO-E%20documents/140930_Articles_of_Association.pdf, 24.07.2019). 
1423 Stromtransitgebühr, die technisch bedingte, aber ungeplante Netznutzung abgilt (z. B. Not-Exporte). 
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 Vorratspflicht Erdöl/-erzeugnisse (RL 2009/119/EG); 

 Gasversorgungs-RL (2004/67/EG); 

 Technische Regeln: Netzanschlussbedingungen (VO 2016/1447), Lastanschluss 
(VO 2016/1388), Netzanschluss Stromerzeuger (VO 2016/631), Kapazitätsvergabe und 
Engpassmanagement (VO 2015/1222); 

 EU-Energieregulierungsbehörde „ACER“ (VO 713/2009); 

 Produktkennzeichnung Energie-/Verbrauchseffizienz (VO 1222/2009); 

 Sommerzeit (RL 2000/84/EG); 

 Regulierung ÜNB (RL 2009/72/EG); 

 REMIT [Marktmissbrauch/Insiderhandel im Energiegroßhandel] (VO 1227/2011); 

 Finanzhilfen für Stilllegung von AKW (VO [Euratom] 1369/2013, VO [Euratom] 
1368/2013); 

 Atomrecht: Verteilung spaltbarer Stoffe (VO [Euratom] 66/2006), 
Sicherheitsregulierung Kernenergie (VO [Euratom] 302/2005, RL 2014/87/Euratom, 
RL 2009/71/Euratom), Anzeigepflicht Investitionen (VO [Euratom] 2587/1999), 
radioaktive Stoffe und Brennelemente (RL 2011/70/Euratom, RL 2006/117/Euratom, 
VO 1493/93/Euratom). 

Interventionistische Vorschriften: 

 Subventionsprogramm EEPR (VO 663/2009) (gerechtfertigt); 

 Förderung Energieeffizienz (RL 2012/27/EU). 

Das energiepolitische Sekundärrecht umfasst eine Reihe von technischen Vorschriften, welche 

wirtschaftssystemisch als neutral eingeordnet werden können. 

Mit Blick auf die Etablierung eines Energiebinnenmarktes ist auf die Vorschriften hinzuweisen, 

welche den grenzüberschreitenden Energiehandel, vor allem Strom und Gas, derart regulieren, 

dass die Übertragungsnetzinfrastruktur nicht zur Vermeidung, sondern zur Stärkung des 

Wettbewerbs führen soll (Liberalisierung).1424 Die Behandlung der national vorgefundenen 

Oligopol- bzw. Monopolstrukturen bei den Netzinhabern bildet einen Schwerpunkt der 

Qualifikation des EU-Energierechts. Wie oben bereits dargelegt, begegnet ein 

Infrastrukturausbau durch den Staat oder mit Hilfe des Staates keinen grundsätzlichen 

Bedenken.1425 Die Regulierung der Übertragungsnetzbetreiber Strom/Gas trifft die 

Mitgliedsstaaten in der Regel mittelbar selbst, da die Übertragungsnetze häufig Gesellschaften 

gehören, die staatlich kontrolliert sind. Die EU hat sich energiepolitisch auf den Ansatz der 

Regulierung („unvermeidbarer“) Oligo-/Monopole durch textreiches Sekundärrecht festgelegt 

(vgl. RL 2009/72/EG). Dies als ein Aufbrechen von Versorgungsmonopolen zu verstehen1426, 

                                                 
1424 Vgl. dazu Schmidt-Preuß, in: Baur/Salje/Schmidt-Preuß, Regulierung in der Energiewirtschaft, 2. Aufl. (2016), 
Kap. 10 Rn. 23 f. (insbesondere durch RL), Kap. 16 Rn. 6 ff. (Gas), Kap 17 Rn. 6 ff. 
1425 Zur staatlichen Infrastruktur-Verantwortung des Staates vgl. Frenzel, Stromhandel, 2007, S. 265 m. w. N. 
1426 Oppermann/Classen/Nettesheim, Europarecht, 8. Aufl. (2018), § 23 Rn. 9. 
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erscheint allerdings zu optimistisch. Genauer ist die Einschätzung, die EU-Energiepolitik ziele 

auf die Öffnung der Leitungsnetze für alle Lieferanten ab.1427 Ordnungspolitisch erscheint die 

Monopolkontroll-Politik der EU, die insbesondere auf Preiskontrolle (Netzentgelte) abzielt, 

noch vertretbar, da beim Ausbau und Betreiben von Infrastruktur ein klassischer 

Angebotswettbewerb (etwa durch duplizierte Leitungen) nicht immer effizient ist.1428 Flankiert 

wird diese Art der Kontrolle durch Regeln, welche einen freien Marktzugang zu Fernleitungen 

in wettbewerbskonformer Weise zu etablieren versuchen (vgl. VO 714/2009). Der Abbau von 

Hemmnissen des grenzüberschreitenden Handels kann kompetenziell darauf zurückgeführt 

werden, dass Energie als Ware (vgl. Art. 28 AEUV) den Liberalisierungspflichten des 

Binnenmarktes unterliegt.1429 Bei der Bewertung des EU-Energierechts ist schließlich zu 

berücksichtigen, dass die Regeln zum Netzzugang und die Regulierung der Netzbetreiber keine 

direkte Regulierung der Energieerzeuger1430 beinhaltet, welche für die hiesige Betrachtung 

daher außer Betracht bleiben, da sie national reguliert werden. 

Besondere Aufmerksamkeit verdient zuletzt das energiepolitische Subventionsrecht.  

Unbedenklich sind zunächst die EU-Finanzhilfen für die Stilllegung von Kernkraftanlagen 

verschiedener Beitrittsstaaten (Litauen, Slowakei, Bulgarien), weil hierbei vordergründig 

staatliche Stellen Leistungen erhalten und mithin nur eine staatsinterne Umverteilung 

stattfindet.  

Es existiert ferner das EEPR-Subventionsprogramm (VO 663/2009), welches den Ausbau von 

Gas- und Strominfrastruktur, Offshore-Windenergie sowie CO2-Abscheidung und 

CO2-Speicherung fördert (Art. 1 lit. a bis c der VO 663/2009). Grundsätzlich ist der Ausbau 

von (Energie)-Infrastruktur ordnungspolitisch unbedenklich. Auch die Tatsache, dass hiervon 

nur wenige „Unternehmen“1431, insbesondere Übertragungsnetzbetreiber, profitieren, steht 

einer Rechtfertigung nicht entgegen. Die Stärkung dieser Anbieter ist weder Ziel des 

Subventionsprogramms noch nach derzeitiger Netz-Eigentumslage vermeidbar. Die 

Subvention knüpft nur an den nationalen Befund konzentrierten Eigentums an, ohne ihn zu 

billigen oder schützen zu wollen. Ferner erscheinen die Vergabekriterien sachgerecht (Art. 8 

                                                 
1427 Fastenrath/Groh, Europarecht, 4. Aufl. (2016), Rn. 360. 
1428 Diese Grundüberlegung (vgl. Frenzel, Stromhandel, 2007, S. 54 f. m. w. N. zu Leistungsnetzverdopplung und 
der „Besonderheitenlehre in der Stromwirtschaft“) trifft – je nach Infrastrukturbereich – nicht immer zu; zu Recht 
daher differenzierend Steyer, Transeuropäische Netze, 2001, S. 282 (parallele Stromtrassen mit Blick auf 
Kapazitätsgrenzen u. U. sinnvoll). 
1429 Oppermann/Classen/Nettesheim, Europarecht, 8. Aufl. (2018), § 23 Rn. 7; Fastenrath/Groh, Europarecht, 
4. Aufl. (2016), Rn. 359 (mit der Euratom-Ausnahme besonders spaltbarer Stoffe).   
1430 Vgl. Nettesheim, in: Giegerich/Heinz, Herausforderungen und Perspektiven der EU, 2012, 77 (78). 
1431 Hinter der Privatrechtsformen verbergen sich häufig, aber nicht stets staatliche Körperschaften. 
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VO 663/2009). Im Ergebnis ist das Programm damit mit Blick auf die staatliche Verantwortung 

beim Infrastruktur-Ausbau ordnungspolitisch noch vertretbar.  

Zum Teil sieht das EU-Energierecht vor, dass die Mitgliedsstaaten finanzielle Förderung 

betreiben dürfen (Art. 12 Abs. 2 lit. a ii) RL 2012/27/EU). Auf dieser Grundlage wurden in 

Deutschland (vergleichsweise kleine)1432, aber gleichwohl interventionistisch wirkende 

Subventionen für KMU eingerichtet, die Energieberatungskosten kofinanzieren. Zwar sieht die 

RL 2012/27/EU keine zwingende Instrumentalisierung von Subventionen vor. Die enthaltene 

Kernregel, bestimmte Energieeffizienzquoten zu erreichen, könnte auch rein regulatorisch 

durchgesetzt werden (z. B. als Produktstandards). Allerdings kann mit Blick auf die Beteiligung 

der EU1433 an entsprechenden europäischen Energieeffizienz-Förderfonds („EEEF“, Art. 20 

RL 2012/27/EU) und der aktuellen politischen Praxis (Subvention statt Regulierung) 

angenommen werden, dass die Energieeffizienz-RL einen Wegbereiter für preisverzerrende 

Subventionen darstellt. Deshalb sind die durch die RL 2012/27/EU veranlassten, 

interventionistisch ausgestalteten Energie-Effizienz-Fördermaßnahmen auch der EU und nicht 

nur den Mitgliedsstaaten zuzurechnen. 

Bei der Gesamtbewertung der EU-Energiepolitik ist zu bedenken, dass die EU in den 

Mitgliedsstaaten mono-1434 bzw. oligopolistische Strukturen beim Übertragungsnetzbetrieb 

vorgefunden hat, deren Herausbildung der EU nicht zugerechnet werden kann. Die 

Entflechtung, Zerschlagung oder konsequente Verstaatlichung solcher Betreiber ist eine 

ungelöste politische Frage der Gegenwart.1435 Die überkommene These, der Energiemarkt – 

oder im Speziellen der Strommarkt – sei ein besonderer Markt, der bestimmte 

(wettbewerbsmindernde) Interventionen erfordere, sollte jedenfalls nicht leichtfertig akzeptiert 

werden.1436 

                                                 
1432 Ziff. 5 der Richtlinie über die Förderung von Energieberatung im Mittelstand v. 11.10.2017, BAnz AT 
07.11.2017 B1. 
1433 Der EU-Beitrag zum Fonds stammt aus nicht abgerufenen ERP-Mitteln, vgl. 
https://www.eeef.eu/organizational-setup.html, 11.11.2019. 
1434 Vgl. Pechstein, EuZW 2001, 307, wonach „in den Mitgliedsstaaten über lange Zeit […]„monopolistisch[e] 
Strukturen“ prägend waren). 
1435 Oppermann/Classen/Nettesheim, Europarecht, 8. Aufl. (2018), § 23 Rn. 10 zu den Problemen bei der 
Liberalisierung des Energiesektors; vgl. auch Schmidt-Preuß, in: Baur/Salje/Schmidt-Preuß, Regulierung in der 
Energiewirtschaft, 2. Aufl. (2016), Kap. 11 Rn. 3 (Problem „hohe[r] Marktkonzentration“). 
1436 Skeptisch auch Eekhoff/Vossler, in: Baur/Salje/Schmidt-Preuß, Regulierung in der Energiewirtschaft, 2. Aufl. 
(2016), Kap. 1 Rn. 3, 7, 23; vgl. ferner Möschel, Wirtschaftsrecht im Wandel, 2011, S. 589 (mit 
Reformvorschlägen bei S. 590 ff.). 
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Im Ergebnis kann das EU-Energierecht trotz vereinzelter interventionistischer Züge1437 als 

schwerpunktmäßig liberal eingeordnet werden. 

Integrationstiefe 

Auch wenn die Regulierung von Gas- und Stromnetzen, energetischen Sicherheitsstandards 

sowie die Energieeffizienz von Produkten stark europarechtlich geprägt sind, verbleiben 

erhebliche Teile des Energiesektors wie die Energieerzeugung, der angestrebte Energiemix 

sowie nationale Instrumente (z. B. EEG) in mitgliedsstaatlicher Zuständigkeit. Als 

Integrationsfaktor wir daher 0,5 angesetzt. 

Quantifikation 

Der Energiemarkt wird durch die NACE Abt. 35 „Energieversorgung“ quantifiziert und 

umfasst die Stromerzeugung, den Übertragungsnetzbetrieb, Gaswirtschaft (Erzeugung, 

Leitung, Verbrauch) sowie Wärme- und Kälteversorgung.1438 

Indikator   Wert (Mio. €)  Integrationstiefe Ergebnis (Mio. €) 
Bruttowertschöpfung1439  223.000  * 0,5   = 111.500  

v) Tourismus (Art. 195 AEUV) 

 Der mit dem Vertrag von Lissabon (2009) eingefügte Politikbereich Tourismus fußt auf der 

Anerkennung der wirtschaftlichen Bedeutung des Sektors für die EU-Volkswirtschaften.1440 

Allgemeines Ziel der Tourismuspolitik sind die Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit (Art. 195 

Abs. 1 UAbs. 1 AEUV) und die damit verbundenen, wenig konkreteren Sub-Ziele der 

„Schaffung eines günstigen Umfeldes für die Entwicklung der Unternehmen“ sowie die 

Zusammenarbeit der Mitgliedsstaaten. Ohne Harmonisierungskompetenz (Art. 195 Abs. 2 

AEUV) ist die EU hier auf die Ergänzung der mitgliedstaatlichen Tourismuspolitik 

beschränkt.1441 In Ansehung dessen und dem wenigen, bisher ergangenen Sekundärrecht 

(u. a. Tourismus-Statistik [VO 692/2011], Tourismus-Verbraucherrechte [RL 2008/122/EG]) 

sowie dessen wirtschaftssystemischer Ambivalenz bleibt der Politikbereich im Folgenden außer 

Betracht.  

                                                 
1437 EEEF-Ausgaben 2016 (EEEF, Annual Report 2016, S. 61 [total expenses]) eher geringfügig: rd. 3,8 Mio €. 
1438 Eurostat, NACE Rev. 2, 2008, S. 210 f. 
1439 Eurostat (sbs_na_sca_r2), Abt. 35 Energieversorgung (Eurostat-Schätzung). 
1440 Frenz, Hdb Europarecht, Bd. 6, 2011, Rn. 4868. 
1441 Vgl. Frenz, Hdb Europarecht, Bd. 6, 2011, Rn. 4879. 
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w) Europäische Investitionsbank (Art. 308-309 AEUV) 

Primärrecht 

Die im Jahr 19581442 errichtete Europäische Investitionsbank ist eine mit Rechtspersönlichkeit 

ausgestattete Institution1443. Ihre Befugnisse und Struktur werden durch Art. 308 f. AEUV 

sowie die EIB-Satzung (EIB-S) primärrechtlich festgelegt. „Mitglieder“1444 und Finanziers der 

EIB sind nicht die EU1445, sondern die Mitgliedsstaaten nach Maßgabe ihrer gezeichneten 

Anteile (Art. 4 EIB-S). Sie entsprechen in etwa der wirtschaftlichen Bedeutung der jeweiligen 

Mitgliedsstaaten. Art. 309 AEUV nennt neben den Instrumenten der EIB (Darlehen, 

Bürgschaften, Kapitalmarktgeschäfte) verschiedene (Ko-)Investitionsfelder: (1) Erschließung 

weniger entwickelter Gebiete, (2) Modernisierung/Umstellung von Unternehmen oder 

Schaffung von Arbeitsmöglichkeiten sowie (3) die Finanzierung von Vorhaben von 

gemeinsamem Interesse mehrerer Mitgliedsstaaten. Empfänger von Fördermitteln können 

Mitgliedsstaaten sowie private oder öffentliche Unternehmen sein (Art. 16 Abs. 1 UAbs. 1 

EIB-S). 

Zur Erfüllung ihrer Aufgaben kooperiert die Bank mit anderen Finanzinstituten (z. B. 

Weltbank-Gruppe, Europäische Bank für Wiederaufbau, Afrikanische Entwicklungsbank).1446  

Die EIB ist neben der EU (und bestimmten Finanzinstituten) Mitglied des 19941447 errichteten 

Europäischen Investitionsfonds (EIF, nicht: EFSI1448) und damit in dessen Investitionstätigkeit 

eingebunden, vgl. Art. 9 ff. EIF-Satzung (2014). Die Aufgaben des EIF sind in Art. 2 seiner 

Satzung mit der Förderung allgemeiner Unionsziele („objectives of the European Union“) nur 

wenig konturiert. Instrumente sind Garantien, sonstige Finanzinstrumente sowie Erwerb, 

Verwaltung und Veräußerung von bestimmten1449 Unternehmensbeteiligungen (Art. 2 Nr. 1 

EIF-Satzung). Erforderlich soll dieses weitere Instrument für die EIB sein, weil die EIB 

                                                 
1442 Kramer, EIB, 2015, S. 29. 
1443 Kein EU-Organ, vgl. Oppermann/Classen/Nettesheim, Europarecht, 8. Aufl. (2018), § 18 Rn. 49. 
1444 Art. 308 UAbs. 2 AEUV. Die Meidung des Begriffs Eigentümer/Anteilseigner ist durchaus gerechtfertigt, da 
sich die Führung der EIB von der einer normalen Kapitalgesellschaft erheblich unterscheidet (Gouverneursrat [Art. 
7 EIB-S], festgelegte Anzahl von Verwaltungsratsvertetern für Mitgliedsstaaten [Art. 9 Abs. 2 EIB-S] usf.).   
1445 Vgl. Schilling, in: Schwarze, EU-Kommentar, 4. Aufl. (2019), AEUV Art. 308 Rn. 3. 
1446 Kruppova, Die EIB, 1999, S. 86 f. 
1447 Beschl. d. Rates 94/375/EG; vgl. ferner Kramer, EIB, 2015, S. 61. 
1448 Der Europäische Fonds für strategische Investitionen (EFSI) wurde 2015 als Reaktion auf die Finanzkrise von 
der Kommission durch VO 2015/1017 eingerichtet und hat zwar Verbindungslinien zum EIF (z. B. Art. 4 Nr. 3 
VO 2015/1017), ist aber vom ihm institutionell getrennt. 
1449 Vgl. den wohl fehlerhaften internen Verweis auf Abs. 2 (I) Art. 12 EIF-S, der allerdings Regeln zur 
Generalversammlung enthält. Inwieweit Art. 2 EIF-S den Erwerb von Anteilen einschränkt, ist daher fraglich. 
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Unternehmensanteile nur in bestimmten Fällen halten und sich an Risikokapitalfinanzierungen 

(z. B. KMU) beteiligen darf.1450 

Inhaltliche Überschneidungen gibt es zur Regional- und TEN-Politik, die sowohl unter die 

Aufgabe der „Erschließung wenig entwickelter Gebiete“ als auch unter die „Vorhaben von 

gemeinsamem Interesse“ subsumiert werden können.1451 „Erschließung“ wird dabei weit 

verstanden und umfasst neben Infrastruktur auch die Förderung von Produktionszweigen.1452 

Die Wendung „Vorhaben von gemeinsamem Interesse“ ist entwicklungsoffen und der 

politischen Willensbildung unterworfen.1453 

Obwohl Umweltschutz im EIB-Aufgabenkatalog nicht ausdrücklich genannt ist, 

berücksichtigte die EIB bereits früh Umweltbelange.1454 Der Beitrag der EIB zur Förderung 

von Beschäftigungsmöglichkeiten oder Unternehmensanpassungen besteht vor allem in der 

Finanzierung von KMU und Industrie.1455 

Qualifikation 

Bereits die primärrechtliche Aufgabendefinition enthält Ansatzpunkte für prozesspolitischen 

Interventionismus. Diese können an der weiten Definition von „Erschließung“ festgemacht 

werden, die nicht nur Infrastrukturmaßnahmen, sondern auch Produktionsförderungen umfasst. 

Ferner ist das Ziel der Unternehmensumstellung und -modernisierung ordnungspolitisch nicht 

haltbar, da Strukturanpassungen innerhalb von Unternehmen zum Kernbestand privater 

Wirtschaftsplankompetenz gehören. Nicht unproblematisch sind auch Maßnahmen zur 

Schaffung von Beschäftigungsmöglichkeiten, da diese auch Betriebsstützungen zum 

Arbeitsplatzerhalt beinhalten können. Schließlich ist der dritte Aufgabenbereich (Vorhaben von 

gemeinsamem Interesse) zu unbestimmt und offen für politische Interpretation, um eine 

ordnungspolitische Ausrichtung zu gewährleisten. 

Aus der nicht marktwirtschaftlich ausgerichteten Aufgabendefinition folgt sodann auch eine 

interventionistische Förderpraxis, soweit private Unternehmen unter Einschluss von 

Großunternehmen und Konzernen in ihrer Wettbewerbslage durch bestimmte finanzielle 

                                                 
1450 Kramer, EIB, 2015, S. 61 f.; Rossi, in: Niedobitek, Europarecht, 2014, § 5 Rn. 165; vgl. auch Meyer, EIB 
zwischen Markt und Lenkung, 1983, S. 35. 
1451 Vgl. Rossi, in: Niedobitek, Europarecht, 2014, § 5 Rn. 164; Frenz, Hdb Europarecht, Bd. 6, 2011, Rn. 4446; 
Kruppova, Die EIB, 1999, S. 108 ff. 
1452 Kramer, EIB, 2015, S. 67. 
1453 Vgl. Kramer, EIB, 2015, S. 68 f. 
1454 Dazu Kruppova, Die EIB, 1999, S. 130 ff. 
1455 Vgl. Kruppova, Die EIB, 1999, S. 239 f. 
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Instrumente oder Kreditkonditionen gefördert werden. Bei der Berücksichtigung der 

tatsächlichen Förderpraxis der EIB anhand der öffentlich einsehbaren Projektdatenbank1456 fällt 

auf, dass die EIB – neben Finanzhilfen an staatliche Stellen – regelmäßig auch private 

Großunternehmen und Konzerne (VW, Commerzbank, SAICA Group) unterstützt. 

Die interventionistische Einordnung der EIB-Tätigkeit kann auch darauf gestützt werden, dass 

die generelle Herangehensweise – finanzielle Mittel statt Marktrahmenregulierung – keinem 

ordnungspolitischen Konzept folgt, sondern Ausprägung des „schwachen“ Staates1457 ist, 

dessen finanzielle Mittel von verschiedenen Partikularinteressen jenseits des wirtschaftlichen 

Wettbewerbs angestrebt und vereinnahmt werden. Die hierzu gehörende Selektion bei der 

Genehmigung von Kredit- bzw. Garantieanträgen oder Anleiheemission durch eine staatliche 

Stelle (EIB) ist ein Paradebeispiel für prozesspolitischen Interventionismus1458, der zugleich 

Wettbewerbsverzerrungen sowohl in der Realwirtschaft1459 als auch am Kapitalmarkt (z. B. 

Anleihemarkt1460) nach sich zieht. 1461 

Ansatzpunkt für die Daseinsberechtigung der EIB sind angenommene regional- und 

strukturpolitische Erfordernisse1462 der EU-Integration. Bereits oben wurde erörtert, dass sich 

Regional- und Strukturpolitik kaum in ein ordnungspolitisches Konzept einfügen lassen1463, da 

gebietsmäßige Disparitäten natürliche Folge marktmäßiger Selektion und kein „Problem“ per 

se darstellen. Zudem werden die Unterschiede nicht selten durch sonstige Subventionen 

hervorgerufen oder verschärft.1464 Meyer stellte bereits 1983 die Effektivität einer solchen 

„Regionalpolitik“ in Frage, da nicht nur Randlagen, sondern auch Kerngebiete (über „Vorhaben 

von gemeinsamem Interesse“) – teilweise sogar mehr als Randlagen – von EIB-Finanzierungen 

profitierten.1465 Dieser hat im Zusammenspiel von Subsidiarität von EIB-Finanzierungen 

(Art. 309 lit. b AEUV a. E.) und der bankmäßigen Finanzierung mit begrenztem Risikoprofil 

                                                 
1456 https://www.eib.org/en/projects/loans/, 10.12.2019. 
1457 In Abgrenzung zum „starken“ Staat, der dem rent seeking bestimmter Gruppen widersteht und sich auf den 
Erlass allgemeiner Regeln beschränkt. 
1458 Im Ergebnis auch Meyer, EIB zwischen Markt und Lenkung, 1983, S. 296 ff., 306 ff. 
1459 Da die EIB von Unternehmen u. a. Staatsgarantien als Sicherheit verlangt und diese nur von größeren 
Unternehmen beigebracht werden können, liegt hierin eine Verzerrung des Begünstigtenkreises, vgl. dazu Meyer, 
EIB zischen Markt und Lenkung, 1983. S. 118, 124. 
1460 Kramer, Die EIB, 2015, S. 97 m. w. N. 
1461 Vgl. auch Meyer, EIB zwischen Markt und Lenkung, 1983, S. 154 f., 160 ff. zu Wettbewerbsverzerrungen auf 
dem langfristigen Refinanzierungsmarkt. 
1462 Meyer, EIB zwischen Markt und Lenkung, 1983, S. 77 ff. Am Rande wurden auch sonstige „Marktfehler“ von 
erwogen, a. a. O. S. 115 (Marktirrtum), S. 116 f. (Finanzierungslücken), S. 124 (Anlasser-Funktion). 
1463 Oben, III. 2. r), S. 239 f.  
1464 Ähnlich Meyer, EIB zwischen Markt und Lenkung, 1983, S. 86-88 sowie S. 98 (zur Wirkung von 
Agrarsubventionen). 
1465 Meyer, EIB zwischen Markt und Lenkung, 1983, S. 251. 



- 266 - 

auch eine interne Paradoxie offengelegt, da die EIB einerseits nur nachrangig zu privaten 

Banken tätig werden soll, andererseits aber ähnlich konservative Maßstäbe (mit Blick auf die 

haftenden Finanzbeiträge der EIB-Mitglieder) anlegen soll.1466 Er kommt im Ergebnis zu dem 

Schluss, dass die EIB als Dauerfinanzierungsquelle in der EU störend und „überflüssig“1467 ist. 

Es kommt im Ergebnis nicht mehr darauf an, ob die Finanzierung durch die EIB 

Subventionscharakter im engeren Sinne aufweist. Ob die bankmäßige1468 Ausgestaltung der 

EIB-Finanzierung tatsächlich stets Marktkonditionen entspricht1469, kann mangels Transparenz 

der vertraglichen Rahmendaten nicht beurteilt werden.  

Indem die EIB durch ihre Finanzierungsinstrumente selektiv Privatunternehmen durch 

Investitionen fördert, handelt sie interventionistisch. 

Integrationsfaktor 

Die EIB-Politik ist eine Querschnittsmaterie. Daher entfällt eine Integrationsfaktorbestimmung. 

Quantifikation 

Auch wenn EIB-Instrumente tendenziell interventionistisch wirken, unterbleibt eine 

Quantifikation, weil es sich nicht um einfach erfassbare Subventionen in Zuschussform handelt, 

sondern um erleichterte Finanzierungsbedingungen (zusätzlicher staatlicher Kreditgeber bzw. 

Finanzierer). 

3. Ergebnisse 

a) Qualifikation 

Das erste Ergebnis der Qualifikation ist die Identifikation von elf wirtschaftssystemisch nicht 

prägenden Politikbereichen der EU. Die fehlende Einbeziehung hat drei unterschiedliche 

Begründungsansätze: Entweder ist die Integration (d. h. der EU-Einfluss) zu gering, die 

Vorschriften wirtschaftssystemisch ganz überwiegend neutral oder der interventionistische 

Charakter ordnungspolitisch ausnahmsweise gerechtfertigt. 

                                                 
1466 Meyer, EIB zwischen Markt und Lenkung, 1983, S. 120. 
1467 Meyer, EIB zwischen Markt und Lenkung, 1983, S. 120, S. 142 (bestenfalls für wirtschaftliche Notsituationen). 
1468 Schilling, in: Schwarze, EU-Kommentar, 4. Aufl. (2019), AEUV Art. 309 Rn. 1; Meyer, EIB zwischen Markt 
und Lenkung, 1983, S. 19. 
1469 Hinweise zu Zinssubventionen bei Meyer, EIB zwischen Markt und Lenkung, 1983, S. 151, S. 176 f., S. 281. 
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Als liberale EU-Politikbereiche wurden die Binnenmarktregeln, die Verkehrspolitik, das 

Wettbewerbsrecht, Teile der Rechtsangleichung und die Energiepolitik eingeordnet.  

Interventionistische Politikbereiche waren einerseits wirtschaftszweigbezogen 

(Landwirtschaft, Währungsunion, Universaldienste, Bankaufsicht), andererseits aber auch 

Querschnittsmaterien (ESF, TEN, Regional- und Strukturpolitik, Forschungspolitik, 

Umweltpolitik, EIB). 

Elemente beider wirtschaftssystemischer Ausrichtungen wies die Rechtsangleichungspolitik 

auf (liberal: Vergabe, Werbung; interventionistisch: Bankaufsicht). 

Tab. 1.1 – Überblick zur wirtschaftssystemischen Qualifikation 

EU-Politikbereich Relevanz Qualifikation Integrationsfaktor 

Binnenmarkt Ja Liberal 1,0 
GAP, Fischerei Ja Interventionistisch 1,0 

RFSR Nein (wegen Neutralität)   
Verkehrspolitik Ja Liberal 0,5 

Wettbewerbsrecht Ja Liberal 0,75 

Steuerangleichung 
Nein (im Binnenmarkt 

enthalten) 
  

Rechtsangleichung Ja Gemischt (variiert) 

Wirtschaftspolitik 
Nein (mangels 

Integrationstiefe) 
  

Währungsunion Ja Interventionistisch 1,0 

Beschäftigungspolitik 
Nein (mangels 

Integrationstiefe) 
  

Sozialpolitik Nein (wegen Neutralität)   
ESF Ja Interventionistisch n/a 

Bildung, Jugend, Sport 
Nein (mangels 

Integrationstiefe) 
  

Kulturpolitik 
Nein (wegen 

Rechtfertigung) 
  

Gesundheitswesen 
Nein (mangels 

Integrationstiefe) 
  

Verbraucherschutz Nein (wegen Neutralität)   
TEN Ja Interventionistisch n/a 

Industriepolitik Nein (wegen Neutralität)   
Regional/Strukturpolitik Ja Interventionistisch n/a 
Forschung, Technologie Ja Interventionistisch 0,1 

Umweltpolitik Ja Interventionistisch n/a 
Energiepolitik Ja Liberal 0,5 

Tourismus 
Nein (mangels 

Integrationstiefe) 
  

EIB Ja Interventionistisch n/a 
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Die oben vorgenommenen Schätzungen zu Interventionsquoten von EU-Förderprogrammen 

(12 bis 47 %) legen nahe, dass Mittel auf EU Ebene – mit Ausnahme der Subventionen für 

Landwirtschaft und Fischerei – überwiegend an staatliche Stellen ausgereicht werden. 

Quantitativ ragt die Regional- und Strukturpolitik deutlich hervor. Im Einzelnen: 

Tab. 1.2 – Interventionsquoten und -volumina 

EU-Politikbereich Förderprogramm Interventionsquote1470 
Interventionsvolumen 

(Mio. €) 
ESF ESF 12,34 % 745 

Transeuropäische 
Netze 

CEF 38,92 % 303 

Regional- und 
Strukturpolitik 

EFRE 
47,08 % 

(Stichprobe: EFRE 
Bayern) 

16.713 

Umweltpolitik LIFE 24,9 % 82 

Datengrundlage: Nachweise bei den jeweiligen Politikbereichen beim Abschnitt Quantifikation. 

„Interventionsquote“ = geschätzter Anteil eines finanziellen EU-Förderprogramms, der nicht an 
staatliche Stellen, NGOs oder nicht-profitorientierte Organisationen, sondern an private 
Unternehmen oder Privatpersonen fließt. „Interventionsvolumen“ (gerundet auf volle Mio. €) 
bezeichnet den Anteil an interventionistisch eingesetzter Mittel und erlaubt einen quantitativen 
Vergleich zwischen den Programmen. 

Wendet man die Ergebnisse der Qualifikationen der EU-Politikbereiche auf Übersicht nach 

deren historischer Einführung an, zeigt sich, dass liberale Politikbereiche vor allem in der 

früheren Phase der europäischen Integration eingefügt worden sind, während die letzten 

Dekaden überwiegend interventionistische Vorstöße enthielten (Ausnahme: Energiepolitik; 

ohne: EGKS und EAG). 

 

                                                 
1470 Vgl. die jeweiligen Abschnitte oben: ESF (S. 219 ff.), CEF (S. 234 f.), EFRE (S. 242 ff.), LIFE (S. 254 f.). 
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Abb. 2 – EU-Politikbereiche historisch nach wirtschaftssystemischer Einordnung  

(blau = liberal, rot = interventionistisch, violett = gemischt, grau = neutral) 
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b) Quantifikation 

Die Ergebnisse der Quantifikation sind in folgender Tabelle zusammengefasst: 

Tab. 1.3 – Überblick zur wirtschaftssystemischen Quantifikation 

EU-
Politikbereich 

Indikator (Referenzjahr 2016) 
Wert 

(Mio. €) 
Integrations-

faktor 

Gewichtete 
Bedeutung 
(Mio. €)1471 

Binnenmarkt 
(Intra-EU28 Einfuhren + Intra-

EU28 Dienstleistungen) * 
Globalquote1472 

2.262.901 1,0 2.262.901 

GAP, Fischerei 
Landwirtschaft (BWS) 

Fischerei und Aquakultur (BWS) 
167.513 
7.089 

1,0 
1,0 

167.513 
7.089 

Verkehrspolitik Verkehr (BWS) 301.586,9 0,5 150.793 

Wettbewerbsrecht 
EU28-BIP abzgl. aller anderen 

quantifizierten EU-
Politikbereiche 

6.327.641,1 0,75 4.745.731 

Rechtsangleichung 

Vergaberecht 
(Vergabevolumen * 

Globalquote)1473 
Werbung (BWS) 

Bankaufsicht (Teil von BWS 
Banken1474) 

1.101.260,8 
 

61.757,9 
303.304,95 

0,224 
 

0,5 
1,0 

246.682 
 

30.879 
303.305 

Währungspolitik 
BWS Banken der Eurozone 

(hälftig)1475 
159.973,75 1,0 159.974 

Forschungspolitik FuE-Ausgaben (staatl., privat, EU) 275.000 0,1 27.500 
Energiepolitik BWS Energieversorgung 223.000 0,5 111.500 
 

Datengrundlage: Gewichtete Bedeutung gerundet auf volle Mio. €, Nachweise der Werte bei den 
jeweiligen Politikbereichen und dortigen Unterabschnitte „Quantifikation“; „Globalquote“ = 
durchschnittliche Relation von Bruttowertschöpfung zu Umsätzen 2016 (EU28-BIP/EU28-
Umsätze). 

Ein erstes und relativ klares Ergebnis besteht darin, dass die Reichweite von liberal verfassten 

EU-Politikbereichen im Referenzjahr 2016 deutlich überwog. Maßgeblich hierfür sind die 

Binnenmarkt- und Wettbewerbspolitik der EU. 

Ein zweites Ergebnis der Quantifikation ist, dass Interventionen durch Subventionen entweder 

sehr speziell ausfallen, d. h. Bereiche mit gesamtwirtschaftlich untergeordneter 

Bruttowertschöpfung betreffen (Agrarpolitik, Bankensektor, Geldpolitik), oder so allgemein 

                                                 
1471 Gerundet auf volle Mio. €. 
1472 0,548; vgl. zur Quotenbildung oben, III. 2. a), S. 126. 
1473 Geschätztes Gesamtvergabevolumen in der EU (2.009.600 Mio. €) multipliziert mit der Globalquote 0,565 
(durchschnittliche Relation von „Umsatz zu BWS“ in der EU28-Gesamtwirtschaft), zur Methodik vgl. oben, III. 
2. g), S. 161 ff. 
1474 Hälftig betreffend die BWS Bankensektor in der Eurozone, hinzu kommt die (ungeteilte) BWS der Banken in 
der Rest-EU. Zur Begründung dieser Aufteilung vgl. oben, III. g), S. 163. 
1475 Aufteilung dient der Abgrenzung zum Bankaufsichtsrecht, vgl. Fn. 1474. 
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sind, dass sie überhaupt nicht zuordenbar sind (umweltpolitische Subventionen, 

Regionalförderung). 

Das folgende Diagramm (Abb. 3) visualisiert die Zahlen aus Tabelle 1.3. Die Säulen beziehen 

sich auf die prozentualen Anteile der quantifizierten Politikbereiche. Es handelt sich um die 

Summe der von den Politikbereichen regulierten Bruttowertschöpfungsanteile. Neutrale EU-

Vorschriften sind nicht in die Quantifikation eingeflossen sind. Die verwendete Methode, die 

Bedeutung von Normen anhand der von ihnen regulierten Wirtschaftszweige nach 

Bruttowertschöpfungszahlen zu gewichten, ist ungeeignet, politische Querschnittsmaterien 

ohne zuordenbare Wirtschaftszweige bzw. Teilmärkte einzubeziehen. Folglich fehlen diese 

EU-Politikbereiche in der Darstellung. Eine nicht unerhebliche Ungenauigkeit liegt in der 

Schätzung der Integrationsfaktoren. Dies beeinflusst die Verteilung von liberalem und 

interventionistischem Anteil mittelbar. Die Quantifikation enthält darüber hinaus keine 

Aussage über die Stärke einer Intervention (Subventionsquoten u. ä.). 

Abb. 3 – Quantifikation nach EU-Politikbereichen 

 

Legende: Blaue Säulen zeigen liberale, rote hingegen interventionistische Politikbereiche. 

Man darf die Ergebnisse der Quantifikation nicht überbewerten, da methodische Probleme bei 

der hier vorgenommenen Betrachtung verbleiben: Sowohl Binnenmarkt als auch die 

Wettbewerbspolitik sind den in Abb. 3 nicht berücksichtigten Querschnittsmaterien ähnlich und 

einer Schätzung nur schwer zugänglich. Zudem dürfte es zu erheblichen Überschneidungen 
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kommen, da die Indikatoren nicht stets auf der abgrenzbaren NACE-Systematik beruhen, 

sondern nur eine Annäherung darstellen. Bei den Forschungsausgaben wurde zudem ein 

gänzlich abweichender Indikator gewählt1476, der die Vergleichbarkeit weiter einschränkt. Trotz 

der hierin liegenden Unterschätzung der interventionistischen Querschnittsmaterien kann als 

wesentliches Ergebnis die liberalisierende Dominanz von Binnenmarkt- und 

Wettbewerbspolitik festgehalten werden, an der sich auch bei stärkerer Berücksichtigung von 

Umwelt-, Regional- und Strukturpolitik wenig geändert hätte. 

  

                                                 
1476 FuE-Ausgaben statt Bruttowertschöpfung. 
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3. Kapitel 
____________________________________________________________________________________ 

Volkswirtschaftliche Entwicklung der EU-Mitgliedsstaaten 

I. Einleitung 

Die Geschichte der europäischen Integration hat viele Facetten, von denen die wirtschaftliche 

Entwicklung nur eine neben anderen ist. Hervorzuheben ist zuallererst, dass Europa seit 1945 

eine historisch lange Friedensphase erlebt. Neben dem fast gänzlichen1477 Fehlen von 

bewaffneten Konflikten zwischen oder innerhalb von Nationen kann auch auf das Ausbleiben 

von Hungersnöten oder anderen allgemeinen Notlagen verwiesen werden. Wenn im Folgenden 

die Betrachtung auf volkswirtschaftliche Entwicklungen verkürzt wird, geschieht dies nicht in 

Verkennung der weitergehenden politischen Bedeutung der EU-Integration. 

Mit Blick auf den ersten sich anbahnenden EU-Austritt des Vereinigten Königreichs1478, die 

wiederkehrenden Diskussionen über „Gewinner“ und „Verlierer“, Zahler und Empfänger oder 

Gläubiger- und Schuldner-Länder in der EU und das Erstarken antieuropäischer politischer 

Strömungen soll hier die tatsächliche volkswirtschaftliche Entwicklung der Mitgliedsstaaten 

anhand verschiedener Indikatoren nachgezeichnet werden, um ein grobes, aber auch 

vielseitiges Bild der wirtschaftlichen Entwicklung innerhalb der EU zu entwerfen. Nicht alle 

Entwicklungen beruhen auf Politiken der EU, dennoch stehen viele im Zusammenhang mit dem 

Binnenmarkt oder sonstigem EU-Recht.  

Als zeitlicher Horizont wird aufgrund der EU-weit erforderlichen Datengrundlage der Zeitraum 

von frühestens 1997 bis spätestens 2019 gewählt, wobei der Zeitraum je nach Indikator häufig 

mangels Daten verkürzt werden musste. 

Im Rahmen der Untersuchung werden für alle EU-Mitgliedsstaaten zunächst verschiedene 

volkswirtschaftliche Indikatoren zur Produktion, Beschäftigung, Einkommens- und 

Vermögensverteilung, Geldschöpfung und zum Außenhandel dargestellt. Auch wenn die 

Betrachtung grundsätzlich auf EU-Ebene stattfindet, werden vereinzelt detaillierte Analysen 

aus deutscher Sicht angestellt.1479  Dies versteht sich u. a. als inzidente Überprüfung der häufig 

                                                 
1477 Wichtigste Ausnahme hiervon ist der Kosovo-Konflikt 1998/99. 
1478 Referendum vom 23.06.2016; vgl. ferner das Abkommen EU-UK v. 31.01.2020, ABl. EU L 29, S. 7 ff.  
1479 Unten, III. 3. a) (4), S. 312 ff. (Leistungsgruppen); III. 5. c) S. 329 ff. und IV. 1., S. 351 ff. (Zahlungsbilanz) 
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anzutreffenden These, Deutschland habe überdurchschnittlich von der EU-Integration und der 

Währungsunion1480 profitiert. 

II. Vorüberlegungen 

Die untenstehenden Indikatoren beruhen in der Regel auf Daten der volkswirtschaftlichen 

Gesamtrechnungen oder vergleichbaren statistischen Erhebungen und Schätzungen. Die 

methodischen Bemerkungen zu volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen sowie anderen 

Wirtschaftsstatistiken, gelten hier fort. Insbesondere ist noch einmal hervorzuheben, dass VGR 

einer bestimmten politischen Ökonomie folgen. Keine Überraschung ist es, dass 

Definitionsänderungen beim Bruttoinlandsprodukt überwiegend zu dessen formaler 

Erhöhungen1481 bzw. (umgekehrt) veränderte Erwerbslosen-Definitionen zur Verringerung der 

Arbeitslosigkeitsquote geführt haben. Neben solchen Einflüssen leidet die Darstellung teilweise 

auch schlicht an fehlenden Datengrundlagen (Vermögensverteilung). 

Im folgenden Abschnitt wird aus Platzgründen bisweilen mit Ländercodes gearbeitet: 

  
Europäische 

Union 
EU Eurozone EA   

Belgien BE Griechenland GR Litauen LT Portugal PT 

Bulgarien BG Spanien ES Luxemburg LU Rumänien RO 

Tschechien CZ Frankreich F Ungarn HU Slowenien SI 

Dänemark DK Kroatien HR Malta MT Slowakei SK 

Deutschland DE Italien I Niederlande NL Finnland FI 

Estland EE Zypern CY Österreich AT Schweden SE 

Irland IE Lettland LV Polen PL 
Vereinigtes 
Königreich 

UK 

 

  

                                                 
1480 Referiert bei Dieter, Deutschlands Außenwirtschaftspolitik, SWP-Studie 13, 2018, S. 21; vgl. auch Stelter, ifo 
Schnelldienst 9/2015, S. 3. 
1481 Brümmerhoff/Grömling, VGR, 9. Aufl. (2011), S. 334 f. 
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Überblick zu den Indikatoren 

 
Abschnitt Indikator(en) Einheit/Darstellungsweise Fundstelle 

1. Volkswirtschaft BIP (real) ø-jährliche Wachstumsrate in % Abb. 1 (S. 280) 
BIP (real) pro Kopf ø-jährliche Wachstumsrate in % Abb. 2 (S. 281) 
BIP (real) pro Kopf Absoluter Jahreswert in € Abb. 3 (S. 282) 
BNE (real) ø-jährliche Wachstumsrate in % Abb. 4 (S. 285) 
BNE (real) pro Kopf ø-jährliche Wachstumsrate in % Abb. 5 (S. 286) 
Produktivitätszuwachs 
(Erwerbstätige) 

ø-jährliche Wachstumsrate in % Abb. 6 (S. 287) 

Produktivitätszuwachs 
(Arbeitsstunden) 

ø-jährliche Wachstumsrate in % Abb. 7 (S. 288) 

Produktivität 
(Arbeitsstunden) 

in €/Arbeitsstunde Abb. 8 (S. 289) 

2. Arbeitsmarkt Arbeitslosigkeitsrate Veränderung in Prozentpunkten Abb. 10 (S. 294) 
Arbeitsvolumen ø-jährliche Wachstumsrate in % Abb. 11 (S. 296) 
Bruttostundenlöhne (real) Gesamtwachstum in % Abb. 12 (S. 297) 
Bruttoarbeitnehmerentgelte 
(real) pro Arbeitnehmer 

Gesamtwachstum in % Abb. 13 (S. 298) 

3. Einkommens- und 
Vermögensverteilung 

Gini-Koeffizient 
(Einkommen) 

Änderung in Skalenpunkten 
(0-100) 

Abb. 14 (S. 303) 

Einkommensquintilverhältnis 
80/20 

Differenz des Verhältnisfaktors Abb. 15 (S. 305) 

Arbeitseinkommensquote Zeitpunkt 2018 (Skala 0-100) Tab. 7.8 (S. 307) 
Arbeitseinkommensquote Veränderung in Skalenpunkten, 

(Skala 0-100) 
Abb. 16 (S. 308) 

4. Euro-
Geldschöpfung 

Geldschöpfungsanteil von 
Geschäftsbanken 

Anteil in % Tab. 9.1 (S. 323) 

Geldschöpfung in Relation zu 
BIP(real)-Zuwächsen 

Relation ohne Einheit 
Kartendiagramm 

Tab. 9.2 (S. 324) 
Abb. 23 (S. 325) 

Geldschöpfung und HVPI Gegenüberstellung 
Gelschöpfung zu BIP(real)-
Zuwächsen und HVPI-Rate 

Tab. 9.2 (S. 324) 

5. Außenhandel Leistungsbilanzsaldo in % des BIP 
Kartendiagramm 

Anh. C Tab. 10.1 
Abb. 24 (S. 329) 
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III. Die wirtschaftliche Entwicklung in der EU (1997-2019) 

1. Volkswirtschaft 

a) Bruttoinlandsprodukt 

Methodische Vorüberlegungen 

Das mit Abstand am häufigsten dargestellte Maß in volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen 

(VGR) ist das Bruttoinlandsprodukt. Es wird definiert als der Wert aller im Inland in einem 

bestimmten Zeitraum produzierten Endprodukte (bzw. geleisteten Dienste) abzüglich 

Vorleistungen und Importe. Weitere Detailfragen der Definition (z. B. die Behandlung von 

Gütersteuern) hängen davon ab, welcher von drei derzeit üblichen Berechnungsmethoden1482 

gewählt wird. Für die Zwecke dieser Arbeit soll genügen, dass das BIP als die Summe der 

Bruttowertschöpfung aller (erfassten) Wirtschaftszweige bzw. Sektoren verstanden werden 

kann. Es gibt damit Auskunft über die Leistungsfähigkeit einer Volkswirtschaft 

(Produktionsseite).1483 

Bei der Zusammensetzung des BIP ist eine erhebliche Menge an Sub-Definitionen erforderlich, 

um Wirtschaftstätigkeiten zu erfassen und mittels Buchungsregeln kohärent zuzuordnen. Die 

einschlägigen theoretischen Grundlagen der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen wurden 

durch das Europäische System Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen 2010 („ESVG 2010“, 

VO 549/2013) EU-weit harmonisiert und aktualisiert (vormals: ESVG 1998). Es handelt sich 

um die Umsetzung des international1484 verwendeten System of National Accounts 2008 (SNA 

2008), weicht dabei aber in Detailfragen ab.1485 

Grundsätzlich erfassen die VGR nur die tatsächliche Produktion bzw. den erzielten 

Marktumsatz. In einigen Bereichen werden jedoch Fiktionen verwendet. So wird beispielsweise 

für selbstgenutztes Wohneigentum eine hypothetische Eigenmiete unterstellt, die das BIP rein 

rechnerisch erhöht, ohne dass eine Transaktion vorliegt.1486  

Die Definitionen der VGR sind nicht natürlich ableitbar, sondern enthalten notwendig ein 

gewisses Maß an Willkür. Dies äußert sich etwa bei der problematischen Abgrenzung von 

Vorleistungsgütern,1487 Wirtschaftszweigen oder der Zuordnung von Unternehmen ohne klaren 

                                                 
1482 Eurostat, ESVG 2010, Ziff. 8.89 (S. 315). 
1483 Brümmerhoff/Grömling, VGR, 9. Aufl. (2011), S. 292. 
1484 Statistisches Rahmenwerk von EU, IWF, OECD, Vereinte Nationen und der Weltbank. 
1485 Vgl. Eurostat, ESVG 2010, Einleitung iii. 
1486 Vgl. Brümmerhoff/Grömling, VGR, 10. Aufl. (2015), S. 90 („Sonst sinkt […] das BIP, wenn Mieter die 
Wohnung kaufen.“). 
1487 Ahrns, Grundzüge der VGR, 2. Aufl. (1997), S. 157 f., 159 (z. B. FuE-Ausgaben). 
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Tätigkeitsschwerpunkt. Je nach Grenzziehung fällt die absolute Höhe des BIP höher (niedriger) 

aus. Negative externe Effekte wie z. B. Umweltschäden erfasst das BIP nur mittelbar über 

tatsächlich erbrachte Beseitigungsdienstleistungen.1488 Das BIP kann (und soll) 

Ressourcenverbrauch nicht erfassen, ist blind sowohl für verschiedene positive (Freizeitumfang 

und -angebote), ambivalente (Arbeitsbedingungen) und negative Faktoren (Lärmbelastung). 

Dies bedeutet, dass die bloße Erhöhung des BIP allein noch keine zwingenden Schlüsse darüber 

zulässt, ob eine Nation nachhaltig wohlhabender geworden ist und aus welchem Grund bzw. zu 

welchem Preis.1489  

Aus der Bewertung von Produktion in einer bestimmten Währung folgt ferner die 

Ungenauigkeit der BIP-Werte aufgrund von Inflation. Diese werden weitgehend durch 

Schätzung wieder eingefangen (Deflationierung). 

Die Datengrundlage des BIP ist vielfältig: wiederholte Erhebungen, Umsatz- und 

Umsatzsteuerstatistiken, von Unternehmen publizierte Rechnungslegung, Preisstatistiken 

usf.1490 Gleichwohl bestehen erhebliche Datenlücken, die durch Inter- und Extrapolation 

geschlossen werden.1491 Erfassungslücken bestehen ferner in Bezug auf 

Nichtmarktproduktion1492, da es dort in der Regel an meldenden Unternehmen bzw. der 

Erfassung durch Besteuerung fehlt. 

Aus den methodischen Vorbemerkungen wird deutlich, dass bei der Interpretation von VGR-

Zahlen stets Vorsicht geboten ist. Gleichwohl kann ein genereller Zusammenhang zwischen der 

absoluten BIP-Höhe und grundsätzlichem, materiellen Wohlstand einer Nation kaum geleugnet 

werden. 

  

                                                 
1488 Ahrns, Grundzüge der VGR, 2. Aufl. (1997), S. 159 f. 
1489 Weiterführend Brümmerhoff/Grömling, VGR, 10. Aufl. (2015), S. 329 ff. 
1490 Vgl. Brümmerhoff/Grömling, VGR, 10. Aufl. (2015), S. 148 f. 
1491 Vgl. Brümmerhoff/Grömling, VGR, 10. Aufl. (2015), S. 148, 151. 
1492 Ahrns, Grundzüge der VGR, 2. Aufl. (1997), S. 157 f. 



 
 

- 280 - 

Entwicklung des realen BIP in den Mitgliedsstaaten 1997-2016 

 

Quelle: Eurostat (nama_10_gdp), eigene Berechnungen. 

Im Zeitraum von 1997-2016 entwickelte sich das reale BIP aller EU-Mitgliedstaaten 

ausnahmslos positiv. Eine anhaltende Rezession hat kein Land durchleben müssen. Neben 

moderaten Wachstumszahlen (bis 2 % p. a.) sind einige Länder mit besonderer 

Wachstumsdynamik (über 3 % p. a.) hervorzuheben: Rumänien, Malta, Estland, Luxemburg, 

Slowakei, Polen, Lettland und Litauen. Einen Sonderfall stellt das irische BIP-Wachstum dar, 

das nicht auf realwirtschaftlichen Entwicklungen beruht, sondern auf dem Modell Irlands, 

internationale Konzerne durch Steuerpolitik zum formalen Unternehmenszuzug zu 

veranlassen.1493 Eine schwache Entwicklung (0 bis 1 % p. a.) ist Portugal, Italien und 

Griechenland zu bescheinigen (Stagnation).  

                                                 
1493 FAZ v. 12.07.2016 („Steuersparmodelle blähen irische Wirtschaft auf“). Insbesondere die Verlagerung 
geistigen Eigentums nach Irland (Lizenzen, Patente) führte zu erheblichen Effekten. Dies führte zur Bezeichnung 
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Entwicklung des realen BIP pro Kopf in den Mitgliedsstaaten 1997-2016 

Das BIP ist eine aggregierte Größe und kann sich rechnerisch auch allein aufgrund von 

Bevölkerungswachstum verändern. Deshalb ist es auch von Interesse, das BIP pro Kopf zu 

berücksichtigen, da sich hieraus ergibt, inwieweit das Wirtschaftswachstum aus 

Bevölkerungswachstum oder Produktivitätssteigerung herrührt. 

Quelle: Eurostat (nama_10_pc), eigene Berechnungen. 

Auch das jeweilige BIP (real) pro Kopf ist in jedem Mitgliedsstaat gestiegen. Besonders hohe 

Steigerungen finden sich bei Litauen, Lettland und Rumänien (mehr als 4 % p. a.). Deutlich 

positive Entwicklungen sind auch in Estland Bulgarien, Irland, Polen, Rumänien und der 

Slowakei zu erkennen (3-4 % p. a.). Moderate Entwicklung finden sich in den übrigen 

                                                 
„leprechaun economics“ (P. Krugman, New York Times Blog v. 9.11.2017 
[https://krugman.blogs.nytimes.com/2017/11/09/leprechaun-economics-with-numbers, 16.09.2020]). 
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Mitgliedsstaaten, besonders schwache hingegen in Südeuropa: Griechenland, Italien und 

Portugal. Ebenfalls niedrige Steigerungen ergeben sich für Frankreich (0,98 % p. a.) und 

Dänemark (0,95 % p. a.), sie bewegten sich aber (2016) auf einem höheren Niveau (vgl. 

Abb. 3). 

EU-weit hat sich das BIP pro Kopf moderat entwickelt (1,38 % p. a.) und liegt etwas hinter 

dem allgemeinen realen BIP-Zuwachs (1,66 % p. a.). Daraus kann man ableiten, dass der 

überwiegende Teil des EU-BIP-Wachstums nicht nur durch Bevölkerungswachstum generiert 

worden ist. Das aggregierte BIP-Wachstum der Eurozone blieb mit 1,44 % hinter dem EU28-

Durchschnitt (1,66 %) zurück. 

Quelle: Eurostat (nama_10_pc), eigene Berechnungen. 

Sonderfälle stellen Irland und Luxemburg dar, deren absolute pro Kopf-BIP-Werte besonders 

hoch sind (IE: 54 €; LU: 83 €). Im Falle Irlands ist die Ursache im Außenhandel zu suchen und 

in der Tatsache, dass besonders ertrags- und umsatzstarke Unternehmen aus Steuergründen 

ihren Satzungssitz dorthin verlegt haben. Bei Luxemburg ist der statistische Effekt beobachtbar, 
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dass viele Erwerbstätige nur zum Arbeiten einreisen, aber keinen Wohnsitz im Gebiet 

unterhalten.1494 Weil das BIP inlandsbezogen definiert ist, wird die Wirtschaftsleistung der 

Grenzgänger im Zähler erfasst, die der arbeitenden Personen aber nicht im Nenner 

(Bevölkerungszahl). 

Die Darstellung der absoluten BIP-pro-Kopf Werte verdeutlicht, dass große Dynamik bei 

kleineren Volkswirtschaften zu finden, weil deren absolute Wirtschaftskraft geringer ausfällt 

als die der größeren Volkswirtschaften. Folglich sind auch geringere Wachstumszahlen der EU-

Kernländer nicht generell als wirtschaftliche Trägheit zu interpretieren, solange es nicht zu 

Stagnation kommt. Luxemburgs Wert ist aufgrund der Grenzgänger nicht vergleichbar, die 

Sonderstellung Irlands wurde angedeutet. 

b) Bruttonationaleinkommen 

In engem Zusammenhang zum BIP steht das Bruttonationaleinkommen (früher: 

Bruttosozialprodukt). Es ist definiert als Bruttoinlandsprodukt zuzüglich der aus der sonstigen 

Welt vereinnahmten Primäreinkommen und abzüglich der in die übrige Welt geleisteten 

Primäreinkommen.1495 Das Primäreinkommen wird dabei definiert als 

„das Einkommen, das gebietsansässige Einheiten aufgrund ihrer […] Teilnahme am 
Produktionsprozess erhalten, sowie das Einkommen, das der Eigentümer eines 
Vermögenswertes oder eines nichtproduzierten Sachvermögensgegenstandes als Gegenleistung 
dafür erhält, dass er einer anderen institutionellen Einheit finanzielle Mittel oder 
nichtproduziertes Sachvermögen zur Verfügung stellt.“1496 

Differenzen zwischen BIP und BNE beruhen im Wesentlichen auf zwei Szenarien: 

1. Arbeitet ein Inländer im Ausland, so erhöht sein Einkommen das BNE seines Wohnsitzlandes 

(während die zusätzliche BIP-relevante Produktion dem Arbeitseinsatz-Land zugerechnet 

wird).  

2. Vermögenseinkommen (z. B. Dividendenausschüttungen) erhöht das BNE eines Landes, 

sofern es aus dem Ausland einem Inländer zufließt. Folglich erhöht das Eigentum an 

bestimmten Gesellschaftsanteilen (oder sonstigen Finanzaktiva) das BNE, wenn es einer 

gebietsansässigen Einheit zugerechnet wird. 

                                                 
1494 Vgl. STATEC [Statistikamt LU], Luxemburg in Zahlen 2019, S. 13 Ziff. 2 (mehr als Verdopplung 2000-2018). 
1495 Brümmerhoff/Grömling, VGR, 10. Aufl. (2015), S. 73. 
1496 Eurostat, ESVG  2010, Ziff. 8.22 (S. 232). 



 
 

- 284 - 

Abweichungen von BIP und BNE ergeben sich insbesondere für kleine Länder mit erheblichem 

Grenzgängerverkehr (Luxemburg) oder bei erheblicher Verflechtung mit Auslandskapital 

(Irland).1497  

Rechtliche und politische Relevanz hat das BNE, weil ein Teil der EU-Haushaltseinnahmen für 

die Leistungsfähigkeit eines Mitgliedsstaates hieran anknüpft (BNE-Eigenmittel).1498 Die EU-

Fiskalregeln knüpfen hinsichtlich der zulässigen Staatsverschuldung hingegen an das BIP an 

(Art. 1 Spiegelstrich 2 d. Prot. Nr. 12 zum AEUV).  

Ob das BNE oder das BIP – je nach Analyseschwerpunkt – die volkswirtschaftlich 

aussagekräftigere Kennzahl ist, soll hier nicht vertieft werden.1499 

Neben einer Brutto-Betrachtung könnte man auch auf verfügbare Einkommen der Inländer 

abstellen.1500 Das mag aussagekräftiger sein, wenn das für Konsum vorhandenen Einkommen 

von Interesse ist.1501 Weil aber die laufenden Transfers (Steuern, Sozialbeiträge) politisch mehr 

oder weniger willkürliche Größen der Sekundärverteilung sind und nicht zum Marktergebnis 

gehören, wird von diesem Rechenschritt abgesehen, weil hier die primäre wirtschaftliche 

Entwicklung im Vordergrund stehen soll.  

Methodisch ist darauf hinzuwiesen, dass Eurostat keine inflationsbereinigten BNE-Zahlen 

ausweist. Daher wurde die Deflationierung hier durch eigene Berechnung auf Basis des HVPI 

(2015) vorgenommen. Eurostat gibt keine Auskunft darüber, welcher Deflator für die 

Inflationsbereinigung des BIP verwendet wird.1502 Folglich können Abweichungen aufgrund 

unterschiedlicher Inflationsbereinigung für BIP und BNE nicht ausgeschlossen werden. 

                                                 
1497 Petersen, Wirtschaftsdienst 2019/10, 725 (727); Brümmerhoff/Grömling, VGR, 9. Aufl. (2011), S. 308. 
1498 Beispielhaft zum Finanzrahmen 2014-2020: Anl. I zu VO 1311/2013, BNE-Obergrenze 1,26 % (1,23 % 
[Anl. I] + 0,03 % [Art. 13 Abs. 1 S. 1 VO 1311/2013]). Da die BNE-Eigenmittel eine Restgröße darstellen und 
der EU-Finanzrahmen nicht notwendig ausgeschöpft werden muss, handelt es sich um eine Obergrenze. 
1499 Vgl. Th. Petersen, Wirtschaftsdienst 2019/10, 725 mit Argumenten für mehr BNE-Relevanz bei 
Staatsschuldentragfähigkeit (S. 728) und als Wohlstandsindikator (S. 729 f.). 
1500 Vgl. Eurostat, ESVG 2010, Ziff. 8.94 (S. 315, „abzüglich Abschreibungen“). 
1501 Eurostat, ESVG 2010, Ziff. 8.94 (S. 315). 
1502 Eurostat, Antwort v. 06.03.2020. 
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Quelle: Eurostat (nasq_10_nf_tr), eigene Berechnungen. Malta ab 2000, EU28 und Eurozone ab 
2002. Deflationiert mittels HVPI 2015 (prc_hicp_aind). HR und HU mangels Daten 
unberücksichtigt. 

Die Zahlen im Zeitraum 1999-2018 zeichnen ein differenziertes Bild. Erhebliche 

Wachstumsraten (mehr als 4 % p. a.) des realen BNE verzeichneten Bulgarien, Litauen, Irland, 

Lettland, Estland und Rumänien. Positive moderate Veränderungen (1-2 % p. a.) prägen 

insbesondere das Bild der mittleren bis großen Volkswirtschaften Deutschland, Frankreich, 

Spanien, Belgien und der Niederlande. Einige Länder stagnierten (I, PT). Nur in Griechenland 

ging das reale BNE zurück. Das reale BNE in der Eurozone (1,05 % p. a.) wuchs geringfügig 

mehr als der EU28-Durchschnitt (0,83 % p. a.). 
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Abb. 4 - BNE (real) Zuwächse 1999-2018 (ø-jährliche Wachstumsraten [%])
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Quelle: Wie Abb. 4 oben (S. 285) sowie Bevölkerungszahlen nach Eurostat (demo_gind), eigene 
Berechnungen. Bevölkerung Frankreichs einschl. überseeischer Gebiete. 

Ein überdurchschnittliches, jährliches, reales pro Kopf-BNE-Wachstum von über 4 % p. a. 

wiesen Bulgarien, Estland, Litauen, Lettland und Rumänien auf.1503 Moderat (1-3 % p. a.) 

entwickelten sich Österreich, Schweden, Deutschland, Zypern, Dänemark, Finnland und Malta. 

Besonders schwache bzw. rückläufige reale BNE-pro-Kopf-Entwicklungen ergeben sich für 

Italien, Luxemburg und Griechenland. Beim Vereinigtem Königreich ist zu berücksichtigen, 

dass im Zeitraum ein erhebliches Bevölkerungswachstum vorlag (1999-2018: rd. +8 Mio.). Die 

schwache Entwicklung der Primäreinkommen in Griechenland dürfte auf die Austeritätspolitik 

zurückzuführen sein. 

c) Produktivität 

Produktivität wird definiert als  

„das Verhältnis von Produktionsergebnis (Output) zu Einsatz eines oder aller damit verbundenen 
Produktionsfaktoren (Input) gemessen in realen Größen.“1504 

Häufig wird die Produktivität auch „Arbeitsproduktivität“ genannt. Dies verschleiert, dass der 

Produktionsprozess ein Zusammenspiel vieler Faktoren ist, u. a. von Arbeits- und 

                                                 
1503 Länder mit hohen Wachstumsraten weisen eine stagnierende (EE, SK, CZ) oder schrumpfende Bevölkerung 
(BG, LV, LT) auf. 
1504 Brümmerhoff/Grömling, VGR, 10. Aufl. (2015), S. 286. 
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Abb. 5 - BNE (real) pro Kopf Zuwächse 1999-2018 (ø-jährliche Wachstumsraten [%]) 
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Kapitaleinsatz, Technologie und die Einbettung in Institutionen und die Rechtsordnung.1505 Im 

Folgenden wird deshalb der Begriff der Produktivität vorgezogen. 

Produktivität kann auf Erwerbstätige oder auf Arbeitsstunden bezogen werden. Eine 

Betrachtung der Arbeitsstunden ist präziser1506, da Arbeitszeiten (Vollzeit/Teilzeit/untypische 

Beschäftigung) stark variieren können. 

Quelle: Eurostat (nama_10_lp_ulc), eigene Berechnungen; Malta ab 2000. 

Die reale Produktivität je Erwerbstätigen (Index, 2010 = 100) hat sich in allen Ländern außer 

Italien (-0,19 % p. a.) positiv entwickelt. Besonders dynamisch war die Entwicklung (mit über 

4 % p. a.) in Lettland, Litauen und Rumänien. Die EU-Kernländer bewegten sich im Korridor 

von 0,5-1,5 % p. a. Die Eurozone blieb (0,62 % p. a.) hinter dem EU28-Durchschnitt zurück 

(1,05 % p. a.). 

Es existiert keine passende Datengrundlage für die auf Arbeitsstunden bezogene 

Produktivitätsentwicklung.1507 Deshalb wurde eine eigene Berechnung angestellt: 

Produktivität (real) pro Stunde  = BIP (real) / Arbeitsvolumen1508 

Arbeitsvolumen   = Erwerbstätige * durchschnittliche Arbeitszeit  

                                                 
1505 Vgl. Brümmerhoff/Grömling, VGR, 10. Aufl. (2015), S. 286 („Einflüsse der einzelnen […] Faktoren [kann] 
statistisch kaum isoliert werden.“). 
1506 Brümmerhoff/Grömling, VGR, 10. Aufl. (2015), S. 286. 
1507 Am nächsten käme wohl Eurostat (tesem160 [nominale Arbeitsproduktivität pro Stunde]), die Daten reichen 
aber nur bis 2005 zurück und sind zudem in einer wenig aussagekräftigen Maßeinheit angegeben. 
1508 Vgl. Horvath, in: Gabler, Wirtschaftslexikon, Stand 02/2018, Stichwort Arbeitsproduktivität. 
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Abb. 6 - Produktivitätszuwächse (real) nach Erwerbstätigen 1997-2016 (ø-
jährliche Wachstumsraten [%]) 
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Mangels Daten zu Arbeitszeiten von Selbstständigen wird die durchschnittliche 

Wochenarbeitszeit von Arbeitnehmern herangezogen. Die reale Produktivität pro 

Arbeitsstunde ähnelt dem BIP pro Kopf, hat aber mit dem Faktor Arbeit (statt Bevölkerung) 

eine andere Bezugsgröße. 

Quelle: Eurostat (nama_10_gdp), eigene Berechnungen zum Arbeitsvolumen (Eurostat 
Erwerbstätige [lfsq_pganws], Wochenarbeitszeiten [lfsa_ewhuna] und [lfsa_ewhun2]. 
Zeitreihenbruch Wochenarbeitszeit 2007/08. Ohne Kroatien; Malta und Bulgarien ab 2000, 
Polen ab 2001. Erwerbstätigenzahlen beruhen auf je auf Jahresdurchschnitten oder einzelnen 
Quartalswerten. 

Die Unterschiede der auf Arbeitsstunden fußenden Produktivitätsentwicklung sind gering: 

Italiens Produktivität stagniert, statt leicht zurückzugehen. Im Mittelfeld finden sich die großen 

Volkswirtschaften, am oberen Ende erneut osteuropäische Staaten und der Ausreißer1509 Irland. 

                                                 
1509 Vgl. oben Fn. 1493. 
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Abb. 7 - Produktivitätszuwächse (real) nach Arbeitsstunden 1999-2018 (ø-jährliche 
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Zur Relativierung der Wachstumszahlen werden hier noch die absoluten Produktivitätsniveaus 

gezeigt: 

Quelle: S. oben Abb. 6 (S. 287), Formel: Produktivität = BIP (2018) / Arbeitsvolumen. 

Luxemburg und Irland erscheinen aufgrund oben dargelegter statistischer Sondereffekte nicht 

vergleichbar. Die Aufstellung zeigt die höchsten (niedrigsten) Produktivitätszahlen pro 

Arbeitsstunde und erklärt die höhere Dynamik in den osteuropäischen Mitgliedsstaaten. Die 

oberen Plätze werden von größeren EU-Mitgliedsstaaten belegt (DK, NL, SE). Deutschlands 

Exportstärke (dazu näher unten)1510 beruht offenbar nicht auf besonderer Produktivität. 

                                                 
1510 Unten bei III. 5. b), S. 328 ff. und c), S. 330 ff. 
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2. Arbeitsmarkt  

a) Arbeitslosigkeit und Unterbeschäftigung 

Arbeitslosigkeit und Unterbeschäftigung 

Die in europäischen Statistiken verwendete Definition von Arbeitslosigkeit folgt1511 

grundsätzlich der Terminologie des Internationalen Arbeitsorganisation (International Labour 

Organisation, ILO) in der es heißt:  

“The unemployed comprise all persons of working age who were: a) without work during the 
reference period, i.e. were not in paid employment or self-employment; b) currently available 
for work, i.e. were available for paid employment or self-employment during the reference 
period; and c) seeking work, i.e. had taken specific steps in a specified recent period to seek paid 
employment or self-employment.” (Hervorhebungen hinzugefügt)1512 

Die Arbeitslosenquote wird definiert als der Quotient aus Arbeitslosen und den 

Erwerbspersonen („labour force“), letztere bestehend aus Erwerbstätigen (Selbstständige und 

Arbeitnehmer) und Arbeitslosen.1513 

Grundsätzlich gilt die ILO-Definition auch in Deutschland, § 16 Abs. 1 SGB III, wobei ein 

gewisser definitorischer Spielraum1514 besteht, den man noch als hinnehmbar ansehen kann. 

Durch das deutsche Sozialrecht werden aber darüber hinaus Arbeitslose, die ohne Weiteres 

unter die ILO-Definition fallen würden, aus dem gesetzlichen Arbeitslosenbegriff willkürlich 

herausgenommen: Arbeitslose, die eine arbeitsmarktpolitische Maßnahmen absolvieren (§ 16 

Abs. 2 SGB III) oder bestimmte ältere Arbeitslose (§ 53a Abs. 2 SGB II). Die Ausnahmen 

beschreibt die Bundesagentur (BA) statistisch mit dem der Bezeichnung „Arbeitslosigkeit im 

weiteren Sinne“. Im Februar 2020 waren bei offiziell 2.395.604 Arbeitslosen (im engeren 

Sinne) und 2.777.341 Personen arbeitslos (im weiteren Sinne).1515  

Abweichungen in der Definition gibt es auch bei der definitorischen Abgrenzung der 

Unterbeschäftigten, welche sich nach dem BA-Konzept zusammensetzen aus 

                                                 
1511 Vgl. Eurostat, ESVG 2010, Ziff. 11.20 (S. 359 f.). 
1512 https://ilostat.ilo.org/resources/methods/description-unemployment-rate, 30.03.2020. 
1513 https://statistik.arbeitsagentur.de/Navigation/Statistik/Grundlagen/Definitionen/Berechnung-der-
Arbeitslosenquote/Berechnung-der-Arbeitslosenquote-Nav.html, 01.04.2020. Dies steht in Einklang mit der 
ILO-Definition, vgl. ILO, Quick Guide on Interpreting the Unemployment Rate, 2019, S. 5 f. 
(https://ilo.org/wcmsp5/groups/public/---dgreports/---stat/documents/publication/wcms_675155.pdf, 
01.04.2020). 
1514 Z. B. die Länge des Referenzzeitraums „ohne Arbeit“ zu sein, die Anforderungen an die Arbeitssuche oder 
Details der „Verfügbarkeit für den Arbeitsmarkt“. 
1515 BA für Arbeit, Monatsbericht zum Arbeits- und Ausbildungsmarkt, 02/2020, Tabellenanh. Ziff. 1.1. 
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„1. den Arbeitslosen nach § 16 SGB III, 2. Teilnehmern an bestimmten Maßnahmen der 
Arbeitsmarktpolitik und 3. Personen in bestimmten Sonderstatus (vor allem kurzfristig erkrankte 
Personen).“1516 

Abb. 9 - Arbeitslosigkeit und Unterbeschäftigung nach der Systematik der BA 

Quelle: Bundesagentur für Arbeit1517. 

Abweichend hiervon zählt Eurostat solche Teilzeitkräfte zu den Unterbeschäftigten, die mehr 

arbeiten wollen.1518  

Nach alledem ist die gesetzliche Definition von Arbeitslosigkeit in Deutschland zu eng und die 

Definition von Unterbeschäftigung im internationalen Kontext ein aliud. Die Abweichungen 

beim Arbeitslosigkeitsbegriff ist bemerkenswert, weil die Definition europarechtlich 

(VO 1897/2000) vorgegeben ist und keine Spielräume für die Mitgliedsstaaten enthält. 

                                                 
1516 Bundesagentur für Arbeit, Methodenbericht Umfassende Arbeitsmarktstatistik: Arbeitslosigkeit und  
Unterbeschäftigung, 2009, S. 19. 
1517 https://statistik.arbeitsagentur.de/DE/Navigation/Grundlagen/Definitionen/Arbeitslosigkeit-
Unterbeschaeftigung/Unterbeschaeftigung-Nav.html, 16.09.2020. 
1518 Eurostat (lfsi_sup_a), Metadaten Ziff. 3.4. 
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Entsprechend weist Eurostat bei der Arbeitslosigkeitsstatistik auf mangelnde Kohärenz bei 

internationaler Vergleichbarkeit hin.1519 

Ausweislich der Statistik der BA handelt es sich bei der Unterbeschäftigung (BA-Konzept) im 

Übrigen nicht um eine quantitativ vernachlässigbare Größe. Im Gegenteil: Die Zahl der („im 

engeren Sinne“) Unterbeschäftigten (einschließlich der Arbeitslosen) lag im Februar 2020 mit 

3.316.177 rund 50 % über der Zahl der Arbeitslosen (im Sinne von § 16 SGB II: 2.395.604), 

dementsprechend fiel die Unterbeschäftigungsquote (7,2 %) höher aus als die 

Arbeitslosenquote (5,3 %).1520 

Die Inkonsistenzen der Arbeitslosigkeits-Definitionen dürften der hohen politischen Bedeutung 

von Arbeitsmarktdaten geschuldet sein, da breite Bevölkerungsschichten die Senkung der 

Arbeitslosigkeit als wichtiges Leistungsmerkmal von Politik ansehen. Durch die 

Neudefinitionen und statistischen Ausnahmeregeln wird der Aussagewert von 

Arbeitslosenquoten stark beeinträchtigt. Von internationaler Vergleichbarkeit kann von 

vornherein keine Rede sein. Demokratietheoretisch sind irreführende Arbeitslosenquoten ein 

Problem, weil dem Wähler eine positive Entwicklung vorgespiegelt wird, die nicht existiert. 

Ein sachgerechtes Urteil über die wirtschaftliche Entwicklung und den Beitrag der Politik wird 

damit erschwert. 

Veränderungen bei der Erwerbspersonenzahl 

Die Arbeitslosenquote wird ferner durch Veränderungen bei der Zahl der Erwerbspersonen 

(labour force) beeinflusst. Sie beruhen auf Bevölkerungswachstum oder 

Migrationsbewegungen und haben keinen unmittelbaren Bezug zur Arbeitsmarktpolitik. Um 

den Effekt zu neutralisieren, müsste man das Bevölkerungswachstum bzw. den -rückgang 

herausrechnen. Hinsichtlich der Migration wäre es nötig, sowohl bei emigrierenden als auch 

bei immigrierenden Personen nach Erwerbstätigen und Arbeitslosen am Beginn und Ende des 

Beobachtungszeitraums zu unterscheiden. Dies alles würde, ungeachtet der 

Datenverfügbarkeit, den Rahmen dieser Arbeit übersteigen. Auffällige Veränderungen bei der 

Erwerbspersonenzahl werden bei der Interpretation inzident berücksichtigt.  

                                                 
1519 Vgl. Eurostat, Meta-Daten zur Tabelle “une_rt_m”: [Cross domain labour market indicators] “have different 
definitions, registration rules are not harmonised internationally and they do not correspond to ILO standards“ 
(https://ec.europa.eu/eurostat/cache/metadata/EN/une_rt_m_esms.htm, 18.05.2020).  
1520 Bundesagentur für Arbeit, Monatsbericht zum Arbeits- und Ausbildungsmarkt, Februar 2020, Tabellenanh. 
Ziff. 1.1. 
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Entwicklung der Arbeitslosigkeit in den Mitgliedsstaaten 

Bei der Interpretation der folgenden Daten zur Arbeitslosigkeit (Abb. 10) sind die eben 

ausgeführten methodischen Unzulänglichkeiten zu berücksichtigen. 

Aufgrund der Datenverfügbarkeit wurde der Zeitraum 2000-2018 gewählt. Sowohl in den 

EU28 (-2,4 %) als auch (etwas geringer) in der Eurozone (-1,1 %P1521) sind die offiziellen 

Arbeitslosigkeitsraten zurückgegangen. Erhebliche Rückgänge (-12,3 bis -9,2 %P) gab es in 

den meisten osteuropäischen Mitgliedsstaaten (SK, PL, BG, LV, EE). Von den größeren 

Volkswirtschaften konnten Deutschland, Frankreich, Belgien und das Vereinigte Königreich 

ihre Arbeitslosigkeit verringern (-4,5 bis -0,5 %P). Neben moderaten Anstiegen der 

Arbeitslosigkeit in einigen Ländern weisen Luxemburg, Zypern und v. a.  Griechenland 

(+7,9 %P) erhöhte Arbeitslosenzahlen auf. 

Betrachtet man Veränderungen bei der Anzahl der Erwerbspersonen1522, zeigt sich, dass kein 

einfacher Zusammenhang zwischen Änderungen hier und der Arbeitslosigkeitsrate besteht: In 

einigen Ländern verläuft die Entwicklung parallel und Zuzüge bedeuten eine Erhöhung der 

Arbeitslosigkeit (LU, CY, IE, ES, SE), Abwanderung hingegen eine Verringerung der 

Arbeitslosenquote (RO, PL, BG, LT). In manchen Ländern verringert sich die 

Arbeitslosenquote trotz Zuzugs (DE, CZ, FI, SK). 

Insgesamt folgt hieraus, dass Arbeitslosigkeit in den EU28 (nach offiziellen Angaben) im 

Zeitraum 2000-2018 spürbar gesenkt worden sei (-2,4 %P). Es bestehen dabei erhebliche 

Disparitäten, zwischen Ost- und Südeuropa. Auffällig ist ferner, dass die Eurozone erneut 

schlechter abschneidet als der EU-Durchschnitt. Vereinzelt stehen hinter den Entwicklungen 

Veränderungen bei der Anzahl der Erwerbspersonen. 

Vorübergehende Arbeitslosigkeit ist in einer marktwirtschaftlichen Ordnung nicht vollständig 

auszuschließen: Scheidet ein Unternehmen vom Wettbewerb aus, müssen sich Arbeitskräfte 

neu orientieren. Es kann auch sein, dass in einem Unternehmen die Produktionsfaktoren 

angepasst werden müssen, um wettbewerbsfähig zu bleiben. Vorübergehende Arbeitslosigkeit 

ist ein unerwünschtes, aber kaum vermeidbares, systemimmanentes Arbeitsmarktproblem. 

                                                 
1521 %P = Prozentpunkte. 
1522 Erwerbstätige und arbeitsuchende Erwerbslose. Vgl. zu den Datenanhang zu Abb. 10, Tab. 4.2. 
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In der Regel stellt vorübergehende Arbeitslosigkeit keine existenzielle Not für den Betroffenen 

dar, wenn ein Minimum an Sozialstaatlichkeit gewährleistet ist. Staatliche Eingriffe, z. B. durch 

Arbeitslosenhilfe, sind ordnungspolitisch vertretbar, wenn sie hinreichend befristet sind. 

Daten zur Langzeitarbeitslosigkeit sind – neben den oben angedeuteten allgemeinen 

methodischen Mängeln der Statistik – stark lückenhaft, weisen in vielen Ländern (DE, GR, ES, 

I, NL, PL) Zeitreihenbrüche auf oder beruhen auf groben Schätzungen1523 (F), die eine 

Darstellung hier nicht zweckmäßig erscheinen lassen, obwohl der Indikator grundsätzlich 

bedeutsam ist. 

b) Beschäftigung 

(1) Erwerbstätigenzahlen  

Der Arbeitsmarkt besteht aus Erwerbstätigen, d. h.  

„all persons who worked at least one hour for pay or profit during the reference week or were 
temporarily absent from such work.“1524 

Es existiert eine gemeinsame Teilmenge mit den Unterbeschäftigten (Eurostat-Konzept). 

Erwerbstätigenzahlen sind wegen der niedrigen Grenze von einer Stunde Wochenarbeitszeit 

kein aussagekräftiger Indikator dafür, ob eine Volkswirtschaft viele Arbeitsplätze geschaffen 

hat bzw. auf Dauer unterhalten kann.  

(2) Arbeitsvolumen 

Den tatsächlichen Arbeitsumfang in einer Volkswirtschaft beschreibt das Arbeitsvolumen. 

Es „umfasst die Gesamtzahl der während des Rechnungszeitraums am Arbeitsplatz 
(Beschäftigungsfall) von Arbeitnehmern und Selbständigen innerhalb des Wirtschaftsgebiets 
tatsächlich geleisteten Stunden […].“1525 

Das Arbeitsvolumen, definiert als Produkt aus Erwerbstätigen und durchschnittlicher 

Wochenarbeitszeit1526, unterlag in den meisten EU-Ländern Steigerungen (erhebliche 

Steigerungen in MT, LU, CY, IE, SE, ES). Verringerungen in Lettland, und Rumänien dürften 

im Zusammenhang mit Emigration stehen (verringerte Erwerbspersonenzahl), Dänemark und 

Portugal hingegen verzeichneten Netto-Zuzüge (und erhöhte Arbeitslosigkeit). Das 

                                                 
1523 Von Eurostat als Schätzung gekennzeichnete Daten. 
1524 Eurostat, https://ec.europa.eu/eurostat/cache/metadata/en/une_esms.htm, 06.04.2020. 
1525 Eurostat, ESVG 2010, Ziff. 11.29 (S. 362). 
1526 Da nur die Wochenarbeitszeit der Arbeitnehmer statistisch gut erfasst ist, gilt (mangels weitergehender Daten) 
die Annahme, dass Selbstständige dieselbe durchschnittliche Wochenarbeitszeit aufweisen. 
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Arbeitsvolumen erscheint vor dem Hintergrund, dass die Erwerbspersonenzahl sich verändern 

kann und auch dieser Indikator in keinem einfachen Zusammenhang mit 

Arbeitslosigkeitsentwicklungen steht, im Ergebnis ambivalent.  

 Quelle: Vgl. Abb. 6 oben (S. 287). 

Interessant in diesem Zusammenhang ist, dass (im Zeitraum 2000-2018) die durchschnittliche 

Wochenarbeitszeit der Arbeitnehmer in nahezu allen Ländern gesunken, das Arbeitsvolumen 

im Gesamtzeitraum hingegen um 9,4 % gestiegen ist.1527 Mit Blick auf die im selben Zeitraum 

um 6,9 % gestiegenen Selbstständigenzahlen1528, könnte die Erklärung darin liegen, dass immer 

mehr Arbeitsstunden auf Selbstständige entfallen. Bei der Schätzung des Arbeitsvolumens darf 

aber nicht vergessen werden, dass ohne spezielle Empirie nicht festgestellt werden kann, ob es 

im Ergebnis über- oder unterschätzt wird: Ob bei den Selbstständigen diejenigen überwiegen, 

die eine höhere Wochenarbeitszeit als der durchschnittliche Arbeitnehmer aufweisen oder 

niedrigere1529, muss gesondert ermittelt werden. Eine Kurzexpertise des BMAS deutet darauf 

                                                 
1527 Vgl. zu den Datenquellen vgl. oben Abb. 6, S. 287; zur Berechnung vgl. Datenanhang zu Abb. 6, 7, 8, 11, 
Tabelle 3.7. 
1528 Eurostat (lfsq_esgaed), hier im Datenanhang zu Abb. 6, 7, 8, 11, Tabelle 3.9. 
1529 Vgl. Erwerbstätigendefinition: eine Stunde Wochenarbeitszeit genügt für die Einordnung als Selbstständiger.  
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hin, dass Selbstständige durchschnittlich mehr Wochenstunden arbeiten, insbesondere solche, 

die Arbeitnehmer beschäftigen.1530 

(3) Reallohnentwicklung 

Maßgeblich für die Binnennachfrage und die verfügbaren Einkommen vieler Bürger ist die 

Entwicklung des (realen) Lohnniveaus. Teilweise wird die Reallohnentwicklung als 

deflationiertes Arbeitnehmerentgelt pro Kopf ausgewiesen. Das hat den klaren Nachteil, dass 

heterogene Beschäftigungsverhältnisse (geringfügige, Teil- und Vollzeitbeschäftigung) 

vermengt werden. Inwieweit der Faktor Arbeit generell in seiner Entlohnung gestiegen ist, wird 

daher im Folgenden anhand deflationierter Stundenlöhne dargestellt. Die hinter vielen Nicht-

Vollzeitstellen womöglich stehende wirtschaftliche Not, wird darin nicht widergespiegelt und 

muss an anderer Stelle berücksichtigt werden. Im Vordergrund steht hier zunächst die 

Entwicklung der entlohnten Arbeitsstunden ohne  Berücksichtigung individueller 

Gesamthaushaltseinkommen. 

Quelle: Eurostat (prc_hicp_aind [HVPI], nama_10_lp_ulc [Stundenlöhne]), eigene 
Berechnungen. 

Die Entlohnung des Faktors Arbeit wuchs in den meisten größeren Volkswirtschaften der EU 

(DE, BE, NL, F, AT, UK) preisbereinigt (HVPI 2015) nur sehr schwach (0,25 bis 1,0 % p. a.). 

Nur Dänemark und Schweden lagen langfristig über 1 % realem Wachstum p. a. Geringfügig 

rückläufig entwickelten sich die realen Stundenlöhne in Griechenland. 

                                                 
1530 Vgl. Forschungsbericht 465 des BMAS, DIW Kurzexpertise 05-206, S. 34 zu Wochenarbeitszeiten von Solo-
Selbstständige sowie Selbstständigen mit Arbeitnehmer. 
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Abb. 12 - Bruttostundenlöhne (real) (ø-jährliche Wachstumsraten [%]) 2000-2018
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Stagnation (< 0,25 % p. a.) herrschte in anderen südlichen Ländern (ES, I, CY, PT). 

Wachstumsraten über 2 % p. a. finden sich in Osteuropa und dem Baltikum. 

Die realen Arbeitnehmerentgelte insgesamt sowie pro Arbeitnehmer haben sich wie folgt 

entwickelt: 

Quelle: Eurostat (nasq_10_nf_tr [Bruttoarbeitnehmerentgelte], prc_hicp_aind [HVPI]), 
lfsa_eegais [Arbeitnehmer]; mangels Daten ohne EU28, Ungarn, Kroatien, eigene 
Berechnungen. 

Ein etwas anderes Bild ergibt sich, wenn man auf aufsummierten Arbeitnehmerentgelte abstellt. 

Wachstum bei diesem Indikator bedeutet zunächst nur, dass die realen Arbeitseinkommen 

verglichen zur Vorperiode gestiegen sind. Anders als bei Stundenlöhnen muss ein Mehr an 

Einkommen nicht auf Lohnsteigerung, sondern kann auch auf Mehrarbeit beruhen (z. B. 

Vollzeit statt Teilzeit). Die Reallöhne als volkswirtschaftliches Aggregat haben sich wie die 

Stundenlöhne entwickelt, d. h. in größeren Volkswirtschaften bis 1 % p. a., Griechenland erneut 

rezessiv, hingegen mehr Dynamik in Schweden, Luxemburg, Irland (über 2 % p. a.). 

Osteuropäische Staaten liegen über 4 % p. a. (EE, LT, LV, BG, RO).  

Dividiert man die Zuwächse durch die Anzahl der Arbeitnehmer, zeigt sich, dass das Mehr an 

Reallöhnen durch erhöhtes Arbeitsangebot auf mehr Beschäftigte verteilt wird und damit pro 

Arbeitnehmer deutlicher geringer ausfällt (rote Säulen). Zu beachten ist, dass es sich um 

arithmetische Mittel handelt und keine Aussage über die tatsächliche Verteilung möglich ist. 

Die Betrachtung pro Arbeitnehmer zeigt somit, dass das ohnehin geringe Reallohnwachstum 

pro Arbeitnehmer noch einmal geringer ausfällt. Dahinter dürften (aus Arbeitnehmersicht) 
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Abb. 13 - Reale Arbeitnehmerentgelte insgesamt (blau) und pro Arbeitnehmer (rot) 
(ø-jährliche Wachstumsraten [%]) 2000-2018
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angespannte Arbeitsmärkte stecken, in denen mehr Arbeitsstellen geschaffen als Löhne 

gesteigert wurden. 

Für Deutschland stehen diese Ergebnisse in Einklang mit der Entwicklung der Reallöhne nach 

Analysen von Destatis (2019)1531 sowie von Brenke (2009)1532, die ebenfalls auf Stagnation der 

Reallöhne hindeuten. Soweit in anderen Studien Reallohnsteigerungen von teils über 1 % p. a. 

auf Grundlage des Reallohnindexes für Deutschland angenommen werden, beruht dies auf 

Arbeitsentgelterhöhungen, die nicht um Arbeitszeiterhöhungen bereinigt sind. Eine 

(Real-)Lohnerhöhung liegt nach hiesigem Verständnis nur vor, wenn die Arbeitszeit 

unverändert bleibt. Das muss bei der Interpretation des Reallohnindex-Erhöhungen 

(ausgewiesen von Destatis) berücksichtigt werden. 

Die hier ermittelten Ergebnisse stehen unweit der auf Deutschland bezogenen Studie von 

Brenke (2009). Für die Phase 2000-2008 untersuchte Brenke (2009) die Reallohnentwicklung 

in Deutschland und hebt hervor, dass trotz Wirtschaftswachstums um das Jahr 20041533 die 

Reallöhne sogar gesunken seien, entsprechend auch die (bereinigte) Lohnquote.1534  

Beim Vergleich mit statistischen Publikationen zu den hier präsentierten Ergebnissen gibt es 

eine Reihe von Faktoren, die die Ergebnisse verändern können: Arbeitnehmerbegriff (mit/ohne 

Auszubildende, Praktikanten, Volontäre), Deflationierung (nationaler VPI, HVPI, Basisjahr), 

Datengrundlage (VGR-Datenquellen oder spezielle Verdiensterhebungen). Die Werte, die den 

eigenen Berechnungen zugrunde gelegt wurden, sind so gewählt, dass eine gesamteuropäische 

Darstellung möglich ist. 

Ob zwischen „zu hohen“ Reallöhnen und Arbeitslosigkeit ein Zusammenhang besteht, ist in 

den Wirtschaftswissenschaften streitig. Der Sachverständigenrat legte 1978 nahe, dass ein 

reziproker Zusammenhang bestünde.1535 Vereinzelt wird dieser Zusammenhang bestritten.1536 

Die deutsche Arbeitsmarktpolitik schloss sich im Zuge der „Agenda 2010“ in den 2000er Jahren 

ersterer Deutung an: Lohndruck durch „Flexibilisierung der Arbeitsmärkte“.1537 Ob der 

Rückgang der deutschen Arbeitslosigkeit darauf oder auf internationalen Effekten 

(Währungsunion, Außenhandel) beruht, ist nicht abschließend geklärt. Durch die hier 

                                                 
1531 Fachserie 16 Reihe 2.3, Verdienste und Arbeitskosten 2019 (vgl. Bruttostundenlöhne 2007-2018). 
1532 DIW Wochenbericht, 33/2009, S. 550, 553. 
1533 Brenke, DIW Wochenbericht, 33/2009, S. 550, 553. 
1534 Brenke, DIW Wochenbericht, 33/2009, S. 558 f. 
1535 SVR, Jahresgutachten 1978/79, Ziff. 289. 
1536 Flassbeck, Reallöhne und Arbeitslosigkeit, DIW Discussion Papers, No. 162, Feb 1998, S. 2 f.  
1537 Vgl. Sauernheimer, ifo Schnelldienst, 9/2015, 6 (8) (Ursächlichkeit der der Hartz-Reformen). 
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gesammelten Daten kann die These, steigende Reallöhne1538 führten tendenziell zu mehr 

Arbeitslosigkeit, nicht bestätigt werden. Für einige Mitgliedsstaaten, insbesondere 

osteuropäische, liegt der umgekehrte Zusammenhang vor (SK, PL, BG, LT, EE, CZ, SI und 

UK). Für Zentral- und Südeuropa (GR, CY, LU, AT, ES) geht steigende Arbeitslosigkeit mit 

sinkenden oder stagnierenden Reallohnentwicklungen einher. Nur in Schweden und Dänemark 

verliefen Zuwächse bei Arbeitslosigkeit und Reallöhnen parallel. Insgesamt kann damit kein 

belastbarer Zusammenhang festgestellt werden. 

(4) Lohnstückkosten 

Der Indikator der Lohnstückkosten setzt die Personalkosten ins Verhältnis zur Produktivität. 

Das Statistische Bundesamt definiert Lohnstückkosten demgemäß als die Relation von 

„Arbeitnehmerentgelt je Arbeitnehmerin und Arbeitnehmer bzw. je Arbeitnehmerstunde im 
Verhältnis zur Arbeitsproduktivität je erwerbstätige Person (Personenkonzept) bzw. je 
Erwerbstätigenstunde (Stundenkonzept)“.1539 

Lohnstückkosten =
Arbeitnehmerentgelte (nominal)

Erwerbstätige

BIP (real)

Erwerbstätige
൘  

Die Arbeitnehmerentgelte werden nominal betrachtet, die Produktivität hingegen real. Das 

bedeutet, dass bereits ein Inflationsausgleich bei den Arbeitnehmerentgelten zur Erhöhung der 

Lohnstückkosten führt, obwohl nur der Reallohn verteidigt wird. Diese methodische 

Dichotomie wird nicht immer klar herausgestellt1540 und hat Folgen für die Interpretation.  

Die Arbeitnehmerentgelte bestehen aus Bruttogehältern und Sozialbeiträgen der 

Arbeitgeber.1541 Daher werden die Lohnstückkosten neben der Geldpolitik auch durch die 

Sozialpolitik beeinflusst. 

Aufgrund dessen lassen gestiegene Lohnstückkosten keinen Schluss darüber zu, ob die 

Arbeitnehmerseite „überhöhte“ Lohnforderungen durchgesetzt hat: Steigerungen können auf 

staatlichen Abgabensystemen1542, Inflationsausgleich oder auf gestiegenen Gehältern des 

Managements beruhen. Erst eine Disaggregation der zugrundeliegenden Entwicklungen ist hier 

                                                 
1538 Als Reallohnzuwächse pro Arbeitnehmer, vgl. Abb. 13 (rote Säulen). 
1539 Destatis, Statistisches Jahrbuch 2017, S. 346. 
1540 Vgl. Brümmerhoff/Grömling, VGR, 10. Aufl. (2015), S. 291 f. 
1541 Brümmerhoff/Grömling, VGR, 9. Aufl. (2011), S. 64. 
1542 So wuchsen etwa in Deutschland 1991-2009 die Sozialbeiträge stärker als das Arbeitnehmerentgelt, 
Brümmerhoff/Grömling, VGR, 9. Aufl. (2011), S. 246 f. 
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informativ. Von einer Darstellung der Lohnstückkosten wird, da eine solche Aufschlüsselung 

pro Land hier nicht erfolgen soll, im Folgenden abgesehen. 

3. Einkommens- und Vermögensverteilung 

Während einige makroökonomische Indikatoren leichter zu interpretieren sind und ein gewisser 

Konsens darüber besteht, dass ein Anstieg (Rückgang) wünschenswert ist, beruht die Deutung 

der Einkommens- und Vermögensverteilung in erhöhtem Maße auf vorausgesetzten 

Wertevorstellungen. Häufig werden hierbei nur die Extremformen als nicht wünschenswerte 

Rahmenbedingungen angesehen, z. B. völlig egalitäre Einkommensverhältnisse (fehlende 

Anreizwirkung/Motivation) oder extrem unterschiedliche Vermögensverteilung (feudalistische 

Eigentumsstrukturen). Da sich die wirtschaftliche Realität der letzten 70 Jahre weitab dieser 

Pole abspielt, ist es nicht einfach, Entwicklungen der Einkommens- und Vermögensverteilung 

semantisch als „gut“ oder „schlecht“ einzuordnen. Deshalb versteht sich der folgende Abschnitt 

als komplementäre Deskription, zumal die mangelnde EU-Kompetenz bei der 

Verteilungspolitik ohnehin bedeutet, dass diese Effekte überwiegend nationalstaatlichen 

Ursprungs sind. 

Neben reinen Gerechtigkeitsdebatten zu Verteilungsfragen wird bisweilen auf den Einfluss von 

Ungleichverteilung auf makroökonomische Stabilität hingewiesen.1543 Bedeutung kann die 

Verteilungspolitik ferner für die politische Stabilität eines Landes haben, wenn 

Verteilungskämpfe sich in Revolten oder Revolutionen äußern; ein Risiko, das für die EU-

Mitgliedsstaaten derzeit als gering eingeschätzt werden kann.1544 

a) Einkommensverteilung 

Die Verteilung der Einkommen einer Volkswirtschaft wird entweder durch eine Betrachtung 

der Einkommensbezieher (personelle Verteilung) oder der Einkommensarten (funktionelle 

Verteilung) dargestellt. Jeder der beiden Blickwinkel hat Vor- und Nachteile: Die personelle 

Einkommensverteilung lässt einen Schluss auf das tatsächlich pro Person bzw. Haushalt 

verfügbare Einkommen zu, wobei der Staat und Kapitalgesellschaften nicht berücksichtigt 

werden.1545 Weil politisch häufig eine unterschiedliche Behandlung von Arbeits- und 

Kapitaleinkünften befürwortet wird, kann aber auch die funktionelle Einkommensverteilung 

                                                 
1543 Vgl. Behringer, IMK Studie 17/2014, S. 6. 
1544 Auffälligste Tendenz der letzten Jahre war die Gelbwesten-Bewegung in Frankreich, vgl. FAZ v. 16.11.2019 
(„Massive Krawalle zum Einjährigen“). 
1545 Vgl. Brümmerhoff/Grömling, VGR, 9. Aufl. (2011), S. 271. 
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wichtige Informationen liefern. Die beiden Indikatoren sollte man nicht als konträr, sondern als 

komplementär ansehen.  

(1) Personelle Einkommensverteilung 

Die Entwicklung der personellen Einkommensverteilung in den Mitgliedsstaaten wird im 

Folgenden an den Indikatoren Gini-Koeffizient (Äquivalenzeinkommen) und 

Einkommensquintilverhältnis 80/20 dargestellt. 

Gini-Koeffizient der Äquivalenzeinkommen 

Der Gini-Koeffizient gehört zum derzeit üblichen Standard zur Darstellung der 

Einkommensverteilung. Als Bezugspunkt dient das (Netto-)Äquivalenzeinkommen eines 

Haushalts. Es ist definiert als: 

Äquivalenzeinkommen =
Summe der verfügbaren Einkommen

Summe der Gewichte aller Haushaltsangehörigen
 

Das tatsächliche Haushaltseinkommen wird nicht bloß durch die Anzahl der 

Haushaltsangehörigen geteilt. Weil das Leben in größeren Haushalten durch gemeinsame 

Nutzung von Räumen und Anschlüssen geringere Kosten verursacht, werden weitere 

Haushaltsangehörige gewichtet. Die hierfür international verbreitete OECD-Skala1546 sieht für 

die erste erwachsene Person den Faktor 1,0 und für weitere Haushaltsangehörige entweder den 

Faktor 0,5 (14 Jahre und älter) bzw. 0,3 (0-13 Jahre) vor. Dies bedeutet, dass  die Berechnung 

des Äquivalenzeinkommens eine nicht unerhebliche Schätzung für das Ausmaß der 

Kostenersparnis beinhaltet. Dadurch wird das Haushaltseinkommen von größeren sowie 

Single-Haushalten allerdings annäherungsweise vergleichbarer gemacht. 

Der Gini-Koeffizient wird dann mittels Häufigkeitsverteilung auf Basis einer Lorenzkurven-

Verteilung berechnet, wobei ein Koeffizient von 1,01547 völlige Ungleichverteilung 

bedeutet.1548 

                                                 
1546 Eurostat, Meta-Daten zur Tabelle ilc_di12 (https://ec.europa.eu/eurostat/cache/metadata/en/ilc_esms.htm, 
17.08.2020); vgl. auch Destatis, Statistisches Jahrbuch 2017, S. 185 (zur OECD-Skala). 
1547 Bzw. 100 bei einer Skala 0-100. 
1548 Kamps, in: Gabler, Wirtschaftslexikon, Stand 02/2018, Stichwort Lorenzkurve. 
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Quelle: Eurostat (ilc_di12), Zeitreihenbrüche fast allen Ländern (ohne Zeitreihenbruch: BE, IE, 
GR, I, LU, PT, FI); BG ab 2006, RU ab 2007; EU27 statt EU28; EU27 teils beruhend auf 
Eurostat-Schätzung. 

Für den Gini-Koeffizienten (Einkommen) wurde wegen der Datenverfügbarkeit der Zeitraum 

2005-2018 gewählt.1549 Die Entwicklungen in den Ländern wurden vier Gruppen1550 

zugeordnet: 

Merklicher Rückgang der Ungleichverteilung: BE, CZ, EE, IE, PL, PT, RO, SK 

Geringer Rückgang der Ungleichverteilung:  SI, FI, UK, GR, HR, LV 

Geringes Wachstum der Ungleichverteilung: ES, F, I, CY, LT, HU, MT, NL, AT 

Merkliches Wachstum der Ungleichverteilung: BG, DK, DE, LU, SE 

Auffällig ist zunächst die Dynamik der osteuropäischen Länder, in denen erhebliche 

Normalisierungen der Einkommensverteilungen stattgefunden haben. Mit Blick auf die großen 

Volkswirtschaften und Gründungsmitglieder der EU kann von einer zunehmenden 

Einkommensdisparität gesprochen werden (Ausnahme: Belgien). Bemerkenswert ist, dass 

                                                 
1549 Änderungen in BG, HR und RU bezogen sich dort auf einen kürzeren Zeitraum als bei den restlichen Ländern 
(13 Jahre): BG (12 Jahre), HR (8 Jahre), RO (11 Jahre). 
1550 Geringe Veränderung entspricht einer Änderung des Ginikoeffizienten von bis zu 0,02 (bzw. 2 Skalenpunkte), 
merkliche Änderungen > 0,02 (bzw. 2 Skalenpunkte). 
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Länder mit ausgebautem Sozialstaat besonders hohe Zuwächse bei der Ungleichverteilung 

aufweisen (DE, DK, SE). Im Durchschnitt der EU28 hat sich die Einkommensverteilung kaum 

verändert (+0,3), in der Eurozone hat sie leicht zugenommen (+1,2).1551 

Mit Blick auf die absolute Höhe des Gini-Indexes (Einkommen) liegen folgende Länder auf 

den ersten bzw. letzten drei Plätzen1552: 

 Höchste absolute Einkommensdisparität (2018):  BG (40), LT (37), RO (35). 

 Niedrigste absolute Einkommensdisparität (2018):  SK (21), SI (23), CZ (24). 

Einkommensquintilverhältnis 80-20 

Ein weiterer Indikator im Rahmen der Einkommensverteilung ist das 

Einkommensquintilverhältnis (80-20). Es beschreibt mittels eines Faktors das Verhältnis des 

Gesamteinkommens der untersten 20 % (Quintil 0-20) und der obersten 20 % (Quintil 80-100). 

Die Einkommensungleichheit steigt somit proportional zum Faktor. In der EU liegt der Faktor 

in der Bandbreite von drei bis sieben, d. h. letzterenfalls sind die Einkommen der obersten 20 % 

sieben Mal so hoch wie die der untersten 20 %. 

In Abb. 15 bedeuten positive Werte zunehmende Ungleichverteilung, negative zunehmende 

Normalisierung. Die Veränderungen wurden vier Gruppen1553 zugewiesen: 

Merklicher Rückgang des Quintilverhältnisses: PL, PT 

Geringer Rückgang des Quintilverhältnisses: BE, CZ, EE, IE, GR, HR, CY, SI, SK, UK, RO 

Geringes Wachstum des Quintilverhältnisses: DK, F, ES, I, LT, LV, HU, MT, NL, AT, FI, SE 

Merkliches Wachstum des Quintilverhältnisses LU, BG, DE 

Die Ergebnisse in Abb. 15 ähneln der Entwicklung der Gini-Koeffizienten: Die größten 

Einkommensnormalisierungen sind in osteuropäischen Ländern sowie Portugal und Belgien zu 

finden, erhöhte Einkommensdisparitäten zeigen sich in den westlichen Mitgliedsstaaten sowie 

in Bulgarien. Sowohl im EU28- als auch im Eurozonendurchschnitt zeigt sich eine Tendenz zur 

Verschärfung.1554 

 

                                                 
1551 Skala 0-100. 
1552 Gerundet auf ganze Zahlen. 
1553 Geringer Veränderung (bis 1,0), merkliche Änderung (> 1,0). Dabei bedeutet eine Veränderung von 1,0, dass 
ein Quintilverhältnis von zunächst 4 sich auf 3 oder 5 verändert hat. Die obersten 20 % hätten dementsprechend 
statt des vierfachen Gesamteinkommens nur noch das Dreifache bzw. Fünffache. 
1554 Mangels Daten abweichende Zeiträume: EU28 (2010-2018: +0,18), Eurozone (2005-2018: +0,46). 
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Quelle: Eurostat (ilc_di11), Zeitreihenbrüche in BG, DK, F, ES, CY, AT, PL, RO, SE; BG ab 
2006, RU ab 2007. 

(2) Funktionale Einkommensverteilung 

Bei der funktionellen Einkommensverteilung werden die Arten der Einkommen getrennt, d. h. 

in Arbeitsentgelte einerseits sowie Unternehmer- sowie Vermögenseinkommen 

andererseits.1555 Da nur die Arbeitsentgelte statistisch erfasst sind, wird 

Vermögenseinkommen1556 sowie die Einkommen Selbstständiger als Restgröße aus 

Volkseinkommen minus Arbeitsentgelte errechnet.1557 Weitere Bestandteile, die zur Korrektur 

gesondert ausgewiesen werden sind die Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversicherung sowie 

unternehmensbezogene Steuern (abzgl. Gütersubventionen). Daraus ergibt sich ein historisch 

gewachsenes Verhältnis in den verschiedenen Mitgliedsstaaten. 

                                                 
1555 Brümmerhoff/Grömling, VGR, 10. Aufl. (2015) S. 316. 
1556 Einschließlich der Arbeitseinkommen Selbstständiger. 
1557 Brümmerhoff/Grömling, VGR, 10. Aufl. (2015) S. 316. 
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 Abb. 16 – Bestandteile der Einkommens-BIP-Komponenten 2019 

Abbildung 16 veranschaulicht die erheblich abweichende Steuerbelastung in den Ländern, den 

Anteil von (unselbstständigen) Einkommen sowie die Sozialbeiträge der Arbeitgeber.1558 Mit 

Blick auf die Steuerbelastung fallen Irland am unteren und Schweden am oberen Ende auf. 

Entsprechend unterschiedlich fallen der Anteile von Unternehmens- und 

Vermögenseinkommen am BIP aus (Irland ca. 65 %, Schweden rd. 32 %). Auch bei den 

Sozialabgaben zeigen sich Unterschiede in den Ländern: Besonders hohe Arbeitgeberanteile 

zeigen sich in Frankreich, Estland, Belgien und der Slowakei, besonders niedrige in Irland, 

Litauen, Malta, Rumänien. Dabei muss berücksichtigt werden, dass soziale Sicherungssysteme 

national sehr unterschiedlich ausfallen und nicht vergleichbar sind. 

Zur Nachzeichnung der Entwicklung der Einkommenskomponenten wird die 

Arbeitseinkommensquote1559 herangezogen. Sie wird definiert als: 

Arbeitseinkommensquote (AEQ) =
Arbeitnehmerentgelte

Arbeitnehmer
 
Volkseinkommen

Erwerbstätige
൘  

                                                 
1558 Darstellung von Eurostat (https://ec.europa.eu/eurostat/statistics-
explained/index.php/Annual_national_accounts_-_evolution_of_the_income_components_of_GDP, 
18.09.2020). 
1559 Vgl. Brümmerhoff/Grömling, VGR, 9. Aufl. (2011) S. 318. 
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 „Arbeitnehmer“ meint hier solche im Sinne der 

volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen, d.h. 

unter Einschluss von (nicht 

weisungsgebundenen) Unternehmensleitern 

(AG-Vorstände, SE-Leitungsorgane1560).  

Anders als die Lohnquote wird die 

Arbeitseinkommensquote nicht durch 

Änderungen bei der Anzahl der Arbeitsnehmer 

und Selbstständigen verzerrt.1561 

Der AEQ-Berechnung liegt die (verbreitete) 

Annahme zugrunde, dass Selbstständige 

dasselbe (Durchschnitts-)Arbeitseinkommen 

wie Arbeitnehmer erwirtschaften (Kravis-

Annahme).1562 

Die absoluten Werte für AEQ sind wenig 

informativ und können insbesondere nicht wie 

eine Lohnquote, d. h. als Anteil der Arbeitseinkommen am Volkseinkommen, gelesen werden. 

Relevant und ablesbar ist hierbei nur der Trend des Indikators und dessen komparatives Maß 

(Punkthöhe). 

Ein Anstieg der AEQ kann für die Arbeitnehmerseite als vorteilhaft1563, ein Rückgang als 

nachteilhaft angesehen werden. Die Entwicklung kann wie folgt gruppiert werden: 

Merklicher Anstieg (≥ +5 Punkte):  UK, EE, BG, CZ, LU 

Geringer Anstieg (bis +5 Punkte):  FI, I, NL, SK, GR, F, SE 

Marginale Veränderung:   SI   

Geringer Rückgang (bis -5 Punkte): DE, BE, CY, AT  

Merklicher Rückgang (≤ -5 Punkte): IE, DK, LT, LV, ES, PT, PL, RO 

Interessant ist, dass ost- wie auch west- und südeuropäische Länder völlig unterschiedliche 

Richtungen aufweisen: Sowohl große als auch kleine, entwickelte wie auch „aufholende“ 

                                                 
1560 Bei Wahl des (in der Praxis überwiegenden) monistischen Modells, vgl. Art. 43 ff. SE-VO. 
1561 v. Weizsäcker, in: Gabler, Wirtschaftslexikon, Stand 02/2018, Stichwort Arbeitseinkommensquote. 
1562 v. Weizsäcker, in: Gabler, Wirtschaftslexikon, Stand 02/2018, Stichwort Arbeitseinkommensquote. 
1563 Mehr Arbeitsentgelt pro Arbeitnehmer im Vergleich zum sonstigen Volkseinkommen pro Erwerbstätigen. 

Tabelle 7.8 – Arbeitseinkommensquoten 2018 

Slowenien 89 Dänemark 77 

Luxemburg 87 Niederlande 75 

Lettland 87 Rumänien 75 

Frankreich 85 Italien 73 

Tschechien 83 Spanien 73 

Schweden 83 Griechenland 73 

Belgien 82 Slowakei 72 

UK 80 Irland 71 

Portugal 80 Zypern 71 

Estland 78 Polen 68 

Deutschland 78 Litauen 68 

Finnland 78 Bulgarien 67 

Österreich 77   

 

Quelle: Eurostat (nasq_10_nf_tr, lfsa_eegais, 
lfsq_pganws), eigene Berechnungen, Skala 0-100. 
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Volkswirtschaften haben jeweils ihren eigenen AEQ-Trend, der offenbar stark national geprägt 

ist und keine besondere Gruppierung zulässt. 

Quelle: Eurostat (nasq_10_nf_tr, lfsa_eegais, lfsq_pganws), eigene Berechnungen. BG ab 2000, 
PL ab 2001; mangels Daten ohne HU, HR, MT. 

Summiert man alle Veränderungen der betrachteten Länder volumengewichtet nach dem 

durchschnittlichen BNE im Beobachtungszeitraum auf, hat sich die AEQ insgesamt kaum 

verändert (+0,64 Punkte).1564 Dahinter stehen – wie gezeigt – erhebliche Disparitäten in den 

Ländern. 

Kritik bei der Deutung der funktionellen Einkommensverteilung 

Die Veränderung der funktionellen Einkommensverteilung lässt keinen unmittelbaren Schluss 

auf das verfügbare Haushaltseinkommen zu, da neben dem Arbeitseinkommen weitere 

Einkommensarten und Transferzahlungen vorliegen können.1565 Grömling (2017)1566 weist 

                                                 
1564 Berechnung in Tab. 7.9. 
1565 Vgl. Brümmerhoff/Grömling, VGR, 9. Aufl. 2011), S. 319. 
1566 Grömling, IW Trends 1/2017, S. 92. 

-15,00 -10,00 -5,00 0,00 5,00 10,00 15,00 20,00 25,00 30,00

Slowenien

Finnland

Italien

Niederlande

Slowakei

Griechenland

Frankreich

Schweden

UK

Estland

Bulgarien

Tschechien

Luxemburg

Abb. 16 - Veränderungen der AEQ (absolute Werte, Skala 0-100) 1999-2018

DE 

Belgien 

Zypern 

Österreich 

Irland 

Dänemark 

Litauen 

Lettland 

Spanien 

Portugal 

Polen 

Rumänien 



 
 

- 309 - 

ferner darauf hin, dass die VGR-Konvention, für selbst genutztes Wohneigentum fiktive 

Mieteinnahmen zu konstruieren, die Rechnung verzerrt. Da diese fiktiven „Mieten“ in 

Deutschland rund ein Fünftel der Vermögenseinkommen ausmachten1567, würden 

Vermögenseinkommen überschätzt. 

(3) Einkommensmobilität 

Die ungleiche Verteilung von Einkommen ist unproblematisch, wenn hinter den Disparitäten 

nachvollziehbare Sachgründe stehen: Erhöhte Qualifikation und Arbeitseinsatz, Inkaufnahme 

größerer Risiken (Unternehmensgründung und -führung) oder Tätigkeit in einem 

volkswirtschaftlich wichtigen, d. h. stark nachgefragtem1568 Güter- oder 

Dienstleistungssegment. Einkommensdisparitäten sind akzeptabel, soweit jeder Einzelne die 

Möglichkeit hat, in höhere Einkommensschichten aufzusteigen (bzw. in niedrigere 

abzusteigen).1569 Die Durchlässigkeit wird mit dem Konzept der Einkommensmobilität 

beschrieben: 

„Mit Einkommensmobilität werden die Auf- und Abstiegsprozesse von Personen in der 
Einkommenshierarchie zwischen zwei Zeitpunkten bezeichnet.“ (Schäfer/Schmidt, 2009)1570 

Es erscheint problematisch, Einkommensmobilität anhand von Einkommensverteilungsstudien 

zu messen, da wichtige Faktoren der Einkommenshöhe auf eigenen Entscheidungen 

(Berufswahl, Arbeitseinsatz) beruhen. Grundsätzlich gilt hier volenti non fit iniuria. Bei der 

Berufswahl ist mittelbar lenkender staatlicher Einfluss mit Blick auf die Berufsfreiheit 

(Art. 12 Abs. 1 GG) aus guten Gründen beschränkt. Für die intergenerative Durchlässigkeit des 

Systems sind qualitative Gesichtspunkte relevant, etwa die Gewährleistung der allgemeinen 

Schulbildung und eine die Berufswahlfreiheit materiell absichernde Ausbildungsförderung. 

Während des Erwerbsalters sind Auf- bzw. Abstiege in Einkommensverteilungsstudien für sich 

betrachtet nicht geeignet, Rückschlüsse auf die Verteilungsgerechtigkeit zu ziehen: 

Schwankungen können konjunkturbedingt ausfallen (Krisen) oder auf persönliche Schicksale 

oder Lebensentscheidungen (Familiengründung) zurückzuführen sein. Verteilungsstudien sind 

                                                 
1567 Grömling, IW Trends 1/2017, S. 92. 
1568 Dahinter steht die Überlegung, dass die monetäre Wertschätzung von Arbeit auch von der Nachfrageseite aus 
beeinflusst wird: Wer eine Leistung oder Gut anbietet, dass für das mehr Menschen in einer Volkswirtschaft bereit 
sind Geld auszugeben, bedient eine volkswirtschaftlich größere Knappheit. Vgl. zur absoluten Höhe von 
Bruttolöhnen Brenke, DIW Wochenbericht 33/2009, S. 555 (für das Jahr 2008), woraus man ablesen kann, für 
welche Güter/Dienste die Nachfrager in besonderem Maße bereit sind, Geld aufzuwenden. 
1569 Ähnlich Schäfer/Schmidt, IW Trends, 02/2009, S. 1, die allerdings nur Mobilität als wünschenswert ansehen, 
nicht aber (womöglich gewollte) Kontinuität der Einkommensverhältnisse. 
1570 IW Trends, 02/2009, S. 1. 
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für die hinter Einkommensveränderungen liegenden Gründe i. d. R. blind. 

Einkommenskonstanz muss aber nicht Behinderung beim Aufstieg bedeuten, sondern kann 

auch ein Zeichen von Risikoaversion oder Zufriedenheit mit dem status quo sein. In diesem 

Zusammenhang wirft Stockhausen (2018) richtigerweise die Frage auf, weshalb „abhängige 

Beschäftigungsverhältnisse in Deutschland weniger dynamisch sind als in anderen 

Ländern“1571. Die dahinterstehenden Gründe müssten erforscht werden, bevor man ein Urteil 

darüber fällen kann, ob die Wirtschaftsordnung den einkommensmäßigen Aufstieg 

(karrierewilliger) Personen behindert. 

Gleichwohl sollen hier einige Einkommensmobilitätsstudien kurz vorgestellt werden: 

Die OECD untersuchte 2018 die Bestimmungsgründe für Einkommensveränderungen und kam 

zu dem Ergebnis, dass arbeitsmarktbezogene Änderungen („labour market events“, z. B. 

Kündigung) hierbei am bedeutsamsten sind, gefolgt von haushaltsbezogenen Veränderungen 

(z. B. Geburt eines Kindes, Scheidung). Ferner untersuchte die Studie den Einfluss der 

sozioökonomischen Abstammung und konstatiert insoweit einen Zusammenhang, der – je nach 

Land – etwas stärker oder schwächer ausfiel.1572 Diese Art von Mobilitätsstudie ist nur teilweise 

geeignet, die Ursachen von Einkommens(im)mobilität zu ergründen. Es wird kaum 

berücksichtigt, dass viele Determinanten der Einkommensmobilität auf Entscheidungen des 

Individuums beruhen. Die Studie betrachtet somit nicht die Durchlässigkeit des Systems 

(Chancengleichheit), sondern quantifiziert vielmehr Effekte bei gegebener 

Einkommensimmobilität.1573 

Schäfer/Schmidt untersuchten 2009 die Bewegungen von deutschen Haushaltseinkommen 

zwischen den Einkommensquintilen für die Jahre 2003-2007 aus Daten des sozioökonomischen 

Panels (SOEP).1574  

Interessant an ihren Ergebnissen ist, dass höhere Bildungsabschlüsse die Mobilität nach oben 

positiv beeinflussen. Auf- und Abstiegsmobilität sind zwar nicht gleichverteilt, weisen aber 

auch keine übermäßigen Differenzen auf (höchste negative Differenz -12 %P bei 

Arbeitslosigkeit). Die allgemeine Abstiegsquote von Migranten ist im Vergleich zu Inländern 

                                                 
1571 Stockhausen, IW-Kurzbericht 48/2018, S. 3. 
1572 OECD, A Broken Social Elevator?, 2018, Chapter 4; krit. Stockhausen, IW-Kurzbericht 48/2018, S. 2 
(Beschränkung der OECD-Studie, die nur Arbeitnehmer betrachtet, nicht sinnvoll).  
1573 OECD, A Broken Social Elevator?, 2018, S. 155 (“In the absence of mobility…”). 
1574 Einkommensmobilität in Deutschland, IW-Trends, 2/2009. 
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3 %P höher, Aufstiegschancen 4 %P geringer. Andere Merkmale hingegen hätten kaum einen 

Einfluss auf die Aufstiegschancen (Geschlecht, Alter).1575  

Die wesentlichen Ergebnisse sind in folgender Matrix zusammengefasst: 

Abb. 17 – Einkommensmobilität nach Schäfer/Schmidt (2009) 

Quelle: Schäfer/Schmidt, Einkommensmobilität in Deutschland, IW-Trends, 2/2009, S. 4. 

Daneben beleuchten die Autoren Auf- und Abstiegswahrscheinlichkeiten ausgewählter 

Bevölkerungsgruppen. Die Unterschiede hielten sich hierbei in Grenzen (vgl. im Anschluss 

unten Abb. 18, S. 312). 

Bei der Deskription weiterer Indikatoren für Auf- und Abstiege (Haushaltszusammensetzung, 

familiäre Umstände) wird auf die eingangs angeführte Einschränkung hingewiesen, dass 

nämlich Einkommensänderungen unproblematisch sind, solange sie dem Willen des 

Betroffenen entsprechen. Damit verbundene Einkommenseinbußen oder erhöhte 

Abstiegschancen sind die Kehrseite der Wunscherfüllung. 

 

 

 

                                                 
1575 Schmidt/Schäfer, Einkommensmobilität in Deutschland, IW-Trends, 2/2009, S. 13. 
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Abb. 18 - Aufstiegs- und Abstiegschancen verschiedener Gruppen nach Schäfer/Schmidt (2009) 

Quelle: Schäfer/Schmidt, Einkommensmobilität in Deutschland, IW-Trends, 2/2009, S. 7. 

(4) Exkurs: Lohnzuwächse der Leistungsgruppen in Deutschland (2007-2019) 

Der moderne Sozialstaat verteilt die ungleichen Primäreinkommen in nicht unerheblichem 

Maße durch Mittel der Steuer- und Sozialpolitik um.1576 Trotz dieser 

Umverteilungsmaßnahmen ist immer noch ein generelles Auseinanderlaufen von obersten und 

untersten Einkommen zu beobachten. Ohne die bisherigen Umverteilungskanäle fiele die rein 

marktmäßige Primärverteilung noch viel gravierender aus. Dieser Effekt marktmäßiger 

Entlohnung lässt sich an den realen Einkommenszuwächsen verschiedener Leistungsgruppen 

deutlich zeigen. 

Das Statistische Bundesamt1577 unterscheidet fünf Leistungsgruppen: 

Leistungsgruppe 1: „Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in leitender Stellung“; 
Leistungsgruppe 2: „Herausgehobene Fachkräfte“; 
Leistungsgruppe 3: „Fachkräfte“; 
Leistungsgruppe 4: „Angelernte Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer“; und 

Leistungsgruppe 5: „Ungelernte Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer“. 

                                                 
1576 Vgl. Kroh, Einfluss von Steuern, 2016, S. 7. 
1577 Destatis, Statistisches Jahrbuch 2017, S. 386. 
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Aufgrund der Datenverfügbarkeit umfasst die Betrachtung den Zeitraum 2007-2019 und 

bezieht sich auf durchschnittliche Bruttoverdienste von Vollzeitarbeitnehmern.1578 Die 

Zahlen1579 erlauben folgende Schlüsse: 

Höhere Leistungsgruppen wiesen in der Privatwirtschaft regelmäßig höhere relative 

Reallohnwachstumsraten auf (Ausnahmen: pharmazeutische Industrie, Automobilindustrie, 

Gastgewerbe, IKT). Ungeachtet der relativen Zuwächse sind auch die absoluten Zugewinne bei 

höheren Leistungsgruppen zumeist höher (z. B. Leistungsgruppen 1 & 2 in der 

Automobilindustrie [C29]).  

Der Wirtschaftszweig „öffentlicher Dienst“ sowie staatlich geprägte Branchen (Erziehung und 

Unterricht, Gesundheits- und Sozialwesen) zeichnen sich durch größere Homogenität bei den 

Zuwächsen der Leistungsgruppen aus.1580  

b) Vermögensverteilung 

(1) Datengrundlage  

Während Einkommen statistisch gut erfasst sind, ist über größere Vermögen traditionell wenig 

bekannt.1581 Erschwert wird die Erfassung dadurch, dass Vermögenswerte – anders als in einer 

Währung denominierte Einkommen – dynamisch bewertet werden müssen, damit ihr Ausmaß 

quantifiziert werden kann. Anders als Einkommen schwanken Vermögenswerte, ohne dass man 

es ihnen ansieht, in ihrer Werthaltigkeit stärker als Arbeitseinkommen, deren nominale 

Änderungen offensichtlich und reale Veränderungen (Kaufkraft) zumindest abschätzbar sind. 

In Ländern ohne Vermögenssteuer bzw. -abgaben bestehen erhebliche Datenlücken, sodass 

wissenschaftliche Aussagen nur beschränkt möglich sind und auf unsicheren 

Selbsteinschätzungen1582 im Rahmen von Befragungen zum Wert eigener 

Vermögensgegenstände beruhen.1583 Bei länderübergreifenden Betrachtungen müssen ferner 

                                                 
1578 Zu berücksichtigen ist, dass die Daten aufgrund des erheblichen Anteils von Teilzeit- und geringfügigen 
Beschäftigungen in Deutschland nur einen Teil des Arbeitsmarktes abbilden. 
1579 Vgl. die Daten in Anh. A - Tab. 8.1.  
1580 Ob die Wasserversorgung mit Blick auf die seit 1990 voranschreitende Privatisierung (vgl. Wissenschaftlicher 
Dienst des Bundestags, Ausarbeitung WD 5 – 3000 - 027/13, April 2013) überwiegend noch dem staatlichen 
Sektor zuzuordnen ist, bedarf einer genaueren Untersuchung. Die Lohnzuwächse entsprechen dem Muster der 
Privatwirtschaft (höhere Leistungsgruppen mit höheren Zuwächsen). 
1581 Vgl. Behringer/Theobald/van Treek, IMK Report 99, 10/2014, S. 14 („nicht zufriedenstellend”). 
1582 Vgl. EZB, HFCS 2016, S. 9. 
1583 Insb. Immobilien, deren Erwerb länger zurückliegt, vgl. Grabka/Halbmeier, DIW 40/2019, S. 737. 
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unterschiedliche institutionelle Rahmenbedingungen berücksichtigt werden, etwa hinsichtlich 

Renten- und Pensionsanwartschaften.1584 

Die Datenlage zur Vermögensverteilung ist fragmentiert1585: Es existieren Einzelstudien mit 

jeweils unterschiedlichen Schwerpunkten bei der Betrachtung.1586 Mangels längerer, 

konsistenter Zeitreihen können Entwicklungen und Trends nur unscharf ermittelt werden. Der 

Hauptgrund hierfür ist, dass offizielle Statistiken mangels Vermögenssteuern und -abgaben in 

mittlerweile1587 allen EU-Mitgliedsstaaten fehlen. Daher ist man hier auf Befragungen auf 

freiwilliger Basis angewiesen, die erfahrungsgemäß aufgrund geringerer Antwortbereitschaft 

besonders vermögender Haushalte zur Unterschätzung der Disparität führen dürfte.1588 Weitere 

Ungenauigkeiten entsteht durch lückenhafte Beantwortung der Umfragen.1589 

(2) EZB HFCS (2013, 2016) 

Die Eurosystem-Notenbanken befragten in zwei Wellen (2013 und 2016) Haushalte im 

Eurosystem zu Einkommen, Vermögen und Konsum (Houshold Finance and Consumption 

Survey, HFCS)1590. Die Studie definierte Nettovermögen als Differenz aus Vermögenswerten 

und Verbindlichkeiten (net wealth = assets - liabilities), wobei Renten- und 

Pensionsansprüche1591 nicht berücksichtigt wurden. 

Die erste Befragungswelle (EZB HFCS 2013) bezieht sich überwiegend auf das Jahr 2010 und 

umfasste ca. 62.000 Haushalte.1592 Ein erstes Ergebnis hierbei ist die relativ große Diskrepanz 

zwischen Durchschnitts- (231.000 €) und Medianvermögen (109.000 €)1593, die auf 

Vermögensungleichheit hindeutet. Eurosystem-weit besitzen die untersten 20 % praktisch kein 

Vermögen, die obersten 50 % ca. 93 %, die fünf obersten Perzentile 37 % aller Vermögen.1594 

                                                 
1584 Vgl. hierzu Frick/Grabka, DIW Wochenbericht 3/2010, S. 2 ff. 
1585 Hier werden vor allem europaweite Studien vorgestellt. Daneben wird auf zahlreiche länderspezifische Studien 
verweisen, vgl. etwa Westermeier, Analysis of wealth 2017; Grabka/Halbmeier, DIW Wochenbericht  40/2019; 
Kohli et al., Erbschaften und ihr Einfluss auf die Vermögensverteilung, 2006, S. 58. 
1586 Unterscheidung von Haushalte und Einzelpersonen, länderübergreifende Studien, nach Alterskohorten, 
Vermögensportfolio, Einfluss von Erbschaften usf. Zur mangelnden unmittelbaren internationalen 
Vergleichbarkeit von personen- und haushaltsbezogenen Befragungen vgl. EZB, HFCS 2016, S. 46. 
1587 Zuletzt schaffte Frankreich seine allgemeine Vermögenssteuer ab, vgl. FAZ v. 19.10.2017. 
Vermögensähnliche Steuern, wie etwa immobilienbezogene Steuern, verbessern die Datenlage nicht, weil sie 
gerade nicht die Offenlegung des gesamten Vermögens bewirken. 
1588 Grabka/Halbmeier, DIW 40/2019, S. 737; EZB, HFCS 2016, S. 8. 
1589 Solche Lücken werden dann häufig durch weitere Schätzungen geschlossen, vgl. EZB, HFCS 2013, S. 10 
(“multiple imputation technique“), was die Datenqualität weiter beeinträchtigt. 
1590 Household Finance and Consumption Survey. 
1591 EZB, HFCS 2013, S. 87. 
1592 EZB, HFCS 2013, S. 4. 
1593 EZB, HFCS 2013, S. 72. 
1594 EZB, HFCS 2013, S. 73. 
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Hieraus wird deutlich, dass eine schlechte Datenlage im obersten Dezil besonders 

problematisch ist. Hauptvermögenswert ist das selbst genutzte Wohneigentum1595 (Grundstück, 

Eigentumswohnung). Die erheblichste Verbindlichkeit ist die hierauf bezogene 

Kreditfinanzierung. Besteht das Vermögen vor allem in Form von Immobilien, steigt (fällt) sein 

Wert durch Preiseffekte.1596 International führt die Dominanz der Wohnimmobilie zu dem 

Befund, dass Länder mit hohem Mieteranteil geringere Vermögen aufweisen.1597  

Sieht man das Verhältnis von Durchschnitts- und Medianvermögen als Indikator für 

Vermögensungleichheit, so stechen hier Deutschland und Österreich als Spitzenreiter mit einem 

Verhältnis von rund 1:4 hervor (übrige Länder ca. 1:1,5). Wenig überraschend sind Personen 

zwischen 55-64 Jahren am vermögendsten1598: Sie haben den Großteil ihrer Lebenseinkommen 

erwirtschaftet und haben in der Regel auch schon geerbt. 

Bemerkenswert ist schließlich, dass das Medianeinkommen zwar einen gewissen 

Zusammenhang zum Medienvermögen bildet, dieser aber besonders schwach in stabilen 

Eurozonenländern (DE, FI, F, NL, AT) ausfällt.1599 Dies kann man als Hinweis darauf deuten, 

dass in diesen Ländern Vermögen in geringerem Maße durch eigenes Einkommen erlangt 

worden sind. 

  

                                                 
1595 EZB, HFCS 2013, S. 74. 
1596 EZB, HFCS 2013, S. 83. 
1597 Vgl. EZB, HFCS 2013, S. 82. Theoretisch wäre es denkbar, dass Mieter auf anderem Wege Vermögen 
aufbauen, tatsächlich geschieht dies aber in Mieterländern, wie etwa Deutschland, kaum. 
1598 EZB, HFCS 2013, S. 77. 
1599 EZB, HFCS 2013, S. 86. 
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Abb. 19 – Median- und Durchschnittsvermögen in der EU (EZB) 

Quelle: EZB HFCS 2013 (S. 76).  
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Zweite Befragungswelle 2016 

Neben einer Aufstockung der Anzahl befragter Haushalte (84.000) wurden auch fünf weitere 

Eurozonen-Länder einbezogen.1600 Die Daten beziehen sich überwiegend auf das Jahr 2014. 

Abb. 20 – Vermögensverteilung Eurozone (2016)         Abb. 21 – Veränderungen 2010-2014 

 

Quelle: EZB HFCS (2016), S. 41.   Quelle: EZB HFCS (2016), S. 43. 

Abb. 20 zeigt die Verteilungskurve hinsichtlich der teilnehmenden Eurozonenländer und ist 

typisch für Vermögensverteilungen: Sehr flacher Anstieg bis zum obersten Quintil, danach 

steiler Anstieg. 

Betrachtet man die Veränderungen von 2010 bis 2014 (Abb. 21), zeigt sich, dass zwar fast alle 

Haushaltsgruppen nominal Vermögen verloren haben, aber auch, dass die Tendenz zur 

Konzentration sich auch in Vermögensverlustperioden zu Lasten der geringen Vermögen 

auswirkt: In Krisen verlieren wohlhabendere Haushalte weniger. 

 

 

 

                                                 
1600 EZB, HFCS 2016, S. 7. 
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Abb. 22 – EZB HFCS 2016 (S. 44) Veränderungen nach Eurozonenländern seit der 1. Welle 

Disaggregiert man die Verluste nach 

Ländern, zeigt sich, dass Krisenländer 

besonders vom Vermögensverlust 

betroffen waren (GR, CY). Auffällig ist 

ferner hier, dass die unteren Quantile fast 

immer am stärksten verlieren. Nur in 

Luxemburg, Malta und Belgien holten sie 

gegenüber den obersten Vierteln auf. 

Schließlich ist zu beobachten, dass in 

stabilen Eurozonenländern (DE, AT, FI) 

das unterste Quantil verloren hat, die 

anderen Quantile hingegen nicht 

unerhebliche Zuwächse verzeichneten. Das kann man als Hinweis darauf deuten, dass auch in 

Ländern mit Wirtschaftswachstum Vermögenszuwächse sehr ungleich verteilt werden. 

Der Gini-Index (Vermögen) der beteiligten Länder wuchs insgesamt geringfügig von 68,0 auf 

68,5.1601 

Die Studie hat offengelegt, dass in Ländern mit ausgeprägten sozialstaatlichen Strukturen 

geringere Vermögen angehäuft werden.1602 Es wird vermutet, dass u. a. die Sicherungssysteme 

den Anreiz zur privaten Vermögensbildung hemmen.1603 

Zuletzt zeigt ein Vergleich von Eurozonenländern und den USA, dass die Vermögensverteilung 

in der Eurozone weniger Disparität aufweist, sowohl am oberen wie auch am unteren Ende.1604 

Die Daten zu Veränderungen in den teilnehmenden Eurozonenländern zeigen, dass es stark von 

nationalstaatlichen Bedingungen abhängt, wie Vermögenszuwächse und -verluste verteilt 

werden: Verluste können alle Vermögensschichten ähnlich treffen (Südeuropa), Zuwächse 

können einseitig verteilt werden (DE), wobei in zwei Ländern die ärmsten Haushalte 

überproportional profitierten (BE, LU). Der eher geringe Anstieg des Gini-Koeffizienten 

                                                 
1601 EZB, HFCS 2016, S. 45. 
1602 EZB, HFCS 2016, S. 48. 
1603 EZB, HFCS 2016, S. 48; Fessler/Schürz, Private wealth, ECB Working Paper, No. 1847/2015, S. 5, 26. 
1604 EZB, HFCS 2016, S. 49. 
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verdeckt den Blick auf erhebliche Umverteilungswirkungen innerhalb der Volkswirtschaften 

und hat damit geringen Informationswert.  

Implikationen für die Verteilungsgerechtigkeit 

Vermögensdisparitäten weisen im Vergleich zu ungleichen Einkommen eine größere Brisanz 

auf, weil der Vermögenserwerb zu erheblichen Teilen nicht auf (Arbeits-)Leistung beruht, 

sondern Erbschaften oder sonstigen privaten Transfers.1605 Die Überlegung, das Erbrecht würde 

den Trend zur Vermögenskonzentration durch Aufteilung auf Erbengemeinschaften eher 

mildern als verstärken, findet sich bei Kohli et al. (2006)1606: 

„Unsere Analysen zeigen somit, dass bei Verwendung eines relativen Ungleichheitskonzepts – 
wie es im überwiegenden Teil der Literatur zur Einkommens- und Vermögensverteilung und zu 
Armut und Reichtum Verwendung findet – die Vermögensungleichheit durch Erbschaften nicht 
zu-, sondern sogar eher etwas abnimmt.“ 

Diese Einschätzung kann allerdings kaum überzeugen, weil ein unpassender Referenzmaßstab 

gewählt wird. Ohne Erbrecht wäre es sicherlich nicht zur Anhäufung der derzeit höchsten 

Vermögen gekommen. Die Verwendung des relativen Ungleichheitskonzepts verstellt zudem 

den Blick darauf, dass prozentual geringe Zuwächse in reicheren Haushalten und prozentual 

hohe Veränderungen in ärmeren Haushalten völlig unterschiedlichen absoluten Höhen 

gegenüberstehen. Aufgrund der sehr starken Konzentration am oberen Ende der 

Vermögensverteilung überschatten bereits wenige Basispunkte an Zuwächsen solche von 

größeren Bevölkerungsschichten bis zu hin zur Mitte. Zu Recht wurde daher der Standpunkt 

von Kohli et al. (2006) kritisiert.1607  Fessler/Schürz (2015) kommen zum Ergebnis, dass 

Erbfälle zum Aufstieg um durchschnittlich 14 (Vermögens-)Perzentile führt.1608 Das entspricht 

einer einkommensmäßigen Erhöhung um 35 Einkommens-Perzentile (!)1609, die ein Nicht-

Erben-Haushalt gegenüber Erben-Haushalten aufweisen müsste, um die Lücke zu schließen. 

Der Einfluss von privaten Transfers und Erbschaften kann damit als hoch bezeichnet werden. 

                                                 
1605 Transfers definiert als Vermögensverschiebungen ohne unmittelbare, marktmäßige Gegenleistung. 
1606 Kohli et al., Erbschaften und ihr Einfluss auf die Vermögensverteilung, 2006, S. 58 ff. 
1607 Westermeier, Analysis of Wealth, 2017, S. (130 f.: “may hardly be interpreted as an accurate estimate for 
inherited wealth as a percent of net worth”). 
1608 Fessler/Schürz, Private wealth, ECB Working Paper, No. 1847/2015, S. 2. 
1609 Fessler/Schürz, Private wealth, ECB Working Paper, No. 1847/2015, S. 2, 5, 30. 
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4. Euro-Geldschöpfung 

a) Einleitung 

Die Euro-Geldpolitik verfolgte nie das Ziel einer Geldmengenpolitik1610 und entsprechend 

fehlen auch länderspezifische Beschränkungen in Bezug auf Geldschöpfung. Dabei hat sich die 

EZB selbst auf eine einheitliche Geldpolitik1611 festgelegt, d. h. Instrumente und Programme 

gelten für alle Länder gleichermaßen und im Ergebnis wird die durchschnittliche Inflationsrate 

aller Euro-Länder für maßgeblich gehalten. Dahinter verborgene nationalwirtschaftliche 

Divergenzen zeigen sich u. a. in Außenhandelsungleichgewichten1612 aufgrund national 

auseinanderlaufender Preisniveaus.  

Inwieweit Akteure in Ländern mit vergleichsweise höherer Geldschöpfung von einem 

länderübergreifenden Cantillon-Effekt1613 profitieren, kann hier nicht beantwortet und müsste 

näher untersucht werden. Die Existenz eines solchen Effekts auf zwischenstaatlicher Ebene 

innerhalb einer Währungsunion ist grundsätzlich plausibel, wenngleich schwer zu 

quantifizieren. 

b) Methodik 

Von den oben identifizierten, drei Euro-Geldarten1614 sind nur die Zentralbankreserven und das 

Geschäftsbankenbuchgeld geldschöpfungsrelevant. Das liegt daran, dass das Eurosystem keine 

Geldschöpfung durch Bargeldausgabe betreibt: Soweit Bargeld durch die NZBen (auf Initiative 

von Geschäftsbanken) in Umlauf gebracht werden, geschieht dies immer als Umschichtung von 

Zentralbankreserven zu Bargeld.1615 In der Summe verändert sich die nachfragewirksame 

Geldmenge hierdurch nicht. Daher hat Bargeldausgabe für die Verteilung von Geldschöpfung 

im Euroraum keine Bedeutung, zumal eine Zuordnung von Bargeld zu Eurostaaten aufgrund 

der Natur des Bargeldes von vornherein ausscheidet. Der Referenzzeitraum umfasst 16 Jahre 

(31.12.1999 bis zum 31.12.2016). 

                                                 
1610 Dazu hätte sie im Übrigen auch nicht die nötigen Kompetenzen, vgl. oben 2. Kapitel, III. 2. h) (2) v., S. 181 
ff. (Deckelung der Mindestreservequote). Das schließt zwar eine Beeinflussung durch Zinsen und 
Volumenbeschränkungen bei Refinanzierungsgeschäften nicht aus, zementiert aber einen erheblichen privaten 
Geldschöpfungsspielraum der Geschäftsbanken. 
1611 EZB, Die einheitliche Geldpolitik im Euro-Währungsgebiet, 04/2002. 
1612 Näher dazu unten, III. 5., S. 326 ff. 
1613 Vgl. oben, 2. Kap., III. 2. h) (2), v., S. 188 ff. 
1614 Zentralbankreserven, Bargeld, Geschäftsbankenbuchgeld, vgl. oben 2. Kap., III. 2. h) (2) i., S. 172. 
1615 Es kann dabei sein, dass es aufgrund abweichender Umlaufgeschwindigkeit der anderen Geldart zu 
Preisniveaueffekten kommt. Allerdings beschränkt sich der folgende Abschnitt bewusst mit der Geldschöpfung 
und nicht mit Inflation. 
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Die Menge des Geschäftsbankenbuchgeldes ergibt sich aus der konsolidierten Bilanz der 

MFI.1616 

Problematisch ist die genaue Erfassung der Zentralbankreserven und deren Verteilung auf die 

Eurozonenländer. Als Datengrundlage werden hier Jahresberichte aller Eurosystem-

Notenbanken seit dem jeweiligen Beitritt berücksichtigt.1617 Grundsätzlich liegt eine 

geldschöpfungsrelevante Maßnahme einer NZB vor, wenn Zentralbankreserven geschöpft und 

in Umlauf gebracht werden1618, ohne dass eine andere Geldart in gleichem Maße (ggf. bei einer 

anderen Eurosystem-NZB) verringert wird. Ob über den Kanal der Zentralbankreserven 

effektiv Geld geschöpft worden ist, kann man nicht am Passivposten „Verbindlichkeiten in 

Euro aus geldpolitischen Operationen gegenüber Kreditinstituten im Euro-Währungsgebiet“ 

ablesen, weil hinter dortigen Veränderungen auch grenzüberschreitende Überweisungen stehen 

können. Es kann ohne Weiteres sein, dass gleichzeitig der Aktivposten (Intra-EU-Forderungen 

gegenüber der EZB [TARGET2-Saldo]) gestiegen ist. Um die Eurogeldschöpfung komplett zu 

erfassen, müsste der Quantifikation eine genaue Analyse aller Gegenstände sowohl der Bilanz 

als auch der Gewinn- und Verlustrechnung1619 vorausgehen. Formal betrachtet liegt zum 

Beispiel auch in der Auszahlung von Bezügen für NZB-Angestellte oder bei Beschaffungen 

einer NZB eine geldschöpfungsrelevante Transaktion vor, weil Zentralbankreserven endgültig 

einem MFI gutgeschrieben werden. Eine umfassende Darstellung aller Kleinstkanäle für alle 

der mittlerweile 19 Euroländer ist hier nicht leistbar und deshalb wird die Betrachtung auf 

Geldschöpfungskanäle fokussiert, die quantitativ besonders von Bedeutung sind (1. und 2.) 

oder eindeutig geldschöpfenden bzw. -vernichtenden Charakter aufweisen (3. und 4.): 

1. Refinanzierungspolitik: Differenz der Bilanzposition „Forderungen in Euro gegenüber 

MFI aus geldpolitischen Operationen“ zum Vorjahr; 

2. Offenmarktgeschäfte: Veränderung der Bilanzposition „Wertpapiere in Euro von 

Ansässigen im Euro-Währungsgebiet“ zum Vorjahr; 

                                                 
1616 EZB, Statistical Data Warehouse (Reports, Money Credit Banking, MFI Balance Sheets, National Tables, 
Aggregated Balance Sheet Sector, 1.2 Liabilities [Spalte 2], vgl. 
http://sdw.ecb.europa.eu/reports.do?node=1000003158, 05.06.2020). 
1617 Ohne Frankreich 1999-2004. Entsprechende Datenanfragen an die Banque de France blieben unbeantwortet. 
1618 Dafür genügt die Erhöhung des Kontos eines MFI, nicht aber etwa die Bildung von Rücklagen durch eine NZB 
(vgl. Bundesbank, Geschäftsbericht 2016, S. 84). 
1619 Von einer NZB gezahlte Zinsen erhöhen die Geldmenge, Zinserträge durch die NZB verringern die 
Geldmenge, wobei man zwischen echten Zinserträgen aus der Wirtschaft und (nur fingierten) „Zinserträgen“ aus 
Intra-EU-Verbindlichkeiten unterscheiden muss. Letztere stellen nach hier vertretener Ansicht keine 
Geldschöpfung dar, weil „Forderungen“ zwischen Eurosystem-Mitgliedern erstens schon keine Forderungen 
darstellen und im Übrigen mangels Bezug zur realen und Finanzwirtschaft auch nicht preisstabilitätsrelevant sind. 
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3. Änderung1620 des Mindestreservesatzes: Freiwerden/Bindung von Zentralbankreserven 

i. H. d. Änderung (in %) bzgl.  der nationalen Geschäftsbankenbuchgeldmenge im 

Referenzjahr (2012)1621; und 

4. Änderungen von Forderungen einer NZB gegenüber öffentlichen Haushalten. 

Die Zuordnung der Refinanzierungspolitik auf einzelne Länder ist unproblematisch, weil die 

Notenbanken des Eurosystems nur Geschäfte mit im Inland ansässigen MFI betreiben. Auch 

die Verringerung des Mindestreservesatzes im Jahr 2012 von 2 % auf 1 % lässt sich einzelnen 

Eurozonenländern zurechnen, da die Geschäftsbankenbuchgeldmengen den jeweiligen Ländern 

zugeordnet werden können. Die Verringerung führt unmittelbar zum Freiwerden von 

Zentralbankreserven bei diesen Banken in Höhe von 1 % der jeweiligen 

Geschäftsbankenbuchgeldmenge.  

Bei den Wertpapierankaufsprogrammen ist die Gebietszugehörigkeit der Verkäufer 

grundsätzlich nicht festgelegt. Die Bundesbank teilte auf Nachfrage mit, dass Wertpapiere von 

„zugelassenen Geschäftspartnern“ erworben werden, d. h. von inländischen Banken. Es gibt 

ferner Hinweise darauf, dass NZBen auch von Haltern in anderen Eurozonenländern 

Wertpapiere kaufen.1622 Das Ausmaß und die Verteilung nach Ländern ist allerdings nicht 

transparent. Es muss daher mit der vereinfachenden Annahme gearbeitet werden, dass 

Wertpapierankaufsprogramme ganz überwiegend zu Geldschöpfung in den Ländern der jeweils 

ankaufenden NZB führen. 

Der Ankauf von Wertpapieren mit geldpolitischem Hintergrund ist auf der Aktivseite der 

jeweiligen NZB-Bilanz ausgewiesen.1623 Berücksichtigt werden nur Wertpapierzuwächse ab 

dem 01.01.2000, auch wenn sie noch nicht im Rahmen eines EZB-Ankaufsprogramms1624 

stattgefunden haben, da alle transaktionsbedingten Zugänge (jedenfalls ab dem 31.12.1999) 

mittels Euro-Zentralbankreserven erworben wurden und damit geldschöpfungsrelevant waren.  

                                                 
1620 Eine Erhöhung des Satzes hätte eine die Geldmenge verringernde Wirkung. 
1621 Art. 1, 2 EZB/2011/26. 
1622 Bundesbank, Monatsbericht 12/2018, S. 52 (bzgl. PSPP). 
1623 Auch wenn in einigen NZB-Bilanzen zwischen Wertpapieren mit geldpolitischer Ankaufsmotivation und 
sonstigen Wertpapierbeständen unterschieden wird (z. B. Bundesbank, Geschäftsbericht 2010, S. 162, Ziff. 7.1 
und 7.2), wird hier stets der Gesamtbestand gezählt, da die Untergliederung nicht in allen Eurosystem-NZB-
Bilanzen üblich ist (vgl. Banco de España, Annual Report 2004, Annual Accounts, S. 4) und auch der Kauf 
sonstiger Finanzaktiva geldschöpfungsrelevant ist.  
1624 Erstes EZB-Ankaufsprogramm war das CBPP (02.07.2009), EZB/2009/16. 



 
 

- 323 - 

In einigen NZB-Bilanzen werden 

Forderungen gegenüber der 

Zentralregierung bzw. öffentlichen 

Haushalten ausgewiesen.1626 Teilweise 

handelt es sich dabei um 

vernachlässigbare Posten.1627 In 

manchen Ländern1628 jedoch sind 

solche Bilanzpositionen erheblich und 

wirken sich (überwiegend) 

geldmengenreduzierend aus, soweit vor 

1999 begründete, erhebliche und 

direkte monetäre Staatsfinanzierung ab 

1999 kontinuierlich zurückgeführt 

wurde.1629  

Unberücksichtigt sind hier Ankäufe 

durch die EZB selbst, da die Verkäufer mangels EZB-Auskunft nicht zugeordnet werden 

können.1630 

c) Verteilung der Geldschöpfung im Euroraum 

Als erstes Ergebnis kann die mengenmäßige Dominanz des Geschäftsbankenbuchgeldes auch 

in Geldschöpfungsfragen festgestellt werden. Der Anteil der (unmittelbar) staatlichen 

Geldschöpfung durch NZBen, die seit der Einführung des Euro zur Eurozone gehörten, betrug 

im volumengewichteten Durchschnitt 23 % (umgekehrt Geschäftsbanken: 77 %).  

Der hohe Anteil von privat emittiertem Geschäftsbankenbuchgeld in der Zusammensetzung 

von M1 (rd. 86 % [01/2019])1631 ist schon länger bekannt. Der Zusammenhang kann hier – 

                                                 
1625 Zeile „Gesamt“: Nach Anteil an der Gesamtgeldschöpfung gewichteter Durchschnitt der betrachteten Länder. 
1626 Bereits am entsprechenden Aktivposten fehlt es in Belgien, Estland, Finnland, Litauen, Luxemburg, Lettland, 
Malta, den Niederlanden, Slowenien und der Slowakei. 
1627 Vgl. Deutschland (Bundesbank, Geschäftsbericht 2000, S. 180); Österreich (OeNB, Geschäftsbericht 2000, 
137); ferner Irland und Portugal (geringfügig). 
1628 Zypern, Spanien, Frankreich, Griechenland und Italien. 
1629 Es handelt sich dabei in der Regle nicht um eine Reduktion der Staatsschulden insgesamt, sondern nur um eine 
Rückführung der Gläubigerposition der NZB (Substitution durch andere Gläubiger oder NZB-
Wertpapierankäufe). 
1630 Antwort der EZB v. 5.10.2020. 
1631 Januar 2019, vgl. EZB, Pressemitteilung v. 27.02.2019, Anh. B. Tab. 1 (Anteil täglich fälliger Einlagen an 
M1). Hierbei fehlt allerdings der Anteil der Zentralbankreserven, die nicht in M1 enthalten sind, aber zur staatlich 
kontrollierten Euro-Geldmenge zu zählen sind. 

Tabelle 9.1 - Anteil der Geschäftsbanken an der 
Geldschöpfung 1999-2016 

 
Geldschöpfung 
gesamt (Mio. €) 

Anteil der 
Geschäftsbanken (%)1625 

DE 1.705.721 77 

AT 270.406 78 

BE 333.776 78 

ES 1.582.977 76 

FI 169.838 76 

IE 236.167 69 

IT 2.102.193 77 

LU 125.658 96 

NL 754.408 86 

PT 174.338 60 

Gesamt 7.455.482 77 

Quelle: Jahresberichte der Eurosystem-NZBen; EZB, 
Statistical Data Warehouse (https://sdw.ecb.europa.eu/ 
reports.do?node=1000003158, 07.10.2020), vgl. Anh. B.; 
nur Langzeit-Eurozonenländer (ohne F wegen 
Datenlücken). 
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wenig überraschend – auch auf den Geldschöpfungsprozess ausgedehnt werden. Das gilt selbst 

dann, wenn Zentralbankreserven-Schaffung hier unterschätzt wird, weil bestimmte 

Geldschöpfungskanäle ausgespart wurden. 

Ferner ist seit der Finanzkrise 2007/08 zu beobachten, dass die Refinanzierungspolitik als 

Geldschöpfungskanal zunehmend durch die Ankaufsprogramme substituiert worden sind.1632  

Die linke Spalte von Tabelle 9.2 beinhaltet die 

Quotienten aus BIP (real) und Geldschöpfung 

(GS), jeweils in Mio. €, und quantifiziert damit 

die Relation zwischen Realwachstum und 

Geldschöpfung. Der Wert von -14,3 bei 

Griechenland bedeutet, dass die Geldschöpfung 

14-mal so hoch war, wie das reale BIP im 

Zeitraum gesunken ist. Der Wert von Zypern 

beruht darauf, dass sowohl das reale BIP als auch 

die Geldschöpfung gesunken sind, letztere um 

das knapp Achtzigfache (Kapitalflucht). Man 

sieht am HVPI-Durchschnitt (EA10), dass die 

EZB ihr Inflationsziel von knapp unter 2 % HVPI 

erreicht hat. 

Zwischen Geldmengenerhöhung allein und den 

jeweiligen HVPI-Wachstumsraten besteht kein 

erkennbarer Zusammenhang (Tabelle 9.2). Die 

vorliegende Darstellung ist nicht geeignet, die 

Quantitätstheorie zu testen, weil erstens nicht 

bekannt ist, in welche Länder das neue Eurogeld 

nach dem Geldschöpfungsakt geflossen ist und zur Finanzierung welcher Güter, 

Dienstleistungen oder Vermögenswerte sie diente. Zweitens fehlt die Umlaufgeschwindigkeit 

in der hiesigen Darstellung komplett. Unterstellt man die generelle Gültigkeit der 

Quantitätstheorie, so könnte man mit Blick auf die Daten vermuten, dass erhebliche Teile der 

Geldschöpfung im Finanz- und Unternehmenssektor verblieben sind und nur wenig an 

                                                 
1632 Anh. B. Registerkarte „Geldschöpfung“. 

Tabelle 9.2 Geldschöpfung zu BIP (real) und zu 
HVPI (Durchschnitt) 2000-2016 

 GS/BIP(real) HVPI (ø) 

Griechenland -14,3 1,52 

Slowakei 1,16 1,89 

Deutschland 1,88 1,97 

Österreich 1,89 0,85 

Irland 1,95 1,76 

Malta 2,68 2,21 

Estland 3,29 1,41 

Belgien 3,42 1,77 

Finnland 3,78 2,07 

Slowenien 4,01 1,86 

EA10 (ohne F) 5,23 1,91 

Niederlande 5,31 2,32 

Spanien 5,72 1,68 

Luxemburg 6,29 1,89 

Frankreich 9,13 2,06 

Portugal 11,78 1,62 

Italien 29,00 1,30 

Zypern 79,76 1,78 

Quelle: Jahresberichte der Eurosystem-NZBen 
(beginnend mit jeweiligem Beitrittsjahr), Eurostat 
(nama_10_gdp,  prc_hicp_aind), eigene 
Berechnungen; Frankreich ab 2005; EA10 = EA-
Gründerländer ohne F. 
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Verbraucher weitergereicht wurden bzw. diese die Geldschöpfung ebenfalls in Nicht-

HVPI-Güter (Immobilien, Finanzaktiva) gelenkt haben. 

Abb. 23 – Geldschöpfung in Relation1633 zu BIP-Wachstum (real) Eurozone (1999-2016) 

 

Setzt man die Geldschöpfung im jeweiligen Land zum realen BIP-Wachstum, zeigen sich 

folgende Zusammenhänge: Insbesondere in Ländern mit erhöhter Finanzinstabilität (GR, I, PT) 

und hohen Staatsschuldenquoten (F)1634 existieren hohe Faktoren von Geldschöpfung zu BIP 

(real). Umgekehrt weisen stabilere Länder tendenziell geringere Faktoren auf (DE, AT, FI). Der 

Zusammenhang dürfte allerdings noch komplexer sein, da auch Ausnahmen bestehen.1635 Für 

die 17 Eurozonenländer (ohne LV, LT) ergibt sich, dass ca. 5 € Geldschöpfung im 

Zusammenhang zu 1 € realem BIP-Wachstum standen. Als Gruppen erscheinen naheliegend: 

                                                 
1633 Es gilt: Faktor = Geldschöpfung (in Mio. €) / BIP-Wachstum (real) (in Mio. €). Wachstumszahlen des BIP 
(real) stammen aus Anh. zu Abb. 1, 2, 3, Tab. 1.2. 
1634 Vermutlich sind die relativ hohen Staatsschulden für Frankreich aufgrund seiner Größe besser verkraftbar als 
in südeuropäischen Ländern (GR, CY, ES). 
1635 Spanien lag mit einem Faktor 5,7 überraschend niedrig, die Niederlande mit 5,3 relativ hoch. 

        Faktor (vgl. Fn. 16331634) 
1-5  
5-10 
>10 
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 Faktor 0 bis 5:  Stabil (DE, AT, BE, EE, FI, IE, MT, SI, SK) 

 Faktor 5 bis 10:  Gefährdet (ES, F, LU, NL) 

 Faktor über 10:  Stark gefährdet/Krise1636 (GR, I, PT) 

Es ist zu vermuten, dass Geldschöpfung in bestimmten Euro-Ländern zu Konsum und 

Zahlungsströmen in andere Eurozonenländer geführt hat. Die Geldmenge dürfte sich rasch auf 

verschiedene Euro-Mitgliedsstaaten verteilt haben. Die Geldschöpfung in Deutschland konnte 

nur deshalb vergleichsweise gering ausfallen, weil andere NZBen als die Bundesbank zum 

Geldmengenwachstum in der Eurozone beigetragen haben. Daher müssen die hier gezeigten 

Zahlen vorsichtig interpretiert werden. Sie dienen der Überprüfung der These, Geldschöpfung 

sei für eine wachsende Wirtschaft unabdingbar, wobei auch keine quantitativen Grenzen bzw. 

keine Orientierung an Fundamentaldaten angezeigt ist. Insgesamt ist der volkswirtschaftliche 

Anlass für Geldschöpfung wenig beleuchtet oder Geldschöpfung wird als interventionistisches 

Instrument für Wirtschaftspolitik angesehen.1637 Wenig einleuchtend ist es vor dem 

Hintergrund dieser Zahlen zu behaupten, die jeweilige Volkswirtschaft hätte die 

Geldmengenerhöhung tatsächlich nötig gehabt (vgl. etwa Italien). Man kann die Spreizung von 

Geldschöpfung und Realwachstum auch als Unschärfe in der Transmission interpretieren: Die 

von der EZB gewählten Geldschöpfungskanäle waren, je nach Land, besonders ineffizient, um 

Bruttowertschöpfung bzw. HVPI-Wachstum anzuregen.  

5. Außenhandel 

a) Allgemeines und Datengrundlage 

Der Außenhandel wird durch die Zahlungsbilanzstatistik dargestellt. Sie beruht auf Regeln des 

IWF (BPM6)1638 – zuletzt aktualisiert 2009 – und wird durch das ESVG 2010 auf EU-Ebene 

umgesetzt. 

Bereits der Begriff der Zahlungsbilanz ist unglücklich gewählt, weil es sich um keine 

Bestandsrechnung, sondern um eine zeitlich inkonsistente Stromrechnung1639 handelt. Zur 

Datengrundlage der Zahlungsbilanzstatistik in Deutschland zählen Meldungen von am 

Außenhandel beteiligten Inländern (vgl. § 11 AWG, §§ 67 ff. AWV), die Außenhandelsstatistik 

                                                 
1636 Im Sinne einer Volkswirtschaft, die auf besondere Rettungsmaßnahmen (ESM, bilaterale Hilfen o. ä.) 
angewiesen ist und inländische Strukturen nicht mehr nur aus eigener Kraft (Staatsschuld) tragen kann. 
1637 Geldschöpfung als Instrument zur wirtschaftlichen Belebung. Vgl. etwa Hellwig, Perspektiven der 
Wirtschaftspolitik, 2018, 345 (352) (beläufig). 
1638 IWF, Balance of Payments Manual, 6th Edition, 2009; vgl. Bundesbank, Zahlungsbilanzstatistik 06/2016, S. 
104; Brümmerhoff/Grömling, VGR, 10. Aufl. (2015) S. 224. 
1639 Brümmerhoff/Grömling, VGR, 9. Aufl. (2011) S. 192 (Leistung und Zahlung nicht stets in gleicher Periode); 
Bundesbank, Zahlungsbilanzstatistik 06/2016, S. 103. 
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des Statistischen Bundesamtes, Haushaltsbefragungen zum Reiseverkehr, interne Daten der 

Bundesbank sowie weitere nationale und internationale Statistiken.1640 Aufgrund von 

Erfassungsproblemen bei den grenzüberschreitenden Transaktionen und Informationslücken 

wird zum formalen Ausgleich ein Restposten ausgewiesen.1641 Auf Ebene der Welt entsprach 

diese statistische Differenz 2005 ca. 100 Mrd. USD.1642 

Für die Erfassung und Interpretation des Außenhandels wird daneben ein 

Auslandsvermögensstatus erstellt. Er ist eine Bestandsrechnung (Bilanz im eigentlichen Sinne), 

beruht aber trotz Überschneidungen nicht auf derselben Datengrundlage wie die 

Zahlungsbilanzstatistik.1643 

Beide Datengrundlagen sind lückenhaft, wobei auch das Ausmaß der Lücke selbst schwer 

einzuschätzen ist.1644 Hierzu gehört die Überlegung, der aus der Zahlungsbilanzstatistik 

abgeleitete Auslandsvermögensstatus liefere ein unscharfes Bild, weil zahlreiche Transaktionen 

und Vermögenspositionen nicht hinreichend erfasst werden (dark matter-These).1645 

Aufbau der Zahlungsbilanz 

Die Zahlungsbilanz und wird in Sub-„Bilanzen“1646 untergliedert: Handelsbilanz, 

Kapitalbilanz, Vermögensübertragungen sowie die Bilanz der Notenbank.1647 

  

                                                 
1640 Bundesbank, Zahlungsbilanzstatistik 06/2016, S. 103. 
1641 Pilbeam/Beckmann, Internationale Wirtschaft, 2017, S. 43. 
1642 Breuss, Monetäre Außenwirtschaft, 2006, S. 44 f. 
1643 Bundesbank, Zahlungsbilanzstatistik 06/2016, S. 104 (Bestandsmeldungen von Unternehmen, öffentlichen 
Haushalten und MFI; Angaben von Depotbanken zur Statistik über Wertpapierinvestments, Bestandsangaben 
deutscher und ausländischer Direktinvestitionsunternehmen). 
1644 Bundesbank, Zahlungsbilanzstatistik 06/2016, S. 104 (betr. Auslandsvermögensstatus); Ahrns, Grundzüge der 
VGR, 2. Aufl. (1997), S. 106. 
1645 Referiert bei Dovern/Meier/Scheide, Leistungsbilanzdefizit der Vereinigten Staaten, IfW Paper 432/433 
(2006), S. 5 f. 
1646 Auch hierbei handelt es sich nicht um Bilanzen im eigentliche Sinne. 
1647 Vgl. Ahrns, Grundzüge der VGR, 2. Aufl. (1997), S. 90; SVR, Jahresgutachten 2014/15, Kasten 19. Letztere 
wird häufig in die Kapitalbilanz integriert, vgl. Bundesbank, Monatsbericht 03/2012, S. 27, 29. 
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Darstellung angelehnt an: Brümmerhoff/Grömling, VGR, 10. Aufl. (2015), S. 193: 

Leistungsbilanz 

1. Ausfuhr von Waren 6. Einfuhr von Waren 

2. Ausfuhr von Dienstleistungen 7. Einfuhr von Dienstleistungen 

3. Erwerbs- und Vermögenseinkommen (Einnahmen) 8. Erwerbs- und Vermögenseinkommen (Ausgaben) 

4. Übertragungen (Leistungen aus dem Ausland) 9. Übertragungen (Leistungen an das Ausland) 
 

Kapitalbilanz 

5. Veränderungen der Verbindlichkeiten 10. Veränderung der Forderungen 

 

Ein- und Ausfuhr von Waren und Dienstleistungen verstehen sich von selbst. Erwerbs- und 

Vermögenseinkommen erfassen etwa (Kapital-)Erträge aus Direktinvestitionen, d. h. Lohn- 

und Gehaltszahlungen an inländische Grenzgänger, Zinszahlung auf Kredite mit ausländischem 

Schuldner, Dividendenzahlung einer im Ausland ansässigen Gesellschaft.1648 Die 

Übertragungen (Ziff. 4. und 9.) betreffen einmalige Vermögensverschiebungen ohne 

Gegenleistung.1649 Quantitativ sind letztere (aus deutscher Sicht) unbedeutend.1650  

b) Entwicklung in den Mitgliedsstaaten 

Die wesentlichen europäischen Effekte für den Außenhandel beruhen auf der Zollunion, den 

Binnenmarktregeln und – soweit anwendbar – der Währungsunion. Damit hat die EU-Politik 

einen nicht unerheblichen Einfluss auf die Balance zwischen Außenhandelsüberschüssen und -

defiziten.  

Ordnet man die EU-Mitgliedsstaaten nach Leistungsbilanzsalden1651 im Zeitraum 1999-2018, 

ergibt sich folgendes Bild: 

Dauerhafte Leistungsbilanzdefizitländer:    GR, CY, RO, UK 
Defizitländer mit Trend zum ausgeglichenen/Überschussland: ES, EE, CZ, BG, HR, LV, LT,  

HU, MT, PL, PT, SI, SK 
Ausgeglichene Länder:      BE, IE1652, F, I 
Überschussländer:      DK, DE, LU, NL, AT, SE 
Überschussländer mit Trend zum Defizitland:   FI 

                                                 
1648 Vgl. Brümmerhoff/Grömling, VGR, 10. Aufl. (2015) S. 230. 
1649 Brümmerhoff/Grömling, VGR, 10. Aufl. (2015) S. 231 („Schuldenerlasse, Erbschaften, Schenkungen“). 
1650 Bundesbank, Geschäftsbericht 2013, S. 46; ähnlich SVR, Jahresgutachten 2014/15, Kasten 19. 
1651 Anh. C, Daten zu Abb. 23, Tab. 10.1. 
1652 Nennenswerte Defizite nur während der Finanzkrise, seit 2010 Normalisierung im Außenhandel. 
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Abb. 24 – Mitgliedsstaaten und Leistungsbilanzsalden 1999-2018 

Quelle: Eurostat (tipsbp20), eigene Berechnungen und Darstellung; als ausgeglichen wurden 
Leistungsbilanzen eingeordnet, wenn die Mehrheit der absoluten Jahreswerte 1999-2018 (in % 
des jeweiligen BIP) unter 3 Prozentpunkten lag, vgl. hierzu Anh. C, Tab. 10.1.  

Die Daten zeigen im Zeitraum 1999-2018, dass der überwiegende Teil der Mitgliedsstaaten 

bereits seit längerem Leistungsbilanzüberschüsse erwirtschaftet oder sich in diese Richtung 

entwickelt. Mit Blick auf die volkswirtschaftliche Größe ist bei den Defizitländern neben 

einigen kleineren Volkswirtschaften (GR, CY, RO) das Vereinigte Königreich zu nennen. Nur 

Finnland wies einen Trend zu Leistungsbilanzdefiziten (seit 2011) auf. Insgesamt scheint die 

EU-Mitgliedschaft Außenhandelsüberschüsse zu begünstigen. Dies könnte auf der 

disziplinierenden Wirkung von Fiskal- und Stabilitätsregeln sowie der räumlichen und 

politischen Nähe zur auf Preisstabilität ausgerichteten Währungsunion zurückzuführen sein. 

Effekte eines EU-Beitritts auf den Außenhandel zeigten folgende Länder: 

 BG: Im Zuge des EU-Beitritts erhebliche Defizite, einige Jahre danach hingegen Normalisierung; 

 CZ: Auch nach EU-Beitritt weitere Defizitjahre, erst ab 2014 späte und geringere Überschüsse; 

 EE: Vor EU-Beitritt Defizitland, danach ausgeglichen; und 

 HR: Im Jahr nach dem EU-Beitritt zum Überschussland gewandelt. 

Aktive Leistungsbilanz 
Ausgeglichene Leistungsbilanz 
Passive Leistungsbilanz 

↑ 
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Markante Entwicklungen im Zusammenhang mit dem EWU-Beitritt zeigten sich in: 

 DE: Ab 2003 auffällig hohe und dauerhafte Überschüsse; 

 EE: Das ursprüngliche Defizitland wurde zwei Jahre vor EWU-Beitritt1653 zum Überschussland; 

 MT/SI/SK innerhalb von 2-4 Jahren nach EWU-Beitritt vom Defizit- zum Überschussland. 

c) Mythen im Zusammenhang mit Zahlungsbilanzstatistiken 

Ausgangslage 

Obwohl im Grundsatz kaum bestritten wird, dass der freie Handel zwischen den Nationen 

friedensstiftend und wohlstandsfördernd ist, werden zunehmend politische Forderungen laut, 

Außenhandelsungleichgewichte zu vermeiden bzw. abzubauen.1654 Die dauerhaften 

Leistungsbilanzüberschüsse Deutschlands nahm die Kommission 2014 zum Anlass, eine 

makroökonomische Prüfung durchzuführen und bestimmte wirtschaftspolitische 

Empfehlungen auszusprechen. Ernüchterndes Teilergebnis dieser Untersuchung war, dass die 

größte Komponente des deutschen Überschusses durch makroökonomische Analyse unter 

Einbeziehung der Fundamentaldaten nicht erklärt werden konnte.1655  

Der IWF (2019) ist der Ansicht, dass rund 40 % der globalen Leistungsbilanzsalden 

„übermäßig“ (teils auch: „nicht tragfähig“) seien, d. h. auf unzweckmäßigen 

Rahmenbedingungen (policy settings) beruhen.1656 Bei solchen Bewertungen ist Vorsicht 

geboten, da es keine allgemein akzeptierte Grenze gibt, ab der volkswirtschaftlich von einem 

schädlichen Ausmaß von Leistungsbilanzüberschüssen bzw. -defiziten ausgegangen werden 

kann.1657 

Die der Zahlungsbilanz zugrunde liegenden wirtschaftlichen Transaktionen beruhen ganz 

überwiegend1658 auf den freien Entscheidungen der Wirtschaftsakteure auf dem Welt- und EU-

                                                 
1653 Dies könnte an den Konvergenzregeln liegen, denen Volkswirtschaften im Vorfeld des EWU-Beitritts 
unterliegen, vgl. Art. 140 AEUV und Prot. Nr. 13 zum AEUV. 
1654 Brümmerhoff/Grömling, VGR, 9. Aufl. (2011) S. 218 („als wirtschaftspolitisches Problem thematisiert“) und 
vorsichtiger in der 10. Aufl. (2015), S. 241 („Darstellungen von Teilbilanzen“ sind „allenfalls erste Anhaltspunkte 
für ein Analyse“); Dieter, Deutschlands zweischneidige Außenwirtschaftspolitik, SWP-Studie 13, 2018, S. 6 
(Deutschland „fördert“ mit seinen Leistungsbilanzüberschüssen „protektionistische Reflexe“); bereits früher 
wurde Druck auf Exportüberschussländer ausgeübt, vgl. Herr/Spahn, Staatsverschuldung, 1989, S. 90 
(Bundesrepublik 1978 im Zuge der damaligen Dollar-Schwäche); zum Handelsstreit (Zölle) China/USA, FAZ v. 
14.01.2020; Kritik an Deutschland, Economist v. 08.07.2017 („The German problem“); 
1655 Kommission, Makroökonomische Ungleichgewichte - Deutschland 2014, S. 122 f. (Ziff. 4).  
1656 IWF, Global Imbalances, G20 Background Note v. 05.06.2019, S. 9. 
1657 SVR, Jahresgutachten 2014/15, Ziff. 405; Brümmerhoff/Grömling, VGR, 9. Aufl. (2011) S. 208. 
1658 Ausgenommen sind staatlich initiierte und finanzierte, grenzüberschreitende Transaktionen, etwa von 
Notenbanken oder Regierungen. 
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Binnenmarkt.1659 Richtig ist daher die Beschreibung, dass Leistungsbilanzsalden nicht primär 

durch Staatstätigkeit hervorgerufen werden und dementsprechend mit makropolitischen 

Maßnahmen (derzeit) nicht sinnvoll gesteuert werden könnten.1660 Gleichwohl sind die 

politischen und wirtschaftlichen Rahmenbedingungen keineswegs bedeutungs- oder 

wirkungslos. Die Politik kann über verschiedene Kanäle (Geldpolitik, Steuerpolitik, 

Außenwirtschaftspolitik) Einfluss auf den Außenhandel nehmen.1661 

Die zahlungsbilanztheoretische Literatur bezieht sich in ihren Analysen häufig auf Systeme 

fester oder flexibler Wechselkurse.1662 Auch wenn eine Währungsunion1663 im internationalen 

Umfeld eher die Ausnahme darstellt, werden die folgenden Ausführungen vor allem in 

Ansehung eines solchen Außenhandelsregimes gemacht.  

Sowohl zu den Bestimmungsgründen als auch zur Interpretation von Leistungs- bzw. 

Kapitalbilanzungleichgewichten werden unterschiedliche Ansichten vertreten.1664 Bei 

Jungfer (1982) findet sich die Streitfrage, ob Leistungsbilanzüberschüsse einen 

Wirtschaftswachstumsmotor darstellen oder Zeichen eines „unproduktive[n] 

Realkapitalexports“ sei.1665 Insbesondere ist nicht geklärt, ob die Stagnation der inländischen 

Wirtschaft den Kapitalexport induziere oder der Kapitalabfluss dem Inland die nötigen Mittel 

entziehe.1666 Schweickert (2000) kommt bei der Analyse von Leistungsbilanzsalden 

ausgewählter asiatischer und lateinamerikanischer Schwellenländer zu dem Ergebnis, dass kein 

Zusammenhang zwischen Teilsalden der Zahlungsbilanz und Indikatoren makroökonomischer 

Ungleichgewichte nachweisbar sei.1667 Entsprechend vorsichtig beantworten einige Autoren 

die Frage, ob die Teilsaldenbildung einen akuten Interventionsbedarf auslösen.1668 

                                                 
1659 BMF/BMWiE, Der deutsche Leistungsbilanzüberschuss, 05.05.2017, S. 2; ungenau Dovern/Meier/Scheide, 
Leistungsbilanzdefizit der Vereinigten Staaten, Kieler Diskussionsbeiträge No. 432/433, S. 10 (Erwähnung von 
Investoren und Sparern, nicht hingegen der sonstigen Nachfrager [Verbraucher]). 
1660 Bundesbank, Geschäftsbericht 2013, S. 43 ff.; BMF/BMWiE, Der deutsche Leistungsbilanzüberschuss, 
05.05.2017, S. 3; vgl. auch Neuthinger, Germany’s Enduring Current Account Surplus, 1989, S. 145 (allerdings 
auch Einbeziehung von Geld- und Fiskalpolitik); zur Besteuerung von Zahlungsbilanztransaktionen vgl. Pahlke, 
in: Albers, Besteuerung und Zahlungsbilanz, 1972, S. 65 ff. 
1661 Vgl. Kommission, Makroökonomische Ungleichgewichte - Deutschland 2014, S. 27. 
1662 Vgl. Dluhosch/Freytag/Krüger, Leistungsbilanzsalden, 1992. 
1663 Vgl. zur Abgrenzung Währungsunion und System fester Wechselkurse Pilbeam/Beckmann, Internationale 
Wirtschaft, 2017, S. 449 f. 
1664 Überblick bei Utecht, Komplementäre Leistungs- und Zahlungsbilanzsalden, 1999, S. 251 ff. 
1665 Jungfer, Zahlungsbilanz, Außenhandel und Wirtschaftswachstum, 1982, S. 161. 
1666 Jungfer, Zahlungsbilanz, Außenhandel und Wirtschaftswachstum, 1982, S. 71. 
1667 Schweickert, Leistungsbilanzentwicklung, 2000, S. 104. 
1668 Utecht, Komplementäre Leistungs- und Kapitalbilanzsalden, 1999, S. 270 („Theorie kann hierzu [dem 
Tolerieren hoher Leistungsbilanzsalden] keine eindeutige Empfehlung aussprechen“). 
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Soweit ersichtlich gehen viele Autoren gleichwohl davon aus, dass dauerhafte 

Außenhandelsungleichgewichte vermieden werden sollten. Dies wird u. a. damit begründet, 

dass zu hohe Salden früher oder später krisenhafte Anpassungsvorgänge (z. B. über 

Währungskrisen) erzwingen würden.1669  

Zweifelhaft ist, ob man „gute“ von „schlechten“ Leistungs- bzw. Kapitalbilanzsalden 

unterscheiden kann.1670 Leistungsbilanzüberschüsse werden in der Regel positiv1671, 

Kapitalbilanzüberschüsse (d. h. Netto-Kapitalzuflüsse) hingegen negativ konnotiert. Da die 

Saldenmechanik der Zahlungsbilanz verhindert, dass jedes Land dauerhaft eine 

Überschussstrategie verfolgt, erscheint eine hierauf gerichtete Wirtschaftspolitik 

– „Leistungsbilanzüberschüsse für alle“ bzw. als wirtschaftspolitischer „Problemlöser“ – von 

vornherein absurd. 

In diesem Zusammenhang kann auch die Frage aufgeworfen werden, inwieweit die funktionale 

Interdependenz von Leistungs- und Kapitalbilanzsalden eine einfache Saldierung zulässt.1672 

Auch bei ausgeglichener Leistungs- und Kapitalbilanz beziehen sich die Bruttoströme auf 

verschiedene Akteure in den Ländern. Zwischen zuströmendem Kapital/Erlösen aus Exporten 

und den Importen muss keine Verbindung bestehen. Einige zahlungsbilanzielle Transaktionen 

zeitigen sowohl Wirkungen in der Leistungs- wie in der Zahlungsbilanz. Der Gesamtsaldo 

hingegen – sei es als Überschuss oder Defizit – bedeutet noch keineswegs, dass zuströmendes 

Kapital auch in Verbindung mit zusätzlichen Importen gebracht werden kann. Mit anderen 

Worten: Eine Direktinvestition aus einem Überschussland hat zunächst einmal keinen Bezug 

zu einem Importeur im Defizitland. Daher kann man auch fragen, ob es gerechtfertigt ist, einen 

rein rechnerischen Ausgleich von Leistungs- und Kapitalbilanz auf volkswirtschaftlicher Ebene 

als generell unproblematisch bzw. sich „kompensierend“1673 anzusehen. 

                                                 
1669 Vgl. hierzu Pilbeam/Beckmann, Internationale Wirtschaft, 2017, S. 56 f.; nicht stets führen erhebliche 
Leistungsbilanzdefizite zu Krisen, vgl. Utecht, Komplementäre Leistungs- und Zahlungsbilanzsalden, 1999, 
S. 270 (an den Beispielen USA und Mexiko [„Peso-Krise“])  
1670 Vgl. Pilbeam/Beckmann, Internationale Wirtschaft, 2017, S. 57. 
1671 Vgl. aber Utecht, Komplementäre Leistungs- und Kapitalbilanzsalden, 1999, S. 271, der für den Zeitraum 
1980-1985 negative Begleiteffekte von Leistungsbilanzüberschüssen der Bundesrepublik feststellte 
(Arbeitslosigkeit, Konjunkturschwäche). Mit Blick auf die Leistungsbilanzüberschüsse Deutschlands seit der 
EWU und dem parallelen Rückgang der Arbeitslosigkeit kann offenbar nicht von einem einfachen Zusammenhang 
zwischen Außenhandels- und binnenwirtschaftlichen Entwicklungen ausgegangen werden. 
1672 Zum Problem vgl. Utecht, Komplementäre Leistungs- und Kapitalbilanzsalden, 1999, S. 108 („simultane 
Begründung von Überschüssen bzw. Defiziten“ oder „voneinander [losgelöster]“ Leistungs- und Kapitalverkehr). 
1673 Utecht, Komplementäre Leistungs- und Kapitalbilanzsalden, 1999, S. 108. 
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Kritiker wenden ein, dass Analysen von Außenhandelsungleichgewichten häufig eine genaue 

Überprüfung der Ursachen der (Leistungs- bzw. Kapitalbilanz-)Salden vermissen lassen und 

vorschnell staatliche Interventionen zu deren Reduktion empfehlen.1674 Entsprechend heißt es: 

„Leistungsbilanzsalden sind, ökonomisch gesehen, nicht zwingend als Ungleichgewichte im 
Sinne von außenwirtschaftlichen Fehlentwicklungen zu werten. Teilsalden der Zahlungsbilanz 
[…] sind vielmehr Ausdruck erfolgreicher internationaler Kapitalallokation.“1675 

Bei der Interpretation von Zahlungsbilanzstatistiken steht eine wichtige, aber ungeklärte 

Kausalitätsfrage Raum1676: Nicht sicher ist – und das seit längerem1677 –, ob und inwieweit 

Preise die Zahlungsbilanz bedingen oder umgekehrt. In neuerer Form wird gefragt, ob die 

Leistungs- oder Kapitalbilanz die maßgebliche Initiative bei der Saldenentwicklung enthält 

oder beide sich (zeitversetzt) gegenseitig bedingen.1678 Aktuelle Deutungsansätze beschäftigen 

sich überwiegend mit der Erklärung von Leistungsbilanzsalden und gehen kaum auf die 

Bestandteile der ihnen saldenmechanisch reziprok entsprechenden Kapitalbilanz ein.1679 

Häufig anzutreffen ist in diesem Zusammenhang das Narrativ, dass sich Wettbewerbsfähigkeit 

im internationalen Handel in Leistungsbilanzüberschüssen widerspiegele.1680 

Wettbewerbsfähigkeit bedeutet grundsätzlich die Fähigkeit eines Unternehmens, seine Güter 

oder Dienstleistungen auf dem Weltmarkt absetzen zu können.1681 Dies muss nicht auf 

besonderer Produktivität, sondern kann auch auf Preispolitik beruhen (Lohnzurückhaltung, 

Kosten- und Preissenkung).1682 Allerdings kann dieser Ansatz nur erklären, warum bestimmte 

Unternehmen ihre Produkte und Dienstleistungen auf internationalen Märkten absetzen 

können, nicht hingegen, wie diese durch Akteure in den Defizitländern finanziert werden. 

Ferner ist es problematisch, den Wettbewerbsfähigkeitsansatz von Unternehmen auf 

                                                 
1674 Dluhosch/Freytag/Krüger, Leistungsbilanzsalden, 1992, S. 1 f., 4. 
1675 Dluhosch/Freytag/Krüger, Leistungsbilanzsalden, 1992, S. 244. 
1676 Diese Frage vermeidet die Analyse der Kommission, Makroökonomische Ungleichgewichte - Deutschland 
2014, S. 29, indem sie behauptet, Unternehmensersparnisse in Überschussländern seien die Ursache (nicht: Folge) 
der Überschüsse; ähnlich der IWF, Global Imbalances, G20 Background Note v. 05.06.2019, S. 6 ohne 
Thematisierung der Kausalitätsfrage; vgl. auch Pilbeam/Beckmann, Internationale Wirtschaft, 2017, S. 91 f. 
1677 Vgl. Eucken, Kritische Betrachtungen zum deutschen Geldproblem, 1923, passim (insb. S. 19); Dieter, 
Deutschlands zweischneidige Außenwirtschaftspolitik, SWP-Studie 13, 2018, S. 9 f. mit Hinweis auf Böhm-
Bawerk, Stützel  und G. Schnabl.  
1678 Für die Maßgeblichkeit der Kapitalbilanz: Dluhosch/Freytag/Krüger, Leistungsbilanzsalden, 1992, S. 55. 
1679 Das betrifft die pauschale Deutung eines Leistungsbilanzdefizits als „Verschuldung“.  
1680 Kommission, Makroökonomische Ungleichgewichte - Deutschland 2014, S. 110-112; SVR, Jahresgutachten 
2014/15, Ziff. 449 ff., Abb. 61.; Brümmerhoff/Grömling, VGR, 10. Aufl. (2015), S. 245. 
1681 Weitergehend zum Wettbewerbsfähigkeits-Begriff Diez, Internationale Wettbewerbsfähigkeit, 2012, S. 3 ff.; 
Dluhosch/Freytag/Krüger, 1992, Leistungsbilanzsalden, S. 14 (paralleler Wettbewerb auf Faktormärkten werde 
häufig übersehen [S. 15 f.]). 
1682 Vgl. Stelter, ifo Schnelldienst 9/2015, 3 (3 f.: Deutschland habe „billiger […] statt besser“ produziert). 
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Volkswirtschaften zu übertragen1683, schließlich handelt es sich um völlig unterschiedliche 

Einheiten. Bereits früher wurde Kritik an dem Schluss von Leistungsbilanzüberschüssen auf 

Wettbewerbsfähigkeit geäußert.1684 

Da die volkswirtschaftlichen Zusammenhänge im Außenhandel nach alledem noch lange nicht 

als geklärt angesehen werden können, verwundert es auch nicht, dass Prognosen über die 

künftige Entwicklung kaum möglich erscheinen und – wenn sie versucht worden sind – 

unzutreffend waren.1685  

Bemerkenswert ist deshalb, dass die (wenig verstandene) Zahlungsbilanz Eingang in die 

Rechtsordnung gefunden hat: Art. 119 Abs. 3 AEUV verpflichtet zu einer „tragfähigen 

Zahlungsbilanz“1686. Gem. § 1 S. 2 StabG haben Bund und Länder finanz- und 

wirtschaftspolitische Maßnahmen so zu treffen, dass zu einem außenwirtschaftlichen 

Gleichgewicht beigetragen wird.1687  

Bei der Bewertung von Außenhandelsungleichgewichten existieren verschiedene Deutungen, 

die Überschüsse (Defizite) als schädlich oder ambivalent1688 einordnen. Einige verorten die 

Verantwortung für die Teilsaldenbildung bei den Defizitländern, andere interpretieren ihre 

Überschüsse als wirtschaftliche Stärke. Bisweilen werden Außenhandelsüberschüsse auch als 

Risiko für die Welt- bzw. Volkswirtschaft angesehen.1689 Hinsichtlich letzterem fehlt eine 

genaue Darstellung, worin die Schädlichkeit in concreto bestehen soll.1690   

Auch wenn hier keine umfassende Zahlungsbilanztheorie entwickelt werden kann, sollen im 

Folgenden Terminologie und Deutungsmuster im Zusammenhang mit Zahlungsbilanzen 

                                                 
1683 Dluhosch/Freytag/Krüger, 1992, Leistungsbilanzsalden, S. 15, 108. 
1684 Dluhosch/Freytag/Krüger, 1992, Leistungsbilanzsalden, S. 81, 240 f. (Leistungsbilanzüberschüsse erlauben 
einen Rückschluss auf Wettbewerbsfähigkeit „allenfalls in Spezialfällen“). 
1685 Vgl. Neuthinger, Germany’s Enduring Current Account Surplus, 1989, S. 146, der zum Publikationszeitpunkt 
davon ausging, dass sich die Leistungsbilanzüberschussphase Deutschlands (1982-1989) fortsetzen würde. 
Tatsächlich folgte eine Defizitphase bis zur Euro-Einführung (1990-1999). 
1686 Missliche Ausdrucksweise, da die Zahlungsbilanz stets ausgeglichen ist. Gemeint ist wohl, dass Leistungs- 
bzw. Kapitalbilanz keine zu hohen (negativen) Salden aufweisen. 
1687 Es entbehrt nicht eines gewissen Widerspruchs, dass sich die Bundesregierung seit geraumer Zeit des 
deutschen Leistungsbilanzüberschusses als Erfolgsgeschichte rühmt. 
1688 Vgl. SVR, Jahresgutachten 2014/15, S. 217 (keine allein auf Leistungsbilanzüberschüsse abzielenden 
Maßnahmen erforderlich).  
1689 Dovern/Meier/Scheide, Leistungsbilanzdefizit der Vereinigten Staaten, IfW Paper 432/433 (2006), S. 4, 12, 
20 (Risiko abrupter Anpassungen); Utecht, Komplementäre Leistungs- und Zahlungsbilanzsalden, 1999, S. 269 
(Anpassungsrisiko, soweit Kapital mobiler ist als Produktionsstrukturen flexibel sind); aus Sicht des 
Überschusslandes Joebges, Zur Problematik der deutschen Leistungsbilanzüberschüssen, WISO direkt, Juni 2014, 
S. 4 (Exportabhängigkeit); Dieter, Deutschlands zweischneidige Außenwirtschaftspolitik, SWP-Studie 13, 2018, 
S. 6 (schwache Binnennachfrage). 
1690 Typisch hierfür etwa IWF, Global Imbalances, G20 Background Note v. 05.06.2019, S. 10: zwar kein 
“imminent threat”, aber erhöhtes Anpassungsrisiko („disruptive adjustment“). 
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kritisch hinterfragt werden. Anknüpfungspunkte hierfür sind zahlreich. Eine kurze Auswahl 

vorab: 

 Utecht (1999): „Kreditfähigkeit der USA“1691; 

 Dovern/Meier/Scheide (2006): Leistungsbilanzdefizit der USA als „Verschuldung der 

Vereinigten Staaten“; die USA als „Nettoschuldner“; USA seien „stark im Ausland 

verschuldet“; Tragfähigkeit des (Leistungsbilanz-)Saldos hänge davon ab, ob das 

Ausland bereit sei, „die Verschuldung“ zu finanzieren1692; 

 Breuss (2006): „Ein Defizit in der Leistungsbilanz bedeutet, dass dieses Land auf Kredit 

des Auslandes - ‚über seine Verhältnisse‘ – lebt“ 1693; 

 Sinn/Wollmershäuser (2011): „Target-Kredite“1694 (Titel); 

 Bundesbank (2012): „Kapitalexport via TARGET2“ 1695; 

 Stelter (2015): die „aus den Leistungsbilanzüberschüssen resultierenden 

Forderungen“ 1696; 

 Pilbeam/Beckmann (2017): „Verschuldung infolge von Leistungsbilanzdefiziten “1697;  

 Dieter (2018): Leistungsbilanzsalden entsprächen „Anhäufungen von Forderungen“ von 

„Gläubigerländern“, „Gläubiger wie Deutschland“; Leistungsbilanzdefizit-Länder 

„müssen […] über ihre Verhältnisse leben und sich verschulden“; „Lieferungen 

[Deutschlands] ans Ausland wurden – volkswirtschaftlich gesehen – häufig 

verschenkt“1698; 

 IWF (2019): Leistungsbilanzdefizitländer als „debtor economies“1699. 

Im Folgenden wird gezeigt, dass die verwendete Terminologie im Zusammenhang mit 

Leistungs- und Kapitalbilanzinterpretation häufig ungenau und semantisch teilweise falsch ist. 

Der folgende Exkurs am Beispiel der Euro-Währungsunion versteht sich somit als Mahnung 

zur genaueren Verwendung der Begrifflichkeiten und – damit zusammenhängend – der klareren 

Erfassung der hinter Teilbilanzen stehenden wirtschaftlichen Transaktionen. 

                                                 
1691 Komplementäre Leistungs- und Kapitalbilanzsalden, 1999, S. 253. 
1692 Leistungsbilanzdefizit der Vereinigten Staaten, IfW Paper 432/433 (2006), S. 3, 5, 11. 
1693 Monetäre Außenwirtschaft, 2006, S. 28. 
1694 ifo working paper no. 105, 06/2011, (Titel); krit. hierzu Hellwig, Perspektiven der Wirtschaftspolitik 2018, 
345 (366: Ausdruck „analytisch unbrauchbar“). 
1695 Bundesbank, Monatsbericht 03/2012, S. 28. 
1696 ifo Schnelldienst 9/2015, S. 8. 
1697 Internationale Wirtschaft, 2017, S. 111. 
1698 Deutschlands Außenwirtschaftspolitik, SWP-Studie 13 (07/2018), S. 6, 8, 9, 15. 
1699 Global Imbalances, G20 Background Note v. 05.06.2019, S. 11. 
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(1) Verschuldungs- und Kredittheorie 

Allgemeines 

Eine weit verbreitete Interpretation von Leistungsbilanzüberschüssen beinhaltet die Annahme, 

dass ein Leistungsbilanzdefizitland sein Defizit (teilweise/überwiegend/vollständig?)1700 durch 

Verschuldung bzw. Kredit finanziere.1701 Folglich fragen diese Autoren auch nach der 

„Tragfähigkeit“1702 der Leistungsbilanzdefizite. Der Gedanke der Verschuldung findet sich 

auch in der Terminologie der Theorie der Saldenzyklen, wonach eine Volkswirtschaft im Laufe 

ihrer (außen-)wirtschaftlichen Entwicklung zunächst „junge“ (später „reife“) 

„Schuldnernation“ bzw. „Gläubigernation“ würde.1703 

Flankiert wird die Annahme durch die Überlegung, dass ein Land, das seine Importe nicht durch 

Exporte finanzieren kann1704, dies entweder durch Devisenabfluss oder Kreditaufnahme 

aufrechterhalte.1705 Dieses Ausschlussprinzip erscheint unvollständig, weil andere 

Finanzierungskanäle – u. a. inländische Verschuldung, Geldschöpfung – unberücksichtigt 

bleiben. 

Als Paradebeispiel für ungenaue Terminologie im Rahmen der Zahlungsbilanzstatistik soll im 

Folgenden dieser Satz von Pilbeam/Beckmann (2017) dienen: 

„Die Erlöse der Exporteure werden als Kredit angesehen, während die Zahlung der Importeure 
als Forderung aufgefasst wird.“1706 

                                                 
1700 Das genaue Maß lassen die Autoren häufig aus, sodass unklar bleibt, ob eine vollständige oder nur teilweise 
Kreditfinanzierung angenommen wird. 
1701 Dovern/Meier/Scheide, Leistungsbilanzdefizit der Vereinigten Staaten, IfW Paper 432/433 (2006), S. 3, 5, 6; 
Sauernheimer, ifo Schnelldienst 9/2015, S. 8 („Risiken von Forderungen“); Dluhosch/Freytag/Krüger, 
Leistungsbilanzsalden, 1992, S. 50; Breuss, Monetäre Außenwirtschaft, 2006, S. 28 („auf Kredit des Auslandes 
[…] leben“, „Defizit bedeutet einen Verlust an Devisen“); Dieter, Deutschlands zweischneidige 
Außenwirtschaftspolitik, SWP-Studie 13, 2018, S. 8 („gigantische[r] Lieferkredit“); Stelter, ifo Schnelldienst 
9/2015, S. 5 („Kredit zur Finanzierung des Schuldenbooms in anderen Ländern“); Joebges, Zur Problematik der 
deutschen Leistungsbilanzüberschüssen, WISO direkt, Juni 2014, S. 2; ähnlich Pilbeam/Beckmann, Internationale 
Wirtschaft, 2017, S. 111 („Verschuldung infolge von Leistungsbilanzdefiziten“, wobei unklar ist, ob inländische 
oder internationale Verschuldung gemeint sein soll). 
1702 Dovern/Meier/Scheide, Leistungsbilanzdefizit der Vereinigten Staaten, IfW Paper 432/433 (2006), S. 11; 
ähnlich Schweickert, Leistungsbilanzentwicklung, 2000, S. 1 („finanzierbares Leistungsbilanzdefizit“). 
1703 Jungfer, Zahlungsbilanz, Außenhandel und Wirtschaftswachstum, 1982, S. 74 f. 
1704 Vgl. Dluhosch/Freytag/Krüger, Leistungsbilanzsalden, 1992, S. 50 („Importe müssen letztlich mit Exporten 
bezahlt werden“ oder durch „Kredite aus dem Ausland“). 
1705 Utecht, Komplementäre Leistungs- und Kapitalbilanzsalden, 1999, S. 10. 
1706 Pilbeam/Beckmann, Internationale Wirtschaft, 2017, S. 41. 
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Diese Interpretation ist zwar mit Blick auf die zahlungsbilanzstatistische Terminologie formal 

korrekt1707, zeigt aber den Ursprung der schiefen und fehlgewichteten Interpretation von 

Teilsalden der Zahlungsbilanz. Er enthält mehrere semantische Fehler: 

(a) Erlöse sind kein „Kredit“, sondern in der Regel Geld, an dem der Exporteur Eigentum 

erwirbt.1708 Damit ist die Transaktion final und abgeschlossen. Die Erwirtschaftung eines 

Erlöses steht in keinem zwingenden Zusammenhang zu einer Kreditbeziehung. 

Dasselbe gilt für internationale Devisentransaktionen. Terminologisch problematisch ist hier 

die Gleichsetzung von Währungskäufen mit Kreditvergabe oder Forderungserwerb 

(„Anspruch“): 

„Wenn ein Wirtschaftssubjekt oder eine Institution des Auslandes bereit ist, ausländische 
Währung gegen heimische Währung zu verkaufen, ist der für ein Leistungsbilanzdefizit 
notwendige Kredit gewährt worden.“ (Hervorhebung hinzugefügt) 

Unrichtig ist sodann auch die Folgethese: „Mit dem Kauf der heimischen Währung erwirbt das 
Ausland einen Anspruch auf reale Leistungen des Inlandes, auf deren Empfang im Augenblick 
jedoch noch verzichtet wird.“ (Utecht 1999)1709 (Hervorhebungen hinzugefügt) 

Es handelt sich bei diesen Bezeichnungen um die in wirtschaftswissenschaftlichen Werken weit 

verbreitete Vermischung von Bestandsgrößen (Forderungen, Verbindlichkeiten) mit tatsächlich 

(zahlungsbilanziell) geschätzten Stromgrößen (grenzüberschreitender Zahlungs- und 

Güterverkehr), bei dem die (ganz überwiegend vorliegende) Finalität der Transaktionen 

übersehen wird. 

(b) Zahlungen der Importeure sind keine „Forderungen“, sondern Verfügungsgeschäfte, bei 

denen Ansprüche aus dem zugrundeliegenden Vertragsverhältnis (i. d. R. Kauf), erfüllt werden. 

Infolge der Zahlung erlischt die (Kaufpreis-)Forderung. Für eine verbleibende Forderung auf 

Ebene der beteiligten Volkswirtschaften ist deshalb kein Raum. Auch wenn in der Kapitalbilanz 

(irreführender Weise) eine „Forderung“ oder „Verbindlichkeit“ verbleibt, dokumentiert diese 

kein Schuldverhältnis zwischen Rechtsträgern (in der eine echte Geldschuld bestünde), sondern 

beinhaltet nur die Information, dass Geld vom Defizitland ins Überschussland geflossen ist. 

Dies kann, muss aber nicht auf einer grenzüberschreitenden Kreditbeziehung beruhen. Der 

Leistungsbilanzsaldo enthält keine Information über die Mittelherkunft und daher verbietet sich 

jede Gleichstellung von Leistungsbilanzsaldo mit Kreditfinanzierung. Die Überlegung, dass die 

                                                 
1707 Vgl. Eurostat, ESVG 2010, Ziff. 18.04 (S. 451). 
1708 In der Regel in Form der Inhaberschaft an einer Girokontogutschrift bei seiner Geschäftsbank. 
1709 Komplementäre Leistungs- und Kapitalbilanzsalden, 1999, S. 10. 
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Terminologie des ESVG irreführend ist, kann man an der internen Inkonsistenz der Definition 

von „Verbindlichkeit“ ablesen, die anfangs noch zutreffend lautet (ESVG 2010, Ziff. 5.06): 

„Verbindlichkeiten entstehen, wenn ein Schuldner verpflichtet ist, Zahlungen oder Reihen von 
Zahlungen an einen Gläubiger zu leisten.“ 

Im Rahmen der Zahlungsbilanz werden dann aber „Verbindlichkeiten“ verbucht, die mit dieser 

Definition nichts gemein haben (z. B. ESVG 2010, Ziff. 18.15): 

„Befinden sich auf einem Territorium Grundstücke im Eigentum einer gebietsfremden Einheit, 
wird für statistische Zwecke eine fiktive gebietsansässige Einheit als Eigentümerin eingerichtet. 
[…] Die gebietsfremde Einheit ist nicht die unmittelbare Eigentümerin des betreffenden 
Grundstücks, sondern Eigentümerin der fiktiven Einheit. Damit besteht eine 
Kapitalverbindlichkeit gegenüber der gebietsfremden Einheit, während das Grundstück bzw. die 
sonstige natürliche Ressource im Vermögen der Volkswirtschaft verbleibt, in der sie sich 
befindet.“ (Unterstreichung hinzugefügt) 

Ferner zeigt sich die Fehlbezeichnung in der Etikettierung von Importen als Transaktion, die 

einen Forderungsaufbau (beim Exporteur) zur Folge haben müssten (ESVG 2010, Ziff. 18.04): 

„Die Konten sind aus der Sicht der übrigen Welt angelegt, daher werden im Außenkonto der 
Gütertransaktionen die Importe in die Volkswirtschaft als Aufkommen und die Exporte aus der 
Volkswirtschaft als Verwendung ausgewiesen. […] Entsprechend bedeutet ein negativer Saldo 
ein Defizit für die übrige Welt und einen Überschuss für die Volkswirtschaft. Eine Forderung 
der übrigen Welt ist eine Verbindlichkeit der inländischen Volkswirtschaft und eine 
Verbindlichkeit der übrigen Welt somit eine Forderung für die inländische Volkswirtschaft.“ 

Die Betrachtung, jeder Import müsse durch Exporte, Devisen oder Forderungen auf eine Art 

internationales Zahlungsmittel „bezahlt“ werden, kann als überholte merkantilistische 

Denkweise innerhalb der Terminologie der Zahlungsbilanzstatistik demaskiert werden. 

(c) Das tatsächliche Ausmaß der grenzüberschreitenden Kreditvergabe durch gebietsansässige 

Einheiten, etwa am Beispiel Deutschland gegenüber dem Rest der Welt, ist nicht ansatzweise 

geeignet, um das Ausmaß der Leistungsbilanzüberschüsse zu erklären. Im Zeitraum 2002-2013 

schwankte der jährliche Leistungsbilanzüberschuss zwischen 129 und 197 Mrd. €.1710 

Vergleicht man dies mit der Veränderung der Kredite in der Kapitalbilanz, wird schnell klar, 

dass die Netto-Kreditvergabe nicht ansatzweise diesen Wert erreicht.1711 In diesem 

Zusammenhang wird häufig die These geäußert, TARGET2 stelle einen Kredit dar, der der 

                                                 
1710 Destatis, Datenreihe Außenhandel 1951-2020 (Fundstelle: https://www.destatis.de/DE/Themen/ 
Wirtschaft/Konjunkturindikatoren/Lange-Reihen/Aussenhandel/lrahl01a.html;jsessionid= 
98DCFB5514F7C8737109FBE6CEE7546C.internet8731, 08.08.2020). 
1711 Vgl. Bundesbank, Geschäftsbericht 2013, S. 51 (Diagramm oben, grüne Komponente). 



 
 

- 339 - 

Finanzierung des Überschusses diene.1712 Bereits oben1713 wurde ausführlich erläutert, dass 

TARGET2-Salden der Bundesbank keine „Forderungen“ darstellen, sondern nur 

Zahlungsströme messen. Deshalb ist die Terminologie der „TARGET-Kredite“ (Sinn) 

unrichtig. Die Mittelherkunft der grenzüberschreitenden Zahlungen über das TARGET2-

System muss gesondert ermittelt werden.1714 

Aus der Tatsache, dass grenzüberschreitende Kreditbeziehungen offenbar nicht in geeigneter 

Höhe bestehen, kann man zwanglos ableiten, weshalb die Autoren der Verschuldungstheorie 

weder Schuldner noch Gläubiger hinreichend konkretisieren: Es gibt sie (in dem erforderlichen 

Maße) schlicht nicht. Nicht hilfreich ist es in diesem Zusammenhang, wenn der IWF pauschal 

von „debtor economies“ spricht und nicht klargestellt, wer sich verschuldet und inwiefern dies 

nachweislich einen Einfluss auf die Zahlungsbilanz haben solle.1715 Es besteht bei alledem 

möglicherweise eine korrespondierende, inländische Verschuldung im Defizitland. Allerdings 

muss man sie gesondert erforschen, weil sie in der Zahlungsbilanz nicht zwingend auftaucht.1716 

Umgekehrt ist folglich auch die Person des Gläubigers selten klargestellt (Exportunternehmen, 

Banken, Privathaushalte?) und ob es sich dabei um eine inländische oder grenzüberschreitende 

Kreditbeziehungen handeln soll. Insgesamt erscheint die These, dass Akteure in Deutschland 

seit 2002 jährlich (!) über 130 Mrd. € als Kredite an ausländische Rechtsträger vergeben, 

unhaltbar. Sie kann aus der Zahlungsbilanzstatistik nicht abgeleitet werden.  

Soweit mit „Krediten“ auch sonstige Direktinvestitionen gemeint sein sollen, ist darauf 

hinzuweisen, dass sich eine Gleichsetzung von ausländischen Finanzanlagen in 

Wertpapierform und Kredit verbietet, denn der Erwerb eines Wertpapiers oder eines 

Gesellschaftsanteils enthält keine Kreditbeziehung, sondern nur den Erwerb (i. d. R. Kauf) 

eines Vermögensgegenstandes. Allein die direkte, grenzüberschreitende Finanzierung einer 

Anleiheemission könnte man als „Kredit im weiteren Sinne“ auffassen. Dabei müsste man 

erstens nachweisen, dass es Primäremissionen in solcher Höhe gab und auf welche Art und 

                                                 
1712 Ebenfalls terminologisch problematisch die Einschätzung der Kommission, Makroökonomische 
Ungleichgewichte - Deutschland 2014, S. 85, wonach „TARGET2-Salden“ die „Marktfinanzierung“ ersetzt hätten: 
Nicht TARGET2, sondern die Finanzierung durch Eurosystem-Notenbanken der Defizitländer ist an die Stelle der 
Marktfinanzierung getreten. Erst nach dieser Finanzierung flossen die aus Geldschöpfung herrührenden Mittel 
dann – sichtbar – über TARGET2 nach Deutschland. 
1713 Oben 2. Kap., III. 2. h) (2), vi., S. 198 ff. 
1714 Hierin liegt das Hauptverdienst von Sinn in der TARGET2-Debatte, nämlich in der Deutung, dass aufgrund 
der schieren Größe der Salden und ihrer zeitlichen Persistenz die Finanzierung zu erheblichen Teilen auch auf 
Geldschöpfung in den Defizitländern beruhen dürfte. Dazu näher unten, III. 5. c) (6), S. 346 ff.  
1715 IWF, Global Imbalances, G20 Background Note v. 05.06.2019, S. 11. Da die „Volkswirtschaft“ kein 
Rechtsträger ist, sollen wohl die Wirtschaftsakteure in den Volkswirtschaften gemeint sein. Besser wäre auch hier 
eine klarere und konkretere Ausdrucksweise. 
1716 Nur deren Folgen sind in Form grenzüberschreitender Zahlungen bzw. Vermögensverschiebungen sichtbar. 
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Weise mit den Mitteln dieses „Kredits“ zahlungsbilanzwirksame Transaktionen vollzogen 

worden seien. 

Im Übrigen kann aus dem Teilsaldo der Direktinvestitionen Deutschlands im Ausland nichts 

für eine Kreditvergabe dieses Ausmaßes fruchtbar gemacht werden. Soweit der wirtschaftliche 

Hintergrund dieser Investitionen überhaupt bekannt ist, wird überwiegend auf offshoring- und 

outsourcing-Effekte1717 hingewiesen, d. h. bloße Vermögensverlagerung von inländischen 

Produzenten auf ausländisches Territorium, sei es durch Erwerb von Betriebsgrundstücken oder 

Anteilen an ausländischen Unternehmen. Hierin liegt ein bestenfalls Indiz für internationale 

Arbeitsteilung. Ein Zusammenhang mit übermäßiger Verschuldung kann auch hieraus nicht 

abgeleitet werden. 

Bei der Zusammensetzung des Leistungsbilanzüberschusses darf man auch den Anteil der 

Vermögenseinkommen nicht übersehen. Mit mittlerweile 37 % (Deutschland, 2019)1718 wächst 

seine Bedeutung stetig. Die dort verbuchten Vermögenseinkommen beinhalten gem. ESVG 

20101719 Zinsen, Pachten, reinvestierte Gewinne aus Direktinvestitionen1720 und sonstige 

Kapitalerträge (aus Versicherungsverträgen, Fondsanteilen, Alterssicherungssystemen) 

gebietsfremder (deutscher) Einheiten (im Ausland). Auch diese Facette zeigt, dass 

Leistungsbilanzsalden in keinem zwingenden Zusammenhang zu Kreditrisiken stehen 

müssen.1721 

Im Ergebnis erscheint der Ansatz, Leistungsbilanzsalden als Verschuldung im Ausland zu 

interpretieren nur in der Höhe plausibel, wie auch die tatsächliche Netto-Kreditvergabe in der 

Kapitalbilanz des Überschusslandes ausgewiesen wird. Ferner müssten diese Kredite in 

irgendeiner zahlungsbilanzrelevanten Beziehung stehen, damit die These, ein 

Leistungsbilanzüberschuss bedeute eine Kreditbeziehung, in die Nähe der Plausibilität rückte. 

Selbst wenn Leistungsbilanzsalden teilweise durch grenzüberschreitende Kredite finanziert 

wären, würde sich diese Tatsache für keine Theoriebildung eignen, weil der Saldo selbst keine 

Auskunft über die dahinterstehende Finanzierung und ihre Tragfähigkeit zuließe. Man müsste 

also ohnehin stets im Einzelfall die beteiligten Volkswirtschaften untersuchen, um zu klären, 

woher die Mittel stammen. 

                                                 
1717 SVR, Jahresgutachten 2014/15, Ziff. 456, Abb. 62. 
1718 Grimme, Zu den globalen Leistungsbilanzsalden im Jahr 2019, ifo Schnelldienst 2/2020, S. 4. 
1719 Eurostat, ESVG 2010, Ziff. 4.41 (S. 113 f.). 
1720 Z. B. Gewinne von Auslandstöchtern, die im Ausland verbleiben. 
1721 Auch Direktinvestitionskredite sind nicht geeignet, ein zwischenstaatliches Kreditrisiko zu konstruieren, da 
sie zu erheblichen Teilen auf konzerninternen Krediten beruhen, vgl. Bundesbank, Monatsbericht 03/2019, S. 36. 
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Die Verschuldungs- und Kredittheorie krankt somit an einer unreflektierten Übernahme 

zahlungsbilanzstatistischer Terminologie, die nicht sinnvoll ist und zu Missverständnissen 

einlädt, da sie wirtschaftlichen Sachverhalten zu Unrecht weitere „Forderungen“ und 

„Verbindlichkeiten“ aus buchungstechnischen Gründen hinzufügt, hinter denen aber lediglich 

Zahlungs- oder Güterströme stehen, vgl. ESVG 2010, Ziff. 18.04: 

„Ein positiver Saldo [Importe minus Exporte] bedeutet einen Überschuss für die übrige Welt und 
ein Defizit für die inländische Gesamtwirtschaft. Entsprechend bedeutet ein negativer Saldo ein 
Defizit für die übrige Welt und einen Überschuss für die Volkswirtschaft. Eine Forderung der 
übrigen Welt ist eine Verbindlichkeit der inländischen Volkswirtschaft und eine Verbindlichkeit 
der übrigen Welt somit eine Forderung für die inländische Volkswirtschaft.“1722 

Zwang zur Verschuldung 

Nur am Rande ist hier auf das Narrativ einzugehen, Leistungsbilanzüberschussländer würden 

„andere Volkswirtschaften in die Verschuldung [treiben]“.1723 Auch dies überzeugt nicht:  

Erstens wird nicht klargestellt, welche Verschuldung denn gemeint sei (Staatsverschuldung, 

inländische/ausländische Kredite?). Zweitens korrespondieren Leistungsbilanzüberschüsse 

nicht zwingend mit Kreditvergabe (soweit „Verschuldung“ aus Kreditvergabe herrühren soll). 

Drittens besteht kein Zwang: Soweit sich Staaten am Kapitalmarkt verschulden, beruht das auf 

deren grundsätzlich freier politischer Entscheidung. Dass bei Politikern die Neigung besteht, 

sich lieber am Kapitalmarkt zu refinanzieren, statt Steuern zu erhöhen oder Leistungen zu 

kürzen, ändert nichts an der Freiheit der Volksvertreter, sich anders zu entscheiden. Dasselbe 

gilt für private Akteure, da niemand gezwungen wird, sich im In- oder Ausland zu verschulden.  

Diese Sicht ist somit nicht haltbar und beruht offenbar auf der unrichtigen Einordnung, dass 

aus Sicht der Regierung eines Leistungsbilanzdefizitlandes eine „Verschuldung“ (richtiger: 

Importüberschuss) (innerhalb einer Freihandelszone) mit politischen Mitteln nur schwer zu 

verhindern ist, weil das Konsum- und Ausgabeverhalten der Wirtschaftsakteure (zum Glück) 

nicht direkt steuerbar ist.  

(2) Leistungsbilanzüberschüsse und Auslandsvermögen 

Ein weiterer Deutungsansatz im Zusammenhang mit Leistungsbilanzsalden kreist um die 

These, ein Leistungsbilanzsaldo bedeute (zwingend und unmittelbar) einen Anstieg des 

(Netto-)Auslandsvermögens, terminologisch teils auch als Anstieg der 

                                                 
1722 Eurostat, ESVG 2010, Ziff. 18.04 (S. 451).  
1723 Dieter, Deutschlands zweischneidige Außenwirtschaftspolitik, SWP-Studie 13, 2018, S. 5. 
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„Auslandsforderungen“1724. Die internationale Entwicklung von dauerhaften Überschüssen und 

Defiziten wird dabei teils als „Ersparnisschwemme“ (savings glut)1725 interpretiert, d. h. 

Überschussländer würden die ihnen zugeflossenen Mittel den Defizitländern wieder verfügbar 

machen. Bedeutung und Ausmaß eines solchen Kapitalkreislaufs sind jedoch nicht hinreichend 

nachgewiesen.1726 

Vor der Untersuchung eines Zusammenhangs von Leistungs-/Kapitalbilanzsalden und dem 

Auslandsvermögensstatus muss man sich vergegenwärtigen, dass beide Aggregate auf 

unterschiedlichen Datengrundlagen beruhen. Da schon bei der Zahlungsbilanz erhebliche 

Erfassungslücken nicht ausgeschlossen werden können1727, ist beim Vergleich solcher Größen 

höchste Vorsicht geboten.  

Im Folgenden werden zwei Thesen im Zusammenhang mit Auslandsvermögen untersucht: 

(a) Leistungsbilanzüberschüsse bedeuten stets und zwingend einen Aufbau von 

Auslandsvermögen, (definiert als Vermögenswerte aller gebietsansässigen Einheiten im 

Ausland).1728 Manche Autoren heben noch die Alternative des Abbaus von Währungsreserven 

im Leistungsbilanzdefizitland hervor.1729 

(b) Ein Zurückbleiben des Auslandsvermögensaufbaus hinter dem positiven 

Leistungsbilanzsaldo bedeute einen Verlust an Auslandsvermögen (infolge von Bewertungs- 

oder sonstigen Verlusten).1730 

                                                 
1724 SVR, Jahresgutachten 2014/15, Ziff. 406. Die Parallelität der Begrifflichkeiten Auslandsforderungen und 
Auslandsvermögen ist seinerseits misslich: Die häufig synonyme Verwendung verdeckt, dass 
Auslandsforderungen (gemeint sind hier echte, durchsetzbare Forderungen von Wirtschaftsakteuren) nur ein Teil 
des Auslandsvermögens darstellt. Letzteres umfasst auch sonstige Vermögenswerte, die keine Ansprüche 
darstellen (z. B. Geldforderungen), sondern Eigentum Gebietsfremder darstellen (Grundstücke, Wertpapiere). 
1725 SVR, Jahresgutachten 2014/15, Ziff. 405 m. w. N. 
1726 Vorsichtig daher SVR, Jahresgutachten 2014/15, Ziff. 405 („strittig“). 
1727 Vgl. oben III. 5. a), S. 326 f. 
1728 Bundesbank, Geschäftsbericht 2013, S. 46; Dieter, Deutschlands Außenwirtschaftspolitik, SWP-Studie 13, 
2018, S. 19; wohl auch Breuss, Monetäre Außenwirtschaft, 2006, S. 37 („Veränderung der Leistungsbilanz (des 
Außenbeitrags) entspricht einer Veränderung des Netto-Auslandsvermögens“); Klär/Lindner/Šehović, 
Wirtschaftsdienst 93 (2013), 189 (190); Brümmerhoff/Grömling, VGR, 10. Aufl. (2015), S. 238; Fröhlich, 
Zahlungsbilanzsalden, 1986, S. 17 („mit einem Leistungsbilanzüberschuß einhergehende Erhöhung der 
Nettoauslandsposition“) und S. 43 zum umgekehrten Fall (Ausgabenerhöhung stets mit Leistungsbilanzdefiziten 
verbunden). 
1729 Breuss, Monetäre Außenwirtschaft, 2006, S. 37. 
1730 Kommission, Makroökonomische Ungleichgewichte - Deutschland 2014, S. 88 (i. H. v. „50 %“); 
Klär/Lindner/Sehovic, Wirtschaftsdienst 93 (2013), 189 (190); Brümmerhoff/Grömling, VGR, 10. Aufl. (2015), S. 
239 f.; Joebges, Zur Problematik der deutschen Leistungsbilanzüberschüssen, WISO direkt, Juni 2014, S. 3; 
Dieter, Deutschlands Außenwirtschaftspolitik, SWP-Studie 13, 2018, S. 9. 
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Ad 1): Die These wird in der Regel nur apodiktisch geäußert und nicht begründet. Das ist 

erstaunlich, weil dieser Zusammenhang mit Blick auf eine singuläre Transaktion keineswegs 

selbstverständlich ist: Kauft ein Importeur im Land A ein Gut und bezahlt es an den Exporteur 

im Land B, erhält der Exporteur zunächst nur den Kaufpreis als Erlös. Ob er diesen Erlös im 

Inland reinvestiert, seine inländische Verschuldung verringert, Löhne oder Dividenden erhöht 

oder im Defizitland A einsetzt, ist völlig offen. Warum die Mittel automatisch zum Aufbau von 

Vermögen im Ausland dienen sollen, ist nicht nachvollziehbar. Das bedeutet nicht, dass es 

umgekehrt ausgeschlossen wäre: Für die Formulierung eines gesetzmäßig wirkenden 

Zusammenhangs eigenen sich diese Größen schlicht nicht.1731 

Ferner muss man berücksichtigen, dass erhebliche Teile des von der Bundesbank 

ausgewiesenen Auslandsvermögens überhaupt kein Vermögen im wirtschaftlichen Sinne 

darstellt.1732 Das gilt für den als Aktivum verbuchten TARGET2-Saldo der Bundesbank, dessen 

Zuwachs sich im Jahr 2011 auf 167 Mrd. € belief.1733 Bedenkt man, dass die 

Auslandsvermögensänderung (Deutschland) im Jahr 2011 mit -26 Mrd. €1734 bereits einen 

Fehler von 167 Mrd. € beinhaltet1735, dann wird klar, dass aus diesen Zahlen kaum belastbar 

irgendwelche Zusammenhänge abgeleitet werden können. Aus der Natur des 

TARGET2-Saldos folgt ferner, dass die Bezeichnung als „Netto-Kapitalexport“ 

(Bundesbank)1736 nicht zutrifft, da – im Gegenteil – Mittel (genauer: Zentralbankreserven) nach 

Deutschland geflossen sind. Nur die bilanzmäßige Erfassung als „Forderung“ der Bundesbank 

kann erklären, wie man innerhalb derselben Volkswirtschaft einen Geldzufluss (aus Sicht des 

Exporteurs) als „Kapitalexport“ verstehen kann. Sinnvoll erscheint diese Einordnung nicht, 

weil ein positiver TARGET2-Saldo einer NZB im Gegenteil bedeutet, dass der Empfänger-

Volkswirtschaft Geld zu- und nicht abgeflossen ist. 

Zwar stimmt es im Allgemeinen, ein Leistungsbilanzsaldo bedeute, dass „per saldo […] 

Finanzmittel für die Verwendung im Ausland zur Verfügung gestellt werden“1737. Es ist aber 

nicht sicher, woher diese Mittel stammen und ob bzw. inwieweit die in Rede stehende 

                                                 
1731 Es kann an dieser Stelle nur vermutet werden, dass es sich um einen Folgefehler der Verschuldungstheorie 
handelt. Nimmt man (zu Unrecht) an, Leistungsbilanzüberschüsse hätten immer (!) „Forderungen“ gegen „das 
Ausland“ zur Folge, dann ergäbe sich zwangslos auch, dass der Überschuss immer einen Aufbau von Forderungen 
gegen das Ausland nach sich zöge. 
1732 Vorsichtiger Hellwig, Perspektiven der Wirtschaftspolitik 2018, 345 (362: zweifelhaft, ob die Einbeziehung 
„angebracht“ sei). 
1733 Bundesbank, Pressenotiz v. 28.09.2012. 
1734 Bundesbank, Pressenotiz v. 28.09.2012; vgl. zum Ausmaß des TARGET2-Anteils auch SVR, Jahresgutachten 
2014/15, Abb. 59. 
1735 Der Rückgang müsste folglich -193 Mrd. € betragen, wenn die Rechnung im Übrigen korrekt wäre. 
1736 Geschäftsbericht 2013, S. 46. 
1737 Bundesbank, Geschäftsbericht 2013, S. 52. 
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Finanzierung grenzüberschreitender Natur ist. So ist es ohne Weiteres denkbar, dass sich 

Geschäftsbanken oder staatliche Stellen im Inland verschulden1738 und damit mehr Importe als 

Exporte ermöglichen. Das Ausmaß der Geldschöpfung in Relation zur Realwirtschaft in 

Defizitländern des Euroraums zeigt, dass hier genug Potenzial besteht.1739 Alternativ kann auch 

das Bestandsvermögen des Auslands schrumpfen. Hierzu fehlen allerdings Daten zur Höhe und 

Entwicklung der Privat- und Betriebsvermögen.1740 Dies zeigt, dass die Finanzierungsseite 

noch besser erforscht werden muss, bevor Leistungsbilanzsalden (ohne konkrete 

Begründungskette) als akutes Risiko dargestellt werden.  

Es ist folglich nicht möglich, den Leistungsbilanzsaldo unmittelbar in Beziehung zum 

Auslandsvermögen zu setzen.1741 Das liegt daran, dass  

 Teile der Zahlungsbilanzstatistik lückenhaft sind (Datengrundlage), 

 das Auslandsvermögen auf einer anderen Datengrundlage beruht (statistische 

Diskrepanz)1742, 

 ein erheblicher Bestandteil des derzeit ausgewiesenen Auslandsvermögens von 

vornherein kein Vermögen darstellt (TARGET2) und  

 aufgrund der freien (Re-)Investitionsentscheidung der Exporteure bzw. der in das 

Ausland investierenden Inländer  

kein zwingender Zusammenhang der Größen konstruierbar ist. 

Schenkungsthese 

Eine Extremform der These zum Auslandsvermögensaufbau ist die Deutung, Deutschland habe 

seine Exporte mit Blick auf die angeblichen Bewertungsverluste des Auslandsvermögens 

„verschenkt“ (Dieter)1743. Dem kann nicht zugestimmt werden. Zwar mag es stimmen, dass 

deutsche Anleger im Ausland im Zuge der Finanzkrise Bewertungsverluste erlitten haben.1744 

                                                 
1738 Technisch kann dies durch Ankauf von Staatsanleihen bewerkstelligt werden. 
1739 Vgl. oben, III. 4. c), S. 323 ff. (insb. Abb. 23). 
1740 Zweifelhaft ist, ob die Teilbilanz der Vermögensübertragung eine hinreichende Datengrundlage aufweist. Sie 
beruht u. a. auf Befragungen, vgl. Oesterreichische Nationalbank, Zahlungsbilanz und Internationale 
Vermögensbilanz, Handbuch, Stand 3/2018 S. 31. 
1741 Vorsichtiger SVR, Jahresgutachten 2014/15, Ziff. 475 („nur bedingt als Vermögensverlust […] zu 
interpretieren“). 
1742 SVR, Jahresgutachten 2014/15, Ziff. 476 (Nach „Berechnungen der Bundesbank […] mehr als 60 % der 
Diskrepanz durch statistische Faktoren […] erklärbar.“). 
1743 Dieter, Deutschlands zweischneidige Außenwirtschaftspolitik, SWP-Studie 13, 2018, S. 6. 
1744 Dieter, Deutschlands zweischneidige Außenwirtschaftspolitik, SWP-Studie 13, 2018, S. 6. 
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Dies steht jedoch in keinem Zusammenhang zu anhaltenden Leistungsbilanzüberschüssen und 

ist Ausdruck der Verwendung von privatem Einkommen und Vermögen.  

Etwas anders, aber thematisch nahestehend geht Sauernheimer davon aus, Forderungen aus 

Exportgeschäften teilweise „uneinbringlich“ sein „dürfte[n]“, weshalb Exporte teilweise 

verschenkt worden seien.1745 Es wird offenbar angenommen, dass Exportunternehmen in 

Deutschland großvolumige Lieferkredite gewährten, die dann ausfielen. Ohne konkreten 

Nachweis darüber, dass bei Exportunternehmen Ausfälle aus Exportgeschäften in 

entsprechender Höhe existieren, bleibt das eine (nicht fundierte) Vermutung, die in Anbetracht 

der prächtigen Entwicklung deutscher Exportunternehmen seit der Euro-Einführung nicht 

plausibel ist.  

(3) Arbeitslosigkeitsexport 

Nur kurz soll hier die These vorgestellt werden, dauerhafte Leistungsbilanzüberschüsse 

bedeuteten einen Export von Arbeitslosigkeit.1746 Sie beruht auf der Annahme, dass ein Land 

mit Handelsbilanzüberschuss und zur Belieferung eines wachsenden Weltmarktanteils auch 

mehr Arbeitskräfte im Inland bindet und sich umgekehrt Produktion und Beschäftigung in 

Defizitländern entsprechend verringert. Ob es zu dieser internationalen Substitution von 

Arbeitsplätzen kommt, muss sorgfältig erforscht werden.1747 Die Regressionsanalyse von 

Braml/Felbermayr/Wilbert (2018)1748 konnte hierzu keine eindeutigen Ergebnisse liefern. 

Um dabei in die Nähe konkreterer Plausibilität zu gelangen, müsste man die 

(Teil-)Arbeitsmärkte in Defizit- und Überschussländern detailliert und nicht nur bilateral 

untersuchen, da Länder auf den Weltmärkten unilateral konkurrieren.1749 Letztlich zielt die 

These auf die Frage ab, ob Freihandel bei offenen Gütermärkten, mobilem Kapital, aber 

weniger mobilen Arbeitnehmern nicht auch zu einer Verlagerung von Arbeitsplätzen führt. 

                                                 
1745 Sauernheimer, ifo Schnelldienst, 9/2015, S. 8. 
1746 Referiert bei Braml/Felbermayr/Wilbert, ifo Schnelldienst 16/2018, S. 20; vgl. auch Utecht, Komplementäre 
Leistungs- und Zahlungsbilanzsalden, 1999, S. 105 („Verfolgung beschäftigungspolitischer Ziele“). 
1747 Vgl. SVR, Jahresgutachten 2014/15, Kasten 22, der diese Frage nicht behandelt und nur auf Strukturreformen 
in Deutschland (Agenda 2010) verweist und eine beggar-thy-neighbor Politik folglich verneint. 
1748 Braml/Felbermayr/Wilbert, ifo Schnelldienst 16/2018, S. 21. Auf S. 23 weisen die Autoren selbst zu Recht 
darauf hin, dass besser auf wäre auf Nettoexporte abzustellen, weil die Argumentation im Kern ja auf Güterexport 
und die dortigen Beschäftigungszuwächse abzielt und nicht sonstige Vermögenseinkommen in der 
Leistungsbilanz. 
1749 Dluhosch/Freytag/Krüger, Leistungsbilanzsalden, S. 66-70. 
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(4) Fiskalpolitische Ansätze 

Schon seit längerem untersuchen Ökonomen, ob und ggf. wie eng Leistungsbilanz- und 

Staatshaushaltsdefizite zusammenhängen. Soweit eine Korrelation beobachtet und ein 

Zusammenhang angenommen wird1750, ist diese i. d. R. positiv, d. h. beide Größen entwickeln 

sich in dieselbe Richtung. Als Erklärung für eine dabei angenommene Kausalität1751 werden 

verschiedene Thesen aufgestellt, u. a. dass os spending zu erhöhter „staatliche[r] 

Kapitalnachfrage“ führe, die vermittelt durch den erforderlichen Netto-Kapitalimport zur 

„Passivierung Leistungsbilanz“ führe.1752 Andere Studien bezweifeln das Vorliegen eines 

verallgemeinerungsfähigen Zusammenhangs1753 oder verweisen auf weitere Bedingungen, die 

erfüllt sein müssen, damit Staatsverschuldung zahlungsbilanzielle Effekte zeigt.1754 

Wie bedeutend die Fiskalpolitik für den Leistungsbilanzsaldo im Ergebnis tatsächlich ist, kann 

hier dahinstehen, weil das europäische Recht übermäßige öffentliche Haushaltsdefizite bereits 

aus anderen Gründen verbietet (Art. 126 Abs. 1 AEUV). Als Instrument zur Verringerung von 

anhaltend hohen Leistungsbilanzsalden kommen Haushaltsdefizite (in Überschussländern) von 

vornherein nur begrenzt in Frage, unabhängig davon, ob das wirtschaftspolitisch sinnvoll 

wäre.1755 

(6) Monetäre Erklärungsansätze 

Die Überlegung, dass die Geld- und Währungspolitik wichtige Determinanten des 

Außenhandels sein könnten, ist nicht neu. Bei Eucken findet sich der zweiteilige Ansatz, dass 

die Teilsalden der Zahlungsbilanz das Verhältnis von inländischen und ausländischen Preisen 

widerspiegeln.1756 Berücksichtigt man ferner, dass die Preisniveaus maßgeblich auch von der 

                                                 
1750 Helliwell, Fiscal Policy and the External Deficit, NBER working paper no. 3313, April 1990, S. 20 (am Beispiel 
der USA in den 1980er Jahren); IWF, Global Imbalances, G20 Background Note v. 05.06.2019, S. 5 (“fiscal 
policy” als “key drive[r] of current account dynamics”). 
1751 Zumeist wird (ohne gesonderten Nachweis) angenommen, die maßgebliche Initiative ginge von staatlicher 
Seite aus. Vgl. für eine umgekehrte Deutung Nikiforos/Carvalho/Schoder, „Twin Deficits“ in Greece, IMK 
working paper 143, Mai 2014, S. 12 f. (Drachmen-Aufwertungspolitik 1993). 
1752 Dluhosch/Freytag/Krüger, Leistungsbilanzsalden, 1992, S. 47. Vgl. auch Schweickert, 
Leistungsbilanzentwicklung, 2000, S. 36. 
1753 Feldstein, Budget and Trade Deficits Aren’t Really Twins, NBER working paper no. 3966, 1992, S. 9 f.; 
Gabrisch, On the Twin Deficit Hypothesis, IWH Discussion Papers No. 20, 2011, S. 16; Breuss, Monetäre 
Außenwirtschaft, 2006, S. 51 f. (Zusammenhang “nicht besonders eng”); Dovern/Meier/Scheide, 
Leistungsbilanzdefizit der Vereinigten Staaten, IfW Paper 432/433 (2006), S. 18; zweifelnd auch Neuthinger, 
Germany’s Enduring Current Account Surplus, 1989, S. 146 (vielmehr „influenced  by the expenditure/income 
decisions of the private sector“). 
1754 Herr/Spahn, Staatsverschuldung, 1989, S. 11, wonach die Zahlungsbilanzwirksamkeit von 
Staatshaushaltsdefiziten vom „Verhältnis der Einkommenselastizität der Importe und der Zinselastizität der 
Kapitalströme“ abhinge. 
1755 Zu Recht ablehnend Bundesbank, Geschäftsbericht 2013, S. 63. 
1756 Eucken, Kritische Betrachtungen zum deutschen Geldproblem, 1923, S. 19 (S. 37 ff. Inflationstheorie). 
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Geldpolitik bestimmt werden, folgt hieraus ein monetärer Zusammenhang (monetäre 

Zahlungsbilanztheorie).1757 Die Geldpolitik hat damit mittelbar Einfluss auf die 

Zahlungsbilanz. Besteht ein System flexibler Wechselkurse, dann dämpfen Aufwertungen 

Leistungsbilanzüberschüsse (-defizite) durch Verteuerung für ausländische (inländische) 

Importeure.1758 

 „Aus der monetären Zahlungsbilanztheorie läßt sich ableiten, daß allein […] die Verringerung 
des Geldangebots durch die Zentralbank den Ausgleich eines Zahlungsbilanzdefizits bewirke.“ 
(Chalmovsky 1984)1759 

In Bezug auf das Leistungsbilanzdefizit der USA konstatiert Fratianni (2012): 

„In sum, a large fraction of US current-account deficits has been financed with dollar liquidity 
creation“1760. 

Der Zusammenhang hat Rückwirkung auf die Situation der Notenbank: Sind die Wechselkurse 

zu bestimmten Handelspartnern fixiert (Währungsunion), muss sie sich zwischen den 

konfligierenden Zielen von Preisstabilität und Außenhandelsgleichgewicht entscheiden.1761 

Hieraus wird ersichtlich, weshalb Vertreter der monetären Zahlungsbilanztheorie davon 

ausgehen, dass „flexibl[e] Wechselkurse […] Voraussetzung einer autonomen 

Geldmengensteuerung im Inland“1762 seien. Historische Beispiele erfolgreicher Bekämpfung 

von Außenhandelsungleichgewichten durch restriktive Geldpolitik finden sich bei Herr/Spahn 

(1989).1763  

Die frühere monetäre Zahlungsbilanztheorie geht u. a. davon aus, dass Leistungsbilanzsalden 

Änderungen der Währungsreserven induzieren können.1764 Für den Spezialfall einer 

Währungsunion muss dieser Aspekt differenziert betrachtet werden: Innerhalb der Eurozone 

finden – soweit ersichtlich – trotz erheblicher Handelsverflechtung und 

Außenhandelsungleichgewichte keine Übertragungen von Währungsreserven statt. Der 

                                                 
1757  Überblick bei Breuss, Monetäre Außenwirtschaft, 2006, S. 261 f. Den monetären Kanal anerkennend auch 
SVR, Jahresgutachten, 2014/15, Ziff. 485 (Spiegelstrich 5). 
1758 Interventionistische Abwertungen werden häufig als „unfair[es]“ wirtschaftspolitische Instrument angesehen, 
vgl. Breuss, Monetäre Außenwirtschaft, S. 431. Vgl. zur Abwertung des Renminbi, Pilbeam/Beckmann, 
Internationale Wirtschaft, 2017, S. 56.  
1759 Chalmovsky, Internationaler Zahlungsverkehr, 1984, S. 244. 
1760 M. Fratianni, Open Economies Review, vol. 23, 2012, 1 (7); krit. Bordo/McCauley, BIS working paper no. 
684, 12/2017, S. 16. 
1761 Primärrechtlich ist dieser Konflikt für die EZB durch den Vorrang der Preisstabilität (Art. 127 Abs. 1 AEUV) 
eindeutig entschieden. Eine gegenläufige Wechselkurspolitik (Art. 219 AEUV) existiert nicht. 
1762 Chalmovsky, Internationaler Zahlungsverkehr, 1984, S. 245. 
1763 Herr/Spahn, Staatsverschuldung, S. 92 f. (Deutschland 1979), S. 107 (Frankreich 1977). 
1764 Vgl. Breuss, Monetäre Außenwirtschaft, 2006, S. 262. 
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eigentliche Kanal zur Übertragung von Zahlungsmitteln ist TARGET2, deren Salden funktional 

betrachtet wie „Devisenströme“ interpretiert werden können. Richtig ist in diesem 

Zusammenhang, dass Währungsreserven innerhalb einer Währungsunion eine abweichende 

Bedeutung haben als zwischen Ländern unterschiedlicher Währung.1765 

Interessant ist in diesem Zusammenhang die These Fröhlichs (1986), 

Zahlungsbilanz(teil)salden bedeuteten eine Umverteilung monetärer Bestände. Er betrachtet 

hierbei Kassenbestände (Geldvermögen) und „sonstige Geldforderungen“ (richtiger: 

Finanzaktiva, sonstige Vermögenswerte) und kommt zu dem Schluss, dass 

Leistungsbilanzsalden als internationale Bewegungen von „Geldvermögensbeständen“ 

(gemeint: Geld und Finanzaktiva) interpretiert werden können.1766 Auch wenn er der oben 

kritisierten Verschuldungs- und Auslandsvermögens-Terminologie verhaftet ist1767, kann diese 

Deutungsweise erklären, weshalb Außenhandelsungleichgewichte auch ohne internationale 

Kreditbeziehungen dauerhaft bestehen können und dass staatliche Interventionen hierbei 

Einfluss auf die Saldenbildung und -erhaltung haben.  

Unabhängig von der schwierig zu beantwortenden Frage, wie groß die Bedeutung von 

Geldschöpfung für die Finanzierung von Leistungsbilanzdefiziten ist, soll hier vor allem die 

grundsätzliche These unterstrichen werden, dass Geldschöpfung im Rahmen von 

Außenhandelsungleichgewichten häufig als Finanzierungskanal völlig übersehen wird.1768 Die 

Annahme, Importüberschüsse könnten langfristig nur durch Ersparnisbildung oder 

Kreditaufnahme finanziert werden, erweist sich deshalb als unvollständig.  

(7) Zum (Nicht-)Einfluss der Politik 

Über die Einwirkungsmöglichkeiten und Verantwortung der jeweiligen nationalen Politik im 

Zusammenhang mit Außenhandelsungleichgewicht besteht traditionsgemäß Streit. Die 

deutsche Bundesregierung (2017) verweist hierfür auf die Maßgeblichkeit privater 

Ausgabenentscheidungen, die wirtschaftspolitisch nicht steuerbar wäre.1769  

                                                 
1765 Vgl. Bundesbank, Monatsbericht 1/2003, S. 25 f. 
1766 Fröhlich, Zahlungsbilanzsalden, 1986, S. 77 f., 169. 
1767 Fröhlich, Zahlungsbilanzsalden, 1986, S. 9-19. 
1768 Am Rande erwähnt bei Utecht, Komplementäre Leistungs- und Zahlungsbilanzsalden, 1999, S. 27 
(missverständlich unter dem Begriff „Kreditschöpfung“), später hingegen kaum berücksichtigt (vgl. S. 32 ff., 37 
[Tabelle], 74 ff., S. 119 f. [Sonderfall: Reparationen nach dem Ersten Weltkrieg], S. 144 
[Wechselkursinterventionen von Zentralbanken]). Auch wenn sich Zentralbanken bei ihrer Geldpolitik nicht 
einem „Diktat der Zahlungsbilanz“ (Utecht, a. a. O. S. 156) beugen, ist damit noch lange nicht ausgeschlossen, 
dass auf inländische Faktoren ausgerichtete Maßnahmen (Preisstabilität) Wirkungen im Außenhandel zeitigen. 
1769 BMF/BMWiE, Der deutsche Leistungsbilanzüberschuss, 05.05.2017, S. 3. 
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Auch wenn man bestimmte Rahmenbedingungen von Leistungsbilanzsalden zur Einflusssphäre 

staatlicher Stellen zählen kann, ist die Bundesbank der Auffassung, es bestünden keine 

„offensichtliche[n] Marktverzerrungen“1770.  

Die Lage ist indes komplizierter und die vorangegangenen Erwägungen deuten auf einige 

Wirkungskanäle hin, die sehr wohl politisch steuerbar sind: 

Die Fixierung nominaler Wechselkurse (Währungsunion) stellt ein politisch-willkürliches 

Projekt dar. Grundsätzlich ist der Wechselkurs die marktmäßige Größe, die übermäßige 

Importe bzw. Exporte durch Ab- oder Aufwertung der Währung von selbst bremst. Wird dieser 

Kanal abgeschafft, folgt hieraus zwanglos die Neigung zum Aufbau von 

Außenhandelsungleichgewichten.1771 Zur Einflusssphäre der Währungspolitik zählt ferner die 

Geldschöpfung, die in Eurozonen-Defizitländern wesentlich großvolumiger ausgeprägt und zur 

Finanzierung von anhaltenden Leistungsbilanzdefizite geeignet ist.1772 Es wäre bereits de lege 

lata denkbar, das Ausmaß der Geldschöpfung in den Eurozonen-Ländern zumindest an 

volkswirtschaftlichen Fundamentaldaten (z. B. reales BIP-Wachstum, nationale 

Inflationsraten) zu orientieren. Wählt man hingegen den anderen Weg der strikt einheitlichen 

Geldpolitik (EZB), so überrascht es nicht, dass sich die Disparitäten der Volkswirtschaften im 

Außenhandel und in länderspezifischen Inflationsraten niederschlagen.  

Eine weitere politische Einflussnahme besteht in Form staatlicher Rettungsprogramme (z. B. 

ESM), deren Mittel u. a. der indirekten Banken-Rekapitalisierung dienen. Derartige 

Stabilisierungsmaßnahmen vermeiden zwar kurzfristige, drastische Anpassungsprozesse. 

Gleichzeitig werden internationale Verflechtungen, die aufgrund von Krisen zum Kapitalabzug 

geführt haben, durch staatliche Rettungsmaßnahmen willkürlich aufrechterhalten.1773 Mit 

anderen Worten: Die Rettung grenzüberschreitender Investitionen bewirkt eine Perpetuierung 

von Leistungs- und Kapitalbilanzsalden, die sich eigentlich rückläufig entwickelt hätten.1774 

Richtig ist insofern die Einschätzung der Kommission, dass im Zuge der Finanzkrise 2007/08 

anstelle der marktmäßigen, grenzüberschreitenden Finanzierung eine staatliche Refinanzierung 

getreten sei.1775 Die Abnahme privater Investitionsrisiken durch Notenbanken und Regierungen 

                                                 
1770 Bundesbank, Geschäftsbericht 2013, S. 43 (Hervorhebung im Original).  
1771 Vgl. hierzu Pilbeam/Beckmann, Internationale Wirtschaft, 2017, S. 59. 
1772 Vgl. oben III. 4. c), S. 323 ff. 
1773 Das gilt selbstverständlich auch und vor allem hinsichtlich Rettungsmaßnahmen durch 
Leistungsbilanzdefizitländer zu Gunsten dort ansässiger Unternehmen/Banken, vgl. FAZ v. 01.06.2017 („Brüssel 
erlaubt Staatshilfen für italienische Krisenbank“). 
1774 So auch SVR, Jahresgutachten 2014/15, Ziff. 474 („abrupte Korrektur der Leistungsbilanzsalden […] 
vermieden“). 
1775 Kommission, Makroökonomische Ungleichgewichte - Deutschland 2014, S. 85. 
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kann ordnungspolitisch zwanglos als „offensichtliche Marktverzerrung“1776 angesehen werden. 

Selbst wenn man sie zunächst als Krisenmaßnahme für angemessen erachtet – und dafür mag 

viel sprechen –, muss man früher oder später die wirtschafts- und währungspolitischen Folgen 

ziehen1777 und darf die Hoffnungen nicht auf die Ausweitung des weitgehend ineffizienten und 

wirkungslosen Bankaufsichtsrechts setzen (EU-„Bankenunion“). Die Überlegung, dauerhafte 

Zahlungsbilanzungleichgewichte seien das Ergebnis von (geld-)politischen Interventionen, ist 

nach alledem keineswegs neu: 

„Zentralbank-Interventionen am Leihgeldmarkt (Bondsmarkt), dem Markt also, an dem über 
Zinsen entschieden wird, sind eine notwendige Bedingung für Zahlungsbilanzschwierigkeiten.“ 
(Fröhlich, 1986)1778 

„A central bank or its equivalent is a necessary condition for balance of payments problems. “ 
(Friedman, 1968)1779 

Bei der zahlungsbilanzwirksamen Verschiebung von Vermögenswerten über Landesgrenzen 

hinweg spielen steuerliche Gesichtspunkte häufig eine entscheidende Rolle. Daher erscheint es 

plausibel, dass der Steuerwettbewerb zwischen Nationen Außenhandelsungleichgewichte 

zumindest befeuern kann1780, auch wenn es sich nur im reflexhafte und nicht beabsichtigte 

Wirkungen handelt.  

Es spricht somit viel dafür, dass staatliche Maßnahmen der Eurozonen-Regierungen und der 

EZB das Entstehen von dauerhaften Leistungs- und Kapitalbilanzsalden begünstigt haben. 

(8) Ergebnis und Stellungnahme 

Bei der Interpretation von Teilsalden der Zahlungsbilanz bestehen noch erhebliche 

terminologische Mythen, die einem klaren Verständnis im Wege stehen. Im Einzelnen: 

 Generell: Vermischung von (Netto-)Vermögen und Forderungen/Verbindlichkeiten 

aufgrund der zu Missverständnissen einladenden zahlungsbilanzstatistischen 

Terminologie; 

 Deutung von Leistungsbilanzdefiziten als „Verschuldung“/“Verbindlichkeit“; 

                                                 
1776 Vgl. oben Fn. 17701771. 
1777 Vorschläge hierzu enthält die Qualifikation der EZB-Geldpolitik oben, 2. Kap., III. 2. h) (2) ii., S. 173 ff. 
1778 Zahlungsbilanzsalden, 1986, S. 110 (Überlegung im Rahmen eines einheitlichen Währungsraumes). 
1779 Dollars and Deficits, 1968, S. 270; hierauf hinweisend Fröhlich, Zahlungsbilanzsalden, 1986 (S. 110). 
1780 Vgl. SVR, Jahresgutachten 2014/15, Ziff. 458 (m. w. N.), wonach die Reform der Körperschaftssteuer und die 
günstigere steuerliche Behandlung von Gewinnthesaurierung im Ausland infolge der damit verbundenen 
Wettbewerbsfähigkeitseffekte zum Aufbau des deutschen Leistungsbilanzsaldos beigetragen hätten. Vgl. auch 
Kommission, Makroökonomische Ungleichgewichte - Deutschland 2014, S. 115. 
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 Deutung von Leistungsbilanzüberschüssen als (unmittelbarer) Aufbau von 

Auslandsvermögen; 

o Folgefehler bei der Deutung der Differenz zwischen kumulierten 

Leistungsbilanzsalden und dem Auslandsvermögen als Bewertungsverluste 

(„verschenkte Exporte“); 

o Fehldeutung von TARGET2-Salden als Bestandteil des Auslandsvermögens. 

Der üblicherweise auf die Leistungsbilanz gelegte Fokus geht mit einer Vernachlässigung der 

Finanzierungsseite (Kapitalbilanz)1781 einher, die mindestens genauso wichtig ist, wie die 

Bestimmungsgründe der Leistungsbilanz. Dies umfasst: 

 Vernachlässigung der Währungspolitik als Finanzierungskanal (Geldschöpfung); 

 fehlende Klarheit staatlicher Akteure über ihren Einfluss bei der Förderung und 

Erhaltung von Außenhandelsungleichgewichten 

o durch grenzüberschreitende, staatliche Rettungsmaßnahmen (Regierungen); 

o durch geldpolitische Maßnahmen (Eurosystem). 

Ob und in welchem Ausmaß Außenhandelsungleichgewichte noch tragfähig sind, kann derzeit 

nicht beantwortet werden, weil das volkswirtschaftliche Problem nicht klar identifiziert ist: 

1. Da es sich nicht um ein Verschuldungsproblem handelt, können nicht ohne Weiteres 

auf das kreditbezogene Kriterium der Tragfähigkeit abgestellt werden. Es fehlt schon 

an der Identifikation von (konkretem) Schuldner sowie Gläubiger. 

2. Soweit Leistungsbilanzsalden aus der Verschiebung von Vermögenswerten herrühren 

(Direktinvestitionen), fehlt es an der Darlegung des eigentlichen Problems, da solche 

Allokationsbewegungen der legitimen Ausübung der Kapitalverkehrsfreiheit dienen. 

Bereinigt man die bisherigen zahlungsbilanziellen Deutungen um diese Mythen und 

terminologischen Ungereimtheiten, so ist es nicht mehr eindeutig, worin genau die 

Schädlichkeit von Teilsalden bestehen soll. Zutreffend ist insofern die Einschätzung des 

Sachverständigenrates (2014/15), dass „Aktionismus nicht angebracht“1782 sei. Es ist 

hinzuzusetzen, dass auch (zahlungsbilanzwirksamer) Interventionismus nicht angebracht ist 

und bereits aus wirtschaftssystemischen Gründen (Art. 119 Abs. 1 AEUV: offene 

Marktwirtschaft mit freiem Wettbewerb) schrittweise vermindert werden sollte. Es bleibt 

                                                 
1781 Krit. auch Utecht, Komplementäre Leistungs- und Zahlungsbilanzsalden, 1999, S. 252, 281. 
1782 SVR, Jahresgutachten 2014/15, Kapitel 6. 
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abzuwarten, ob sich die Intra-Eurozonen-Leistungsbilanz- und Kapitalbilanzsalden dann noch 

halten können. Dies wäre der Einführung von Außenhandelsbeschränkungen bzw. -steuern1783 

als ordnungspolitisch milderes Mittel vorzuziehen. 

IV. Studien zu speziellen Verteilungseffekten 

1. Verteilungseffekte anhaltender Leistungsbilanzüberschüsse in Deutschland 

Die nahezu stets auf Länderebene vorgenommenen Bewertungen, Leistungsbilanzüberschüsse 

seien generell gut für die gesamte Volkswirtschaft, verdecken den Blick darauf, wohin die 

Erlöse im Zusammenhang Leistungsbilanzüberschüsse im Inland geflossen sind. Dem soll im 

Folgenden genauer nachgegangen und die These am Beispiel Deutschland geprüft werden, das 

Überschussland hätte als Ganzes von dieser Wirtschaftspolitik profitiert. 

Unmittelbare Profiteure 

Ausgangspunkt der Suche sind die unmittelbar an Leistungsbilanzüberschüssen beteiligten 

Wirtschaftsakteure: Mit Blick auf den Warenhandel und die Erwerbs- und 

Vermögenseinkommen sind dies vor allem (1) Exportunternehmen und (2) Inhaber von 

Auslandsvermögen.1784 

Ad (1): 

Die Kommission (2014)1785 identifiziert den Unternehmenssektor Deutschlands als Profiteur, 

der seine Gewinne aus dem Exportgeschäft nutzte, um Fremdfinanzierung abzubauen und 

Vermögenswerte zu erwerben.1786 Umgekehrt wurden eine schwache Binnennachfrage und 

geringe öffentliche Investitionen bemängelt.1787 Zwar ging die Verschuldungstendenz in allen 

Sektoren (Staat, private Haushalte, Unternehmen) zurück, am deutlichsten war dies aber im 

Unternehmenssektor.1788 Die hohen Finanzierungsüberschüsse deutscher Unternehmen dienten 

(2013-2017) vor allem dem Aufbau von Finanzvermögen und nicht realwirtschaftlichen 

                                                 
1783 Vgl. Pahlke, in: Albers, Besteuerung und Zahlungsbilanz, 1972, S. 65 ff. 
1784 Vgl. zur Zusammensetzung des Leistungsbilanzüberschusses aus Warenhandel und Erwerbs- und 
Vermögenseinkommen die Darstellung der Bundesbank, Geschäftsbericht 2013, S. 45. 
1785 Kommission, Makroökonomische Ungleichgewichte - Deutschland 2014, S. 12. 
1786 Bundesbank, Geschäftsbericht 2013, S. 54 (positiver Finanzierungssaldo des Unternehmenssektors). 
1787 Kommission, Makroökonomische Ungleichgewichte - Deutschland 2014, S. 13. 
1788 Bundesbank, Geschäftsbericht 2013, S. 54; SVR, Jahresgutachten 2014/15, Ziff. 409 (beim Vergleich der 
Zeiträume 1996-1999 und 2010-2013); Kommission, Makroökonomische Ungleichgewichte - Deutschland 2014, 
S. 12; international ist das nicht unüblich, IWF, Global Imbalances, G20 Background Note v. 05.06.2019, S. 15. 
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Investitionen.1789 Dem entspricht die Einschätzung des Sachverständigenrates, wonach rund 

drei Viertel der Unternehmensgewinne im Ausland reinvestiert wurden.1790 Ein Zusammenhang 

zu allgemeinen Wohlfahrtssteigerungen in Deutschland ist vor diesem Hintergrund fernliegend. 

Betrachtet man die zu Exportunternehmen gehörenden Interessengruppen, so kann man deren 

Eigentümer und Beschäftigte als primäre Profiteure identifizieren, Zulieferer und andere 

Geschäftspartner als sekundäre Profiteure. Ein Blick auf die Vermögensportfolios innerhalb der 

Vermögensverteilung zeigt, dass erst die obersten 15-25 Perzentile der Vermögensverteilung 

nennenswerten Wertpapier- bzw. Unternehmensanteilsbesitz aufweisen.1791 Soweit der übrige 

Wertpapierbesitz sich auf Unternehmen als Rechtsträger verteilt, gilt für die dahinterstehenden 

natürlichen Personen, dass diese entweder keine Deutschen sein müssen (ausländische 

Investoren)1792 oder zum obersten Vermögensquartil gehören. Auch vor diesem Hintergrund 

erscheint es nicht angezeigt, die deutsche Allgemeinheit zu den Profiteuren zu zählen. 

Hauptmann/Schmerer (IAB)1793 untersuchten 2012 Lohnunterschiede zwischen Export- und 

sonstiger Privatwirtschaft. Im Zeitraum 1996-2008 vergrößerte sich der nominale Vorsprung 

von Löhnen in der Exportwirtschaft von 40 auf 55 %.1794 Bereinigt man den Wert um 

strukturelle Unterschiede zwischen Export- und übriger Wirtschaft (Qualifikationsniveau, 

Branchenunterschiede, Beschäftigtenalter und -erfahrung) verbleibt ein Mehr von immerhin 

noch 5-10 %.1795 Das relativ hohe Ausbildungsniveau bei Beschäftigten in Exportunternehmen 

kann dabei nur teilweise auf outsourcing von gering qualifizierten Arbeitskräften zurückgeführt 

werden.1796 Die Autoren schätzen, dass ein Drittel der Arbeitnehmer in Deutschland in 

exportorientierten Unternehmen arbeitet und folglich mittelbar von Exportüberschüssen 

profitiert. Je nachdem, wie streng man die Grenze zur Exportorientierung zieht, profitiert ein 

Teil der Beschäftigten durchaus von einem Teil der Leistungsbilanzüberschüsse (genauer: 

                                                 
1789 Borger, KfW Research 11/2018, S. 2; vgl. hierzu Kommission, Makroökonomische Ungleichgewichte - 
Deutschland, 2014, S. 69, die es für „verwunderlich“ hielt, dass Unternehmen lieber sparen, statt in Produktion zu 
investieren oder Gewinne auszuschütten. Offenbar zogen es die Unternehmen vor, Vermögen weiter beim 
Rechtsträger/im Konzern zu konzentrieren. Dies könnte auf „gedämpfte[n] Ertrags- und Nachfrageerwartungen“ 
beruhen (SVR, Jahresgutachten 2014/15, Ziff. 436). 
1790 SVR, Jahresgutachten 2014/15, Ziff. 426. 
1791 Vgl. Grabka/Halbmeier, DIW 40/2019, S. 742 (Abb. 7). 
1792 Die Datenlage ist hier schwierig, vgl. Anteil ausländischer Investoren bei 23 börsennotierten Unternehmen 
Stelter, ifo schnelldienst 9/2015, S. 4 (ca. ein Viertel im EU- Ausland, etwa 21 % in Nordamerika), auf Grundlage 
von Daten der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Ernst & Young. 
1793 Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (Forschungseinrichtung der Bundesagentur für Arbeit).  
1794 Hauptmann/Schmerer, IAB, Kurzbericht 20/2012, S. 3. 
1795 Hauptmann/Schmerer, IAB, Kurzbericht 20/2012, S. 7. 
1796 Hauptmann/Schmerer, IAB, Kurzbericht 20/2012, S. 6 (Abb. 6: Säulen FQ1 und FQ2). 
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Handelsbilanzüberschüsse), allerdings ist dieser mit einem Drittel noch nicht mit der 

Allgemeinheit gleichzusetzen.  

Ad (2): 

Die Erwerbs- und Vermögenseinkommen als Bestandteile der Leistungsbilanz weisen eine 

stetig wachsende Bedeutung bei der Bildung der deutschen Leistungsbilanzüberschüsse auf.1797 

Für einen Leistungsbilanzüberschuss sorgen dabei vor allem die wachsenden 

Vermögenseinkommen. Grenzüberschreitende Erwerbseinkommen sind hingegen 

vernachlässigbar gering, in ihrer Dynamik relativ stabil und weisen bisweilen  negative 

Vorzeichen auf (2019).1798 Da die internationalen Vermögenseinkommen im Zusammenhang 

mit Auslandsvermögen stehen, kann man diese schätzungsweise vor allem denjenigen 

statistischen Einheiten in Deutschland zuordnen, die über Auslandsvermögen verfügen. 

Darstellungen der Bundesbank zum Auslandsvermögen beinhalten kaum Informationen zu den 

entsprechenden Inhabern. Eine Pressenotiz aus dem Jahr 2012 lässt immerhin grobe Schlüsse 

auf die Verteilung zu1799: Am Auslandsvermögen von netto 6.555 Mrd. € hielten monetäre 

Finanzinstitute i. H. v. rd. 44 %, Wirtschaftsunternehmen und private Haushalte i. H. v. 42 %. 

Circa 10 % entfielen auf die Auslandsposition der Bundesbank. Staatliche Stellen beliefen sich 

netto auf Verbindlichkeiten (1.036 Mrd. €). Sieht man vom staatlichen Leistungsbilanzdefizit 

und der wenig aussagekräftigen Auslandsposition der Bundesbank ab, die hauptsächlich vom 

unzutreffend eingeordneten TARGET2-Saldo gespeist wird, dann verteilt sich das 

Auslandsvermögen folglich zu gleichen Teilen auf Banken sowie Unternehmen und 

Privathaushalte. Berücksichtigt man, dass privater Vermögensbesitz – der nicht in einer selbst 

genutzten Wohnimmobilie besteht – erst im obersten Vermögensquartil zu suchen ist, zeigt 

sich, dass kaum von Auslandsvermögen der deutschen Allgemeinheit die Rede sein kann.  

Man muss ferner in Rechnung stellen, dass sich in Unternehmensbesitz befindliches 

Auslandsvermögen über dessen Gesellschafterstruktur zum Teil in Händen ausländischer 

Investoren befindet. Die Aktionärsstruktur der DAX 30 zeigt mit einem Anteil von 54 % 

Auslandsinvestoren (2019)1800, dass die Zuordnung zu „deutschem“ Auslandsvermögen bereits 

zu erheblichen Teilen schief ist. Zwar ist der Anteil von Auslandsinvestoren bei sonstigen 

                                                 
1797 Oben Fn. 17181719. 
1798 Bundesbank, Monatsbericht 3/2020, S. 27. Hier besteht relative Konstanz, vgl. Bundesbank, Monatsbericht 
03/2012, S. 27; Monatsbericht 03/2006, S. 26. 
1799 Bundesbank, Pressenotiz v. 28.09.2012. 
1800 Handelsblatt v. 16.10.2019. 
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Unternehmen in Deutschland vermutlich geringer, allerdings dürften kleinere Unternehmen 

auch einen geringeren Beitrag am Auslandsvermögen haben.  

Außenwert des Euro 

Zentrales Merkmal einer Währungsunion ist, dass der nominale Wechselkurs mit anderen 

Mitgliedern dieser Union geteilt wird. Folglich können sich Disparitäten im Außenhandel nicht 

mehr über monetäre Kanäle wie Wechselkursanpassungen normalisieren.1801 Es findet mit 

Blick auf den Außenwert der Währung vielmehr eine Gesamtbetrachtung der gesamten 

Währungsunion statt. Innerhalb der EWU ist dabei ziemlich eindeutig, dass Deutschland für 

Aufwertungsdruck sorgt, der aber durch gegenläufige Effekte in anderen Eurozonenländern 

kompensiert wird. Dies verhindert eine nominale Aufwertung des Euro und begünstigt die 

preisliche Wettbewerbsfähigkeit deutscher Unternehmen.1802 

Umgekehrt kommen die Bürger des Überschusslandes, das in einem System flexibler 

Wechselkurse zu Währungsaufwertung neigen würde, nicht mehr in den Genuss höherer 

Auslandskaufkraft. Dies betrifft einerseits Importe aus dem Ausland wie auch den Tourismus 

und Reiseverkehr.1803 

Lohnzurückhaltung in Überschussländern 

Der Anstieg des Leistungsbilanzsaldos Deutschlands zu Beginn der EWU bewirkte in der Folge 

keinen Anstieg der Nettoarbeitseinkommen.1804 Erwartete Spillover-Effekte auf die gesamte 

Volkswirtschaft blieben aus, der Leistungsbilanzsaldo hingegen stieg stetig an. Das überrascht 

nicht, weil Lohnzurückhaltung umgekehrt auch eine Determinante des Außenhandels ist und 

den Export über ein (relativ betrachtet) geringeres inländisches Preisniveau begünstigt. 

Teilweise wird hervorgehoben, das niedrige Reallohnwachstum stehe im Zusammenhang mit 

internationalem Wettbewerbsdruck, sodass Lohnzuwächse die Exportstärke gefährden 

würden.1805 Bei dieser Gewinnverwendungspolitik wird übersehen, dass die betrieblichen 

Überschüsse unzweifelhaft vorhanden sind. Sie werden jedoch aus verschiedenen Gründen nur 

                                                 
1801 Möglich ist noch eine reale Anpassung, etwa als allgemeine Lohnsenkungen im Rahmen von 
Austeritätspolitik. 
1802 SVR, Jahresgutachten 2014/15, Ziff. 455, 481. 
1803 Vgl. hierzu Stelter, ifo Schnelldienst 9/2015, 3 (4); Dieter, Deutschlands Außenwirtschaftspolitik, SWP-Studie 
13, 2018, S. 21. 
1804 Kommission, Makroökonomische Ungleichgewichte - Deutschland, 2014, S. 36 (Zeitraum 200-2007). Das 
verfügbare Einkommen ist die zentrale Größe für Konsummöglichkeiten der Allgmeinheit, vgl. SVR, 
Jahresgutachten 2014/15, Ziff. 462-464. 
1805 Vgl. Bundesbank, Geschäftsbericht 2013, S. 61 () 
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teilweise zur Wohlstandsmehrung in Deutschland verwendet.1806 Die große Bedeutung im 

Ausland reinvestierter Gewinne (Direktinvestitionen), die Rückführung von 

Fremdfinanzierung und der Aufbau von mehr Eigenkapital1807 zeigt, dass die Verteilungsfrage 

von den Unternehmenseigentümern schlicht anders beantwortet wird. Das ist in einer liberalen 

Wirtschaftsordnung auch kein grundsätzliches Problem, allerdings kann man dann nicht die 

These vertreten, Leistungsbilanzüberschüsse seien für alle im Überschussland eine vorteilhafte 

Wirtschaftspolitik. 

Mit Blick auf die Sparquote im Lichte der Einkommensverteilung in Deutschland zeigt sich 

hierzu passend, dass nicht die Allgemeinheit in Deutschland „spart“ (besser: Vermögen bildet), 

sondern im Wesentlichen nur das oberste Einkommensquartil.1808 

Finanzpolitische Ambivalenz 

Eine Wohlstandsmehrung in Deutschland kann auch nicht auf erhöhte Staatsausgaben zu 

Gunsten der Allgemeinheit hergeleitet werden. Obwohl Deutschland seine Haushaltdefizite seit 

Beginn der EWU verringern konnte1809, sind die Bruttoanlageinvestitionen in Deutschland im 

EU-Vergleich eher gering.1810 Hierbei darf nicht übersehen werden, dass 

Leistungsbilanzüberschüsse weder notwendig noch unmittelbar die Einnahmemöglichkeiten 

des Überschusslandes erhöhen. Das kann daran liegen, dass Gewinne nicht notwendig ins 

Überschussland transferiert werden (reinvestierte Auslandsvermögen), von vornherein keiner 

in Deutschland steuerpflichtigen Einheit zufließen (Auslandsinvestoren) oder ein 

Leistungsbilanzüberschuss auf einer Reduktion von Importen (Waren, Dienstleistungen) 

beruht. Die Aufzählung ist nicht abschließend, verdeutlich aber, dass 

Leistungsbilanzüberschüsse keineswegs einen direkten Zusammenhang zu staatlichen 

Mehreinnahmen aufweisen. Ob es sinnvoll wäre, einen solchen Mechanismus politisch zu 

etablieren (Steuern auf Auslandserlöse o. ä.), soll hier nicht vertieft werden.1811  

                                                 
1806 Insbesondere äußern sie sich in erhöhtem Lohnniveau in exportorientierten Unternehmen. 
1807 Vgl. SVR, Jahresgutachten 2014/15, Ziff. 485 (2. Spiegelstrich). 
1808 Kommission, Makroökonomische Ungleichgewichte - Deutschland 2014, S. 44 (Grafik 3.21), S. 46): nur 
oberstes Quartil spart mehr, alle anderen weniger. 
1809 Nicht immer durch aktive Haushaltspolitik, sondern vielmehr durch passive Effekte eines erhöhten 
(nominalen) BIP, das die Schuldenquote (= Staatsverschuldung/BIP) rechnerisch absinken ließ. 
1810 Kommission, Makroökonomische Ungleichgewichte - Deutschland, 2014, S. 76 (Grafik 3.50). 
1811 Vgl. den Vorschlag oben III. 5. c) (8), S. 351 f. (zunächst Interventionen abbauen, die 
Außenhandelsungleichgewichte begünstigen). 
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Saldierung der Vor- und Nachteile  

Die Leistungsbilanz ist nur ein Kanal internationaler Verflechtung. Ob eine Exportüberschuss-

Strategie auf Dauer lohnenswert ist, hängt auch davon ab, wie die anderen Kanäle 

(Kapitalbilanz) hierauf reagieren. Soweit der Überschuss durch Geldschöpfung und durch 

Staatskredite und Interventionen auf Länderebene finanziert wird (ESM, EU-Geldpolitik, 

sonstige Rettungsmaßnahmen), müsste man deren Kosten erfassen und den Überschüssen 

gegenüberstellen. Das ist rechnerisch kaum leistbar und stets mit nicht weniger 

problematischen Umverteilungseffekten verbunden. Deshalb verwundert es auch nicht, dass in 

solchen wirtschaftspolitischen Fragestellungen Glaubenssätze Platz greifen und prinzipiell 

argumentiert wird. Sicher ist nur, dass selbst wenn die Vorteile durch 

Leistungsbilanzüberschüsse die Kosten ihrer Aufrechterhaltung erreichen würden, Begünstigte 

und Belastete einer solchen Politik auseinanderfallen. Folglich handelt es sich um eine 

zumindest auch staatlich veranlasste Umverteilungslotterie ohne wirtschaftspolitisch stringente 

Strategie. Nimmt man hinzu, dass Leistungsbilanzüberschüsse notwendigerweise 

entsprechende Defizite in anderen Ländern verursachen müssen (Saldenmechanik), dann wird 

noch viel fragwürdiger, ob die Exportüberschuss-Strategie eine politisch und gesellschaftlich 

akzeptable Lösung darstellt.  

Zwischenergebnis 

Nach alledem kann der These, Deutschland profitiere als Ganzes von anhaltenden 

Leistungsbilanzüberschüssen nicht zugestimmt werden. Weder die deutsche Allgemeinheit 

noch öffentliche Stellen in Deutschland partizipieren unmittelbar an den Überschüssen von 

Exportunternehmen oder zahlungsbilanzwirksamen Erwerbs- und Vermögenseinkommen. 

Richtig erscheint daher die Einschätzung Sauernheimers (in Bezug auf Effekte der EWU), 

wonach  

„[i]n all diesen Fällen […] nicht »Deutschland« Eurogewinner [sei], sondern einige Deutsche 
gewinnen, andere Deutsche verlieren. Nicht selten gelingt es aber den gut organisierten 
Gewinnern, den Eindruck zu erwecken, nicht sie, sondern Deutschland gewönne.“ 

Dem ist lediglich hinzuzusetzen, dass selbstverständlich auch im Ausland Gewinner und 

Verlierer von Außenhandelsungleichgewichten zu finden sind und dass die Grenzziehung 

entlang von Nationalitäten den Blick auf die wirtschaftlichen Hintergründe verdeckt und 

politischen Radikalisierungen Vorschub leistet. 
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2. (Um-)Verteilungseffekte der Währungsunion 

a) Gasparotti/Kullas (2019) 

Gasparotti/Kullas (2019) untersuchten auf Grundlage von Daten der Weltbank den Effekt der 

EWU auf das pro Kopf-BIP ausgewählter Eurozonenländer. Sie bedienten sich einer 

„synthetischen Kontrollmethode“ und schätzten das hypothetische (pro Kopf-)BIP bei 

Nichteintritt anhand der Entwicklung von Drittstaaten, deren wirtschaftliche Entwicklung und 

Struktur vergleichbar waren.1812 Für Deutschland etwa ergab sich als Kontrollgruppe 

vergleichbarer Volkswirtschaften Japan (35,8 %), das Vereinigte Königreich (26,4 %), Bahrain 

(28,1 %) und die Schweiz (9,7 %).1813 

Im Ergebnis hätten nach Gasparotti/Kullas nur Deutschland und die Niederlande in BIP-

relevanter Hinsicht profitiert. Alle übrigen betrachteten Eurozonenländer (acht der elf 

Gründungsländer)1814 wiesen negative Effekte auf. Interessant dabei ist, dass die geschätzten 

BIP-Zuwächse (2017: 298 Mrd. €) und Verluste (2017: -1.078 Mrd. €) implizieren, dass die 

EWU insgesamt ein wirtschaftspolitischer Misserfolg gewesen sein müsste.1815  

Zwei Kritikpunkte sind bei diesen Ergebnissen angebracht: Erstens ist die Methodik mit Blick 

auf die teils überraschende Vergleichsgruppenbildung in Frage zu stellen, die die deutsche 

Wirtschaft zu 28 % mit der bahrainischen Entwicklung vergleicht oder Australien für das 

hypothetische, französische BIP-Wachstum heranzieht. Nur geringfügig besser ist der 

Vergleich von Barbados mit den Volkswirtschaften Griechenlands und Portugal. Zweitens darf 

bei der nominalen BIP-Betrachtung nicht außer Acht gelassen werden, dass etwaige Inflations-
1816 und Abwertungseffekte in einem Nicht-Euro-Szenario die reale Kaufkraft geschmälert 

hätten. Deshalb ist es problematisch, Wohlstandseffekte allein aus nominalem BIP-Wachstum 

zu extrahieren. Gleichwohl passt das tendenzielle Gesamtergebnis der Studie zur hier ebenfalls 

vorgefundenen geringeren Wachstumsdynamik der Eurozone und den weiteren (schwächer 

ausgefallenen Indikatoren) im Vergleich zum EU28-Durchschnit.1817 

                                                 
1812 Gasparotti/Kullas, 20 Jahre Euro: Gewinner und Verlierer, cep Studie 02/2019, S. 2 f. 
1813 Geklammerte Anteile stehen für Volumengewichte. 
1814 Ohne LU, FI und AT. 
1815 Dasselbe gilt für den Zeitraum 1999-2017 (kumuliert): geschätzte BIP-Zuwächse von 2241 Mrd. € sowie 
Verluste i. H. v. 8.633 Mrd. €. 
1816 Inflation wurde nur bei der Vergleichsgruppensuche berücksichtigt, nicht bei den Zugewinnen/Verlusten, vgl. 
Gasparotti/Kullas, 20 Jahre Euro: Gewinner und Verlierer, cep Studie 02/2019, S. 3. 
1817 Unten Tab. 11., S. 373 f. 
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b) Schnabl (2019) 

Schnabl identifiziert die Vermögenspreise als wesentlichen (Um-)Verteilungswirkungskanal 

geldpolitischer Maßnahmen. Kapitalzuwächse bei Vermögenspreisen ordnet er besonders 

einkommensstarken Haushalten zu1818, die folglich zu den primären Profiteuren gezählt werden 

können. Am Beispiel der Einkommensentwicklung des obersten Perzentils in den USA zeigt er 

eine Korrelation zu steigenden Aktienpreisen (NYSE) auf und interpretiert sie als Treiber 

steigender Einkommensdisparität: 

Abb. 25 – Höchsteinkommen und Aktienkurse USA1819 

Ferner weist Schnabl auf den von ihm vermuteten wirtschaftspolitischen Effekt hin, dass die 

willkürliche Senkung der Finanzierungskosten für Unternehmen – ein erklärtes Ziel der EZB-

Geldpolitik – auch zur Folge haben könnte, dass der Anreiz zu Produktivitätsgewinnen 

verringert wird.1820 

Die großzügige Bereitstellung von Liquidität führe zur Senkung des allgemeinen Zinsniveaus 

(„Finanzrepression“), was weitergehende (Um-)Verteilungseffekte zwischen „Schuldnern“ und 

                                                 
1818 Schnabl, Verteilungseffekte der Geldpolitik der EZB, working paper No. 160, 2019, S. 3 f. 
1819 Schnabl, Verteilungseffekte der Geldpolitik der EZB, working paper No. 160, 2019, S. 8. 
1820 Schnabl, Verteilungseffekte der Geldpolitik der EZB, working paper No. 160, 2019, S. 5. 
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„Gläubigern“ hätte.1821 Das gilt insbesondere auch für verschuldete Staaten, deren Zinslast 

durch Zentralbankinterventionen verringert werden.1822 

Schnabl betont, dass der Finanzsektor aufgrund seiner Einbindung in den 

Geldschöpfungsprozess in den Genuss des Cantillon-Effekts kommt.1823 Daneben sieht er 

Gefahren für den Wettbewerb, wenn etwa Unternehmen aufgrund ihres gesteigerten 

Marktwertes ihre Konkurrenten durch Übernahme vom Markt entfernen1824, statt durch bessere 

Produkte.  

Insgesamt kritisiert er die Abwendung von marktwirtschaftlichen Prinzipien und den 

steigenden Druck, in den sich Notenbanken begeben, wenn sie die „Spirale wachsender 

Ausgaben“ weiter begünstigen und sieht dies in Zusammenhang mit „politischer 

Destabilisierung“.1825 

c) Bundesbank (2016) 

Die Bundesbank untersuchte im Monatsbericht für den September 2016 Verteilungseffekte der 

EZB-Geldpolitik auf Einkommen und Vermögen. Die problematische Datenlage vor allem im 

Bereich der Vermögensverteilung kann man im folgenden Diagramm (Abb. 26) ermessen. 

 

 

 

                                                 
1821 Schnabl, Verteilungseffekte der Geldpolitik der EZB, working paper No. 160, 2019, S. 6 f.  
1822 Schnabl, Verteilungseffekte der Geldpolitik der EZB, working paper No. 160, 2019 , S. 7. 
1823 Schnabl, Verteilungseffekte der Geldpolitik der EZB, working paper No. 160, 2019, S. 7. 
1824 Schnabl, Verteilungseffekte der Geldpolitik der EZB, working paper No. 160, 2019, S. 9 f. 
1825 Schnabl, Verteilungseffekte der Geldpolitik der EZB, working paper No. 160, 2019, S. 12 f. 
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Abb. 26 – Bundesbank (Monatsbericht 9/2016, S. 19) Gini-Koeffizient der 

Vermögensverteilung 

Neben vielen Seitwärtsbewegungen sticht hier vor allem die deutliche Erhöhung der 

Vermögensungleichheit Italiens infolge der Finanzkrise 2007/08 und der damit verbundenen 

staatlichen Hilfsmaßnahmen hervor. Der die Vermögensungleichheit eigentlich nivellierende 

Effekt von Unternehmensinsolvenzen durch die Entwertung von Wertpapieren und 

Anteilsrechten wurde offenbar durch geldpolitische Stützungsmaßnahmen nicht nur 

neutralisiert, sondern darüber hinaus überkompensiert: Der Gini-Koeffizient (Vermögen) stieg 

in Italien von 0,47 auf 0,64. 

Die durch die aktuelle Euro-Geldpolitik in Kauf genommene Vermögenspreisinflation 

begünstigt, in Anlehnung an eine Studie von Adam/Tzamourani (2016), primär vermögende 
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Haushalte. Eine Vermögenspreisinflation verändere hiernach die Vermögensverteilung vor 

allem zu Gunsten der obersten 25 Perzentile der Vermögensverteilung.1826 

Auch die OMT-Ankündigung führte zu einem überdurchschnittlichen Kapitalzuwachs in den 

obersten fünf Vermögensperzentilen.1827 

Die Wirkung der Vermögenspreisinflation wird versucht durch folgende Betrachtung zu 

relativieren. 

Aus der in Abb. 27 dargestellten Grafik folgert 

die Bundesbank, dass der Mittelstand über 

Immobilienwertzuwächse überproportional 

profitiert hätte. Dabei sind die Abschnitte der 

Perzentile unglücklich gewählt: Es erscheint 

wenig sinnvoll, die Perzentile 20-70 als 

einheitliche Gruppe zu präsentieren, da 

nennenswertes Vermögen erst ab dem 5./6. 

Dezil vorliegt.1828 Die untere Hälfte der 

Vermögensverteilung weist (fast) kein 

Nettovermögen auf und prozentuale 

Kapitalzuwächse sind marginal. Anders 

formuliert: Auch eine deutlich höhere 

Kapitalzuwachsrate von sehr geringen 

Vermögen (z. B. 100 % Steigerung bei 

10.000 €) erscheint neben deutlich geringeren 

Zuwachsraten am oberen Ende (etwa 0,5 % Steigerung bei 1 Mrd. € [5 Mio. €]) 

vernachlässigbar. 

Rechtfertigungsmuster 

Grundsätzlich entspricht es der Auffassung der Bundesbank, dass eine unabhängige Notenbank 

nicht dazu berufen ist, besonderen Einfluss auf die Einkommens- und Vermögensverteilung zu 

nehmen.1829 Dieser kompetenzrechtlichen Einschätzung ist nichts hinzuzusetzen. Diesen 

                                                 
1826 Bundesbank, Monatsbericht 09/2016, S. 27. 
1827 Bundesbank, Monatsbericht 09/2016, S. 29 (bis zu 3,5 %, darunter zwischen 0,5-1,0 % Zuwachs). 
1828 Vgl. Grabka/Halbmeier, DIW Wochenbericht 40/2019, S. 742. 
1829 Vgl. Bundesbank, Monatsbericht 09/2016, S. 15.  

Abb. 27 – „Mittelstandseffekt“  

Quelle: Bundesbank, Monatsbericht 9/2016, S. 28. 
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Grundsatz jedoch relativiert die Bundesbank mit folgenden apologetischen Erwägungen, 

wonach 

a) Verteilungseffekte geldpolitischer Maßnahmen des Eurosystems schwierig 

abzuschätzen und technisch kaum zu vermeiden seien;1830 und  

b) die langfristigen Wachstums- und Beschäftigungseffekte kurzfristige 

Verteilungswirkungen ausgleichen könnten. 

Ad a): Der Hauptgrund dafür, dass die geldpolitische Transmission und ihre Wirkung auf die 

Vermögen der einzelnen so schwer abschätzbar sind, liegt in der Instrumentenwahl, die 

teilweise auf dem EU-Primärrecht beruht (ESZB-Satzung), teils aber auch die Vorstellungen 

der EZB widerspiegelt, soweit Spielräume für andere Instrumente ungenutzt bleiben (Art. 20 

ESZB-S). Findet Geldschöpfung überwiegend durch Bankenrefinanzierung und Ankauf von 

Wertpapieren (von Banken) statt, so ist für die Verteilungswirkung maßgeblich, wie Banken 

und deren Vertragspartner auf diese geldpolitischen Impulse reagieren. Wenig überraschend ist 

es, dass sie kaum HVPI-relevante Güter, sondern sonstige Vermögenswerte finanzieren. Das 

ist zwanglos aus der Kapitalmarkt- und Bankenfixierung des Eurosystems ableitbar. Die 

Notenbanken haben – soweit ersichtlich – Verteilungsgesichtspunkten bei ihrer 

Instrumentenwahl bisher kaum Bedeutung zugemessen. Wesentlich (um-)verteilungsneutralere 

Geldschöpfungskanäle, wie etwa Helikoptergeld für Eurozonenbürger, wurden nur zögerlich 

oder ablehnend1831 erwogen, obwohl kein umverteilungsneutralerer Weg möglich erscheint.  

Ad b): Ausgehend vom grundsätzlich zutreffenden Befund, erhöhte Arbeitslosigkeit verschärfe 

Disparitäten der Einkommens- und Vermögensverteilung, hebt die Bundesbank hervor, dass 

eine Geldpolitik, die das Arbeitslosigkeitsrisiko1832 senke, auch normalisierend auf 

Verteilungsfragen wirke. Ersten muss man – unbeschadet der kompetenziellen Bedenken 

(Notenbanken und Beschäftigungspolitik) – die Mittel einer solchen Politik kritisieren: Es 

erscheint wenig überzeugend, Arbeitsplätze dadurch generieren zu wollen, dass man Banken 

refinanziert und deren Wertpapiere abkauft. Zweitens ist es alles andere als sicher, ob sich die 

Beschäftigungssituation infolge solcher Geldpolitik langfristig tatsächlich verbessert. Drittens 

hemmt man dadurch währungspolitische Reformen, die die inhärente Fragilität von Geld- und 

Finanzordnung und deren negative Effekte auf die restliche Wirtschaft abwenden könnten.  

                                                 
1830 Bundesbank, Monatsbericht 09/2016, S. 23, 30 („große Streuung der Effekte“). 
1831 Weidmann, in: FAZ v. 20.03.2016. 
1832 Bundesbank, Monatsbericht 09/2016, S. 37. 



 
 

- 364 - 

Auffällig ist ferner, dass die Bundesbank den Cantillon-Effekt im Bericht an keiner Stelle 

erwähnt. Selbst wenn er schwer zu quantifizieren ist, zeigt er immerhin die primär Begünstigten 

in einer Geldschöpfungskette an und indiziert damit Zugewinne bei Einkommen und 

Vermögen. Mit Blick auf die Geschäftspartnerwahl ist dies primär der Bankensektor, sekundär 

die Emittenten der gekauften Wertpapiere sowie Wertpapierbesitzer, deren Portfolio-Wert 

durch die Zentralbanknachfrage gestützt wird. Es ist schon bemerkenswert, dass die Ebene der 

primär Begünstigten fast völlig übersprungen und schwerpunktmäßig versucht wird, in der 

Zukunft vermutete positive und mittelbare Effekte für die Gesamtgesellschaft zu suchen. 

Schwer nachzuvollziehen ist, dass die Bundesbank, obwohl sie die fehlende Kompetenz für 

Verteilungsfragen erkennt, nicht einmal den Versuch unternimmt, über weniger umverteilende 

Instrumente nachzudenken. Dabei wird zugleich vernachlässigt, dass jede geldpolitische 

Umverteilung stets (Inflations-)Kosten mit sich bringt. Der pauschale Verweis auf eine 

möglicherweise positivere Konjunkturentwicklung in Zukunft erscheint dann in einem anderen 

Licht. 

d) Bernoth/König/Beckers (2016) 

In einer Studie des DIW kommen Bernoth/König/Beckers zum Ergebnis, dass die geldpolitisch 

durch Ankaufsprogramme induzierte Vermögenspreisinflation vor allem einkommensstarken 

Haushalten zugutekäme, da deren Vermögen in erheblichem Ausmaß in Wertpapieren 

bestehen.1833 Die Gesamtwirkung der Ankäufe sei hingegen „nicht eindeutig“, da man 

gegenläufige Effekte sonstiger (inflationsanfälliger) Güter schwer abschätzen kann.1834 Sie 

kritisieren im Ergebnis auch, dass geldpolitische Verteilungswirkungen seitens der EZB 

weitgehend ignoriert worden sind.1835 

e) Stellungnahme 

Es kann insgesamt festgehalten werden, dass die aktuelle EZB-Geldpolitik durch die 

Instrumentenwahl, und die damit verbundenen Effekte für Vermögenspreise auf die Verteilung 

von Vermögen Einfluss nimmt. Während die langfristigen und allgemeinwirtschaftlichen 

Effekte auf Wirtschaftswachstum und Beschäftigung schwer abzuschätzen sind, ist in der 

kurzen Frist relativ klar, dass die aktuell vermögenderen Haushalte – in der Regel sind dies 

                                                 
1833 Bernoth/König/Beckers, DIW Wochenbericht 7/2016, S. 131. 
1834 Bernoth/König/Beckers, DIW Wochenbericht 7/2016, S. 132. 
1835 Bernoth/König/Beckers, DIW Wochenbericht 7/2016, S. 133. 
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zugleich die einkommensstärksten Haushalte – und der Finanzsektor primär von einer solchen 

Politik profitieren. 

Auf zwei Gesichtspunkte wird in einschlägigen Studien bisher nicht in voller Deutlichkeit 

eingegangen:  

Das betrifft erstens den Effekt, dass Vermögenspreisinflation vor allem zugunsten der aktuell 

vermögenden Rechtsträger und Haushalte wirkt und es immer schwieriger macht, dass 

Aufsteiger allein durch (Arbeits-)Einkommen Vermögen bilden (verringerte 

Vermögensmobilität). Das hängt damit zusammen, dass Arbeitsentgelte – sofern sie überhaupt 

wachsen – langsamer steigen als Vermögenspreise.1836 Dieser Abschottungseffekt führt dazu, 

dass die Bedeutung von Arbeit für individuellen Wohlstand abnimmt, der Einfluss von 

Vermögens- und Eigentumsverhältnissen hingegen zunimmt. Dies widerspricht dem 

marktwirtschaftlichen Leistungsprinzip und wird als Teilerklärung für abnehmende 

Produktivitätszuwächse gesehen.1837 

Zweitens wird bei der Messung von Verteilungswirkungen bisweilen der Eindruck erweckt, es 

gäbe nur (Wert-)Zuwächse und nur um deren Verteilung gehe es. Keineswegs aber ist ein durch 

Geldschöpfung verursachter Kapitalzuwachs ein free lunch. Vielmehr handelt es sich um eine 

Umverteilung, da neues Geld an der Kaufkraft aktueller Geldbestände zehrt. Geldschöpfung ist 

keine Kaufkraftschaffung, sondern -umverteilung. Dabei ist völlig offen, ob künftige positive 

Effekte die Kosten der in Kauf genommenen Inflation tatsächlich kompensieren könnten. Die 

fehlende Klarheit über langfristige Effekte spricht dafür, geldpolitische Umverteilung nach 

Möglichkeit zu vermeiden, zumal sie demokratisch weder legitimiert ist noch notwendig aus 

dem Preisstabilitätsziel folgt. 

3. Weitere Studien zu Verteilungseffekten von EU-Politiken 

a) Allgemeine Wohlfahrtseffekte der Binnenmarktintegration Mion/Ponattu (2019) 

Mion/Ponattu (2019)1838 versuchen die Wohlfahrtseffekte des europäischen Binnenmarktes für 

die Mitglieds- sowie Nachbarstaaten der EU zu schätzen. Um das kontrafaktische Szenario 

ohne einen EU-Binnenmarkt zu skizzieren, werden Handelskosten auf Basis eines Gravitäts-

Regressionsmodell („gravity regression“)1839 errechnet. Gravität bedeutet in diesem 

                                                 
1836 Ablesbar an den divergierenden Inflationsraten (HVPI und Vermögenspreisindizes). 
1837 Schnabl, Verteilungseffekte der Geldpolitik der EZB, working paper No. 160, 2019, S. 5. 
1838 Estimating economic benefits of the Single Market for European countries and regions, Policy Paper 2019. 
1839 Mion/Ponattu, Policy Paper 2019, S. 8. 
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Zusammenhang die Annahme, dass internationaler Handel enger mit Nachbar- als mit weit 

entfernten Staaten getrieben und wertmäßig umso bedeutsamer ausfällt, je größer die beteiligten 

Volkswirtschaften sind. Im Rahmen der Studie wird dann ein Indikator für 

Außenhandelsfreiheit definiert und auf ein Gleichgewichtsmodell angewendet. Das so 

ermittelte, hypothetische Gleichgewicht ohne Binnenmarkt wird dann auf seine 

Wohlfahrtseffekte für verschiedene Länder bzw. Regionen hin untersucht: Die geschätzten, 

höheren Handelskosten des hypothetischen Szenarios ohne Binnenmarkt sollen die 

Wohlfahrtsgewinne des realen Binnenmarktes abbilden. Wie jedes Modell beruht auch dieses 

auf vereinfachenden Annahmen, die die Aussagekraft der Ergebnisse beeinflussen: 

Nichtberücksichtigung von Außenhandelsungleichgewichten und Wirtschaftswachstum. Es 

wird auch keine Aussage über die nationale Verteilung der Wohlfahrtsgewinne getroffen.1840 

Im Ergebnis hätten hiernach – gemessen in pro Kopf Wohlfahrt pro Jahr – vor allem die 

Schweiz (2.914 €), Luxemburg (2.834 €) und Irland (1.894 €) am stärksten vom Binnenmarkt 

profitiert. Ein ähnliches Bild ergibt sich bei den obersten prozentualen Wohlfahrtsgewinnern: 

Belgien (4,35 %), Luxemburg (4,33 %), und die Schweiz (4,02 %).  

Interessant an den in Abb. 28 sichtbaren Ergebnissen ist einerseits, dass 

Wohlfahrtsgewinnregionen nicht strikt an Ländergrenzen verlaufen und dass die absolute und 

relative Betrachtung verschiedene Profiteure in regionaler Hinsicht zeigen. Da sich das Modell 

stark an Handelsströmen orientiert, zeigen die Abbildungen grafisch auch eine Intensität der 

Außenhandelsverflechtung, die auf (geschätzte) Handelskosten besonders reagiert.  Gewinner 

des Binnenmarktes sind nach dieser Studie somit vor allem die Alpenregionen, weite Teile der 

Niederlande, Norwegen und Südirland. Besonders geringe Wohlstandseffekte zeigen sich in 

Südspanien und -italien sowie generell in osteuropäischen Ländern. 

 

                                                 
1840 Vgl. immerhin die regionalen Unterschiede, Mion/Ponattu, Policy Paper 2019, S. 13 f. 
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Abb. 28 – Geschätzte Wohlfahrtszugewinne (pro Kopf) nach NUTS2-Regionen 

Quelle: Mion/Ponattu, Policy Paper 2019, S. 15.  

Problematisch an der Studie ist die wenig nachvollziehbare Ermittlung der kontrafaktischen 

„freeness of trade“, die aus Daten zu „trade costs“ und dem Gravitätsmodell abgeleitet wird.1841 

Ferner beinhalten die herangezogenen Handelskosten nicht nur rechtliche 

Außenhandelsbarrieren (tarifär und nichttarifär), sondern auch Kosten, die ebenso in einem 

Freihandelsgebiet anfielen: Transport-, Informations- und Rechtsdurchsetzungskosten.1842 Im 

Übrigen beinhalten Schätzungen über kontrafaktische Szenarien stets spekulative Elemente 

unklaren Ausmaßes, weil nicht sicher ist, wie sich Zölle und Außenhandel ohne Binnenmarkt 

entwickelt hätten. 

 

                                                 
1841 Mion/Ponattu, Policy Paper 2019, S. 13. 
1842 Vgl. Anderson/Wincoop, Trade Costs, 2004, S. 2. 
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Abb. 29 – Geschätzte relative Wohlfahrtszuwächse 

Quelle: Mion/Ponattu, Policy Paper 2019, S. 15.  

b) Arbeitskräftemobilität: Berthold/Neumann (2003), Dresel (2005) 

Bei der Analyse des europäischen Arbeitsmarktes kommen Berthold/Neumann zum Ergebnis, 

dass die Einführung der Arbeitnehmerfreizügigkeit im Rahmen der Binnenmarktpolitik 1993-

2002 keine erkennbaren Effekte auf die Arbeitnehmermobilität gehabt hätte. 1843 Die Autoren 

trennen dabei nicht Arbeitsmigration und sonstige Migration, sondern nehmen offenbar an, dass 

Intra-EU-Migration vor allem Wanderungsbewegung von Arbeitnehmern sei. Sicher ist daher 

nur, dass es an nennenswerter Arbeitnehmermigration schon deshalb fehlt, weil nur sehr wenige 

EU-Bürger ihren Wohnsitz in einen anderen Mitgliedsstaat verlegt haben. Zu einem ähnlichen 

Ergebnis kommt Dresel (2005), die eine sehr geringe Arbeitskräftemobilität innerhalb des 

Binnenmarktes feststellt.1844 

                                                 
1843 Berthold/Neumann, Zehn Jahre Binnenmarkt, 2003, S. 3 f. 
1844 Weniger als 0,1 % der EU-Bevölkerung migrierte intra-EU, Dresel, Migration, 2005, S. 226. 
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Als Ursachen geringer Arbeitnehmermobilität sehen Berthold/Neumann u. a. die individuellen 

Integrationskosten am neuen Ort (Kultur, Institutionen), die geringere Produktivität während 

der Integrationsphase, erschwerte Qualifikationseinschätzung (aus Arbeitgebersicht) und das 

erhöhte Risiko einer Entlassung (im Vergleich zu Inländern).1845 Ferner sei allein aufgrund 

höherer Durchschnittslöhne noch keineswegs eindeutig, dass man auch als EU-Ausländer nach 

einem Wohnsitzwechsel (dauerhaft) seine persönlichen Einkommensverhältnisse verbessern 

könne.1846 Mit Blick darauf, dass auch Migration innerhalb von EU-Mitgliedsstaaten gesunken 

ist, scheint der Trend zu geringerer Arbeitskräftemobilität nur teilweise durch Sprachbarrieren 

zu erklären sein.1847 Schließlich könnten auch „Beschäftigungsinsider“-Effekte 

mitverantwortlich dafür sein, dass die Mobilität gering ist: Mindestlohn, Gewerkschaftsmacht 

und Kündigungsschutzregeln führten zu einem Konflikt innerhalb der Arbeitnehmerschaft 

zwischen langfristig Beschäftigten und Neueinsteigern.1848  

Auch wenn diese Erklärungsansätze vordergründig plausibel sind, zeigt das Beispiel 

Deutschland, dass auch ein Land mit hohen Kündigungsschutzstandards und einem 

Mindestlohn seine Arbeitslosigkeitsquote 2000-2016 senken konnte.1849 Es gibt offenbar noch 

weitere bedeutende Determinanten, die berücksichtigt werden müssen. 

Dresel verweist ferner auf die außenhandelstheoretisch gängige Überlegung1850, dass die 

Kapital- und Gütermobilität Freizügigkeitseffekte substituiert haben könnten.1851 Des Weiteren 

muss bei erhofften Arbeitsmigrationsströmen (aus Anlass von Arbeitslosigkeit oder 

Lohndifferenzen), berücksichtigt werden, dass hierbei getroffene Annahmen nicht selten fernab 

der Realität liegen:  

„homogenes Arbeitskräfteangebot, vollständige[r] Wettbewerb auf dem Arbeitsmarkt, 
Vollbeschäftigung […] perfekte Information, keine Transportkosten“.1852 

Daneben verweist Dresel auf Vorteile von Arbeitskräfteimmobilität aus individueller Sicht, 

d. h. berufsbezogene Vorteile aus langjähriger Arbeitsgeberbindung (Firmenkenntnisse), 

                                                 
1845 Berthold/Neumann, Zehn Jahre Binnenmarkt, 2003, S. 7 ff. 
1846 Berthold/Neumann, Zehn Jahre Binnenmarkt, 2003, S. 8; vgl. auch Dresel, Migration, 2005, S. 207 
(empirischer Evidenz zur Bedeutung erhoffter Lohnzuwächse im Zusammenhang mit Migration sehr schwach).  
1847 Berthold/Neumann, Zehn Jahre Binnenmarkt, 2003, S.  9 f. 
1848 Berthold/Neumann, Zehn Jahre Binnenmarkt, 2003, S. 19. 
1849 Oben III. 2. a), S. 290 ff., 294 (vorbehaltlich der oben geäußerten methodischen Kritik an der 
Arbeitslosenstatistik); zur Einschätzung der Regulierungsdichte in Deutschland Hebler, Arbeitsmarkteffekte der 
EU-Osterweiterung, 2002, 104, dessen zitierte Einschätzung (OECD, Employment Outlook, 1999, Paris) 
allerdings etwas älter ist und Deutschland im europäischen Mittelfeld verortet. 
1850 Vgl. Hebler, Arbeitsmarkteffekte der EU-Osterweiterung, 2002, S. 142. 
1851 Dresel, Migration, 2005, S. 226. 
1852 Dresel, Migration, 2005, S. 227. 
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regionale Kenntnisse und soziale Verflechtungen,1853 die bei der Migrationsprognose in 

Rechnung gestellt werden müssen. Insgesamt folgert Dresel aus der geringen tatsächlichen 

Arbeitskräftemobilität im Binnenmarkt darüber hinaus, dass die EU-Bürger im Allgemeinen 

mit dem status quo zufrieden und daher nicht bereit sind, Kosten und Risiken der Migration in 

Kauf zu nehmen.1854 

c) EG-/EU-Erweiterungseffekte: Dicke/Foders (2000), Ziltener (2001) 

Dicke/Foders untersuchten, inwieweit sich EG-Erweiterungen handelsschaffend (und damit 

präsumtiv wohlfahrtssteigernd) auf die Mitgliedsstaaten ausgewirkt haben. Dabei konnte die 

Erwartung, dass die EG-Erweiterungen 1973 und 1981 aufgrund der Binnenmarktregeln 

generell und in allen Mitgliedsstaaten zu erhöhten Außenhandelsvolumina führten, nicht 

bestätigt werden. Entsprechende Effekte etwa in Bezug auf (West-)Deutschland waren negativ 

oder nicht signifikant.1855 Es konnte dabei auch keine relevante Handelsumlenkung festgestellt 

werden, d. h. Substitution von Drittlandhandel und Binnenmarkthandel.1856 

Die Autoren deuten den Befund dahingehend, dass die Aufnahme in den Binnenmarkt aufgrund 

bereits bestehender Freihandelsabkommen (GATT, WTO) keinen signifikanten Effekt mehr 

hervorgebracht hat.1857 Zudem hätten bestimmte EU-Politiken zu mehr Protektion geführt 

(Agrarpolitik, Montanunion).1858 

Ziltener wertete im Jahr 2001 verschiedene empirische Studien zu den wirtschaftlichen 

Wirkungen der Binnenmarktintegration aus und überprüfte dabei die früher vertretene 

Prognose, der Binnenmarkt würde zu einem „Liberalisierungs-big-bang“ führen und eine 

positive wachstumsmäßige „Kettenreaktion“ in Gang setzen.1859 Dem Gesamtergebnis gehen 

eine Vielzahl von singulären Details voraus: Innerhalb des Binnenmarktes war ein 

beobachtbarer Effekt, dass die Unternehmenskonzentration stetig zugenommen hat, wobei dies 

je nach Branche stärker oder schwächer ausgeprägt war.1860 Skaleneffekte, die man sich 

erhoffte, weil Unternehmen für einen insgesamt größeren Binnenmarkt produzieren können, 

seien in diesem Zusammenhang nicht nachweisbar gewesen.1861 Die Wirkungen des 

                                                 
1853 Dresel, Migration, 2005, S. 230 f. (m. w. N.). 
1854 Dresel, Migration, 2005, S. 238. 
1855 Dicke/Foders, Wirtschaftliche Auswirkungen einer EU-Erweiterung, 2000, S. 133. 
1856 Dicke/Foders, Wirtschaftliche Auswirkungen einer EU-Erweiterung, 2000, S. 132. 
1857 Dicke/Foders, Wirtschaftliche Auswirkungen einer EU-Erweiterung, 2000, S. 133. 
1858 Dicke/Foders, Wirtschaftliche Auswirkungen einer EU-Erweiterung, 2000, S. 133. 
1859 Ziltener, MPIfG working paper 01/7, 2001, S. 35, 62. 
1860 Ziltener, MPIfG working paper 01/7, 2001, S. 40 (am Beispiel von Kühlschrankproduzenten 1985-1995). 
1861 Ziltener, MPIfG working paper 01/7, 2001, S. 42 f. 
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Binnenmarktes waren im Dienstleistungssektor – mit Ausnahme des weitgehend national 

geprägten Bankensektors – deutlich sichtbarer.1862  

Die europäische Automobilindustrie unterlag überwiegend Weltmarkteffekten; 

Produktionskosten, Handelsströme und Preisunterschiede wurden durch den Binnenmarkt 

„wenig beeinflusst“.1863 In einigen EU-Regionen dürften Automobil- und Zuliefererbetriebe 

nicht zuletzt aufgrund des Binnenmarkteffektes entstanden sein (ES, PT, I, UK).1864 Dieser 

Trend konnte später auch bei Ländern der EU-Ost-Erweiterung belegt werden (PL, CZ, SK, 

HU).1865 Mit Blick auf die Konvergenzbemühungen der EU-Politik kommt Ziltener (2001) zum 

Ergebnis, dass auf Länderebene bis 1992 kleinere Angleichungen, auf regionaler Ebene 

hingegen Verschärfungen von Disparitäten stattgefunden hätten.1866 Einzige Ausnahme ist 

Irland, das wirtschaftlich stark konvergierte.1867 Betrachtet man das aggregierte Wachstum der 

EG seit der Beginn der Integration bis in die 1990er Jahre mit der von Drittländern, so sei kein 

Mehrwert erkennbar.1868 

In der Gesamtschau resümiert Ziltener (2001), dass sich weder ein Liberalisierungsschub noch 

eine besondere Wachstums-„Kettenreaktion“ infolge der Binnenmarktintegration ergeben 

hätte. 1869 Die Komplexität der Wirkungsmechanismen mache die Erstellung einer 

„Gesamtbilanz“ außerordentlich schwierig, da Effekte schwer ableitbar und an einigen Stellen 

unter- bzw. überschätzt sein dürften.1870 

d) Verteilungseffekte ausgewählter EU-Subventionen 

Fenner (2017)1871 untersuchte die Auswirkungen von EU-Subventionen (ESF und EFRE) der 

Förderperiode 2007-2013 auf die regionale wirtschaftliche Divergenz und den 

Unternehmenswettbewerb. Ausgangspunkt ist die Vermutung, dass verschiedene EU-

Subventionspolitiken womöglich gegenläufige Effekte aufweisen. Am Beispiel der 

Förderdaten von Sachsen kam er zum Ergebnis, dass EU-finanzierte Mehrfachförderung die 

                                                 
1862 Ziltener, MPIfG working paper 01/7, 2001, S. 43. 
1863 Ziltener, MPIfG working paper 01/7, 2001, S. 44. 
1864 Ziltener, MPIfG working paper 01/7, 2001, S. 45. 
1865 Knogler, EU-Osterweiterung, 2005, S. 29. 
1866 Ziltener, MPIfG working paper 01/7, 2001, S. 58 f. Berücksichtigt man die Ergebnisse von Fenner (unten 
Fn. 18711872), darf man davon ausgehen, dass Kohäsions- und Regionalpolitik sowie sonstige 
Subventionspolitiken sich weiterhin gegenseitig konterkatieren. 
1867 Ziltener, MPIfG working paper 01/7, 2001, S. 59. 
1868 Ziltener, MPIfG working paper 01/7, 2001, S. 53 unter Bezugnahme auf Vanhoudt, 1999, Weltwirtschaftliches 
Archiv, 135, 2 (Drittlandvergleich) und Italianer, Revue Économique (1994), 3 (Regressionsanalyse). 
1869 Ziltener, MPIfG working paper 01/7, 2001, S. 35, 62. 
1870 Ziltener, MPIfG working paper 01/7, 2001, S. 67. 
1871 Ein neuer wettbewerbsorientierter Ansatz, 2017, S. 444 ff. 



 
 

- 372 - 

regionale Disparität förderte, da die Mittel überwiegend (70 %)1872 an Unternehmen in 

wirtschaftlichen Clustern vergeben worden sind (Dresden, Chemnitz, Leipzig).  

Fenner (2017) ordnete die Fördermittelvergabe des ESF und EFRE ferner nach der Größe der 

begünstigten Unternehmen und kam zum Ergebnis, dass von EFRE-Subventionen überwiegend 

große Unternehmen (GU) profitieren, wohingegen der ESF breiter und insbesondere auch 

KMU förderte.1873 Nicht nur werden große Unternehmen häufiger gefördert, sie erhalten (durch 

den EFRE) auch wesentlich höhere Fördersummen: Die durchschnittliche Fördersumme für 

GU war je nach Branche 174 bis zu 1.815 % höher als bei KMU.1874 Verstärkt wird dies noch 

dadurch, dass GU durch einen Standort in einem regionalen Wirtschaftscluster im Hinblick auf 

Subventionen noch einmal mehr profitieren als KMU.1875 Die erhöhten Fördervolumina im 

Rahmen des EFRE können dabei nicht durch höhere Mitarbeiterzahlen in den unterstützten GU 

erklärt werden.1876 

Fenner resümiert, dass die EU durch inkonsistente Subventionspolitik ihren eigenen 

Kohäsionszielen entgegenwirkt und wettbewerbsschädliche Förderung großer Unternehmen 

betreibt.1877 

V. Ergebnisse 

Die Ergebnisse des dritten Kapitels werden in Tabelle 11 zusammengefasst. 

Legende:   
 

 Farben: grün (positiv konnotiertes Wachstum), gelb (Stagnation), rot (negativ 
konnotiertes Wachstum), blau (ambivalenter Indikator).  

 Pfeile:    nach oben (> 1% p. a.), seitwärts (-1 bis +1% p. a.), unten (< -1% p. a.) in % 
 Arbeitslosigkeit: in %P-Änderung (Gesamtzeitraum);  
 Gini-Index und Einkommensquintilverhältnis: in Skalenpunkten (Skala 0-100): 

oben (> 2 Skalenpunkte), seitwärts (-2 bis +2 Skalenpunkte), unten (< -2 Skalenpunkt) 
jeweils im Gesamtzeitraum

                                                 
1872 Fenner, Ein neuer wettbewerbsorientierter Ansatz, 2017, S. 457 (Tabelle 4). 
1873 Fenner, Ein neuer wettbewerbsorientierter Ansatz, 2017, S. 460 (Tabelle 8 EFRE), S. 461 (Tabelle 9 ESF). 
1874 Ohne Raumfahrt, Fenner, Ein neuer wettbewerbsorientierter Ansatz, 2017, S. 462 (Tabelle 10 EFRE). 
1875 Fenner, Ein neuer wettbewerbsorientierter Ansatz, 2017, S. 464 f. 
1876 Fenner, Ein neuer wettbewerbsorientierter Ansatz, 2017, S. 463 (keine Proportionalität). 
1877 Fenner, Ein neuer wettbewerbsorientierter Ansatz, 2017, S. 467, vgl. auch S. 474 (primärrechtliche Bedenken).  
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Tabelle 11 – Zusammenfassung der Indikatoren 

                                                          Gebiet   
Indikator 

EU EA BE BG CZ DK DE EE IE GR ES F HR I CY 

BIP (real) ↑ ↑ ↑ ↑ ↑ ↑ ↑ ↑ ↑ → ↑ ↑ ↑ → ↑ 

BIP (real) p. K. ↑ ↑ ↑ ↑ ↑ → ↑ ↑ ↑ → ↑ → ↑ → ↑ 

BNE (real) → ↑ ↑ ↑ ↑ ↑ ↑ ↑ ↑ ↓ ↑ ↑ ↑ → ↑ 

BNE(real) p. K. → → → ↑ ↑ ↑ ↑ ↑ ↑ ↓ → → ↑ → ↑ 

Produktivität (real, Erwerbstätige) ↑ → → ↑ ↑ → → ↑ ↑ → → → ↑ ↓ ↑ 

Produktivität (real, Stunden) ↑ ↑ → ↑ ↑ ↑ → ↑ ↑ → → → ↑ → → 

Arbeitslosigkeit ↓ ↓ → ↓ ↓ → ↓ ↓ ↑ ↑ ↑ → ↑ → ↑ 

Arbeitsvolumen   → → → → → → ↑ → ↑ →  → ↑ 

Stundenlöhne (real) → → → ↑ ↑ ↑ → ↑ ↑ → → → → → → 

Arbeitnehmerentgelte (real)  ↑ ↑ ↑ ↑ ↑ ↑ ↑ ↑ → → ↑  → ↑ 

Arbeitsentgelte (real) pro ArbN  → → ↑ ↑ ↑ → ↑ ↑ → → →  → → 

Gini-Index (Einkommen) → → ↓ ↑ → ↑ ↑ ↓ ↓ → → → → → → 

Quintilverhältnis 
80/20 (Einkommen) ↑ ↑ ↓ ↑ ↓ ↑ ↑ ↓ ↓ ↓ ↑ ↑  ↑ ↓ 

Arbeitseinkommensquote   ↓ ↑ ↑ ↓ ↓ ↑ ↓ ↑ ↓ ↑  ↑ ↓ 

Leistungsbilanzsaldo  
(in Klammern:  Trend) 

  → ↓ (↑) ↓ (↑) ↑ ↑ ↓ (↑) → ↓ ↓ (↑) → ↓ (↑) → ↓ 



 
 

- 374 - 
  

- 
37

4 
- 

                                                                   Gebiet             
Indikator 

LV LT LU HU MT NL AT PL PT RO SI SK FI SE UK 

BIP (real) ↑ ↑ ↑ ↑ ↑ ↑ ↑ ↑ → ↑ ↑ ↑ ↑ ↑ ↑ 

BIP (real) p. K. ↑ ↑ ↑ ↑ ↑ ↑ ↑ ↑ → ↑ ↑ ↑ ↑ ↑ ↑ 

BNE (real) ↑ ↑ ↑ ↑ ↑ ↑ ↑ ↑ → ↑ ↑ ↑ ↑ ↑ ↑ 

BNE(real) p. K. ↑ ↑ → ↑ ↑ → ↑ ↑ → ↑ ↑ ↑ ↑ ↑ ↑ 

Produktivität (real, Erwerbstätige) ↑ ↑ ↑ ↑ ↑ → → ↑ ↑ ↑ ↑ ↑ ↑ ↑ ↑ 

Produktivität (real, Stunden) ↑ ↑ → ↑ ↑ ↑ ↑ ↑ → ↑ ↑ ↑ ↑ ↑ ↑ 

Arbeitslosigkeit ↓ ↓ ↑ ↓ ↓ → ↑ ↓ ↑ ↓ ↓ ↓ ↓ → ↓ 

Arbeitsvolumen → → ↑ → ↑ → → → → ↓ → → → ↑ → 

Stundenlöhne (real) → → → ↑ ↑ → → ↑ → ↑ ↑ ↑ → ↑ → 

Arbeitnehmerentgelte (real) ↑ ↑ ↑  ↑ → ↑ ↑ → ↑ ↑ ↑ ↑ ↑ ↑ 

Arbeitsentgelte (real) pro ArbN ↑ ↑ →  → → → ↑ → ↑ ↑ ↑ → ↑ → 

Gini-Index (Einkommen) → → ↑ → → → → ↓ ↓ ↓ → ↓ → ↑ → 

Quintilverhältnis 80/20 (Einkommen) ↑ ↑ ↑ ↑ ↑ ↑ ↑ ↓ ↓ ↓ ↓ ↓ → ↑ ↓ 

Arbeitseinkommensquote ↓ ↓ ↑   ↑ ↓ ↓ ↓ ↓ → ↑ ↑ ↑ ↑ 

Leistungsbilanzsaldo (in Klammern: Trend) ↓ (↑) ↓ (↑) ↑ ↓ (↑) ↓ (↑) ↑ ↑ ↓ (↑) ↓ (↑) ↓ ↓ (↑) ↓ (↑) ↑ (↓) ↑ ↓ 
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4. Kapitel  
________________________________ 

Zusammenfassung 

Kapitel 1: Wirtschaftsverfassungsbegriff 

Dem Begriff der Wirtschaftsverfassung sind mindestens zwei heterogene, folglich zu 

differenzierende Begriffsbedeutungen zuzuschreiben. Die Zweiteilung beruht auf einer Analyse 

der wirtschaftsverfassungsrechtlichen Literatur unter den Gesichtspunkten: 

a) Zweck und Funktion; 
b) Form;  
c) Art der Gewinnung wirtschaftsverfassungsrechtlicher Inhalte;  
d) wirtschaftssystemischer Inhalt; 
e) normhierarchischer Verfassungsrang; 
f) Verhältnis zur Staatsverfassung; 
g) Regelungsbereich und Bestandteile; 
h) Normativer Gehalt; und 
i) Mittel der Durchsetzung. 

Die normative Deutung beschäftigt sich mit der Frage wirtschaftlichen Machtkonzentration 

seitens Privater oder staatlicher Stellen und ihrer Bändigung durch ein verfassungsähnliches 

Regelwerk. Diese Deutung steht der ordoliberalen Freiburger Schule nahe. 

Die deskriptive Interpretation von Wirtschaftsverfassung subsumiert unter den Begriff 

bestimmte wirtschaftsrelevante Normen ohne besonderen weitergehenden staatsrechtlichen 

Zweck als die Beschreibung der rechtlichen Grundlagen der Wirtschaftsordnung. Dieser Ansatz 

wird in den Rechtswissenschaften als Auslegungshilfe verfassungs- bzw. europarechtlicher 

Regeln herangezogen. 

Soweit man die Mehrdeutigkeit des Wirtschaftsverfassungsbegriffs als misslich ansieht, kann 

dies nach hier vertretener Ansicht dadurch aufgelöst werden, dass der Begriff der 

Wirtschaftsverfassung für die normative Deutung vorbehalten wird. Dafür spricht, dass durch 

diesen Ansatz ein gesellschaftlich aktuelles Problem adressiert und durch terminologische 

Abgrenzung fassbar gemacht wird. So wie die verfassungsrechtliche Verankerung der 

Gewaltenteilung (Art. 1 Abs. 3, 20 Abs. 3 GG) staatlichen Machtmissbrauch verhindern soll, 

erfüllt eine Wirtschaftsverfassung im normativen Sinne den Zweck, wirtschaftlichen 

Machtmissbrauch durch eine auf fairen Wettbewerb abzielende Regelbildung einzudämmen.  
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Die deskriptive Deutung kann verlustfrei als besondere Ausprägung der systematischen und 

teleologischen Auslegung von Rechtssätzen eingeordnet werden, wofür der Begriff der 

Wirtschaftsverfassung nicht erforderlich ist. 

Kapitel 2: Wirtschaftssystemische Einordnung der EU-Politik 

1. Qualifikation 

Im Zuge der hier vorgenommenen ordnungspolitischen Qualifikation der EU-Politikbereiche 

wurden elf von 24 Politikbereichen identifiziert, die wirtschaftssystemisch nicht prägend sind, 

weil EU-Einfluss marginal ausfällt oder weil das Markt- und Wettbewerbsprinzip keine 

Anwendung findet. 

Als liberale Politikbereiche wurden die Binnenmarktregeln, die Verkehrspolitik, das 

Wettbewerbsrecht und die Energiepolitik identifiziert. Bestimmungsgründe für liberalen bzw. 

liberalisierenden Einfluss der EU sind vor allem Regeln, die wirtschaftlichen Wettbewerb 

fördern, sei es durch das Verbot mitgliedsstaatlicher Interventionen (Binnenmarktregeln), die 

Angleichung von Standards oder die sonstige Bereitung eines level playing fields. Hierzu zählen 

auch Zugangsregeln zu bestimmten Institutionen oder Infrastruktur (Energiepolitik), die 

wettbewerbsrelevant ist/sind. 

Interventionistisch erscheinen die EU-Politikbereiche der Agrar- und Fischereipolitik, der 

Währungspolitik, des Europäischen Sozialfonds, der Transeuropäischen Netze, der Regional- 

und Strukturpolitik, Forschung und Technologie, Umweltpolitik sowie der Europäischen 

Investitionsbank. Eine interventionistische Tendenz wurde insbesondere bejaht, wenn 

finanzielle Programme existieren (ELER, EMFF, ESF, LIFE, EFRE, CEF), die zumindest auch 

der Subventionierung von Unternehmen oder anderen Privaten dienen.  

Beim ESF lag die Einordnung an den beiläufigen Subventionen an im Wettbewerb stehende 

Unternehmen, auch wenn dies keinen Hauptzweck der ESF-Förderung darstellt. Die mit 

öffentlichen Mitteln kapitalisierte EIB betreibt, auch wenn sie marktmäßige Finanzierungen 

imitiert, wirtschaftspolitisch betrachtet Prozesspolitik, indem sie sich bestimmte 

Finanzierungsmärkte einmischt. Dies trägt prozess- und nicht ordnungspolitische Züge.  
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Das Währungsrecht lässt eine Begünstigung insbesondere des Wirtschaftszweigs der Banken 

durch Zins- und Kreditsubventionen (Refinanzierungsmarkt), Deinvestitionsmöglichkeiten1878 

(Wertpapierankaufsprogramme) sowie den beschränkten Zugang zu kritischer Infrastruktur 

([grenzüberschreitender] Zahlungsverkehr)1879 erkennen. Die Instrumente der EZB verzerren 

willkürlich Zinsen, nehmen Einfluss auf bestimmte Vermögenswerte. Das Eurosystem geriert 

sich somit als staatlicher Umverteilungsapparat.1880 

Der Politikbereich der Rechtsangleichung besteht aus bestimmten heterogenen Teil-Politiken, 

die getrennt gewürdigt wurden. Zu den liberalen Politiken wurden das Vergaberecht und die 

Werbungsregulierung gezählt. Das Bankaufsichtsrecht wurde wegen des dort angestrebten 

Leitbildes der (vorhersehbar ineffektiven) staatlichen Kontrolle der Bankenliquidität und -

solvabilität als interventionistisch eingeordnet. Dabei wird das Prinzip der Eigenverantwortung 

(und Eigenhaftung) von Banken sowie deren Anteilsinhabern verletzt und systematisch 

untergraben, um Probleme der Währungspolitik zu lösen (Einlegerschutz, Finanz- und 

Preisstabilität).  

Im historischen Zeitverlauf zeigt sich, dass liberale EU-Politikbereiche vor allem aus der 

Gründungszeit herrühren (1958) und danach durch zahlreiche finanzielle Programme 

überwiegend interventionistische Spielräume für die Tagespolitik eröffnet wurden (Ausnahme: 

Energiepolitik). Die Sorge der Politisierung des EU-Rechts durch zunehmend politische 

Gestaltungsspielräume statt klarer Regeln1881 ist begründet und von einem ordnungspolitischen 

Standpunkt aus zu kritisieren. 

2. Quantifikation 

Neben der Qualifikation wurde versucht, die volkswirtschaftliche Bedeutung der 

wirtschaftssystemisch relevanten1882 EU-Politikbereiche abzuschätzen. In einem ersten Schritt 

wird dabei ein EU-Politikbereich einem bestimmten Wirtschaftszweig (NACE-Systematik) 

zugeordnet und durch dortige wirtschaftsstatistische Kennzahlen quantifiziert. Auch wenn die 

Bruttowertschöpfung als volkswirtschaftliche Kennzahl hierfür in Frage kommt, bereitete vor 

allem die Zuordnung von Politikbereichen zu Wirtschaftszweigen (hilfsweise: Teilmärkten) 

                                                 
1878 Verkauf von Wertpapieren an NZBen, um sie in sichere und liquide Zentralbankreserven umzuwandeln.  
1879 Hierzu gehört der nicht als liberal zu bewertende Zwang, zur Teilnahme am bargeldlosen Zahlungsverkehr als 
Kontoinhaber zwingend Bankengläubiger werden zu müssen (fehlende 100 %-Mindestreserve auf Sichteinlagen). 
1880 Das gilt – soweit ersichtlich – für die allermeisten Notenbanken in der Welt, die sich am US-amerikanischen 
Modell einer Zentralbank orientieren. 
1881 Vgl. Luczak, Die Europäische Wirtschaftsverfassung, 2009, S. 31 f. 
1882 Ohne die als neutral eingeordneten Politikbereiche. 
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erhebliche Probleme. Das liegt daran, dass viele Normen Querschnittsbereiche erfassen, z. B. 

in Form von Wettbewerbs- oder Umweltrecht. Zweifelsfrei war eine Zuordnung lediglich für 

die Agrar- und Fischereipolitik, die Verkehrspolitik, Werbungsregulierung und die 

Energiepolitik möglich. 

Bruttowertschöpfungszahlen fehlten in den Teilbereichen Handelsströme, Vergaberecht sowie 

Forschung und Technologie. Um Umsatzzahlen (Exporte, Importe, Vergabevolumina) oder 

sonstige Zahlen (FuE-Aufwendungen) mit Bruttowertschöpfungszahlen aus anderen 

Wirtschaftszweigen vergleichbar zu machen, wurde vorliegend eine Globalquote gebildet, d. h. 

der EU28-durchschnittlichen Relation von Bruttowertschöpfung zu Umsätzen. 

Beim Vergaberecht fehlte es zudem bereits an einer Datengrundlage zum Ausmaß von 

Vergabemitteln auch auf nationaler Ebene. EU-weit erfasst sind grundsätzlich nur Volumina, 

die europaweitausgeschrieben werden müssen und diese stellen nur ein Bruchteil des 

gesamteuropäischen Vergabevolumens dar. Es existiert derzeit nur eine sehr grobe Schätzung 

der Kommission. 

Beim Bankaufsichtsrecht und der Währungspolitik ist bereits die Trennung der Bereiche 

problematisch, weil der geldpolitische Rahmen im Eurosystem keine klare wirtschaftliche 

Trennung von Euro-Zahlungsmitteln und deren Preisstabilität von der Gesundheit von 

Geschäftsbanken vornimmt und folglich auf Banken bezogene Wirtschaftsdaten beide Bereiche 

betreffen. Diese Verbindung wurde hier (auch aus anderen Gründen) problematisiert. Die 

relativ geringe Bruttowertschöpfung des Bankensektors steht im Übrigen im Kontrast zu den 

erheblichen Umsätzen im Finanzsektor und der Bedeutung von Banken als infrastrukturelle 

Institution. Dies stellt die Maßgeblichkeit von Bruttowertschöpfungszahlen in diesem Bereich 

generell in Frage. 

In jedem Politikbereich musste ferner die Integrationstiefe geschätzt werden, um den EU-

Einfluss von sonstigem mitgliedsstaatlichem Einfluss zu trennen. Dies fällt naturgemäß grob 

und nicht ohne ein gewisses Maß an Willkür aus. 

Insgesamt erscheint der Quantifikationsansatz nach alledem nicht geeignet, um die Bedeutung 

von Rechtsnormen zu bewerten, selbst wenn man sie als Wirtschaftsrecht einordnen würde. Das 

liegt am Querschnittscharakter vieler Normen, der eine statistische Zuordnung in manchen 

Bereichen schwer, teils sogar unmöglich macht. Zudem bedeutet die starke Fragmentierung von 

Bereichen, die beziffert werden können, und solcher, bei denen es nicht sinnvoll erscheint, dass 
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von vornherein nur ein unvollständiges und in seinen Proportionen verzerrtes Bild gezeichnet 

werden kann. 

Kapitel 3: Volkswirtschaftliche Entwicklungen im EU-Integrationsprozess 

Im dritten Kapitel wird untersucht, wie sich die Mitgliedsstaaten während bzw. im Laufe des 

EU-/EWU-Beitritts entwickelt haben. Dies liefert Hinweise auf die Frage, ob sich die 

Zugehörigkeit zum Staatenverbund aus mitgliedsstaatlicher Sicht „gelohnt“ hat. 

Die Indikatoren werden in der zusammenfassenden Tabelle 11 eingeteilt in solche, die 

semantisch einfacher zu interpretieren sind (grün, rot, gelb) sowie in ambivalente Indikatoren 

(blau). Mit Blick auf die Veränderungen beim BIP (real), BNE (real), der Produktivität (real) 

und der Arbeitslosigkeitsquote zeigen die allermeisten Mitgliedsstaaten unbedenkliche Werte, 

d. h. moderate Wachstumszahlen bzw. Arbeitslosigkeitsrückgänge.  

Mitgliedsstaaten mit sich abzeichnenden volkswirtschaftlichen Risiken sind: 

Alle Indikatoren:  GR 
Arbeitslosigkeitsrisiko:  IE, CY, ES, LU, AT, PT 
Stagnationsrisiko:  F, I, ES, PT 
 

Im Speziellen wurde hier auch die Euro-Geldschöpfung quantifiziert. Die Ergebnisse hierbei 

waren, dass rund drei Viertel der Geldschöpfung auf die Geschäftsbanken entfallen (höher in 

LU) und dass die Volumina in den Euroländern ungleich verteilt sind. Im Zeitraum 1999 bis 

2016 wurden in den EA10 (ohne F) 5 € im Zusammenhang mit 1 € BIP(real)-Wachstum an 

Geld geschöpft („Faktor“ 5:1). Höhere Werte dieses Faktors (≥ 7) passen zu Ländern mit 

Stagnationsrisiko (sehr geringe reale Produktivitätszuwächse): F, PT, I. Noch höhere Werte 

könnten ein Indikator für Finanzinstabilität darstellen, da das Risiko für Bankenkrisen zu 

solchen Werten passt (GR, CY, PT, I).1883 

Die zusammengetragenen Ergebnisse zur Verteilungsrechnung in Bezug auf Einkommen und 

Vermögen haben ergeben, dass die Einkommensverteilung in den Mitgliedsstaaten keinem 

besonderen Trend folgt. Sowohl die Gründungsmitgliedsstaaten als auch solche der EU-

Osterweiterung wiesen unterschiedliche Entwicklungen auf. Dies kann dahingehend gedeutet 

werden, dass verteilungspolitische Einflüsse der EU gering sind und (Um-)Verteilungsfragen 

vorrangig national entschieden werden. Bei der Vermögensverteilung ist (erneut) auf das 

                                                 
1883 Offen ist dabei die Frage der Kausalität, d. h. ob erhöhte Geldschöpfung im Vorfeld einer Bankenkrise oder 
zu deren Rettung stattgefunden hat. Denkbar ist auch eine Wirkung sowohl beim Aufbau als auch bei der 
Bewältigung einer Finanzkrise (Sozialisierung der Rettungskosten über Geldschöpfung). 
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Problem der unzureichenden Datengrundlage hinzuweisen. Anders als Einkommen sind 

Vermögen nur lückenhaft erfasst und schwierig zu bewerten. Das ist misslich, weil die 

Vermögensverteilung bedeutsam ist1884 und darüber hinaus zu berücksichtigen ist, dass 

Vermögensbesitz zu großen Teilen nicht auf (Arbeits-)Leistung beruht und vererbbar1885 ist. 

Die derzeitige Erfassung der Vermögen wird der wirtschaftlichen und politischen Bedeutung 

nicht gerecht. Eine politische Debatte hierüber ist derzeit nur begrenzt möglich und sollte sich 

auf die Verbesserung der Datenlage richten. 

Ein Sonderproblem bei der Vermögensverteilung stellen die (um-)verteilungspolitischen 

Nebeneffekte der Euro-Geldpolitik dar, die primär vermögenden Haushalten (Wertpapierbesitz, 

Betriebsvermögen) und dem Bankensektor (Refinanzierungskonditionen, 

Liquiditätsbereitstellung, Zinssubventionen) zugutegekommen sind. Das steht im Konflikt zur 

staatsrechtlichen Einbettung einer Zentralbank, die nur Preisstabilität gewährleisten soll, ohne 

verzerrenden Einfluss auf Vermögen und Wettbewerb zu nehmen. Teilweise werden weitere 

negative Effekte der Euro-Geldpolitik für die wirtschaftliche Entwicklung in Rechnung 

gestellt.1886 Die Vermeidung solcher Nebeneffekte ist zwar nicht trivial, wird aber gleichwohl 

derzeit nicht ernsthaft (geld-)politisch diskutiert. 

Die Analyse der Leistungsbilanzsalden in den Mitgliedsstaaten hat ergeben, dass EU-Politik 

möglicherweise den Trend zum Ausgleich der Leistungsbilanz bzw. den Aufbau von 

Leistungsbilanzüberschüssen begünstigt. Bestanden nicht bereits vor EU-Beitritt entsprechende 

Teilsalden, so entwickelten sich die meisten Mitgliedsstaaten (Ausnahmen: GR, UK, RU, FI) 

zu Überschussländern.  

Die Interpretation dauerhafter und hoher Teilsalden der Zahlungsbilanz ist nicht einfach und 

eine kritische Durchsicht der aktuellen Literatur und Studien zum Thema hat ergeben, dass die 

meisten aktuellen Deutungen unzureichend sind, weil sie die Bedeutung der 

zahlungsbilanziellen Begrifflichkeiten nicht hinreichend würdigen. Die in der 

Zahlungsbilanzstatistik verwendete Terminologie von „Forderungen“ und 

„Verbindlichkeiten“, etwa für Export- und Importüberschüsse, Direktinvestitionen oder 

Kapitalexport beruhen auf merkantilistischen Denkmustern. Dabei wird die mittelbare 

Bedeutung der Geldschöpfung im heutigen Welthandel bisher völlig unzureichend 

berücksichtigt, soweit sie überhaupt erkannt wird. Die These, Leistungsbilanzdefizite seien 

                                                 
1884 Fessler/Schürz, Private wealth, ECB Working Paper, No. 1847/2015, S. 2 (35 Einkommensperzentile). 
1885 Einkommenspositionen erlöschen zu Lebzeiten oder spätestens durch Tod, Vermögen können in ihrem 
Bestand beliebig lang intergenerativ perpetuiert werden. 
1886 Vgl. Schnabl, Verteilungseffekte der Geldpolitik der EZB, working paper No. 160, 2019, S. 5 f., der einen 
Zusammenhang mit geringer Produktivitätsentwicklung sieht. 
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gleichbedeutend mit Verschuldung, hat sich als nicht haltbar erwiesen. Entsprechend ist die 

Begriffswahl „Gläubiger- und Schuldnerländer“ ein semantischer Fehlgriff. Aus 

Handelsbilanzüberschüssen bzw. -defiziten folgt kein unmittelbares Kreditrisiko, sodass die 

Kategorie der „Tragfähigkeit“ unpassend ist, solange konkrete Kreditbeziehungen1887 nicht 

nachgewiesen sind. 

Leistungsbilanzüberschüsse bedeuten umgekehrt auch keinen zwingenden 

Auslandsvermögensaufbau.  

Auch wenn die Politik keinen unmittelbaren Einfluss auf singuläre Transaktionen hat und damit 

den Außenhandel nicht direkt steuern kann, werden hier einige staatliche Maßnahmen 

identifiziert, die den Aufbau von Außenhandelsungleichgewichten begünstigt haben dürften: 

staatliche Rettungsmaßnahmen auf nationaler und EU-Ebene (ESM), die Abnahme von 

Investitionsrisiken durch die Euro-Geldpolitik sowie der Rechtsrahmen der Euro-

Geldschöpfung, der von Leistungsbilanzdefizitländern offenbar in größerem Maße1888 genutzt 

worden ist. Hinsichtlich letzterem ist ausdrücklich noch einmal hervorzuheben, dass 

Geldschöpfung als Finanzierungskanal von Außenhandelstransaktionen bisher völlig 

unzureichend berücksichtigt, teils völlig ignoriert wird. Da das eigentliche volkswirtschaftliche 

Problem dauerhafter Leistungsbilanzüberschüsse nicht klar herausgearbeitet ist, erscheint es 

derzeit angezeigt, die Finanzierungsseite stärker zu erforschen, um festzustellen, woher die 

Mittel für den Aufbau von Leistungsbilanzdefiziten stammen und ob – sowie unter welchen 

Bedingungen – ein Versiegen dieser Quelle zu befürchten ist. 

Eine Zusammentragung der Effekte dauerhafter Leistungsbilanzüberschüsse in Deutschland 

zeigte, dass nicht davon auszugehen ist, dass Deutschland im Ganzen von dieser Politik 

profitiert hätte. Es hat sich vor allem die Finanzierungssituation von Exportunternehmen 

verbessert, wobei Gewinne teilweise durch Lohnerhöhungen weitergegeben und im Übrigen im 

Ausland reinvestiert worden sind. Da dies nur einen Teil der Bevölkerung in Deutschland 

betrifft1889, kann nicht davon gesprochen werden, Deutschland hätte als Ganzes profitiert. Auch 

mit Blick auf das wachsende Auslandsvermögen, soweit solches tatsächlich nachgewiesen ist, 

kann schwerlich von „allgemeinem“ Wohlstand gesprochen werden, weil 

                                                 
1887 Diese könnten innerhalb der Defizitländer existieren. Aus der Zahlungsbilanz selbst ist das nicht aber nicht 
ableitbar und muss gesondert erforscht werden. 
1888 Vgl. Tab. 9.2 (S. 324) und die außenhandelswirtschaftliche Einordnung der jeweiligen Eurozonenländer oben, 
3. Kap., III. 5. b) (S. 328 f.). 
1889 Die Schätzung von Hauptmann/Schmerer (IAB, 2012) (oben 3. Kap., IV. 1., S. 353 f.), dass ein Drittel der 
Arbeitnehmer in exportorientierten Betrieben arbeite, dürfte tendenziell großzügig ausgefallen sein. Eine Grenze, 
ab der man von „Exportorientierung“ sprechen kann, beruht stets auf einem gewissen Maß an Willkür. 
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Auslandsvermögenswerte entweder von Banken oder vermögenden Haushalten1890 gehalten 

werden. Schließlich zeigte auch ein Blick auf die Ersparnisbildung, dass diese an der 

Allgemeinheit vorbeigeht und vor allem im obersten Vermögensquartil verortet ist. In 

Verbindung mit einem stagnierenden Reallohnniveau in Deutschland kann man daraus ableiten, 

dass die Allgemeinheit bereits wenig finanziellen Spielraum hätte, ihre  Sparquote zu erhöhen. 

Insgesamt erscheint es nicht gerechtfertigt, „Deutschland“ als Profiteur von dauerhaften 

Leistungsbilanzüberschüssen anzusehen, sondern bestimmte Interessengruppen in 

Deutschland. 

Weitere Studien zu EU-Verteilungseffekten haben folgende Ergebnisse hervorgebracht: 

Mion/Ponattu (2019)1891 schätzen anhand eines Gravitätsmodells, dass der Binnenmarkt 

besonders positiv auf die Pro-Kopf-Wohlfahrt in der Schweiz, Luxemburg und Irland 

ausgewirkt hätte. Eine Disaggregation auf NUTS2-Ebene zeigt, dass vor allem an Deutschland 

angrenzende Regionen, Alpenregionen, Norwegen, Südirland, viele niederländische und 

österreichische Regionen besonders vom Binnenmarkt profitiert hätten. Umgekehrt gehen 

Mion/Ponattu davon aus, dass Binnenmarkteffekte in östlichen EU-Ländern (RU, BG, GR), 

Südspanien, Süditalien gering ausfielen. 

Gasparotti/Kullas (2019)1892 schätzten mittels synthetischer Kontrollmethode die BIP-

Entwicklung mit bzw. ohne EWU-Beitritt und präsentieren als Ergebnis, dass lediglich 

Deutschland und die Niederlande eine positivere Entwicklung durchlaufen hätten. Alle übrigen 

EWU-Staaten hätten nach ihrer Schätzung ohne gemeinsame Währung ein höheres BIP erzielen 

können. 

Berthold/Neumann (2003)1893 und Dresel (2005)1894 untersuchten Arbeitsmigrationseffekte der 

Arbeitnehmerfreizügigkeit in der EU und konstatieren, dass die Einführung und Erleichterung 

der Arbeitskräftemobilität keine erkennbaren Effekte auf die tatsächliche Mobilität hatte. Als 

Erklärungsansatz wird vorgebracht, dass andere, mobilere Faktoren die 

Arbeitnehmerfreizügigkeit substituiert haben könnten (Kapitalverkehr) und individuelle 

Migrationskosten und -risiken die Vorteile von (Arbeits-)Migration offenbar überwögen. 

                                                 
1890 Das folgt daraus, dass die unteren 75 Perzentile der Vermögensverteilung entweder kein relevantes Vermögen 
aufweist oder dies in der (regelmäßig inländischen) Wohnimmobilie/Eigentumswohnung besteht. Folglich ist zu 
vermuten, dass substanzielles Auslandsvermögen in Form von Betriebsvermögen und sonstige Finanzaktiva von 
vermögenderen Haushalten (oberstes Viertel) gehalten wird. Vgl. zum Vermögensportfolio nach Dezilen 
Grabka/Halbmeier, DIW 40/2019, S. 742 (Abb. 7) 
1891 Mion/Ponattu, Policy Paper 2019. 
1892 Gasparotti/Kullas, 20 Jahre Euro: Gewinner und Verlierer, cep Studie 02/2019. 
1893 Berthold/Neumann, Zehn Jahre Binnenmarkt, 2003. 
1894 Dresel, Migration, 2005. 
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Dicke/Foders (2000)1895 versuchten, Binnenmarkteffekte auf die Intra-EU-Handelsvolumina 

nachzuweisen. Sie kamen zum Ergebnis, dass selbst EU-Erweiterungen kaum messbare Effekte 

auf die Außenhandelstätigkeit gehabt hätten. Entsprechende Werte waren entweder marginal 

oder negativ. Die Autoren vermuten, dass entsprechende Handelseffekte bereits durch andere 

Freihandelsabkommen (GATT, WTO) vorweggenommen wurden. 

Nach Ziltener (2001)1896 führte die Binnenmarktintegration weder zu einem erheblichen 

Liberalisierungsschub noch zu den (politisch erhofften) erheblichen Wachstums-

Kettenreaktionen. 

Fenner (2017)1897 zeigte in seiner Analyse der EU-Subventionsvergabe, dass die verschiedenen 

Programme sich in ihrer Zielsetzung teilweise konterkarieren. Auffällig war, dass die 

Mittelvergabe regionale Disparität (Clusterbildung) begünstigt und dass überproportional viele 

Mittel an große Unternehmen vergeben werden. Das steht im Widerspruch zum 

Wettbewerbsprinzip und den Zielen der Konvergenzpolitik. 

Die Zusammenschau der Ergebnisse zur wirtschaftlichen Entwicklung legen nach alledem 

nahe, dass sich die Mitgliedsstaaten innerhalb der EU überwiegend positiv entwickelt haben 

(vgl. 3. Kap., Tab. 11).1898 Vergleicht man die Entwicklungen von EU-Mitgliedsstaaten 

innerhalb und außerhalb der EWU, legen einige Indikatoren nahe, dass die gemeinsame 

Währung auch negative Effekte gehabt haben könnte. Auffällig ist, dass es vor allem in 

Eurozonenländern zu gravierenden Bankenkrisen und entsprechenden Staatsschuldenkrisen 

gekommen ist. Bedenklich erscheint ferner, dass vor allem EWU-Länder ein erhöhtes 

Arbeitslosigkeitsrisiko aufweisen.  

Ambivalent hingegen erscheinen die Verteilungstrends (Einkommen, Vermögen), die keinem 

besonderem Muster zu folgen scheinen. 

 

  

                                                 
1895 Dicke/Foders, Wirtschaftliche Auswirkungen einer EU-Erweiterung, 2000. 
1896 Ziltener, MPIfG working paper 01/7, 2001. 
1897 Fenner, Ein neuer wettbewerbsorientierter Ansatz, 2017, S. 444 ff. 
1898 Keine Aussage kann hier darüber getroffen werden, ob sie sich ohne EU-Beitritt besser entwickelt hätten. 



 
 

- 384 - 

  



 
 

- 385 - 

Literaturverzeichnis  

Acham, Karl/Nörr, Knut Wolfgang/Schefold, Bertram (Hrsg.): Erkenntnisgewinne, 

Erkenntnisverluste, 1998, Franz Steiner Verlag, Stuttgart 

Adolf, Jörg: Kohäsionspolitik und Gemeinwohlorientierung der Europäischen Gemeinschaft, 

1999, Verlag Duncker & Humblot, Berlin 

Ahrns, Hans-Jürgen: Grundzüge der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen, 2. Aufl. 1997, 
Transfer Verlag, Regensburg 

Albers, Willi (Hrsg.) et. al.: Handwörterbuch der Wirtschaftswissenschaften (HdWW), Band 9, 

1982, Gustav Fischer Verlag, Stuttgart (zit.: HdWW, Bd. 9, 1982) 

Albers, Willi (Hrsg.): Besteuerung und Zahlungsbilanz, 1972, Verlag Duncker & Humblot, 

Berlin 

Alisch, Katrin (Schriftleitung) u. a.: Gabler Wirtschaftslexikon, Stand 02/2018, Springer 

Fachmedien Wiesbaden GmbH, Wiesbaden 

Andel, Norbert: Subventionen als Instrument des finanzwirtschaftlichen Interventionismus, 

1970, Verlag J. C. B. Mohr (Paul Siebeck), Tübingen 

Anderson, James/Wincoop, Eric van: Trade Costs, 2004, NBER Working Paper No. 10480, 

101 S., Natinoal Bureau of Economic Research, Cambridge (Massachusetts, USA) (zit.: 

Anderson/Wincoop, Trade Costs, 2004, S.) 

Auerbach, Dirk: Banken- und Wertpapieraufsicht, 2015, Verlag C. H. Beck, München 

Badura, Peter: Wirtschaftsverfassung und Wirtschaftsverwaltung, 4. Aufl. 2011, Mohr Siebeck 

Verlag, Tübingen 

Badura, Peter: Das Verwaltungsmonopol, 1963, Verlag Duncker & Humblot, Berlin 

Balassa, Bela: The Theory of Economic Integration, 1961, Verlag George Allen & Unwin Ltd., 

London 

Barber, William J. (Ed.): The Works of Irving Fisher, Vol. 11 – 100 % Money, 1997, Verlag 

Pickering & Chatto, London 



 
 

- 386 - 

Basedow, Jürgen: Von der deutschen zur europäischen Wirtschaftsverfassung, 1992, Verlag 

J. C. B. Mohr (Paul Siebeck), Tübingen 

Basedow, Jürgen: Wettbewerb auf den Verkehrsmärkten, 1989, Verlag C. F. Müller, 

Heidelberg 

Baßeler, Ulrich/Heinrich, Jürgen/Utecht, Burkhard: Grundlagen und Probleme der 

Volkswirtschaft, 19. Aufl. (2010), Schäffel-Poeschel Verlag, Stuttgart 

Bauer, Hans H.: Marktabgrenzung, 1989, Duncker & Humblot Verlag, Berlin 

Bauer, Harmut/Czybulka, Detlef/Kahl, Wolfgang/Vosskuhle, Andreas (Hrsg.): Wirtschaft im 

offenen Verfassungsstaat, Festschrift für Reiner Schmidt, 2006, Verlag C. H. Beck, München 

Baur, Jürgen F./Salje, Peter/Schmidt-Preuß, Matthias (Hrsg.): Regulierung in der 

Energiewirtschaft, 2. Aufl. (2016), Carl Heymanns Verlag, Köln 

Behlke, Reinhard: Der Neoliberalismus und die Gestaltung der Wirtschaftsverfassung in der 

Bundesrepublik Deutschland, 1961, Verlag Duncker & Humblot, Berlin  

Behrens, Peter: Europäisches Marktöffnungs- und Wettbewerbsrecht, 2017, Verlag C. F. 

Müller, Heidelberg 

Behringer, Jan/Theobald, Thomas/Treeck, Till van: Einkommens- und Vermögensverteilung in 

Deutschland: Eine makroökonomische Sicht, IMK Report 99, 15 S., Oktober 2014 

Belke, Ansgar: Helicopter Money: Should Central Banks Rain Money from the Sky?, 

Intereconomics 2018, 34-40 

Bendel, Daniel/Demary, Markus/Voigtländer, Michael: Entwicklung der 

Unternehmensfinanzierung in Deutschland, IW-Trends 1.2016, Institut der deutschen 

Wirtschaft, Köln 

Berg, Werner: Gesundheitsschutz als Aufgabe der EU, 1997, Nomos Verlag, Baden-Baden 

Bergmann, Jan (Hrsg.): Handlexikon der Europäischen Union, 5. Aufl. (2015), Nomos Verlag, 

Baden-Baden 

Bernoth, Kerstin/König, Philipp/Beckers, Benjamin: EZB-Anleihekäufe können 

Vermögensverteilung beeinflussen, DIW Wochenbericht Nr. 7/2016, S. 127-133, Berlin 



 
 

- 387 - 

Berthold, Norbert/Neumann, Michael: Zehn Jahre Binnenmarkt: Wie frei ist der europäische 

Arbeitnehmer wirklich?, 2003, Wirtschaftswissenschaftliche Beiträge des Lehrstuhls für 

Volkswirtschaftslehre Wirtschaftsordnung und Sozialpolitik Nr. 67, 33. S., Julius-Maximilians-

Universität Würzburg (zit.: Berthold/Neumann, Zehn Jahre Binnenmarkt, 2003, S.) 

Bettermann, Karl August/Nipperdey, Hans Carl/Scheuner, Ulrich (Hrsg.): Die Grundrechte, 

1958, Verlack Duncker & Humblot, Berlin 

Beutler, Bengt/Bieber, Roland/Pipkorn, Jörn/Streil, Jochen (Hrsg.): Die Europäische 

Gemeinschaft – Rechtsordnung und Politik, 3. Aufl. (1987), 5. Aufl. (2001), Nomos Verlag, 

Baden-Baden 

Beuttenmüller, Ingo: Vergabefremde Kriterien, 2007, Nomos Verlag, Baden-Baden 

Bietmann, Julia: Gesetzliche Wege zu einem systemkonformen Mindestlohn, 2010, Peter Lang 

Verlag, Frankfurt a. M. 

Bignon, Vincent/Flandreau, Marc/Ugolini, Stefano: Bagehot for Beginners: The Making of 

Lender of Last Resort Operations in the Mid-Nineteenth Century, The Economic History 

Review, Wiley, 2012, 65 (2), pp. 580-608 

Binder, Jens-Hinrich: Drohende Zentralbankinsolvenz?, JZ 2015, 328-336 

Bofinger, Peter: Grundzüge der Volkswirtschaftslehre, 5. Aufl. (2020), Pearson Studium 

Verlag, München 

Bogdandy, Armin von/Bast, Jürgen (Hrsg.): Europäisches Verfassungsrecht, 2. Aufl. 2009, 

Springer Verlag, Heidelberg 

Bogdandy, Armin von: Europäisches Verfassungsrecht, 1. Aufl. 2003, Springer Verlag, 

Berlin 

Böhm, Fabian: Strukturen internationalen Subventionsrechts, 2007, Peter Lang Verlag, 

Frankfurt a. M. 

Böhm, Franz: Wirtschaftsordnung und Staatsverfassung, 1950, Verlag J. C. B. Mohr (Paul 

Siebeck), Tübingen 



 
 

- 388 - 

Böhm, Franz: Die Ordnung der Wirtschaft als geschichtliche Aufgabe und rechtschöpferische 

Leistung, 1937, Verlag W. Kohlhammer, Stuttagrt 

Böhm, Franz: Wettbewerb und Monopolkampf, 1933, Carl Heymanns Verlag, Berlin 

Böhm, Franz: Das Reichsgericht und die Kartelle, ORDO 1 (1948), 197-213  

Bonn, Moritz/Reichert, Götz: Erneuerbare Energien in der EU, cepInput 1/2019, Centrum für 

europäische Politik, Freiburg 

Bonus, Holger: Umweltschutz als Ordnungspolitik, in: Festschrift Narjes (1984), Europa Union 

Verlag 

Bordo, Michael D./McCauley, Robert N.: Triffin: dilemma or myth?, BIS working paper 

no. 684, December 2017, S. 1-30 

Borger, Klaus: Unternehmer mehr Sparer als Investor, 2018, KfW Research Nr. 235, 4 S., KfW 

Bankengruppe, Frankfurt a. M. 

Boulding, Kenneth E./Wilson, Thomas Frederick (Hrsg.): Redistribution Through The 

Financial System, Praeger Publishers, New York 

Braml, Martin/Felbermayr, Gabriel/Wilbert, Lucia: Exportieren Länder mit 

Leistungsbilanzüberschüssen Arbeitslosigkeit?, ifo Schnelldienst 16/2018, S. 20-25, München 

Brenke, Karl/Beznoska, Martin: Solo-Selbstständige in Deutschland – Strukturen und 

Erwerbsverläufe, April 2016, Forschungsbericht 465, Kurzexpertise für das BMAS, 57 S., DIW 

econ, Berlin 

Brenke, Karl: Reallöhne in Deutschland über mehrere Jahre rückläufig, DIW Wochenbericht 

Nr. 33/2009, 550-560 

Brenner, Michael (Hrsg.): Der Staat des Grundgesetzes – Kontinuität und Wandel, Festschrift 

für Peter Badura zum 70. Geburtstag, 2004, Verlag Mohr Siebeck, Tübingen 

Breuss, Fritz: Monetäre Außenwirtschaft und Europäische Integration, 2006, Verlag Peter 

Lang, Frankfurt a. M. 

Bruhn, Ralf: Die Wirtschaftsverfassung der Europäischen Union aus deutscher Perspektive, 

2008, Diss. Leipzig 



 
 

- 389 - 

Brümmerhoff, Dieter/Grömling, Michael: Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen, 10. Aufl. 

(2015), 9. Aufl. (2011), Oldenbourg Verlag, München (zit.: Brümmerhoff/Grömling, VGR, 10. 

Aufl. [2011]) 

Brüggemeier, Gert (Hrsg.): Verfassungen für ein ziviles Europa, 1994, Nomos Verlag, Baden-

Baden 

Buchanan, James/Wagner, Richard E.: Democracy in Deficit, 1977, Academy Press, New York 

Buck-Heeb, Petra: Kapitalmarktrecht, 11. Aufl. (2020), C. F. Müller Verlag, Heidelberg 

Bull, Hans Peter: Die Staatsaufgaben nach dem Grundgesetz, 2. Aufl. (1977), Athenäum 

Verlag, Kronberg/Ts.  

Bundesagentur für Arbeit: Methodenbericht – Umfassende Arbeitsmarktstatistik: 
Arbeitslosigkeit und Unterbeschäftigung, 2009, Nürnberg 

Bundesagentur für Arbeit: Monatsbericht zum Arbeits- und Ausbildungsmarkt, Februar 2020, 

Nürnberg 

Burgi, Martin: Vergaberecht, 2. Aufl. (2018), Verlag C. H. Beck, München 

Busch, Berthold: Zur Wirtschaftsverfassung der Europäischen Union, 2008, Deutscher 

Instituts-Verlag, Köln 

Busch, Berthold: Kohäsionspolitik der Europäischen Union, IW-Analysen, No. 121, 49 S., 

2018, Institut der deutschen Wirtschaft, Köln 

Bydlinski, Franz: Juristische Methodenlehre und Rechtsbegriff, 1982, Springer Verlag, Wien  

Calliess, Christian/Ruffert, Matthias (Hrsg.): EUV/AEUV, 5. Aufl. 2016, Verlag C. H. Beck, 

München 

Cantillon, Richard: Abhandlung über die Natur des Handels im allgemeinen, 1755, ins 

Deutsche übertragen von Hella Hayek (1931), Verlag Gustav Fischer, Jena 

Cassel, Dieter/Ramb, Bernd-Thomas/Thieme, H. Jörg (Hrsg.): Ordnungspolitik, 1988, Verlag 

Franz Vahlen, München 



 
 

- 390 - 

Chalmovsky, Luis Esteban: Der internationale Zahlungsverkehr und die Devisenmärkte in der 

volkswirtschaftlichen Theorie und in der bankbetrieblichen Praxis, 1984, Verlag Peter Land, 

Frankfurt a. M. 

Cheng, Wenli/Angus, Simon D.: The Cantillon Effect of Money Injection through Deficit 

Spending, MONASH University, Discussion Paper 12/2012 (zit.: Cheng/Angus, MONASH 

Discussion Paper 12/2012) 

Christen, Heinz Peter: Die Wirtschaftsverfassung des Interventionismus, 1970, 

Polygraphischer Verlag AG, Zürich 

Cludius, Johanna (et. al.): Untersuchung der klimapolitischen Wirksamkeit des 

Emissionshandels – erweiterte Analysen, Climate Change 09/2018, Studie im Auftrag des 

Umweltbundesamts (Hrsg.), Öko-Institut Berlin e. V. 

Coing, Helmut/Kronstein, Heinrich/Mestmäcker, Ernst-Joachim (Hrsg.): Wirtschaftsordnung 

und Rechtsordnung, Festschrift für Franz Böhm, 1965, Verlag C. F. Müller, Karlsruhe 

Dambach, Alexander: Verkehrspolitik auf deutscher und europäischer Ebene, 2007, Diss., 

Heidelberg 

Depenheuer, Helmut: Wirtschaftsverfassung und Wirtschaftslenkung, 1964, Diss. Köln  

Deutsche Bundesbank: Die Deutsche Bundesbank, April 2006, Selbstverlag der Deutschen 

Bundesbank, Frankfurt a. M. 

Deutsche Bundesbank: Zahlungsbilanzstatistik Juni 2016, Statistisches Beiheft 3 zum 

Monatsbericht, 108 S., Frankfurt a. M. 

Deutsche Bundesbank: Zahlungsverkehrssymposium der Deutschen Bundesbank 2015, 

Zentralbereich Zahlungsverkehr und Abwicklungssysteme, Frankfurt a. M. 

Dewe, Bernd/Weber, Peter J.: Wissensgesellschaft und Lebenslanges Lernen, 2007, Julius 

Klinkhardt Verlag, Bad Heilbrunn 

Dicke, Hugo/Foders, Federico: Wirtschaftliche Auswirkungen einer EU-Erweiterung auf die 

Mitgliedsstaaten, 2000, Verlag Mohr Siebeck, Tübingen 



 
 

- 391 - 

Dieter, Heribert: Deutschlands zweischneidige Außenwirtschaftspolitik, SWP-Studie 13, Juli 

2018, Berlin 

Diez, Willi: Die internationale Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Automobilindustrie, 2012, 

Oldenbourg Verlag, München 

Dluhosch, Barbara/Freytag, Andreas/Krüger, Malte: Leistungsbilanzsalden und internationale 

Wettbewerbsfähigkeit, 1992, Untersuchungen zur Wirtschaftspolitik, Institut für 

Wirtschaftspolitik, Universität zu Köln 

Döbling, Christian: Verwaltungskooperationen und Vergaberecht, 2011, Nomos Verlag, 

Baden-Baden 

Dörr, Julian: Die europäische Kohäsionspolitik auf dem Weg zu einer „informellen 

Wirtschaftspolitik?“, ORDO 67 (2016), S. 193-221  

Dovern, Jonas/Meier, Carsten-Patrick/Scheide, Joachim: Das hohe Leistungsbilanzdefizit der 

Vereinigten Staaten: Ein Risiko für die Weltwirtschaft und für die wirtschaftliche Entwicklung 

Deutschlands?, Oktober 2006, Kieler Diskussionsbeiträge, No. 432/433, 26 S., IfW Kiel  

Dresel, Irene: Migration, 2005, Verlag Peter Lang, Frankfurt a. M.  

Ehlers, Jan Philip: Aushöhlung der Staatlichkeit durch die Privatisierung von Staatsaufgagen?, 

2003, Peter Lang Verlag, Frankfurt a. M. 

Ehlers, Dirk/Wolffgang, Hans-Michael/Schröder, Jan Ulrich (Hrsg.): Subventionen im WTO- 

und EG-Recht, 2007, Verlag Recht und Wirtschaft, Frankfurt a. M. 

Ehmke, Horst: Wirtschaft und Verfassung, 1961, Verlag C. F. Müller, Karlsruhe 

Ehrlich, Lars/Schlitte, Friso/Schulze, Sven/Wolf, André: Wirtschaftliche Bedeutung der 

Erdgasbranche, HWWI Policy Paper 94 (2016), Hamburgisches Weltwirtschaftsinstitut 

Eichel, Benjamin: Der Sport im Recht der Europäischen Union, 2012, Nomos Verlag, Baden-

Baden 

Esser, Klaus/Kurthe, Judith: Wirtschaftliche Bedeutung der KEP-Branche, April 2014, Studie 

im Auftrag des BIEK e. V., Köln 



 
 

- 392 - 

Eucken, Walter: Grundsätze der Wirtschaftspolitik, 1952, Verlag J. C. B. Mohr (Paul Siebeck), 

Tübingen 

Eucken, Walter: Kritische Betrachtungen zum deutschen Geldproblem, 1923, Gustav Fischer 

Verlag, Jena 

Eucken, Walter: Die Grundlagen der Nationalökonomie, 8. Aufl. 1965, Springer Verlag, 

Heidelberg 

Eucken, Walter: Die Wettbewerbsordnung und ihre Verwirklichung, ORDO 2 (1949), 1-99 

Europäische Kommission: NACE Rev. 2 - Statistische Systematik der Wirtschaftszweige in der 

Europäischen Gemeinschaft, 2008, Eurostat, Luxemburg 

Europäische Kommission: EU Budget 2016 Financial Report, 2017, Europäische Union 

Europäische Kommission: Public Procurement Indicators 2015, DG GROW G4 – Innovative 

and e-Procurement, 12/2016, Brüssel 

Europäische Kommission: Public Procurement Indicators 2017 DG GROW G4 – Single Market 

for Public Administration, 07/2019, Brüssel 

Europäische Kommission (Eurostat): Europäisches System Volkswirtschaftlicher 

Gesamtrechnungen ESVG 2010, 2014, Amt für Veröffentlichungen der Europäische Union, 

Luxemburg (zit.: Eurostat, ESVG 2010, S.) 

Europäische Kommission: Makroökonomische Ungleichgewichte - Deutschland 2014, 

Überprüfungen nach VO (EU) Nr. 1176/2011, 131 S., Brüssel (zit.: Kommission, 

Makroökonomische Ungleichgewichte - Deutschland 2014, S.), Brüssel 

Europäischer Rechnungshof: Waren die Marco-Polo-Programme im Hinblick auf die 

Verkehrsverlagerung von der Straße auf andere Verkehrsträger wirksam?, Sonderbericht 

Nr. 3 // 2013, Luxembourg 

Europäische Zentralbank: Die einheitliche Geldpolitik im Euro-Währungsgebiet, April 2002, 

Frankfurt a. M. 

Europäische Zentralbank: Die Geldpolitik der EZB, 2011, Frankfurt a. M. 

Europäische Zentralbank: ESCB Legal Conference, 2018, Frankfurt a. M. 



 
 

- 393 - 

Europäische Zentralbank: The Eurosystem Household Finance and Consumption Survey: 

results from the first wave, April 2013, Statistics Paper Series No. 2, Frankfurt a. M. (zit.: EZB, 

HFCS 2013, S.) 

Europäische Zentralbank: The Household Finance and Consumption Survey: results from the 

second wave, Dezember 2016, Statistics Paper Series No. 18, Frankfurt a. M. (zit.: EZB, HFCS 

2016, S.) 

Fastenrath, Ulrich/Nowak, Carsten (Hrsg.): Der Lissabonner Reformvertrag, 2009, Verlag 

Duncker & Humblot, Berlin 

Fastenrath, Ulrich/Groh, Thomas: Europarecht, 4. Aufl. (2016), Richard Boorberg Verlag, 

Stuttgart 

Feldstein, Martin: The Budget and Trade Deficits aren’t Really Twins, January 1992, NBER 

Working Paper no. 3966, National Bureau of Economic Research, Cambridge (Massachusetts, 

USA) 

Felkel, Stephanie: Zur Wirkungsweise monetärer Impulse, 1998, Institut für Wirtschaftspolitik, 

Köln 

Fenner, David Henry: Ein neuer wettbewerbsorientierter Ansatz in den wirtschaftsfördernden 

Politiken der EU, 2017, Nomos Verlag, Baden-Baden 

Fessler, Pirmin/Schürz, Martin: Private wealth across European countries: the role of income, 

inheritance and the welfare state, September 2015, ECB Working Paper Series No. 1847, 

Frankfurt a. M. (zit.: Fessler/Schürz, Private wealth, ECB Working Paper, No. 1847/2015) 

Fischer, Karl-Hermann: Banken und unvollkommener Wettbewerb, 2005, Deutscher 

Universitätsverlag, Wiesbaden 

Fischer, Thomas: Strafgesetzbuch, 68. Aufl. (2021), Verlag C. H. Beck, München 

Flassbeck, Heiner: Reallöhne und Arbeitslosigkeit, DIW Discussion Paper No. 162, 

Februar 1998, 18 S., Berlin 

Franck, Jens-Uwe: Europäisches Absatzrecht, 2006, Verlag De Gruyter Recht, Berlin 



 
 

- 394 - 

Franzius, Claudio (Hrsg.): Beharren. Bewegen, Festschrift für Michael Kloepfer zum 70. 

Geburtstag, 2013, Verlag Duncker & Humblot, Berlin 

Fratianni, Michele: The Future International Monetary System: Dominant Currencies or 

Supranational Money? An Introduction, December 2011, Open Econ Rev (2012), 23 (S. 1-12), 

Verlag Springer Science+Business Media, Berlin 

Fredebeul-Krein, Markus: Das Universaldienstkonzept der Europäischen Union in der 

Telekommunikation, Wirtschaftsdienst 1998/VIII, 461-467 

Frenz, Walter: Handbuch Euoprarech, Band 3 (2007), Band 6 (2011), Springer Verlag, 

Heidelberg (zit.: Frenz, Hdb Europarecht, Bd., Jahr) 

Frenzel, Sabine: Stromhandel und staatliche Ordnungspolitik, 2007, Verlag Duncker & 

Humblot, Berlin 

Freudenberg, Hans Erich: Die Subventionen, 1934, Verlag J. C. B. Mohr (Paul Siebeck), 

Tübingen 

Frick, Joachim R./Grabka, Markus M.: Altersicherungsvermögen dämpft Ungleichheit – aber 

große Vermögensungleichheit bleibt bestehen, DIW Wochenbericht 3/2010, 11 S., Berlin 

Friedman, Milton: Die optimale Geldmenge, 1969, Übersetzung von J. Frerich, G. Hoff und R. 

H. Pusch, Fischer (1976), Taschenbuch Verlag 

Friedman, Milton: Dollars and Deficits, 1968, Prentice Hall, Englewood Cliffs N. J. 

Fröhlich, Hans-Peter: Zahlungsbilanzsalden als Umverteilung monetärer Bestände, 1986, Carl 

Heymanns Verlag, Köln 

Gabrisch, Hubert: On the Twin Deficits Hypothesis and the Import Propensity in Transition 

Countries, December 2011, IWH-Diskussionspapiere Nr. 20, 19 S., Institut für 

Wirtschaftsforschung Halle 

Gaitanides, Charlotte: Das Recht der Europäischen Zentralbank, 2005, Verlag Mohr Siebeck, 

Tübingen 

Gasparotti, Allessandro/Kullas, Matthias: 20 Jahre Euro: Gewinner und Verlierer, Februar 

2019, cep Studie, 20 S., Centrum für Europäische Politik, Freiburg 



 
 

- 395 - 

Gerken, Lüder: Von Freiheit und Freihandel, 1999, Verlag J. C. B. Mohr (Paul Siebeck), 

Tübingen 

Giegerich, Thomas/Heinz, Ursula E.: Herausforderungen und Perspektiven der EU, 2012, 

Verlag Duncker & Humblot, Berlin 

Goldschmidt, Nils/Wohlgemuth, Michael (Hrsg.): Die Zukunft der Sozialen Marktwirtschaft, 

2004, Verlag Mohr Siebeck, Tübingen 

Gottschalk, Sandra/Egeln, Jürgen/Kinne, Jan: Die volkswirtschaftliche Bedeutung der 

Familienunternehmen, 2017, Publikation der Stiftung Familienunternehmen von ZEW und ifm 

Mannheim, München 

Görgens, Egon/Ruckriegel, Karlheinz/Seitz, Franz: Europäische Geldpolitik, 5. Aufl. 2008, 

Verlag Lucius & Lucius, Stuttgart 

Götz, Volkmar: Recht der Wirtschaftssubventionen, 1966, Verlag C. H. Beck, München 

Grabitz, Eberhard (Begr.)/Hilf, Meinhard (Fortg.)/Nettesheim, Martin (Hrsg.): Das Recht der 

Europäischen Union, 71. EL Aug 2020 (Art. 119 AEUV), Verlag C. H. Beck, München 

Grabka, Markus M./Halbmeier, Christoph: Vermögensungleichheit in Deutschland bleibt trotz 

deutlich steigender Nettovermögen anhaltend hoch, DIW Wochenbericht Nr. 40/2019, 

S. 736-744, Berlin 

Griller, Stefan (Hrsg.): Die europäische Wirtschaftsverfassung, 2007 Springer Verlag, Wien 

Griller, Stefan/Kneihs, Benjamin/Madner, Verena/Potacs, Michael (Hrsg.): 

Wirtschaftsverfassung und Binnenmarkt, Festschrift für Heinz-Peter Rill, 2010, Springer 

Verlag, Wien  

Grimm, Dieter (Hrsg.): Staatsaufgaben, 1994, Nomos Verlag, Baden-Baden 

Grimme, Christian: Zu den globalen Leistungsbilanzsalden im Jahr 2019, ifo Schnelldienst 

2/2020, S. 3-7, München 

Grömling, Michael: Entwicklung der makroökonomischen Einkommensverteilung in 

Deutschland, IW-Trends 1/2017, S. 77-98, Köln 



 
 

- 396 - 

Gröschner, Rolf: Das Überwachungsrechtsverhältnis, 1992, Verlag J. C. B. Mohr (Paul 

Siebeck), Tübingen 

Grüne, Michael: Subventionen in der Demokratie, 1997, Peter Lang Verlag, Frankfurt a. M. 

Gygi, Fritz: Die schweizerische Wirtschaftsverfassung, 2. Aufl. (1978), Verlag Paul Haupt, 

Bern 

Hagemann, Harald/Kromphardt, Jürgen/Marterbauer, Markus (Hrsg.): Keynes, Geld und 

Finanzen, 2018, Metropolis Verlag, Marburg 

Hagen, Alexander: Die Harmonisierung der indirekten Steuern in Europa, 2000, Peter Lang 

Verlag, Frankfurt a. M. 

Hahn, Hugo J. (Hrsg.): Geldverfassung und Ordnungspolitik, 1989, Nomos Verlag, Baden-

Baden 

Hahn, Hugo J. (Begr.)/Häde, Ulrich: Währungsrecht, 2. Aufl. (2010), Verlag C. H. Beck, 

München 

Hahn, Hugo J.: Währungsrecht, 1. Aufl. 1990, Verlag C. H. Beck, München 

Hamann, Andreas: Zur Problematik des Subventionsrechts, DVBl 1963, 486-493 

Hasse, Rolf H./Molsberger, Josef/Watrin, Christian (Hrsg.): Ordnung in Freiheit, Festgabe für 

Hans Willgerodt, 1994, Gustav Fischer Verlag, Stuttgart  

Haucap, Justus/Thieme, H. Jörg: Wirtschaftspolitik im Wandel, 2018, Walter de Gruyter 

Verlag, Berlin 

Hauptmann, Andreas/Schmerer, Hans-Jörg: Wer profitiert vom deutschen Exportboom?, 2012, 

IAB-Kurzbericht 20/2012, 8 S., Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, Nürnberg 

Haverkate, Görg: Rechtsfragen des Leistungsstaats, 1983, Verlag J. C. B. Mohr (Paul Siebeck), 

Tübingen  

Hayek, Friedrich August von: Denationalization of Money: The Argument Refined, Third 

Edition (1990), Institute of Economic Affairs, London 

Hayek, Friedrich August von: Marktwirtschaft und Wirtschaftspolitik, ORDO 6 (1954), 3-17 



 
 

- 397 - 

Hänsch, Hans-Martin: Gesamtwirtschaftliche Stabilität als Verfassungsprinzip, 2002, Verlag 

Duncker & Humblot, Berlin 

Hebler, Martin: Arbeitsmarkteffekte der EU-Osterweiterung, 2002, Verlag Duncker & 

Humblot, Berlin 

Héder, Mihály: From NASA to EU: the evolution of the TRL scale in Public Sector Innovation, 

The Innovation Journal: The Public Sector Innovation Journal Vol. 22 (2), 2017, art. 3, 20 S., 

Hungarian Academy of Sciences Institute for Computer Science and Control, Budapest  

Helliwell, John F.: Fiscal Policy and the Externa Deficit: Siblings but not Twins, NBER 

working paper 3313, April 1990, 42 S., National Bureau of Economic Research, Cambridge 

(Massachusetts, USA) 

Hellwig, Martin: Target-Falle oder Empörungsfalle, Perspektiven der Wirtschaftspolitik 2018, 

345-382 

Hennighausen, Axel: Wegekostenfinanzierung und Lenkung im deregulierten europäischen 

Verkehrsmarkt, 2002, Peter Lang Verlag, Frankfurt a. M. 

Henselmann, Klaus/Klein, Martin/Maier, Christian: Der Wertpapierprospekt Empirische 

Befunde zur Qualität der Risikoangaben bei Neuemissionen, Working Papers in Accounting 

Valuation Auditing Nr. 2009-1, Universität Erlangen-Nürnberg 

Herr, Hansjörg/Spahn, Heinz-Peter Peter: Staatsverschuldung, Zahlungsbilanz und 

Wechselkurs, 1989, Transfer Verlag, Regensburg 

Herrmann, Christoph: Währungshoheit, Währungsverfassung und subjektive Rechte, 2010, 

Verlag Mohr Siebeck, Tübingen 

Herrmann, Christoph: Die Bewältigung der Euro-Staatsschulden-Krise an den Grenzen des 

deutschen und europäischen Währungsverfassungsrechts, EuZW 2012, 805-812 

Heun, Wener: Eine verfassungswidrige Verfassungsgerichtsentscheidung - der 

Vorlagebeschluss des BverfG vom 14.1.2014, JZ 2014, 331-337 

Hoch, Annegret/Handrich, Lars/Pavel, Ferdinand: Die ökonomische Bedeutung der Werbung, 

2016, Politikberatung kompakt 115, ISSN 1614-6921, DIW, Berlin 



 
 

- 398 - 

Huber, Ernst Rudolf: Wirtschaftsverwaltungsrecht, Bd. 1, 2. Aufl. 1953, Verlag J. C. B. Mohr 

(Paul Siebeck), Tübingen 

Illing, Gerhard/König, Philipp: Die Europäische Zentralbank als Lender of Last Resort, DIW 

Wochenbericht 24, 2014, 541-554  

Immenkötter, Philipp: Vermögenspreise weiterhin oberhalb der Verbraucherpreise, Q2 2019, 

15 S., Flossbach von Storch Research Institute, Köln 

Isenmann, Thomas: Marktwirtschaftliche Verkehrspolitik: Wirtschaftsverträglichkeit und 

Raumwirksamkeit, 1994, Verlag Rüegger, Zürich 

Issing, Otmar: Einführung in die Geldtheorie, 15. Aufl. (2011), Verlag Franz Vahlen, München 

Internationaler Währungsfonds: Balance of Payments and International Investment Position 

Manual, Sixth Ed. (BPM6), 2009, International Monetary Fund Publication Services, 

Washington D. C. 

Internationaler Währungsfonds: Global Imbalances, IMF Staff Note (G20), 2019, 21 S., 

Washington D. C. (zit.: IWF, Global Imbalances, G20 Background Note v. 05.06.2019, S.) 

Jagmetti, Riccardo (Hrsg.): Festschrift für Walther Hug, 1968, Stämpfli Verlag, Bern 

Jans, Jan H./Heide, Kathrin von der: Europäisches Umweltrecht, 2003, Europe Law Publishing, 

Groningen 

Jarass, Hans (Begr.)/Locher, Matthias/Reidt, Olaf/Tünnesen-Harmes, Christian: 

Wirtschaftsverwaltungsrecht, 3. Aufl., 1997, Luchterhand Verlag, Neuwied 

Jesch, Thomas: Die Wirtschaftsverfassung der Sonderverwaltungsregion Hongkong, 2001, 

Peter Lang Verlag, Frankfurt a. M. 

Joebges, Heike: Zur Problematik der deutschen Leistungsbilanzüberschüsse, Juni 2014, 

Friedrich-Ebert-Stiftung - Abt. Wirtschafts- und Sozialpolitik, 4 S., Bonn (zit.: Joebges, Zur 

Problematik der deutschen Leistungsbilanzüberschüssen, WISO direkt, Juni 2014, S.) 

Joerges, Christian: The European Economic Constitution and its Transformation through the 

Financial Crisis, ZenTra working papers No. 47, 2015, Universität Bremen und Oldenbourg 



 
 

- 399 - 

Jungbluth, David: Die Entwicklung des deutschen Wirtschaftsverfassungsrechts, 2017, 

Springer Fachmedien, Wiesbaden 

Jungfer, Joachim: Die Beziehung zwischen Zahlungsbilanz, Außenhandel und 

Wirtschaftswachstum, 1982, Verlag Dr. Mannhold, Gelsenkirchen 

Kirchhof, Paul/Isensee, Josef (Hrsg.): Handbuch des Staatsrechts, Bd. II (3. Aufl. [2004]), 

Bd. IV (1990), C. F. Müller Verlag, Heidelberg (zit.: Kirchhof/Isensee, HStR, Bd., Aufl. [Jahr]) 

Kirchner, Hildebert (Begr.)/Böttcher, Eike (Bearb.): Abkürzungsverzeichnis der 

Rechtssprache, 9. Aufl. (2018), Walter de Gruyter Verlag, Berlin  

Klär, Erik/Lindner, Fabian/Šehović, Kenan: Investition in die Zukunft? Zur Entwicklung des 

deutschen Auslandsvermögens, Wirtschaftsdienst 93 (2013), S. 189-197 

Klesczewski, Diethelm/Müller-Mezger, Steffi/Neuhaus, Frank (Hrsg.): Mindestlohn - (k)ein 

gerechter Lohn?, 2017, mentis Verlag, Münster  

Klotz, Robert/Zurkinden, Philipp: Die Anwendung des Kartellrechts auf kleine und mittlere 

Unternehmen, Wirtschaft und Wettbewerb 1999, S. 120-133 

Knapp, Georg Friedrich: Staatliche Theorie des Geldes, 3. Aufl. (1921), Verlag Duncker & 

Humblot, München 

Knogler, Michael: Auswirkungen der EU-Osterweiterung auf die Arbeitsmärkte der neuen 

Mitgliedsstaaten und der EU-15, insbesondere Deutschland, Januar 2005, Working Paper 

No. 257, 109 S., Osteuropa-Institut München, (zit.: Knogler, EU-Osterweiterung, 2005, S.) 

Köberlein, Christian: Kompendium der Verkehrspolitik, 1997, R. Oldenbourg Verlag, 

München 

Kohli, Martin/Künemund, Harald/Schäfer, Andrea/Schupp, Jürgen/Vogel, Claudia: 

Erbschaften und ihr Einfluss auf die Vermögensverteilung, Vierteljahreshefte zur 

Wirtschaftsforschung 75 (2006), 1, S. 58-76, Berlin (zit.: Kohli et al., Erbschaften und ihr 

Einfluss auf die Vermögensverteilung, 2006, S.) 

Kotzur, Markus: Die Ziele der Union: Verfassungsidentität und Gemeinschaftsidee, DÖV 2005, 

313-322 



 
 

- 400 - 

Krahnen, Jan Pieter: Über Scheinriesen: Was TARGET-Salden tatsächlich bedeuten, SAFE 

White Paper No. 56, Aug 2018, 26 S. 

Kramer, Katharina: Die Europäische Investitionsbank, 2015, Peter Lang Verlag, 

Frankfurt a. M. 

Kroh, Tanja: Der Einfluss von Steuern auf die Einkommens- und Vermögensverteilung in 

Deutschland und der Europäischen Union, 2016, Diss., Universität Tübingen 

Kruppova, Alice: Die Europäische Investitionsbank. Aufgabe, Finanzierung, 

Förderungspolitik, 1999, Dissertation, München  

Krüger, Herbert: Von der Reinen Marktwirtschaft zur Gemischten Wirtschaftsverfassung, 

1966, Alfred Metzner Verlag, Berlin 

Krüger, Herbert: Staatsverfassung und Wirtschaftsverfassung, DVBl 1951, 361-368 

Kübler, Bruno M./Prütting, Hanns/Bork, Reinhard (Hrsg.): InsO. Kommentar zur 

Insolvenzordnung, Stand Juni 2019, RWS Verlag, Köln 

Kümpel, Siegfried (Begr.)/Mülbert, Peter O./Früh, Andreas/Seyfried, Thorsten (Hrsg.): Bank- 

und Kapitalmarktrecht, 5. Aufl. (2019), Verlag Dr. Otto Schmidt, Köln 

Künzle, Christoph: Wettbewerb und Intervention in der EU – Praxis der europäischen 

Wettbewerbspolitik im Licht der Industriepolitik, 2004, Dissertation, Universität St. Gallen 

(HSG) 

Langenbucher, Katja/Bliesener, Dirk H./Spindler, Gerald (Hrsg.): Bankrechts-Kommentar, 

2. Aufl. (2016), Verlag C. H. Beck, München 

Larenz, Karl: Methodenlehre der Rechtswissenschaft, 6. Aufl. 1991, Springer Verlag, 

Heidelberg 

Lorenz, Melanie: Umweltschutz und wettbewerblich konzipierter Binnenmarkt im 

Gemeinschaftsrecht, 2004, Peter Lang Verlag, Frankfurt a. M. 

Luczak, Jan-Marco: Die Europäische Wirtschaftsverfassung als Legitimationselement 

europäischer Integration, 2009, Verlag Duncker & Humblot, Berlin 



 
 

- 401 - 

Lutter, Marcus/Bayer, Walter/Schmidt, Jessica: Europäisches Unternehmens- und 

Kapitalmarktrecht, 6. Aufl. 2017, de Gruyter Verlag, Berlin (zit.: Lutter/Bayer/J. Schmidt, 

EuropUR, 6. Aufl. [2017]) 

Lutz, Arnold: Makroökonomik, 3. Aufl. (2009), Mohr Siebeck Verlag, Tübingen 

Mankiw, Gregory N.: Essentials of Economics, Seventh Edition, 2015, Verlag Cengage 

Learning, Stamford (CT, USA) 

Mantzke, Ingo: Liquiditätsnormen als bankaufsichtsrechtliches Instrument, 1994, Peter Lang 

Verlag 

Markopoulos, Titos: Juristische und ökonomische Prognosemethoden und -modelle in der 

Fusionskontrolle, 2011, Peter Lang Verlag, Frankfurt a. M. 

Martini, Mario: Der Markt als Instrument hoheitlicher Verteilungslenkung, 2008, Verlag Mohr 

Siebeck, Tübingen 

Mattes, Anselm: Die ökonomische Bedeutung der Windenergiebranche, 28.06.2014, DIW 

econ, Berlin 

Meessen, Karl M./Bungenberg, Marc/Puttler, Adelheid: Economic Law as an Economic Good, 

2009, sellier european law publishers, München 

Mestmäcker, Ernst-Joachim/Möller, Hans/Schwarz, Hans-Peter: Eine Ordnungspolitik für 

Europa, Festschrift für Hans von der Groeben, 1987, Nomos Verlag, Baden Baden 

Mestmäcker, Ernst-Joachim: Recht und ökonomisches Gesetz, 1978, Nomos Verlag, Baden-

Baden 

Meyer, Bernhard: Die Europäische Investitionsbank zwischen Markt und Lenkung, 1983, 

Dissertation, Universität Köln 

Meyer, Heinz/Stöger, Karl (Hrsg.): Kommentar zu EUV und AEUV, 2014, Art. 119-126, 

Manzsche Verlags- und Universitätsbuchhandlung, Wien 

Jaeger, Thomas/Stöger, Karl, Kommentar zu EUV und AEUV, 2019, AEUV Art. 127-

144, Manzsche Verlags- und Universitätsbuchhandlung, Wien 



 
 

- 402 - 

Meyer, Holger Martin: Vorrang der privaten Wirtschafts- und Sozialgestaltung als 

Rechtsprinzip, 2005, Verlag Duncker & Humblot, Berlin 

Mion, Giordano/Ponattu, Dominic: Estimating economic benefits of the Single Market for 

European countries and regions, May 2019, Policy Paper, 32 S., Bertelsmann Stiftung, 

Gütersloh (zit.: Mion/Ponattu, Policy Paper 2019, S.) 

Monopolkommission: Wettbewerbspolitik vor neuen Herausforderungen, Hauptgutachten 

VIII, 1990, Nomos Verlag, Baden-Baden 

Möschel, Wernhard: Wirtschaftsrecht im Wandel, 2011, Nomos Verlag, Baden-Baden 

Murswiek, Dietrich: Der Beschluss des Bundesverfassungsgerichts zum OMT Programm der 

EZB, ifo schnelldienst 6/2014, S. 8-12 

Mussler, Werner: Die Wirtschaftsverfassung der Europäischen Gemeinschaft im Wandel, 1998, 

Nomos Verlag, Baden-Baden 

Müller-Armack, Alfred: Wirtschaftslenkung und Marktwirtschaft, 1947, Verlag für Wirtschaft 

und Sozialpolitik, Hamburg 

Müller-Graff, Peter-Christian (Hrsg.)/Hatje, Armin (Hrsg.): Enzyklopädie Europarecht, Band 4 

– Wirtschaftsordnungsrecht, 2015, Nomos Verlag, Baden-Baden (zit.: Müller-Graff/Hatje, 

EnzEuR, Bd. 4, 2015) 

Müller-Graff, Peter-Christian/Zuleeg, Manfred (Hrsg.): Staat und Wirtschaft in der EG, 

Kolloquium zum 65. Geburtstag von Bodo Börner, 1987, Nomos Verlag, Baden-Baden 

Müller-Solger, Hermann/Czysz, Armin/Petzold, Wolfgang/Pfaff, Ulrich: Bildung und Europa. 

Die EU-Fördermaßnahmen, 2. Aufl. (1997), Economica Verlag, Bonn 

Naphtali, Fritz: Wirtschaftsdemokratie, 1928, Verlagsgesellschaft des Allgemeinen Deutschen 

Gewerkschaftsbundes, Berlin 

Nationales Institut für Statistik und Wirtschaftsstudien Luxemburg (STATEC): Luxemburg in 

Zahlen 2019, Luxemburg 

Nermerich, Daniel: Mindestlohn – eine kritische Einordnung, 2009, Peter Lang Verlag, 

Frankfurt a. M. 



 
 

- 403 - 

Neuberger, Doris: Mikroökonomik der Bank, 1998, Verlag Franz Vahlen, München 

Neuthinger, Egon: Germany’s enduring current account surplus, Intereconomics, Vol. 24 

(1989), S. 138-148, Verlag Weltarchiv, Hamburg 

Neveling, Kirsten: Die sachliche Marktabgrenzung bei der Fusionskontrolle im deutschen und 

europäischen Recht, 2002, Diss., Tübingen 

Nguyen, Khanh Bui: Das Wettbewerbsrecht im Rahmen der Wirtschaftsverfassung Vietnams, 

2007 Verlag Frank & Timme, Berlin 

Nikiforos, Michalis/Carvalho, Laura/Schoder, Christian: “Twin Deficits” in Greece: in search 

of causality, Mai 2014, IMK Working Paper 143, 35 S., Ausgabe Dezember 2014, Institut für 

Makroökonomie und Konjunkturforschung, Düsseldorf 

Nipperdey, Hans Carl: Soziale Marktwirtschaft und Grundgesetz, 3. Auflage (1965), Carl 

Heymanns Verlag, Köln  

Nieder-Eichholz, Markus: Die Subventionsordnung, 1995, Verlag Duncker & Humblot, Berlin 

Niedobitek, Matthias (Hrsg.): Europarecht – Politiken der Union, 2014, de Gruyter Verlag, 

Berlin 

OECD: A Broken Social Elevater? How to Promote Social Mobility, 2018, OECD Publishing 

Paris 

Oesterreichische Nationalbank: Zahlungsbilanz und Internationale Vermögensposition nach 

BPM6 / Handbuch zu Definitionen Quellen und Berechnungsmethoden, Stand 3/2018, Wien 

Opgenhoff, Carolin: Die europäische Fusionskontrolle zwischen Wettbewerbsrecht und 

Industriepolitik, 2001, Peter Lang Verlag, Frankfurt a. M. 

Oppermann, Thomas/Classen, Claus Dieter/Nettesheim, Martin: Europarecht, 8. Aufl. (2018), 

Verlag C. H. Beck, München 

Ostwald, Dennis A./Legler, Benno/Gerlach, Jan/Schwärzler, Marion C.: Untersuchung der 

ökonomischen Bedeutung der Gesundheitswirtschaft in Hamburg, 2017, Studie im Auftrag der 

GWHH (Hrsg.), Hamburg 



 
 

- 404 - 

Pache, Eckhard: Der Staat als Kunde – System und Defizite des neuen deutschen 

Vergaberechts, DVBl 2001, 1781-1792 

Pache, Eckhard/Rüger, Christina: Klarheit über soziale Aspekte im Vergaberecht?, EuZW 

2002, 169-171 

Palandt, Otto (Begr.): Bürgerliches Gesetzbuch, 80. Aufl. (2020), Verlag C. H. Beck, München 

Partsch, Karl Josef: Die verfassungsmäßige Sicherung von Wirtschaftsprinzipien, ORDO 6 

(1954), 19-38 

Pavel, Ferdinand: Die volkswirtschaftliche Bedeutung der Tabakwirtschaft, Dezember 2012, 

DIW econ, Berlin 

Pechstein, Matthias/Nowak, Carsten/Häde, Ulrich (Hrsg.): Frankfurter Kommentar zu EUV, 

GRC und AEUV, Bd. III AEUV Art. 101-215, 2017, Mohr Siebeck Verlag, Tübingen 

Pechstein, Matthias: Elektrizitätsbinnenmarkt und Beihilfenkontrolle im Anwendungsbereich 

des Euratom-Vertrags, EuZW 2001, 307-311 

Petersen, Thieß: Wohlfahrtsmessung: Inlandsprodukt versus Nationaleinkommen, 

Wirtschaftsdienst 2019, 725-730 

Pilbeam, Keith/Beckmann, Joscha: Internationale Wirtschaft, 2017, Schäffer-Poeschel Verlag, 

Stuttgart 

Rechts- und Staatswissenschaftliche Fakultät Göttingen (Hrsg.): Festschrift für Julius von 

Gierke, 1950, Walter de Gruyter & Co. Verlag, Berlin 

Reißmüller, Heinz: Grundgesetz und Wirtschaftsverfassung, 1960, Diss., München 

Reuß, Wilhelm/Chorvat, Rudolf M.: Wirtschaftsverfassung, Allgemeine 

Wirtschaftsverwaltung, Organisationsrecht der Wirtschaft, 1964, Carl Heymanns Verlag, Köln 

Riha, Michael: Ökonomische Analyse des Sachmängelgewährleistungsrechts des BGB, 2007, 

Herbert Utz Verlag, München 

Rinck, Gerd/Schwark, Eberhard: Wirtschaftsrecht, 6. Aufl. (1986), Carl Heymanns Verlag, 

Köln 



 
 

- 405 - 

Rinck, Gerd: Wirtschaftsrecht, 5. Aufl. (1977), Carl Heymanns Verlag, Köln 

Rochon, Louis-Philippe/Rossi, Sergio (Editors): The Encyclopedia of Central Banking, 2015, 

Edward Elgar Publishing Ltd, Cheltenham (UK) 

Rodi, Michael: Die Subventionsrechtsordnung, 2000, Verlag J. C. B. Moehr (Paul Siebeck), 

Tübingen 

Rolle, Carsten: Europäische Regionalpolitik zwischen ökonomischer Rationalität und 

politischer Macht, 2000, Selbstverlag des Zentralinstituts für Raumplanung und des Instituts 

für Siedlungs- und Wohnungswesen der Universität Münster 

Rosenbusch, Christopher: Marktliberalisierung durch Europarecht, 2001, Roderer Verlag, 

Regensburg 

Rottmann, Manuala: Vom Wettbewerbsrecht zur Ordnungspolitik, 2008, Nomos Verlag, 

Baden-Baden 

Ruffert, Matthias: Zur Leistungsfähigkeit der Wirtschaftsverfassung, AöR 134 (2009), 197-239 

Rupp, Hans H.: Grundgesetz und „Wirtschaftsverfassung“, 1974, Verlag J. C. B. Mohr (Paul 

Siebeck), Tübingen 

Sachs, Hans (Hrsg.): Grundgesetz, 8. Aufl. (2018), Verlag C. H. Beck, München 

Sachverständigenrat: Jahresgutachten, 1978/79, 2014/15, Wiesbaden 

Säcker, Franz Jürgen/Rixecker, Roland/Oetker, Hartmut (Hrsg.): Münchener Kommentar zum 

Bürgerlichen Gesetzbuch, Bd. 2, 8. Aufl. (2019), Verlag C. H. Beck, München 

Sauernheimer, Karlhans: Ist Deutschland der Eurogewinner?, ifo schnelldienst 9/2015, S. 6-9, 

Institut für Wirtschaftsforschung, München 

Schaal, Peter: Geldtheorie und Geldpolitik, 2. Aufl. (1989), R. Oldenbourg Verlag, München 

Schachtschneider, Karl Albrecht: Verfassungsrecht der Europäischen Union – Teil 2 

Wirtschaftsverfassung mit Welthandelsordnung, 2010, Verlag Duncker & Humblot, Berlin 

Schäfer, Hans-Bernd/Ott, Claus: Lehrbuch der ökonomischen Analyse des Zivilrechts, 6. Aufl. 

(2020), Springer Verlag, Heidelberg 



 
 

- 406 - 

Schäfer, Holger/Schmidt, Jörg: Einkommensmobilität in Deutschland: Entwicklung, Strukturen 

und Determinanten, IW-Trends 2/2009, 16 S., Köln 

Scherer, Josef: Die Wirtschaftsverfassung der EWG, 1970, Nomos Verlag, Baden-Baden 

Scherpenberg, Jens van: Ordnungspolitik im EG-Binnenmarkt: Auftrag für die Politische 

Union, 1992, Nomos Verlag, Baden-Baden 

Schewe, Gerhard: Unternehmensverfassung, 2005, Springer Verlag, Heidelberg 

Scheuner, Ulrich (Hrsg.): Die staatliche Einwirkung auf die Wirtschaft, 1971, Athenäum 

Verlag, Frankfurt a. M. 

Scheuner, Ulrich: Die staatliche Intervention im Bereich der Wirtschaft. Rechtsformen und 

Rechtsschutz, VVDStRL 11 (1954), 1-75 

Schmidt, Karsten (Hrsg.): Insolvenzordnung, 19. Aufl. (2016), Verlag C. H. Beck, München 

Schmidt am Busch, Birgit: Die Gesundheitssicherung im Mehrebenensystem, 2007, Mohr 

Siebeck Verlag, Tübingen 

Schmitt, Carl: Der Hüter der Verfassung, 2. Aufl. 1969, Duncker & Humblot, Berlin 

Schmölders, Günter: Der Wettbewerb als Mittel volkswirtschaftlicher Leistungssteigerung und 

Leistungsauslese, 1942, Duncker & Humblot Verlag, Berlin 

Schnabl, Gunther: Die Verteilungseffekte der Geldpolitik derEuropäischen Zentralbank und 

deren Einfluss auf die politische Stabilität, 2019, Working Paper No. 160, 24 S., 

Wirtschaftswissenschaftliche Fakultät, Universität Leipzig 

Schneider, Claudia: Europäisch verbunden und national gebunden, 2017, Verlag Springer 

Fachmedien, Wiesbaden 

Schröter, Helmuth/Jakob, Thinam/Klotz, Robert/Mederer, Wolfgang: Europäisches 

Wettbewerbsrecht, 2. Aufl. (2014), Nomos Verlag, Baden-Baden 

Schulze, Reiner (Schriftleitung): Bürgerliches Gesetzbuch, 10. Aufl. (2019), Nomos Verlag, 

Baden-Baden 



 
 

- 407 - 

Schulze-Steinen, Mathias: Rechtsfragen zur Wirtschaftsunion, 1997, Nomos Verlag, Baden-

Baden 

Schürmann, Leo: Grundsatzfragen der Wirtschaftsverfassung, in: Schweizer Monatshefte, 

Zeitschrift für Politik, Wirtschaft, Kultur, Band 59 (1979), S. 971-977, ETH Zürich 

Schwarz, Michael: Grundlinien der Anerkennung im Raum der Freiheit, der Sicherheit und des 

Rechts, 2016, Verlag Mohr Siebeck, Tübingen 

Schwarze, Jürgen/Becker, Ulrich/Hatje, Armin/Schoo, Johann (Hrsg.): EU-Kommentar, 

4. Aufl. (2019), 3. Aufl. (2012), Nomos Verlag, Baden-Baden 

Schwarze, Jürgen (Hrsg.): Die Vergabe öffentlicher Aufträge im Lichte des europäischen 

Wirtschaftsrechts, 2000, Nomos Verlag, Baden-Baden 

Schwarze, Jürgen: Das wirtschaftsverfassungsrechtliche Konzept des Verfassungsentwurfs des 

Europäischen Konvents - zugleich eine Untersuchung der Grundprobleme des europäischen 

Wirtschaftsrechts, EuZW 2004, 135-140 

Schweickert, Rainer: Leistungsbilanzentwicklung ausgewählter Schwellenländer Asiens und 

Lateinamerikas, 2000, Verlag Mohr Siebeck, Tübingen 

Schwintowski, Hans-Peter (Hrsg.): Bankrecht, 4. Aufl. (2014), Carl Heymanns Verlag, Köln 

Siekmann, Helmut (Hrsg.): EWU, 2013, Verlag Mohr & Siebeck, Tübingen 

Siekmann, Helmut (Hrsg.): Festschrift für Theodor Baums, Bd. II, 2017, Verlag Mohr Siebeck, 

Tübingen 

Siekmann, Helmut: Ziele, Aufgaben und Befugnisse des Europäischen Systems der 

Zentralbanken, Working Paper Series No. 101 (2016), 30 S., IMFS, Frankfurt a. M. 

Šik, Ota: Wirtschaftssysteme, 1987, Springer Verlag, Berlin 

Simons, Henry C.: Rules versus Authorities in Monetary Policy, Journal of Political Economy, 

vol. 44 (1936), 1-30 

Sinn, Hans-Werner/Wollmershäuser, Timo: Target-Kredite, Leistungsbilanzsalden und 

Kapitalverkehr: Der Rettungsschirm der EZB, ifo Schnelldienst 2011, Sonderausgabe Juni 



 
 

- 408 - 

2011, 29 S., München (zit.: Sinn/Wollmershäuser: Target-Kredite, ifo Schnelldienst 

Sonderausgabe Juni 2011, S.) 

Smith, Adam: Der Wohlstand der Nationen, 1776, in der Übersetzung von Horst Claus 

Recktenwald 1974, Verlag C. H. Beck, München  

Spahn, Peter: Geldpolitik, 3. Aufl. (2012), Verlag Franz Vahlen, München 

Statistisches Bundesamt: Verdienste und Arbeitskosten. Arbeitnehmerverdienste, 2019, 

Fachserie 16 Reihe 2.3, Wiesbaden 

Statistisches Bundesamt: Statistisches Jahrbuch 2017, Wiesbaden 

Staudinger, Julius von: J. von Staudingers Kommentar zum Bürgerlichen Gesetzbuch mit 

Einführungsgesetz und Nebengesetzen, §§ 21-79 BGB (Neubearbeitung 2019), Sellier – de 

Gruyter Verlag, Berlin  

Steffens, Juliane: Erneuerbare Energien im europäischen Binnenmarkt für Elektrizität, 2018, 

Nomos Verlag, Baden-Baden 

Steinbach, Armin/Aaken, Anne van: Ökonomische Analyse des Völker- und Europarechts, 

2019, Mohr Siebeck Verlag, Tübingen 

Steindorff, Ernst: Markt und hoheitliche Verantwortung in der EG, ZHR 164 (2000), 223-273 

Steinle, Christoph C.: Europäische Beschäftigungspolitik, 2001, Verlag Duncker & Humblot, 

Berlin 

Stelter, Daniel: Ist Deutschland der Eurogewinner?, ifo schnelldienst 9/2015, S. 3-5, Institut für 

Wirtschaftsforschung, München  

Stern, Klaus: Rechtsfragen der öffentlichen Subventionierungs Privater, JZ 1960, 518-525 

Steyer, Ronald M.: Transeuropäische Netze, 2001, Peter Lang Verlag, Frankfurt a. M. 

Stockhausen, Maximilian: Ist der Traum vom sozialen Aufstieg in Deutschland ausgeträumt?, 

IW-Kurzbericht 48/2018, 3 S., Köln 

Stotz, Rüdiger: Die EG-Stahlkrise im Lichte der Wirtschaftsverfassung des EGKS-Vertrages, 

1983, Nomos Verlag Baden-Baden  



 
 

- 409 - 

Stralendorff, Niclot von: Die spanische Wirtschaftsverfassung aus rechtsvergleichender Sicht, 

2016, Verlag Duncker & Humblot, Berlin 

Strauß, Walter: Wirtschaftsverfassung und Staatsverfassung, 1952, Verlag J. C. B. Mohr (Paul 

Siebeck), Tübingen 

Streinz, Rudolf: EUV/AEUV, 3. Aufl. (2018), 2. Aufl. (2012), Verlag C. H. Beck, München 

Streinz, Rudolf: Europarecht, 10. Aufl. 2016, Verlag C. F. Müller, Heidelberg 

Thiele, Alexander: Die EZB als fiskal- und wirtschaftspolitischer Akteur?, EuZW 2014, 694-

698 

Thiele, Willi: Einführung in das Wirtschaftsverfassungsrecht, 1970, Verlag 

Otto Schwartz & Co., Göttingen 

Tschekuschina, Tatjana: Rechtliche Aspekte der geldpolitischen Instrumente des Europäischen 

Systems der Zentralbanken, 2008, Nomos Verlag, Baden-Baden 

Tschierschky, Siegfried: Wirtschaftsverfassung, 1924, Ferdinand Hirt Verlag, Breslau 

Tsiliotis, Charalambos: Der verfassungsrechtliche Schutz der Wettbewerbsfreiheit und seine 

Einwirkung auf die privatrechtlichen Beziehungen, 2000, Verlag Duncker & Humblot, Berlin 

Utecht, Torsten: Komplementäre Leistungs- und Kapitalbilanzsalden, 1999, Verlag 

dissertation.de, Berlin (zugl. Diss. Techn. Hochschule Aachen 1998) 

Vahlpahl, Tobias: Europäische Sozialpolitik, 2007, Deutscher Universitätsverlag, Wiesbaden 

Vanberg, Viktor J.: Liberalismus und Demokratie: Zu einer vernachlässigten Seite der liberalen 

Denktradition, ORDO 65 (2014), 345-374 

Vincze, Attila: Die Verrechtlichung der Wirtschaftspolitik, 2009, Diss., Ludwigs-Maximilian 

Universität München 

Wagener, Hans-Jürgen/Eger, Thomas: Europäische Integration, 2009, Verlag Franz Vahlen, 

München 

Waldschmitt, Elmar: Die europäische Sozialunion, 2001, Peter Lang Verlag, Frankfurt a. M. 



 
 

- 410 - 

Watzinger, Christine: Rechtliche Probleme der Ausgestaltung von Zahlungsverkehrssystemen 

in der Europäischen Wirtschafts- und Währungsunion, 2016, Nomos Verlag, Baden-Baden 

Weber, Wilhelm: Österreichs Wirtschaftsverfassung und Wirtschaftsordnung, 1957, Springer 

Verlag, Wien 

Weede, Erich: Wirtschaft, Staat und Gesellschaft, 1990, Verlag J. C. B. Mohr Siebeck, 

Tübingen 

Wemmer, Benedikt: Die neuen Kulturklauseln des EG-Vertrages, 1996, Peter Lang Verlag, 

Frankfurt a. M. 

Wentzel, Dirk (Hrsg.): Europäische Integration – Ordnungspolitische Chancen und Defizite, 

2006, Verlag Lucius & Lucius, Stuttgart 

Westermeier, Christian: Exploring the possibilities and boundaries of survey data for the 

analysis of wealth and wealth transfer, 2017, Diss., Freie Universität Berlin 

Weyand, Rudolf: Vergaberecht, 4. Aufl. 2013, Verlag C. H. Beck, München 

Wiebe, Gerhard: Unternehmerfreiheit versus Verbraucherschutz?!, 2017, Nomos Verlag, 

Baden-Baden  

Wimmer, Norbert/Müller, Thomas: Wirtschaftsrecht, 2007, Springer Verlag, Wien 

Wissenschaftlicher Dienst des Deutschen Bundestages: Privatisierung der Wasserversorgung 

und ihre Folgen in ausgewählten EU-Staaten, April 2013, Ausarbeitung WD 5-3000 - 027/13, 

76 S., Berlin 

Witt, Ulrich: Ordnungsökonomik und Soziale Marktwirtschaft in Bedrängnis, ORDO 63 

(2012), 159-178 

Zacher, Clemens: Die Entstehung des Wirtschaftsrechts in Deutschland, 2002, Duncker & 

Humblot, Berlin 

Ziekow, Jan: Freiheit und Bindung des Gewerbes, 1992, Verlag Duncker & Humblot, Berlin 

Ziltener, Patrick: Wirtschaftliche Effekte der europäischen Integration: Theorienbildung und 

empirische Forschung, MPIfG Working Paper 01/7, 2001, 68 S., Max Planck Institute for the 

Study of Societies, Köln (zit.: Ziltener, MPIfG working paper 01/7, 2001, S.) 



 
 

- 411 - 

Zippelius, Reinhold: Juristische Methodenlehre, 11. Aufl. 2012, Verlag C. H. Beck, München 

Zuck, Rüdiger: Wirtschaftsverfassung und Stabilitätsgesetz, 1975, Wilhelm Goldmann Verlag, 

München 

 


